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Vorwort. 
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Diese Grundsätze des praktischen Europäisch- 
Amerikanischen Seerechts sind nicht aus einer massigen 
Speculation heraus, für müssige Speculirer geschrieben , son- 
dern sollen möglichst dem praktischen Bedürfnisse der Richter 
und Advocaten, der Handels- und Seeleute entsprechen. 

Nichtsdestoweniger macht das Werk entschieden einen 
Anspruch darauf , die Wissenschaft des Seerechts weiter 
zu befördern. 

Zugleich hat das Werk noch ein patriotisches Ziel, 
nämlich den Umschwung des vaterlandischen Seelebens in 
der Gegenwart durch Aufdeckung der den internationalen 
Seeverkehr leitenden Grundsätze zu unterstützen und viel- 
leicht zu beschleunigen. Indessen ist doch der Standpunkt 
des Verfassers und zuversichtlich auch seines Werkes nicht 
ein bloss Deutscher, überhaupt kein beschrankt nationaler. 
Der Verfasser erkennt zu sehr die grosse Weltbedeutung 
und Weltstellung des internationalen Seeverkehres, als 
dass er sich in die Befangenheit eines specifischen Staats- 
und Volksparticularismus hätte verstricken können. Er hat 
nur als ein guter Patriot namentlich dem Norddeutschen 
Seeverkehre zu Diensten sein wollen. Aber er weiss sehr 
wohl, dass das Norddeutsche Seerechtin seiner Vereinzelung 
kaum zu einem organischen Ganzen verarbeitet werden kann, 
dass dasselbe fortwährend des Seerechts der übrigen Staaten 
Europa'» und Amerika^ zu seiner Ergänzung bedarf, dass 
überhaupt das moderne Seerecht universeller, internationaler 
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d. i. Europäisch-Amerikanischer Natur ist, dass mithin selbst 
derjenige, welcher das Particularseerecht seines Vaterlandes 
darstellen wolle, diese universelle Natur des Seerechts fort- 
während im Auge behalten müsse, wenn er nicht etwas 
völlig Mangelhaftes, Unvollständiges und Unbrauchbares liefern 
wolle. Nun vollends der Verfasser dieses Werkes, welches 
eben vorzugsweise das internationale Seerecht darstellen soll 
und dabei nur besonders auch das Norddeutsche Handels- 
interesse berücksichtigt! Daher hat es denn der Verfasser 
für noth wendig gehalten, wie das Norddeutsche, eben so 
sehr das Holländische, Englische, Französische, 
Spanische, Nordamerikanische, Dänische, Schwe- 
dische, Russische etc. Seerecht in allen Details m die 
gehörige Berücksichtigung zu ziehen, ja der Verfasser hat 
vorzugsweise seine Grundsätze des Europäischen See- 
rechts aus einer Vergleichung und Combination der ein- 
zelnen Bestimmungen aller jener Particularse erechte con- 
struiren und schon darum sie alle gleichmässig berück- 
sichtigen zu müssen geglaubt. Doch hat er einmal die Staaten 
des Mittelmeeres und somit auch Süddeutschlands nicht so 
besonders berücksichtigen wollen. Sodann aber ist es natür- 
lich, dass er die neueren vollständigeren und praktischen 
Seerechte mehr benutzt hat, als die älteren, unvollständigen 
und vielfach veralteten. Demnach hat er namentlich das 
Holländische und Spanische neueste Handelsgesetzbuch wegen 
ihrer grossen Vortrefflichkeit, sodann den Französischen Code, 
nicht weniger das neueste Preuss. Hecht, besonders wegen 
seiner Vollständigkeit, vorzüglich aber die Englische und 
Nordamerikanische Praxis wegen ihrer grossen Autorität und 
Verbreitung in allen Ländern benutzt, und konnte fuglich 
weniger benutzen die Schwedischen, Dänischen, Russischen, 
sowie die mittelalterlichen Rechte, weil deren Bestimmungen 
zum Theil veraltet und meist sehr unvollständig sind, so dass 
gerade die Seerechtspraxis dieser Länder mehr als dies in 
anderen Staaten der Fall ist, deren Seerechtsgesetzgebung 
neuer und vollständiger oder deren Praxis wie in England 



Digitized by 



Vorwort. 



V 



mehr entwickelt ist, unmittelbar auf die Grundsätze des Europ. 
Seerechts überhaupt sioh stützen muss. 

Als ein Frevel erscheint es aber geradezu, die lebendigen 
Strömungen des modernen Seeverkehrs in die armseligen 
Bestimmungen des Römischen Rechtes über Seerecht ein- 
zwangen zu wollen, obwohl gewisse Gerichtshöfe anderer 
Meinung zu sein scheinen. 

Zur Benutzung des Werkes in Bezug auf ein einzelnes 
Land wird man allerdings noch dessen besondere particular- 
rechtliche Bestimmungen immer zu Rathe ziehen müssen. 
Denn nach Umfang und Anlage des Werkes war es nicht 
möglich, jegliche particularrechtliche Besonderheit zu notiren, 
sondern nur die, welche für das gemeine Seerecht von Be- 
deutung zu sein schien. 

Auch konnte und sollte in dem Werke nicht ausdrück- 
lich eine historische Entwickelung und Feststellung der 
heutigen Praxis gegeben werden. Dasselbe würde sonst 
allzusehr angeschwollen sein. Indessen wird hoffentlich der 
Leser merken, dass der Verfasser auf Grundlage eines histo- 
rischen Studiums der einzelnen Seerechtssatzungen seine 
Grundsätze auferbaut hat. Blosse antiquarische Notizen hat 
er selten angebracht. 

Zu einer völlig abgerundeten, geschlossenen System atik 
schien dem Verfasser, wegen des Mangels an bedeutenden 
Vorarbeiten, der Stoff noch nicht genug präparirt zu sein. 
Es hat sich demnach der Verfasser nur einer gewissen Ueber- 
sichtlichkeit zu praktischen Zwecken befleissigt und glaubt, 
bei dem gegenwärtigen Standpunkte der Seerechtswissen- 
schaft, auch in dieser Beziehung den wissenschaftlichen An- 
forderungen Genüge gethan zu haben. Seine Nachfolger 
mögen hierin Besseres leisten. Uebrigens hat der Verfasser, 
bei dem ziemlich bedeutenden Umfange des Werkes, nicht 
angestanden, in einzelnen Fallen kleine Wiederholungen zu 
machen. 

Seine Vorganger hat der Verfasser gewisssenhaft benutzt, 
namentlich Abbott, Pardessus und Pöhls. Besonders hat 
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Letzterer ihm ein sehr schätzbares und ungemein reichhal- 
tiges Material geboten, welches aber der Verfasser bedeutend 
vermehrt hat. 

In den Details, wo es namentlich mehr auf Zahlenver- 
haltnisse oder ganz concrete Bestimmungen ähnlicher Art 
ankam, hat es der Verfasser vorgezogen, statt vieler ab- 
stracter Redensarten einfach das Princip anzudeuten und 
dafür die detaillirten Bestimmungen der einzelnen wichtigen 
Seerechte zur Erläuterung hinzuzufügen. 

Schliesslich erkennt der Verfasser mit dem herzlichsten 
Danke die freundliche Aufnahme und literarische Unter- 
stützung an, welche ihm während seines siebenmonatlichen 
Aufenthaltes in Hamburg von vielen Seiten zu Theil ge- 
worden ist. 

Halle, den 26. November 1850. 

Oer Verfasser. 



• « t 
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Einleitende Erörterungen. 



Kapitel I. 

' Grundbegriffe« 

§. 1. Bedeutung des Seerechts. 

Das Seerecht umfasst den Kreis derjenigen Rechtsverhält- 
nisse, welche sich auf Grundlage des durch die See vermittelten 
Verkehres bilden. Es ist ein eigentümlicher Zweig des allge- 
meinen Verkehrs- oder Handelsrechts und hat, in seiner 
verschiedenen Ausdehnung, zugleich einen mehr oder weniger 
internationalen Charakter, stützt sich demnach auf dasVö 1 k e r- 
recht (droit des gens) im modernen Sinne (siehe §2.). Das 
Schiffahrtsrecht umfasst noch mehr als das Seerecht, indem 
es sich über die Rechtsverhältnisse der Schiffahrt sowohl zur 
See als auf den Flüssen verbreitet; das Seerecht ist eben nur 
das Seeschiflahrtsrecht. Wir Deutschen sind arm an Namen 
dafür*); französisch heisst es droit maritime; englisch naval, 
maritime, marine law, sea-law, law of the sea, law of maritime 
commerce, law of shipping and navigation; lateinisch ius 
maritim um. 



1. In technischer, namentlich juridischer Beziehung bedient man sich 
im Deutschen nicht des Ausdrucks Meer, sondern See, also See- 
recht, Seemann, Seewesen, Seehandlung etc. 

v. Kaltenborn, Seerecbt I. 1 
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§ 2. Einteilungen 2 ). 

Theils nach dem inneren oder äusseren Umfange, theils nach 
der wissenschaftlichen Auffassung wird das Seerecht verschieden 
eingetheilt. I. Man unterscheidet wie alles Recht so auch das 
Seerecht als positives und als natürliches (ideales, phi- 
losophisches). Letzteres hat das Ideal (die wahre Natur) 
der rechtlichen Grundsätze für den Seeverkehr darzustellen und 
hat dafür keinen höheren oder niedrigeren Massstab als den der 
höchsten wissenschaftlichen Auflassung (Philosophie) des 
jedesmaligen Zeitalters, so dass auch diese Art des Seerechts 
nichts Absolutes, Ewiges, für alle Zeilen Gleiches sein kann. 
Die Darstellung eines solchen philosophischen Scerechts ist noch 
nicht versucht und dürfte wegen der Sprödigkeit des seerecht- 
lichen Stoffes ihre grossen Schwierigkeiten haben. Das positive 
Seerecht tyat dagegen hur die Wirklichkeit der Praxis des 
Seeverkehrs vor Augen und stellt entweder dar, wie sich diese 
Praxis im Verlaufe der Geschichte in den verschiedenen Zeiten 
allmälig gestaltete und entfaltete (positiv- historisches See- 
recht, Geschichte des Seerechts), oder es hält irgend ein 
Stadium der historischen Entwicklung des seerechtlichen Ver- 
kehres und namentlich in seiner jüngsten Gestaltung in der 
unmittelbaren Gegenwart, fest und fasst die einzelnen 
Satzungen zu einem systematischen Ganzen zusammen 
(positiv-dogmatisches Seerecht, positives System des 
Seerechts, positives oder praktisches Seerecht). — II. Nach 
dem äusserlichen Umfange des Gebietes, innerhalb dessen das 
positive Seerecht praktisch gilt, unterscheidet man dasselbe 
wiederum in universelles, allgemeines und particulä- 
res, locales, statutarisches Seerecht. Unter dem ersteren 
versteht man gewöhnlich ») das praktische Europäisch-Amerika- 



2. Vergl. Pöhl's Seerecht S. 1 — 3 mit Nau Völkerseerecht §4 — 15, 
welcher letztere sehr detaillirt ist, aber »ehr veraltete Ansichten 
auftischt. 

3. Doch verstehen Manche unter allgemeinem Seerecht auch wohl 
das philosophische oder natürliche. — Auch nennt man das See- 
recht eines Reiches (oder Staatenbundes) gemeines oder allgemeines 
im Gegensatz zu dem der einzelnen Länder, Provinzen und Städte, 
z.B. Gemeines Deutsches Seerecht, im Gegensatz zum parti- 
cul&ren Hamburgischen u. s. w. — ThoTs (Handelsrecht I. S. 9) 
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nische Seerecht, welches die Grundsätze enthält, welche über- 
haupt unter allen ihren Seeverkehr auf der Basis des Rechts 
regulirenden Völkern, also allgemein, universell gilt. Das par- 
ticuläre etc. hat ein geringeres Gültigkeitsgebiet, nämlich einige 
Staaten oder ein Reich, eine Provinz, Stadt etc.; also z. B. 
Englisch-Nordamerikanisches, Französisches, Pommersches, Dan- 
ziger Seerecht. — III. Nach den Quellen unterscheidet man 
sowohl das gemeine als das particuläre Seerecht in Gewohn- 
heits- und in Vertragsseerecht. Für das allgemeine Euro- 
päisch-Amerikanische Seerecht sind Gesetze keine (wenigstens 
keine unmittelbare) Rechtsquelle; das durch Gesetze unmittel- 
bar festgestellte Seerecht ist immer nur particuläres (Russisches, 
Englisches etc.). — IV. Die Abtheilung in Friedensseerecht 
und in Kriegsseerecht ist leicht verständlich. Das völkerrecht- 
liche Institut des Krieges 4 ) erzeugt in seinem Einflüsse auf den 
Seeverkehr einen eigenthümlichen Kreis seerechtlicher Verhält- 
nisse, welche das Seckriegsrecht bilden. — V. In der Beschrän- 
kung auf den Seeverkehr der Privatpersonen untereinander ist 
das Seerecht Privatsee recht; auf die Beziehungen seerecht- 
licher Art zwischen der Staatsgewalt und den Unterthanen eines 
Landes Staatsseerecht und dieses ist allemal psrticulären See- 
recht, indem es einen Theil des positiven Staatsrechts jedes 
einzelnen seehandeltreibenden Volkes bildet und sich namentlich 
durch finanzielle, polizeiliche und militärische Bestimmungen 



Eintheilung des positiven Handelsrechts (und consequent des See- 
rechts) in historisch allgemeines und dogmatisch allgemeines 
scheint mir an sich nicht viel werth und ist namentlich im Seerechte 
ohne Bedeutung, das gemeine Europäische wie das gemeine Deutsche, 
Französische, Englische etc. Seerecht ist eben so sehr ein historisch 
wie dogmatisch allgemeines. Der Unterschied könnte nur in dem 
Grade und der Art der wissenschaftlichen Behandlung liegen, indem 
in dem einen Falle (historisch) die einzelnen Sätze nur mechanisch 
zusammenaddirt, in dem anderen (dogmatisch) zu einem systemati- 
schen Ganzen nach den leitenden Principien . combinirt werden 
möchten: eine Unterscheidung, welche ernstlich durchzuführen Nie- 
mand sich herablassen wird, also etwas Unpraktisches. Vergleiche 
übrigens meine Kritik des Völkerrechts. S. 238 ff. 
4. Der Krieg ist eins von den internationalen Rechtsmitteln zur 
Schlichtung von Streitigkeiten unter Staaten. 

1* 
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charakterisirt*) ; endlich auf die Verkehrsverhältnisse der Staaten 
untereinander Völkers e er echt •) oder internationales Seerecht 
im engeren Sinne. Das Staats- und das Völker- (besser 
Staaten-) Seerecht zusammen bilden das öffentliche See- 
recht Das Privatseerecht kann entweder particuläres (z. B. 
Preussisches, Lübisches, Pommersche? etc.) oder auch allge- 
meines, nämlich Europäisch - Amerikanisches sein und hat im 
letzteren Falle jedenfalls einen gewissen internationalen, öffent- 
lichen Charakter; es handelt sich dabei namentlich auch um den 
Seeverkehr der Privatleute des einen Staats mit denen des 
anderen und ein solcher Verkehr steht allemal unter den 
Satzungen und unter dem Schutze des Völkerrechts. Wenn 
somit das allgemeine Europäisch -Amerikanische Privatseerecht 
wenigstens indirect in den Kreis des internationalen Rechts ge- 
hört, so ist dagegen das Völkerseerecht, wie das auch schon der 
Name andeutet, unmittelbar ein Theil des Völkerrechts und wird 
auch gewöhnlich ziemlich umfangreich in den Systemen und 
Handbüchern des Völkerrechts abgehandelt 7 ). 

§3. Das praktische Europäisch-Amerikanische Seerecht. 

Der Kürze wegen bezeichnet man dasselbe auch wohl nur 
als Europäisches ganz so wie dies beim Völkerrechte geschieht. 
Es wird vom völkerrechtlichen Standpunkte aus das gemeine 
praktische genannt, weil behauptet werden darf, dass es bei 
allen ihren Seeverkehr nach Rechtsgrundsätzen normirenden 
Völkern gilt. Im Allgemeinen kann das nur von den christlichen 
Europäischen und Amerikanischen Staaten nebst ihren Kolonieen 
in den anderen Welttheilen gesagt werden. Dasselbe wird den 
Gegenstand unserer Darstellung bilden; doch werden wir uns 
dabei auf den Kreis des Privatseerechts beschränken, indessen 



ö. Th51 (Handelsrecht I. S. 9) versteht unter öffentlichem Seerecht 
nur dieses particuläre staatsrechtliche (mit Ausschluss des völker- 
rechtlichen). 

6. Die beiden Hamburger Büsch und Pöhla wollen es lieber See- 
▼Ölkerrecht nennen, was mir zum wenigsten auch zweideutig klingt. 

7. Am besten in den neuesten Werken der Art: Heffter, Europäisches 
Völkerrecht der Gegenwart (2. Aufl. Berlin 1848) und Wheaton's 
letztem Werk: lllments du droit international (2 Bde. Leipzig 1848), 
einer Umarbeitung seiner elements of international law (Lond. 1836). 
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indem wir aus dem Gebiete des öffentlichen •)» namentlich des 
eigentlichen Völkerseerechts Alles herbeiziehen, was von ent- 
schiedenem Einflüsse auf den Seeverkehr der Privaten in 
rechtlicher Beziehung ist, namentlich auch die meisten Ma- 
terien des Seekriegsrechts. Dabei wird es uns vor Allem auf 
die Darlegung der leitenden Grundsätze im Allgemeinen 
wie in jeder einzelnen Materie ankommen; indessen wollen wir 
doch nicht bloss einige abstracte Sätze als ein dürres Gerippe 
hinstellen, sondern das umfangreiche Material so vollständig als 
möglich darzulegen suchen. Diese leitenden Grundsätze sind 
dann aber nicht durch eine leere Abstraction, aus der reinen 
Vernunft, wie man sagt, zu gewinnen, sondern unmittelbar aus 
der lebendigen Praxis des Seelebens zu entnehmen, in- 
dem sie den Geist, die bewegenden Elemente der wirklichen 
Facta des Europäisch -Amerikanischen Seelebens enthalten. — 
Beispiele als Belege werden zwar, wo es nöthig erscheint, an- 
geführt werden, doch macht das Werk am wenigsten einen An- 
spruch auf eine blosse Sammlung von seerechtlichen Fällen, und 
glauben wir um so mehr der Ansicht sein zu dürfen, dass gerade 
auch durch eine Darlegung der Grundsätze den Praktikern 
gedient sein werde, als selbst Lord Truterden (Abbott), der 
berühmte englische Praktiker und Schriftsteller, dies für das 
Wesentliche seines Werkes •), im Gegensatz zu der, allerdings 
den bei weitem grössten Theil des Werkes in Anspruch nehmen- 
den Darstellung von einzelnen Seerechtsfällen, erklärt. Wir hätten 
es allerdings gern gesehen, wenn wir ganz ähnlich wie dies in 
dem untengenannten Werke und überhaupt bei Englischen 
Werken der Art der Fall ist, eine Fülle von einzelnen Rechts- 
fällen namentlich mit den gerichtlichen Entscheidungsgründen 
hätten bei allen einzelnen Materien darbringen können. Indessen 

8. Die innige Verbindung und schwierige Trennung des privaten und 
öffentlichen Seerechts deutet an Pöhls, Seerecht S. 4. 

9. A treatise of the law relative to merebant ships and seamen (zuerst 
London 1802, 8 Aufl. von W. Sbee 1847) in der Vorrede. Und die 
Engländer verstehen gewiss die Praxis zu würdigen. Uebrigens wird 
allerdings ein Deutscher nicht leicht an dem oben im Texte Be- 
haupteten zweifeln, und Mancher wird sich eben desshalb über das 
Gesagte verwundern. Im Auslande aber ist man nicht selten anderer 
Meinung und mag drum obige Auseinandersetzung gerade nur für 
Ausländer geschrieben sein. 
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wollte sich dies nach Zeit und Umständen nicht recht machen. 
Einmal wäre das Werk dadurch zum mindesten noch einmal so 
stark geworden und sodann hätten wir füglich nur fremdlän- 
dische, namentlich Englische und Nordamerikanische Rechts- 
falle vorlegen können, da es bis jetzt so gut als gar keinen 
Vorrath von Deutschen Rechtsfällen der Art gedruckt gibt 
und es doch durchaus nothwendig erscheint, sich auf bereits 
durch den Druck veröffentlichte Fälle zu beziehen, nicht bloss 
der Controle halben, sondern auch um die Darstellung so kurz 
als möglich machen zu können, und dies wird namentlich durch 
Verweisungen auf die ja Jedem leicht zugängliche, weil gedruckte 
Quelle erst möglich sein 10 ). 

§ 4. Entwicklung der Grundsätze. 

Da es an aller directen gesetzgeberischen Thätigkeit 
für die Hervorbringung von Rechtssatzungen für das Europäisch- 
Amerikanische Seerecht fehlt, also die gültigen Rechtssätze der 
Praxis noch nicht durch die geistige Macht eines Central - 
Organes für die Europäischen und Amerikanischen Staaten mit 
Bewusstsein zu einem lebendigen Ganzen, auch nicht einmal 
in einzelnen Materien, haben zusammengefasst werden können, 
und da es nicht einmal wahrhaft allgemeine, von allen oder 
auch nur von vielen Seevölkern gemeinsam geschlossene Völker- 
verträge seerechtlicher Art, mit Ausnahme einiger sehr 
bestrittener Neutralitätsverträge, gibt: so hat es allerdings für die 
Wissenschaft besonders grosse Schwierigkeiten, diese Grund- 
sätze aufzufinden und darzulegen. — Ganz anders wo die be- 
wusste centralisirende Thätigkeit der Gesetzgebung bereits der 
Wissenschaft vorgearbeitet hat! Hier im Europ. Seerechte hat 
die Theorie allein und so zu sagen uranfänglich es zu unter- 
nehmen, das Bewusstsein von den Rechtssätzen der Praxis über- 



10. Selbst in der gedruckten Sammlung der Entscheidungen des Ober- 
appellationsgerichta zu Lübeck in Hamburgischen Sachen (Hamburg 
1849. 1. Bd.) stehen nur wenige seerechtliche Fälle. Zu meiner 
Freude erfahre ich, dass gegenwärtig eine Anzahl junger Hamburger 
Advocaten eine Sammlung der Entscheidungen des Hamburger 
Handelsgerichts Und namentlich darunter viele seerechtlichen Fälle 
zu publiciren beabsichtigt. Leider fehlen uns Deutschen Werke 
wie die reports of cases of admiralty noch ganz. 
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haupt erst zu ermöglichen und zu verbreiten, sodann nicht weniger 
dieselben zu ordnen und zu gliedern, endlich zu einem organi- 
schen Ganzen zu verbinden. Doch scheinen die Schwierigkeiten 
nicht unüberwindlich und im Allgemeinen dieselben zu sein, 
welche sich der Construction einer Wissenschaft des sog. (rein) 
Deutschen Privatrechts 11 ) und des Völkerrechts ent- 
gegenstellen , indem auch hier und namentlich für das Völker- 
recht bis jetzt und für alle Zeiten die Gesetzgebung als rechts- 
erzeugendes Element fehlt. Freilich haben sich Manche durch 
jene Schwierigkeiten zu der verzweifelten Ansicht hinreissen 
lassen, dass es kein Deutsches Privatrecht, dass es kein Völker- 
recht, endlich dass es kein Gemeines Seerecht 12 ) gebe, und con- 
sequent haben sie denn auch die Wissenschaft des Völkerrechts, 
Seerechts etc. Iäugnen müssen. 

Es müssen aber, ganz analog wie dies beim Völkerrechte 18 ) 
der Fall ist, aus den allgemeinen Gewohnheiten, Sitten und 
Gebräuchen der Völker im Seeverkehre, also aus unmittelbaren 
Factis, aus denen erst durch combinatorische Thätigkeit die 
Rechtssatzungen zu entwickeln sind, und sodann aus dem 
particulären Rechte entweder der einzelnen Staaten, was 
sich wiederum in Gesetzen und in der Gewohuheit aus- 
spricht, oder mehrerer Staaten, die durch Verträge besondere 
seerechtliche Bestimmungen unter sich festgesetzt haben, die 
Grundsätze des gemeinen Seerechts entnommen werden. Aus 
den Bestimmungen des particulären Rechts wird man aber 



11. Doch können und wollen wir die in Deutschland, namentlich noch 
in dem letzten Decennium lebhaft geführten Schulstreitigkeiten Uber 
die Construction des sog. Deutschen Privatrechts sowie auch 
des Völkerrechts hier weder berühren, noch am allerwenigsten, 
wenn auch nur analogisch, sofort auf die Construction des gemeinen 
Europäischen Seerechts Ubertragen. Doch verkennen wir keines 
Wegs die Wichtigkeit einer näheren Untersuchung hierüber; nur 
scheint hier nicht der Ort dazu zu sein. 

12. Wenigstens läugnet Büsch (Bestreben der Völker einander im 
Seerecht recht webe zu thun. Hamburg 1800. S. 47 und 100.) die 
Existenz eines allgemeinen Völkerseerechts und Nau (Völkerseerecht, 
S. 14 und 15) stimmt ihm darin bei. Siehe auch Pöhls Seerecht 
S. 6. Note 3. 

13. Ueber die Quellen und die Wissenschaft des Volkerrechts siehe 
meine Kritik des Völkerrechts (Leipzig 1647) S, 231-255» 
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allgemeine Satzungen dadurch zu Tage fördern, dass man das 
nationale, locale Element der einzelnen Festsetzungen abwirft 
und sie sodann an dem allgemeinen und wesentlichen Charakter 
des Europäischen Seeverkehrs erprobt. 

Diese ganze theoretische Thätigkeit zur Auffindung der 
Satzungen des gemeinen positiven Seerechts wird sich mithin 
nach unserer Ansicht vorzugsweise auf ein Raisonnement aus 
der allgemeinen Natur des Europäisch - Amerikanischen 
Seeverkehres stützen müssen und erst durch combinatorische 
Entwicklung aus allgemeinen Gewohnheiten und particulären 
Bestimmungen allgemeine Sätze auffinden können. Füglich soll 
nun zwar alles Recht entwickelt, nicht durch mechanische 
Zusammenaddirung aufgestapelt werden; indessen ist es beim 
Seerechte nicht einmal möglich, ein Aggregat von Satzungen 
durch blosses Zusammenrechnen zu erhalten. Jedenfalls ist die 
Aufgabe der Doctrin hier eine eigenthümliehc und schwierige 
und wird sich die positive Theorie besonders in Acht nehmen 
müssen, bei den so oft nothwendigen Deductionen aus der 
Natur der Sache und des Seeverkehrs insbesondere, die posi- 
tive Wirklichkeit des Europäischen Seeverkehrs festzuhalten 
und nicht abstracten Prinzipien mit ihren unpraktischen Conse- 
quenzen nachzujagen; sie wird sich hüten müssen, nicht zu 
philosophischen, naturrechtlichen Theorien sich zu verlaufen, 
indem sie festhält, dass zwar das Naturrecht (hier als natür- 
liches Seerecht) ein Hülfs mittel zur Erforschung der positiven 
Satzungen sein dürfe und müsse, aber dass dasselbe nicht den 
Beruf haben könne, statt der positiven Satzung selbst aufgetischt 
oder gar für dieselbe ausgerufen zu werden ,4 ). 

Das Römische Recht kann für das gemeine Europäische 
Seerecht etwa nur als sogen, raison exrite gelten und erscheint 
mehr als ein Hülfsmittel zur Ergründung der eigentümlichen 
Natur der seerechtlichen Satzungen 15 ), denn als eine Quelle des 

14. Die nicht selten bei Praktikern, namentlich bei Deutschen, niemals 
bei Englischen, sich findende Aversion vor dem Naturrechte ist aber 
abgeschmackt. Es findet überhaupt kein absoluter Gegensatz zwi- 
schen positivem und natürlichem Rechte statt 

15. Zu dieser Ansicht bin ich namentlich durch das Studium englischer, 
nordamerikanischer und französischer seerechtlicher Entscheidungen 
gelangt. Für das Deutsche gemeine Seerecht ist allerdings das 
Römische Recht eine directe Quelle. 
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heutigen gemeinen Seerechts. Höchstens wird man es als eine 
subsidiäre Quelle ansehen und benutzen können, die übrigens 
nicht sehr reichhaltig fliesst, indem den Römern sehr viele 
Institute des modernen Seerechts unbekannt waren. 

Bei der allgemeinen handelsrechtlichen sowohl als völker- 
rechtlichen Grundlage des Europaischen Seerechts ist es natür- 
lich, dass für die Auffindung der seerechtlichen Satzungen das 
Handelsrecht sowie das Völkerrecht und deren Normen 
von Wichtigkeit sind und als die Grundelemente angesehen 
werden müssen, auf welchen sich die speeifisch seerechtlichen 
Satze auferbauen. 

Die weiteren Erörterungen über die Quellen des Seerechts 
werden im zweiten Kapitel dieses Abschnittes gegeben werden. 
Hier mussten wir nur zur Charakteristik unserer Methode auf 
das Wesen und das gegenseitige Verhältniss der Quellen ein- 
geben, 

§ 5. Berücksichtigung der Particularrechte, besonders Nord- 
deutschlands. 

Da wir zum grossen Theil das gemeine Europäisch- Ameri- 
kanische Seerecht aus den gemeinsamen Charakteren ") der 
einzelnen particulären Seerechte der verschiedenen Europäischen 
und Amerikanischen Staaten construiren zu müssen glauben ($4.), 
so versteht es sich schon von selbst, dass wir fortwährend auf 
die Particularrechte werden Rücksicht nehmen müssen. Es wird 
aber ausserdem unser Bestreben sein, in allen wichtigeren Ma- 
terien die übereinstimmenden oder abweichenden, die krank- 
haften wie die gesunden Satzungen in den Seerechten der ein- 
zelnen wichtigeren Staaten und Städte überall anzumerken, 

16. Diese Gemeinsamkeit zeigt sich ausserlich allerdings in einer lieber- 
einstimmung der verschiedenen particulären Satzungen des Seerechts 
in allen Details; aber sie beruht nicht in dieser Aeusserlichkeit, 
sondern tiefer in der verwandten Natur des Seeverkehrs, Überhaupt 
in der culturlichen, rechtlichen, politischen Verwandtschaft der nach 
Seerecht lebenden Völker, und dass das Meer und seine Gefahren, 
wie Bravard -Veyrie' res sagt, immer dieselben sind. Gerade im See- 
recht zeigt sich die Wahrheit des Satzes: non opinione, sed natura 
ius constitutum est (Cicero de leg.); es ist im Ganzen wegen der ge- 
meinsamen natürlichen Grundlage Uberall dasselbe: non alia lex 
Athenis, alia Romae, sed ius unum idemque ubicunque invenitur. 
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soweit dies uns möglich ist und soviel es der Raum irgend 
gestattet. 

Wir werden dann als Deutsche gerade das vaterlän- 
dische Seerecht ganz besonders einer Prüfung und Feststellung 
in den einzelnen Materien unterwerfen, indem es vor Allem 
unser aufrichtiger Wunsch und unser eifrigstes Bestreben ist, 
durch unsere Arbeit wie der Deutschen Wissenschaft, so vorzüglich 
der Praxis des Deutschen Seerechts in ihrem gegenwärtigen 
hoffentlich nachhaltigen Umschwünge zu Diensten zu sein. Doch 
werden wir, bei der geringen theoretischen Ausbildung des ge- 
meinen Deutschen Seerechts ir ), es vorziehen, weniger den 
allgemeinen Charakter des Deutschen Seerechts zu berück- 
sichtigen und in den einzelnen Instituten nachzuweisen, obgleich 
auch dies nicht ganz ausgeschlossen werden soll, als vielmehr 
die einzelnen wichtigeren particularrechtlichen Bestimmungen 
möglichst genau aufzeichnen. Und da uns ferner das Deutsche 
Seewesen durch alle Jahrhunderte der Deutschen Geschichte 
hindurch und namentlich auch in der Gegenwart vornämlich, 
wenn nicht ausschliesslich als ein Norddeutsches erscheint, 
so werden wir auch hauptsächlich nur die Norddeutschen 
Pa rticul arrech te, namentlich Pre u ssen's und der Hanse- 
städte zu berücksichtigen haben. Das sogen. Süddeutsche 
Seerecht ist entweder mehr allgemein Europäischer Art oder hat 
einen zu specifisch Universal-Oesterreichischen und Italienischen 
Charakter, als dass es im Interesse des vaterländischen Deutschen 
Seelebens so nothwendig erschiene, dasselbe ganz besonders zu 
berücksichtigen, doch soll es keineswegs völlig vernachlässigt 
werden. Auch bildet es nicht etwa einen Gegensatz zu dem 
Norddeutschen, sondern ruht, freilich wohl nicht mehr und nicht 
weniger als das aller übrigen Europäischen Staaten, mit ihm 
auf gemeinsamer Grundlage. 

§ 6. Fundamentale Ansicht vom seerechtlichen Verkehre. 

Ueber die Notwendigkeit, Nützlichkeit und Zweckmässigkeit 
des Seerechts zu sprechen, um etwa dadurch unsere unternom- 
mene Ausarbeitung zu rechtfertigen, scheint uns dermalen bei 
dem gegenwärtigen Standpunkte des Deutschen Lebens und der 



17. Die Literatur des gem. D. Seerechts ist arm (§ 38. Note) ; es ist eigent- 
lich nur eine Combination des Hanseatischen u. Preussischen. 
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Deutschen Wissenschaft unnöthig. Wohl aber wird es ange- 
messen sein, unsere fundamentale Ansicht vom Seerecht, das 
oberste bewegende Princip als den leitenden Factor für die 
Auffassung und Behandlung aller Details anzudeuten. Wenn 
man nur erst über die steile und triste wie verrottete Ansicht 
von der Nichtexistenz eines gemeinen Europäischen Seerechts 
hinaus ist, so wird man leicht einräumen, dass namentlich das 
Völkerrecht dessen Fundament ist. Der rechtliche Seeverkehr 
der Europäischen und Amerikanischen Staaten erbaut sich auf 
den Satzungen des Völkerrechts auf und dieses Seerecht ist so 
zu sagen internationaler Natur und bildet wenigstens mittelbar 
einen Zweig des internationalen, das ist des Völkerrechts (inter- 
national law, droit des gens). Aus dem Begriffe aber des unter 
den Völkern und Staaten existirenden Bandes internationaler 
Gemeinschaft und Ordnung, sowie positiv aus dem Wesen des 
Europäisch-Amerikanischen Staatensystems, was seit den letzten 
drei Jahrhunderten sich mehr und mehr zu consolidiren und zu 
organisiren begonnen hat, folgt nun mit Notwendigkeit der 
Grundsatz von einem allgemeinen Verkehrsrecht der Staaten 
unter einander, sowohl direct durch die unmittelbaren Organe 
des Staats (Souveraine und Beamte), als auch indirect durch 
die beiderseitigen Unterthanen, durch die Privaten der verschie- 
denen Staaten unter sich, so dass von Anfang an und dem 
Principe nach jeder Staat berechtigt ist, einen Verkehr mit 
anderen Staaten zu treiben, und zugleich jeder Staat verpflichtet 
ist, diesen Verkehr zu gestatten. Das internationale Verkehrs- 
leben erscheint hiernach als eine höhere Ordnung über den 
einzelnen Staaten, gegenüber welcher eine gänzliche Verkehrs- 
sperre, als wider das Völkerrecht, als ein Rechtsbruch erscheint. 
Doch wie überhaupt durch die völkerrechtliche Gemeinschaft 
unter den Staaten die So u veraine tät derselben nicht aufge- 
hoben werden soll und demnach jede politische Organisation auf 
völkerrechtlichem Gebiete in der Souverainetät ihren Massstab 
und ihre Schranke hat, so darf auch durch dieses aligemeine 
Verkehrsrecht jene principielle Souverainetät der Staaten nicht 
vernichtet werden und es dürfen demnach schon von Anfang 
an Modificationen dieses internationalen Verkehres durch die 
Souverainetät als gerechtfertigt erscheinen. Das ist denn auch 
die Praxis des positiven Völkerrechts in der Gegenwart. 
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Demnach steht auch der Satz fest, dass kein Staat, der mit 
anderen Staaten in internationaler Rechtsgemeinschaft steht, das 
Recht habe, dem anderen Staate und dessen Unterthanen den 
seerechtlichen Verkehr mit ihm völlig zu verbieten. Wohl aber 
darf jeder Staat, bei der von ihm principiell anerkannten recht- 
lichen Notwendigkeit des Seeverkehres unter den Europaisch- 
Amerikanischen Staaten, diesen Verkehr nach seinen individuellen 
Bedürfnissen naher bestimmen, modificiren und beschränken 
(z. B. durch Finanz- und Polizeivorschriften auch wegen kriege- 
rischer Massregeiii etc.). Aber es darf auf der anderen Seite 
diese Modificirung und Beschränkung nicht über das wirkliche 
Bedürfniss des Volks und Staats hinausgehen, sie muss vielmehr 
durch die vernünftige Existenz des Volks und Staats gefordert 
werden, und diese kann naturgemässer Weise niemals eine 
völlige Absperrung und Verschliessung gegen jeden Seeverkehr 
verlangen, denn dies würde mit dem innersten Berufe eines 
jeden Volkes im Widerspruche stehen, gerade durch die Ge- 
meinschaft mit anderen Völkern die Beschränktheiten der Natio- 
nalität abzustreifen und auf Grundlage der Nationalität zu einem 
allgemein menschlichen Typus zu gelangen. 

Es rechtfertigt sich aber die Befugniss jedes Staates zu 
solchen Beschränkungen wie des Verkehres mit anderen Staaten 
überhaupt so namentlich des Seeverkehrs nach dem Obigen dadurch, 
dass überhaupt durch die internationale Gemeinschaft das Recht 
der freien Persönlichkeit des Volks und Staats, das ist eben 
dessen Souverainetät, nicht aufgehoben ist Würde also z. B. 
der Seeverkehr mit einem Staate dem anderen Gefahr drohen 
für seine selbstständige und eigenthümliche naturgemässe Ent- 
wicklung in merkantiler, gewerblicher, culturlicher Beziehung, 
so hat er kraft des Princips der Souverainetät und zur eigenen 
Selbsterhaltung das Recht, diesen Verkehr zu beschränken, worin 
dann in höchster Potenz auch eine, wenigstens zeitweilige 
Abschliessung gegen den Seeverkehr mit jenem Staat liegen 
mag. Die Grenzen sind hier allerdings immer sehr schwer zu 
bestimmen und finden in jedem einzelnen Falle Collisionen statt 10 ). 



18. Nach dem Erörterten wird denn im einzelnen Falle zu entscheiden 
sein, in wie weit z, B. die Absperrung Russlands besonders gegen 
die Preussischen Ostlande sich rechtfertigen lasse; ferner in 
wie weit Schutzzolle zu Recht beständig sind etc. 
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Aach ist aus dem Gesagten völlig klar, dass die Befugniss zu 
einer solchen, namentlich höchsten Beschränkung des Seever- 
kehrs immer als Ausnahme von der Regel des freien Verkehres 
dasteht und erst durch die Eigenthümlichkeit der besonderen 
Verhältnisse und Zustände ihre Ausnahmeexistenz erlangt. Das 
Normale ist der freie Verkehr und es ist darnach zu streben, 
jene Irregularitäten zu überwinden, indem den besonderen Be- 
dürfnissen des bestimmten Staats anderweitig entsprochen wird : 
wie man denn namentlich durch die besonderen Bestimmungen 
der Handels- und Schiffahrtsverträge solcher Staaten dergleichen 
Collisionen möglichst auszugleichen gesucht hat. 

§ 6 a. Anordnung des Stoffes. 

Dabei befolgen wir weniger einen strengen systematischen 
Gang, als dass wir uns einer gewissen üebersichtlichkeit be- 
fleissigen. Der praktische Gesichtspunkt schien uns bei einer 
so praktischen Materie besonders festgehalten werden zu müssen. 
Wir enthalten uns demnach auch aller weiteren Erörterungen 
und verweisen auf die genauere Uebersicht des Inhalts hinter 
der Vorrede. 



Kapitel II. 
Quellen des Seerechts. 

Literatur: Historisch-kritische Erörterungen über die Quellen 
stellen an: Groult, discours sur le droit maritime ancien, moderne etc. 
et sur la maniäre de laudier. (Paris 1782, auch 1786, nur 50 Seiten 
und ohne Werth.) — Bajot, rasurne* des lois anciennes et modernes sur 
la marine (nur 52 Seiten und ohne grossen Werth. Paris 1841). — Axuni, 
origine et progr£s du droit et de la legislation maritime avec des Ob- 
servation* sur le consulat de la mer (Paris 1810. S. 1—289). — Auch 
Pardessus in der sogleich zu nennenden Collection gibt nicht bloss 
eine Sammlung, sondern auch eine und zwar die beste und umfang- 
reichste historisch -kritische Entwickelung der Quellen, sowie bei jedem 
Abschnitte besonders eine geschichtliche Uebersicht der strandrechtlichen 
Praxis. Sodann sind hier noch zu citiren: Boulay-Paty cours de 
droit commercial maritime (Rennes und Paris 1821—23. 4 Thle.) tom. L 
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— Lange, brevis introductio in notitiam legum nauticarum (Lübeck 1713), 
worin sich auch eine Art von Liter&rgeschichte des Seerechts findet. — 
E. Meyer, hi&toria leg. marit med. aevi. (Gött 1824.) — Jacobsen, 
Seerecht (Altona 1815, S XLI fg.) — Pohls, Seerecht S. 5— 36, sowie 
Mittermaier, Grundsätze des Deutschen Privatrechts (6. Ausg. 1842 
und 1843) I. $. 26. (Quellen des Seerechts), wo sich eine Anhäufung von 
vielen sehr gelehrten Notizen namentlich in den Noten findet 

Sammlungen: Cleirac, us et coutumes de la mer, zuerst 1647, 
dann Bourdeaux 1661, endlich Rouen 1671 mit den älteren nördlichen 
und westlichen Seerechten und dem Guidon de la mer. — A general 
treatise of the dominion of the sea and a compleat body of the sea- 
laws (3. Aufl. London s. anno etwa 1706), namentlich Kap. III., wo 
man Englische Uebersetzungen von den bei Cleirac abgedruckten See- 
rechten (mit Ausnahme des Guidon), sowie Kap. VI., wo man eine 
Englische Uebersetzung der Franz. Ordonnanz v. 1681 findet. Haupt- 
werk ist: Pardessus collection de lois maritimes anterieurs au XVIII. 
siegele (6 Quartbände, Paris 1829 — 45). Auch sind noch zu erwähnen: 
Allgemeene Verhandeling van de Heerschappy der Zee, en een complet 
lichnam van de Zeerechten (Amsterdam 1757), zum Theil Uebersetzung 
des genannten General treatise. — Verwer, Nederlands Zeerechten 
(Amsterdam 1761). — Bibliotheca digius nautico o Ie leggi delle piü culte 
nazioni (Florenz 1785). — Engelbrecht, corpus iuris nautici (1. u. einz. 
Band. Lübeck 1790), wo sich aber in der Regel nur Deutsche Ueber- 
setzungen finden. — Capmany, codigo de las costumbres maritimas 
(Madrid 1791), sowie ein Appendice a las coft. etc. (Madrid 1791). 
Endlich ist zu erwähnen: Antoine de Saint- J o tep'h, concordance 
entre les codes de commerce eHrangers et le cod. d. c. franc. (Paris 1844.) 
Eine Zusammenstellung der Texte, namentlich auch in Bezug auf den 
seerechtlichen Theil, in franz. Uebersetzungen. 

§ 7. Quellen im Allgemeinen. 

Indem wir auf das in § 4. bereits Erörterte verweisen, müssen 
wir: 1) die Gewohnheiten und Usancen, demgemäss den 
Gerichtsgebrauch als eine Hauptquelle des gemeinen wie 
particularen Seerechts ansehen. 2) Die Völkerverträge, so 
weit sie seerechtlichen Inhaltes sind ; freilich finden sich in ihnen, 
da sie nie von allen Seevölkern gemeinsam geschlossen sind, 
direct nur particularrechtliche Bestimmungen für die abschliessen- 
den Staaten; indessen werden sich doch leicht aus ihrem Inhalte 
allgemeine Sätze entnehmen lassen (§ 4). 3) Die einzelnen 
Landesgesetze, von deren Quellennatur dasselbe gilt wie von 
der der Völkerverträge. 4) Die Natur der Sache, was hier 
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nichts anderes als das allgemeine Wesen der See- und über- 
haupt der Handelsverhältnisse bedeutet. 5) Das Römische 
Recht in der § 4 näher bezeichneten Weise ist Quelle oder 
besser Stütze, Autorität und Begründung von anderweitig mehr 
oder weniger bereits anerkannten Satzungen des gemeinen 
Europäischen Seerechts; für das gemeine Deutsche Seerecht 
ist das Römische Recht Gesetzgebungsrecht. 6) Die von der 
Wissenschaft aufgestellten Rechtssätze sind an sich noch nicht 
wirkliche praktische Satzungen des positiven Rechts; denn der 
wesentliche Charakter alles positiven Rechts, der äussere Be- 
stand durch die Handlungen der Menschen fehlt noch; sie sind 
nur eine Anforderung Recht zu werden, sind es aber noch nicht 
selbst, am wenigsten die idealen Postulate des sog. Natur- 
rechts; aber sie und somit das was man wissenschaftliches 
Recht nennt, sind doch ein hauptsächliches Hülfsmittel, um in 
jedem einzelnen Falle das positive Recht zu ergründen und zu be- 
gründen *). Allenfalls erhebt sich im Gerichtsgebrauch die 
Wissenschaft zu einer mehr unmittelbaren Quelle des positiven 
Rechts, wenn man diesen nicht lieber zum Gewohnheitsrechte 
zählt. 7) Endlich scheint es zweckmässig, hier noch eine be- 
sondere Art von Gewohnheitsrecht, das wenigstens zum 
Theil auch den Charakter eines sog. wisse n schaftli chen Rechts 
in der Gegenwart zu haben scheint, recht bezeichnend unter 
einer besonderen Numer als Quelle hervorzuheben. 

Es sind dies die mittelalterlichen Seerechtsbücher, 
die entweder blosse Privataufzeichnungen von Local-, Provin- 
zial- oder Nationalseerechten waren (Seerecht von Oleron, von 
Amsterdam, von Wisby, Consulat der See, Rhodisches Seerecht) 
oder eine direkte öffentliche Spezial gesetzgebung enthalten 



1. Die Natur der Sache und das Naturrecht, deren Begriffe nicht 
völlig zusammenfallen, verschmelzen, wie es mir vorkommt, die Eng- 
länder zu einem Ganzen, bei welchen noch eine gewisse unbe- 
stimmte Rücksicht auf Moral und Billigkeit verlangt wird 
und dem sie zugleich den Charakter des Römischen ius gentium als 
eines Gemeinrechts für alle Menschen und Völker vindi- 
ciren, in ihrem sog. common-law, welches im See- u. Handels- 
rechte als lex mercatoria figurirt cf. Blackstone I. 2. und 
IV. 5. Es ist das eine wohlgemeinte, doch sehr unklare Auffassung, 
die hoffentlich in Deutschland überwunden ist Vergl. auch unten 
$ 27. in den Noten. 
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(Hanseatisches Seerecht), oder endlich als eine blosse wissen- 
schaftliche Ausarbeitung seerechtlicher Satzungen angesehen wer— 
den dürfen (Guidon de la mer> nämlich speciell über Assecuranz- 
wesen), die aber sämmtlich sehr bald eine mehr oder weniger 
allgemeine praktische Gültigkeit bald im Norden, bald im 
Süden Europas erlangten und die trotz ihres hohen Alters wenig- 
stens theilweis noch als Quellen in der Praxis betrachtet werden, 
als eine Art von traditionellem Gewohnheitsrechte oder auch 
als eine Art von wissenschaftlichem Rechte. Dazu steht fest, 
dass nicht bloss ihr allgemeiner Charakter, sondern vielfach ihre 
detaillirten Bestimmungen in die neueren Particularrechte auf- 
genommen sind und sie somit geradewegs die Grundlage aller 
heutigen particulären Gesetzgebungen und, richtig verstanden, 
damit zugleich wieder des heutigen gemeinen Seerechts von 
Europa bilden (§ 4). Allerdings sind die Bestimmungen dieser 
Rechtsbücher in den neueren Particularrechten selten pure wieder- 
holt, sondern meist modiflcirt und nicht selten völlig verändert; 
aber es sind doch überall dieselben Principien geblieben. Doch 
es versteht sich von selbst, dass jene Aufzeichnungen gegen- 
wärtig nur noch insofern von praktischer Bedeutung sein können, 
als ihr Inhalt nicht durch die fortschreitende Macht der Ent- 
wicklung des Europäisch-Amerikanischen Seelebens überwunden 
ist und den heutigen Verhältnissen zur See somit nicht wider- 
spricht. 

Die Concur renzen u. Collisionen dieser verschiedenen 
seerechtlichen Quellen sind nach den gewöhnlichen Regeln der 
Jurisprudenz im Allgemeinen zu entscheiden. Natürlich geht 
das particuläre Recht dem gemeinen, das neuere dem älteren, 
das spezielle dem generellen, das gesetzliche in der Regel dem 
vertragsmässigen und usuellen, das vertragsmässige dem usuellen 
Rechte vor, so lange nicht nachgewiesen werden kann, dass 
durch das Gewohnheitsrecht gerade die gesetzlichen und con- 
tractlichen Satzungen aufgehoben worden seien, was denn keines 
Wegs so selten der Fall ist. 

Wir werden nun im Folgenden noch einiges Specielle über 
die einzelnen Quellen hinzufügen, und dabei der Kürze wegen, 
mit Umgehung der Anführung der älteren Literatur, uns meist 
nur auf Pardessus, collection beziehen, die freilich nur bis zum 
Jahre 1700 reicht, indessen doch auch Manches aus der späteren 
Zeit beigebracht hat, etwas was wir uns um so mehr erlauben 
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zu dürfen glauben, als bei Pardessus in der Regel mit der 
grössten Ausführlichkeit alle früheren Bearbeiter und Sammler 
angeführt und kritisirt werden. Siehe indessen auch besonders 
Pöhls S. 7 ff. und wegen der neueren um 1847 praktisch gültigen 
Schiflahrtsgesetze und Verträge: Adolph Soetbeer Schiffahrts- 
Gesetze so wie Handels- und Schiffahrts- Verträge verschiedener 
Staaten im Jahre 1847. Eine Uebersicht und Zusammenstellung. 
Hamburg 1848. 

$ 3. Speziell das Römische Recht 

Das in den Römischen Rechtsquellen enthaltene, ziemlich 
magere Seerecht stützt sich unzweifelhaft auf das Griechische, 
namentlich Rhodische (§ 9). Pardessus 1. 138 hat alle wichtigeren 
Stellen des Römischen Rechts seerechtlicher Art zusammenge- 
stellt und abgedruckt Ueber die Bedeutung des Römischen 
Hechts als Quelle des Seerechts haben wir uns § 4 und 7 zur 
Genüge verbreitet. 

$ 9. Sog. Rhodische Seegesetze. 

Diese auf uns gekommene Compilation enthält, was man 
auch sagen mag, nicht die echten Seegesetze von Rhodus und 
ist erst in der Zeit nach Justinian und vor der Edition der 
Basiliken, etwa im 7. Jahrhundert nach Ch. aus drei verschiedenen 
Stücken und nach und nach zusammengesetzt Wenigsten» 
machen die Verweisungen auf Justinian's lateinisch abgefasste 
Sammlung des Rom. Rechts und nicht auf die griechisch abge- 
fassten Basiliken, da doch die Compilation selbst in griechischer 
Sprache abgefasst ist, diese Zeit der Entstehung wahrscheinlich. 
Pardessus I. Kap. 6., der diese Gesetze viel vollständiger als 
Engelbrecht abdruckt. Sie sind für das gemeine Europäische 
Seerecht von sehr geringer Wichtigkeit 

§ 10. Assissen und Gewohnheiten des Königreichs Jerusalem. 

Diese sehr alte Sammlung, von der jedoch nur Kap. 40—46 
ins Seerecht gehören, rührt von Gottfried von Bouillon circa 10O0 



2 Siehe besonders Petri Peckii in tit Dig. et Cod. ad rem nauticam - 
commentarii, besonders in der Ausgabe von Arnold Vinnius, die 
dann wieder Johannes Laurentius (Amsterdam 1668) besorgte. 

?. Kaltenborn Seerecht !. 2 
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her, hat aber später Zusätze erhalten und galt auch nach der 
Eroberung Jerusalem^ durch Saladin noch unter den Christen, 
besonders in Cypern. Diese Satzungen sind jetzt für die Praxis 
ohne Werth. Sie wurden ursprünglich altfranzösisch abgefasst, 
dann auch italienisch und vulgärgriechisch. Pardessus 1. Kap. 7. 

§ 11. Rooles ou iugemens d'Ollron * 

Ueber die Entstehung derselben nach Zeit, Veranlassung 
und Autorschaft existiren die verschiedensten Ansichten. Nach 
den Untersuchungen des Pardessus I. chap. 8. scheint diese 
Sammlung aber erstlich unzweifelhaft eine blosse Privatauf- 
zeichnung zu sein; sodann muss sie sehr alt sein, etwa aus der 
Zeit um 1100 herrühren und documentirt sich nach Form und 
Inhalt als die Grundlage sowohl der deutschen und niederlän- 
dischen, als auch vielleicht der mittelländischen Seerechte des 
Mittelalters, wenigstens in ihrer ursprünglichen Gestalt. Auch 
sind die röles keineswegs als das Localrecht der Insel Oleron 
(an der Westküste Frankreichs) anzusehen, denn deren Local- 
recht existirt noch und enthält auch einige Artikel über Seerecht, 
die aber mit den röles gar nichts gemein haben, und sodann 
hat überhaupt der Charakter der Sammlung durchaus nichts 
Locales, sondern erscheint allgemeinerer Art und angemessen 
den Seeverhältnissen der ganzen französischen Westküste über- 
haupt, wie denn namentlich auf die verschiedenen grossen 
Seehäfen dieser Westküste ausdrücklich Rücksicht genommen 
wird. Jedenfalls aber charakterisirt sich, trotz der Prätensionen 
England's und Niederlande, die Sammlung unverkennbar als 
specifisch- französisch, ja dieser Französische Typus ist in den 
Englischen und Niederländischen Ueberarbeitungen überall bei- 
behalten. Der Name Seerecht von Oleron rührt vielleicht daher, 
dass dort zuerst ein Notar ein Manuscript, etwa für eine fremde 
Seestadt zur Adoptirung, legalisirte, oder hat andere zufallige 
Gründe. In den Ausgaben variirt die Zahl der (kurzen) Artikel, 
gewöhnlich 47, die namentlich von 25 an vielfach auch in der 
Stellung variiren. Nach Pardessus wären in der Sammlung, wie 
sie jetzt vollständig vorliegt, vier Haupttheile zu unterscheiden: 
1) Artikel 1-25. Sie allein (bisweilen auch nur 24) finden sich in 

* 

3. Statt roolet auch röles, statt Ol4ron in den englischen Manuscripten 
Olyron, auch Leyron. 
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den englischen Manuscripten, sowie in den castilianischen und 
flamländischen Uebersetzungen und scheinen sie den Grundstock 
des Ganzen zu bilden. Alles übrige sind nachträgliche Zusätze 
aus einer Zeit, nachdem diese ersten Artikel bereits von Frank- 
reich nach Niederland und England transplantirt worden waren, 
und entstanden aus späteren Bedürfnissen. J2) Artikel 26 und 27 
bei Pardessus (bei Engelbrecht 27 und 28) sind rein französische 
Zusätze und Gnden sich in den englischen Manuscripten sowie 
in den niederländischen und castilianischen Versionen nicht. 
3) Dazu finden sich in dem Black Book der Admiralität von 
England noch acht Artikel als Zusätze zu dem englischen Ma- 
nuscripte; sie sind zuerst von Pardessus publicirt, sind in einer 
alterthümlichen Sprache abgefasst und jedenfalls bereits im 14. 
Jahrhundert in England hinzugekommen. 4) Den Schluss bilden 
20 Artikel, welche von Schiffsschäden aller Art handeln. 

In England, welches sich die Autorschaft vergeblich vindi- 
cirt *), bilden die Roles seit undenklichen Zeiten ein allgemeines 
Gewohnheitsrecht von grosser Autorität ($ 27). Ueber die Be- 
deutung für Niederland und Norddeutschland siehe die folgenden 
Paragraphen. 

Da an der französischen Westküste eher als in allen anderen 
nördlichen Seestaaten der Seeverkehr blühte, so lässt sich auch 
zur Genüge das erste Bedürfniss und die erste Befähigung zu 
einer Aufzeichnung der seerechtlichen Satzungen, wie sie eben 
in den Röles d'Oteron vorliegen, erklären. 

$ 12. Seerecht von Damme oder von Westcapelle. 

Sie sind nichts Anderes als eine wörtliche Uebersetzung der 
ersten 24 Artikel der Rdles d'Oteron für die Niederlande, mit 
Beibehaltung des ganzen französischen Typus, namentlich der 
Localitäten, nur dass noch einige andere Seestädte in den Bei- 
spielen hinzugefügt werden. Da nun auch der Niederländische 
Handel zur See später als der westfranzösische aufblühte, so ist 
auch schon desshalb es höchst unwahrscheinlich, dass in diesen 
Satzungen von Damme und nicht vielmehr in den Rdles d'Oteron 

« » 

4. Vergl. besonder« A general treatige of dominion of the sea (nament- 
lich S. 119), wo auch S. 120—173 eine Englische Ueberseteung der 
Cleirac'schcn Ausgabe der Sammlung, nebst Paraphrase des Cleirac'- 
schen Commentars steht. Siehe Cleirac, us et coutumes de lamer. 

2* 
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das Original zo finden sei. In Flandern hiess die Sammlang 
VVaterregten ten Damme, in Seeland von Westcapelle und beide 
sind nur dem Sprachdialecte nach verschieden. Vergleiche Par- 
dessus I. chap. 9. 

§'13. Gewohnheiten von Amsterdam, Enchuyaen, Stavern. 

Dies ist immer dasselbe, gleichviel ob der eine oder andere 
Städtename dabei steht und ist überhaupt eine Arbeit für (das 
nördliche) Holland. Sie sind keine blosse Nachahmung der 
französischen Satzungen, sondern haben einmal überhaupt einen 
universellen und sodann wieder einen specifisch- holländischen 
Charakter, besonders in den Localitäten. Ob sie, wie Verwer 
will, in Holland oder ob in Seeland (Stavern) abgefasst sind, 
ist zweifelhaft, ebenso die Zeit der Abfassung, die aber jeden- 
falls vor 1400 fallt — Es finden sich übrigens die Artikel dieser 
Goutumes auch in Artikel 40 — 63 (auch 37 — 70) des Seerechts 
von Wisby mit Beibehaltung derselben Form der Redaction, 
derselben Ausdrucksweise, mit gleicher Bezeichnung der (hollän- 
dischen) Localitäten, Umstände, Ereignisse, so dass es, was 
schon Verwer und Wagenaer behaupteten, nach Pardessus 
(besonders I. S. 399 ff.) keinem Zweifel unterliegen kann, dass 
die Holländische Arbeit das Original bilde. 

$ 14. Seerecht von Wisby. 

Der Titel ist eigentlich: Wat er recht tho Wisby. Die 
Sammlung hat in den letzen 400 Jahren eine ungemeine Auto- 
rität in Deutschland wie in allen anderen nördlichen Seestaaten 
gehabt Lange hielt man sie sogar für die Quelle aller Seerechte, 
namentlich der K61es d'Oleron ». Sie ist nicht zu verwechseln 
mit dem Wisby'schen Stadtlag pä Gottand, in dessen drittem 
Theile auch einige Bestimmungen über Seerecht enthalten sind, 
die aber mit dem eigentlich sog. Seerecht von Wisby wenig 
gemein haben; nur ein sehr kleiner Theil der Bestimmungen 
des letzteren findet sich darin und doch wollte das Stadtlag 
vollständig sein und ist es auch in allen anderen Materien , nur 
nicht im Seerecht: woraus es denn wohl mehr als wahrschein- 



5. So Grotius, Conring, Kurike, Loccenius, Lange, Westerween, Brocket 
etc. Zu Wisby auf Gothländ concentrirte «ich ein starker Handel der 
Hanse. Das Wäterrecht sollte vielleicht Ergänzung des Stadtiag sein. 
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lieh wird, dass das sog. Seerecht von Wisby aus einer späteren 
Zeit stammt als das Stadtlag, welches letzere aber bestimmt erst 
aus der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts herrührt Hiernach 
würde das Seerecht von Wisby erst in die zweite Hälfte des 
14. Jahrhunderts fallen können und für eine so späte Abfassung 
spricht der ganze Inhalt der Compilation. Nämlich 1) die 12 
ersten Artikel sind nichts Anderes als wörtlich zwölf Artikel aus 
einer Lübischen Satzung und wenn gerade in ihnen Verwer 
das alte ursprüngliche Seerecht von Wisby erkennen will, so 
steht dem entgegen, dass der ganze Charakter nur auf Lübeck 
passt und dass ausdrücklich auf Localität und Nachbarschaft von 
Lübeck Bezug genommen wird, namentlich in hafenpolizeilicher 
Rücksicht. Vergl. Pardessus I. 437 ff. — 2) Artikel 13—36 sind 
die 24 ersten Artikel der Röles d'Ole'ron oder was denn (nach 
$ 12) ganz dasselbe ist, des Seerechts v. Damme, in wörtlicher 
Uebertragung. Da aber erst im 14. Jahrhundert dauernde See- 
verbindungen zwischen der französischen und flandrischen See- 
küste und den Ostseegegenden entstanden sind, so kann die 
Adoptirung jener Artikel für Wisby erst um die Zeit geschehen 
sein. — 3) Artikel 37 — 70 sind nichts als die Satzungen v. Amster- 
dam. Die ursprüngliche Abfassung auch dieser Artikel in Hol- 
land (und nicht in Wisby) erhellt namentlich aus Artikel 51 
und 52 (Pardessus I. S. 440); und da überhaupt der Handel von 
Holland und namentlich Amsterdam hervorgehoben wird und der 
letztere jedenfalls erst im 14. Jahrhundert lebhaft ist, da endlich 
von der Marsdiep bereits gesprochen wird, so kann die Ab- 
fassung kaum vor 1400 geschehen sein. — 4) Artikel 71 und 72 
sind wiederum rein Lübische Satzungen. 

Nach Artikel 36 steht in den meisten Ausgaben eine allge- 
meine Rubrik für alle folgenden Artikel: „Hyr na volget de 
„Ordinancie de de Kiopman, Schijpper unde Schijpmanne under 
„anderen hebben vor dem Schijpprecht;" da die ersten 36 Artikel 
überschrieben sind: „Her beghynt dat Hogheste Water-Recht." 

Schon wegen dieses Auseinanderhaltens der einzelnen Theile 
der Sammlung und nun vollends nach dem ganzen Inhalte der- 
selben kann man sie als keine officielle Legislation, sondern nur 
als eine compilirende Privatarbeit zur Befriedigung unmittelbar 
praktischer Zwecke ansehen. 

Alte Handschriften existiren nur in plattdeutscher Sprache, 
die übrigens in jenen Zeiten, besonders wegen der grossen Aus- 
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breitung der Hanseatischen Kaufleute und ihres Handels eine 
Art von Gemeinsprache an den nördlichen Seeküsten Europa'» 
war; keine einzige in Gothlandischer (Wisby) Sprache, so dass 
es also, wenn die Arbeit in Wisby absolvirt wurde, wahrschein- 
lich ist, dass sie von den dort sehr zahlreich lebenden Hansea- 
tischen, eben plattdeutsch redenden Kaufleuten abgefasst ist und 
zwar gerade um den Bedürfnissen des hanseatischen Handels zu 
entsprechen. Demnach scheint es eine Deutsche Sammlung ge- 
nannt werden zu müssen, wofür denn auch die gemeine Meinung 
völlig gestimmt ist. 

Da übrigens die Hauptblüthe des Wisbyschen Handels be- 
reits im 15. Jahrhundert zu welken begann, so dürfte die Ab- 
fassung wohl noch vor 1400 zu setzen sein* Trotzdem besitzen 
wir kein Manuscript, was alter als die erste gedruckte und zwar 
plattdeutsche Ausgabe (Kopenhagen 1505) wäre. 

Die Artikelfolge variirt in den verschiedenen Ausgaben sehr; 
sodann sind viele Artikel fast gleichlautend, so dass das Ganze 
sich etwa auf 50 selbststandige Artikel reduciren Hesse. — Es 
gibt zahlreiche Ausgaben, die theils in Deutschland, theils in 
Danemark und Schweden gedruckt sind. Auch gibt es eine 
altere holländische (1532, 1624. 1711) und dänische (zuerst 1545) 
üebersetzung; auch eine alte englische (1536?) soll es geben«). 
Cleirac (us et coutumes) gibt mehr eine französische Paraphrase 
als eine Üebersetzung. Brock es gab eine lateinische üeber- 
setzung heraus, die aber nach Pardcssus vielleicht von Lange 
herrührt. Eine schwedische üebersetzung publicirte Hadorph 
1689. Eine italienische Paraphrase (nach Cleirac) steht in der 
biblioteca di gius nautico tom. 1. p. 154 und im 5. Bd. von Bal- 
dassaroni, delle assicurazioni maritime. Hochdeutsche Ueber- 
setzungen gibt es von L'Estocq, Marquardt und von Engel- 
brecht (corpus iuris nautici). 

Das Seerecht von Wisby hat namentlich in Holland eine 
grosse Autorität, indem es nach Pöhls (S. 24) förmlich als sub- 
sidiäres Recht recipirt ist. 

§ 15. Comolato del mare. 
Das Consulat der See wird von Pardessus geradezu als die 



6. In dem General treatise of dominion of the sea S. 175 — 190 steht 
eine englische üebersetzung in 70 Artikeln. 
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Basis aller gegenwärtigen Seerechte von Europa bezeichnet. 
Wenigstens enthält es schon in den Hauptgrundzügen die see- 
rechtlichen Bestimmungen der Gegenwart, wenn es auch einige 
wichtige Materien übergeht *) und ohne Ordnung und Geschmack 
abgefasst ist. Wie das Wisbysche Seerecht die Gewohnheits- 
rechte der nördlicheren Seevölker Europa's zu einem compila- 
torischen Ganzen zusammenstellte und zwar in der plattdeutschen 
Sprache, der damaligen Gemeinsprache des nördlichen Seelebens, 
so combinirte das Gonsulat die seerechtlichen Satzungen der 
mittelländischen Seevölker und zwar in der Romanischen 
Sprache, der gemeinsamen Mundart des südlichen Europa's in 
der Zeit. Doch war das Consulat selbstständiger, wissenschaft- 
licher in Bezug auf die Combinirung seiner Quellen; das See- 
recht von Wisby stellt ja seine Vorarbeiten bloss mechanisch 
zusammen; und sodann hat das Consulat, da das Wisbysche 
Seerecht nur im Norden und Nordwestenjvon Bedeutung war, 
auch über den Süden hinaus eine allgemeine Bedeutung und 
eine wahrhaft Europäische Autorität in der Praxis erhalten. 
Endlich ist das Consulat viel umfangreicher als das Seerecht 
von Wisby. 

Auch hier ist Zeit, Ort, specielle Veranlassung, Verfasser 
der Compilation unbekannt und auch hier sind die verschieden- 
sten Hypothesen und zugleich wunderlichsten Ansichten in dieser 
Beziehung zum Vorschein gekommen, die wir aber auch hier 
wieder übergehen, indem wir vor Allem nur die Resultate der 
Pardessus'schen Forschungen, so weit wir sie billigen können, vor- 
tragen. Pardessus II. chap. 12. 

Man muss aber in der umfangreichen Compilation mehrere 



7. Z. B. fehlt darin der Bodmereivertrag, trotzdem dass mehrere Kap. 
ihn voraussetzen und dass er in den Barcelonaischen Statuten, ja 
wenn man will im Römischen Rechte (pecunia traiectitia) steht. 
Von Assecuranzen konnte dagegen noch nichts im Consulat be- 
richtet werden, da diese überhaupt erst aus einer späteren Zeit 
datiren. — Uebrigens sind, wie natürlich, alle Schriftsteller des 
Lobes voll vom Consulat. Nur der Däne Hübner (de la saisie des 
batimens neutres, p. XI.) und der Franzose Guichard (code des 
prises p. XVI.) vergessen über die schlechte Form zu sehr den 
guten Inhalt des Consulats. 
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Haupttheile, welche ursprünglich selbstständige Ganze waren, 
unterscheiden 

Es reihen sich aber in den gewöhnlichen Ausgaben die 
Materien in folgender .Weise aneinander; 1) Kap. 1 — 42 be- 
ziehen sich auf die Wahl der Richter-Consuln zu Valencia und 
auf das gerichtliche Verfahren vor ihnen. Kraft eines Privilegs 
Peter's III. von 1283 hatte nämlich Valencia die specielle Ge- 
richtsbarkeit in Seehandlungssachen erhalten und es muss diese 
Valencianische Verordnung natürlich später abgefasst sein, da 
cap. 1. 3. 10. 13 und 15. auf jenes Privileg Bezug genommen 
+ wird. — 2) Kap. 43 (alii 42) ist ein Statut für die Insel Majorka 
in Bezug auf den Eid, welchen die Tribunalsadvocaten dieser 
Insel zu leisten haben, gegeben von Jakob I., der bereits 1275 
starb, wesshalb dieses Statut älter sein muss als jene Verord- 
nung über das Consularverfahren, zumal da dies erst 1343 durch 
ein Privileg Peters IV. auf der Insel Majorka eingeführt ist. — 
3) Kap. 44. bezieht sich auf die Berechnung des Masses zu 
Alexandrien. 

Bis hieher gehören die Kapitel nun eigentlich gar nicht zum 
Consulat. Vielmehr ist Kap. 45 (44) das erste und steht auch 
hier in den Handschriften und Ausgaben die Ueberschrift: Aci 
comencen les bones costumes de la mar. und in dem berühmten 
Manuscripte der Königl. Bibliothek zu Paris ist auch ganz be- 
sonders ein leeres Blatt zwischen jenen Verordnungen und dem 
sog. Kap. 45. gelassen. 

4) Kap. 45—297 (294) bilden nun das eigentliche Consulat •) 
und wird am Ende von Kapitel 297 ausdrücklich gesagt: Fins 
aci havem parlat de les leys e ordonacions de actes maritimes 
mercantivols etc. — 5) Indessen gemeiniglich geben die ver- 
schiedenen Ausgaben unter Fortsetzung der Kapitelzahl (298 
bis 334) noch eine Barcelonische Verordnung über die bewaff- 
neten Schiffe. 

Es scheint nun als ob das Werk ziemlich spät abgefasst sei 
in den Ländern der Romanischen Sprache und zwar jedenfalls 



8. Uebrigens ist die Zahl und Folge der einzelnen Kapitel, in welche 
das Consulat zerfallt, in den verschiedenen Ausgaben und Ueber- 
settungen etwas abwechselnd, doch nur unbedeutend. 

9. So nimmt es wenigstens Pardessus nach dem Vorgange ron Roccus 
und Luea an. 
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ursprünglich im Catalonischen DiaJecte, der übrigens in den 
Zeiten sowohl in Marseille als in Barcelona und umliegenden 
Provinzen gesprochen wurde. Ferner ist es wenigstens sehr 
wahrscheinlich, dass die Sammlung in Barcelona (und nioht in 
Marseille) und zwar nach und nach als eine compilirende Privat- 
arbeit, unter Benutzung von alten Usancen, Gewohnheiten, 
ürtheilssprüchen, Localstatuten, namentlich aber auch der Rdles 
d'01e>on entstand. Grund der Entstehung war der der übrigen 
Rechtsbücher, das praktische Bedürfniss. Es zeigt sieb im Con- 
sulat eine grosse Kenntniss des Rechts der Basiliken sowie der 
Legislation der Französischen und Spanischen Städte, welche 
damals auf dem Mittelmeere bedeutenden Seehandel trieben. 

Die sog. Annahme des Consulats von einer grossen Anzahl 
von Republiken und Souveränen von 1075 — 1270, welche in 
einem den Ausgaben meist angehängten Kataloge sich findet, 
ist ein von einem Ignoranten (wahrscheinlich einem Katalonier) 
erfundenes Märchen, denn, abgesehen von vielen anderen Grün- 
den, die gegen jene Behauptung sprechen, so scheint das Con- 
sulat, nach seinem ganzen Inhalte, erst ziemlich spät nach 1270 
abgefasst zu sein, üebrigens scheint die Abfassung noch vor 
1400 stattgefunden zu haben, wenigstens wird darin von den 
Assecuranzgesetzen noch nichts erwähnt 10 ). 

Die erste gedruckte Ausgabe in der Originalsprache ist wohl 
die von 1494, sodann erschienen Abdrücke 1502, 1517, 1523, 
1592 etc. Eine italienische (schlechte) Üebersetzung erschien 
1549; eine bessere von Casaregis 1737. Lange hielt man 
jene alte italienische Üebersetzung für das Original. Pardessus 
hat wie von allen anderen Seerechtsbüchern so auch vom Con- 
sulat eine französische üebersetzung (besorgt von M. Llobet) in 
seiner Gollection dem Catalonischen Originaltexte beigefügt, doch 
gibt es auch andere französische Uebertragungen (Mayssoni von 
1577 und 1635; von Boucher, Paris 1808). Auch existirt eine 
holländische Version von Westerve en (1704 und 1723) un<f 
eine hochdeutsche von Engelbrecht, im corpus iuris naut. 
188—382, -die aber, wenn auch nicht einzig (wie Pardessus sagt), 



10. Namentlich auch nicht gedacht der die Assecuranz betreffenden 
berühmten Verordnung von Barcelona, die freilich erst 1435 vom 
Magistrate der Stadt erlassen und die erste bekannte Verordnung 
über Assecuranzen i»t. 



Digitized by Google 



26 Abschn. I. Einleitende Erörterungen. 



jedoch vorzugsweise nur nach der holländischen Uebertragung 
angefertigt ist, indem nämlich nur noch die italienische Ueber- 
setzung nebst trefflichem Commentar des Casaregis benutzt ist 1 «). 

In Italien und Spanien hat noch jetzt das Gonsulat die 
Autorität eines recipirten subsidiären Rechts etwa wie in Deutsch- 
land das Römische Recht. 

§ 16. Guidon de la mer. 

Dies Rechtsbuch fällt schon in eine Zeit, wo bereits das 
Privatseerecht sich fixirt hatte und ist vielleicht, es lässt sich 
darüber nichts Bestimmteres sagen, erst zwischen 1556 — 84 ab- 
gefasst Vergl. Pardessus II. chap. 13 1 *). Er erscheint un- 
zweifelhaft als eine Privatarbeit und hat mehr einen wissen- 
schaftlichen Typus als alle früheren. Der Verfasser ist unbekannt, 
obwohl Valin den Cleirac dafür hält, der aber in seinen Us et 
coutumes nur eine neue Ausgabe besorgte und sich ausdrücklich 
beklagt, dass der Verfasser unbekannt sei. .Die erste Ausgabe 
ist bereits von 1607, eine zweite von 1645. — Die Arbeit be- 
schäftigt sich vornämlich mit dem Assecuranzcontracte, dessen 
Gebrauch damals noch ziemlich neu war, indem er erst (später 
als alle seerechtlichen Contracte) seit dem Anfange des 15. Jahr- 
hunderts datirt. Doch wird im Guidon de la mer auch von fast 
allen anderen Seecontracten gesprochen. Das Ganze ist ziemlich 
umfangreich und zerfällt in 20 längere Kapitel. 

Das Land der Entstehung des Guidon scheint unstreitig das 
westliche Frankreich und erwarb er sich sehr bald in Frank- 
reich grosses Ansehen, ohne im Auslande, was ja zum Theil in 
der Zeit selbst schon umfassendere Seerechte erhalten hatte, viel 
bekannt zu werden, so dass es denn auch keine Uebersetzung 
desselben gibt Trotz dieser particulären Beschränkung auf 
Frankreich ist aber der Guidon von grosser Wichtigkeit, da die 



11. Meyer, histor. leg. marit. tadelt mit Recht das Dunkle der Engel- 
brecht'schen Uebersetzung. Capmany gibt in seinem Cadigo de las 
costumbres maritimas tom I. (Madrid 1791) eine gekappte, nämlich 
durch eine eigentümliche System atisirung verhunzte spanische 
Uebersetzung. Eine ältere spanische Veraion ist von 1539 von 
F. Diaz de Roman. 

12. Nach Bajot resume des loit sur la marine, not. 17» ist der Guidon 
sogar erst 1630 abgefasstü 
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Entscheidungen desselben in allen wichtigeren Fragen der See- 
contracte in die weltberühmte Ordonanz Ludwigs XIV. von 1681 
aufgenommen sind, auf welcher ja noch jetzt zum grossen Theile 
das gemeine Seerecht von Europa beruht: etwas was keines 
Wegs als eine blosse Prätension des Franzosen Pardessus (II. 372) 
erscheint, sondern namentlich auch in England und in anderen 
Landern vielfach anerkannt wird. 

$ 17. Hanseatisches Seerecht 

Hier begegnen uns schon gesetzgeberische Acte. Es sind 
das die Recesse, welche auf den Bundestagen der Hanse von 
den vereinigten Städten abgeschlossen wurden. Lappenberg 
hat dieselben erst wieder zahlreich an's Tageslicht gezogen« so 
dass Pardessus II. chap. 14. S. 433 — 558, deren etwa zwanzig, 
allerdings von mehr oder weniger Wichtigkeit hat publiciren 
können. Am wichtigsten ist aber das alte Hanseatische Seerecht 
von 1591, revidirt 1614, nach welcher Revision dasselbe in 15 
grösseren Titeln abgehandelt ist und die Quelle des heutigen 
gemeinen Hanseatischen Seerechts bildet, zugleich aber auch im 
übrigen Deutschland sowie im Auslande eine grosse Autorität 
geniesst namentlich in den Staaten der Nord- und Ostsee. 

$ 18. Uebergang zu den neueren Particularrechten. 

Wir haben $9 — 17. die mittelalterlichen Rechtsbücher mit 
ihrem mehr oder weniger unmittelbar gemeinrechtlichen Charak- 
ter durchgesprochen. Es bilden dieselben, wenigstens zum Tbeil, 
in ihren Bestimmungen das heutige Seerecht Europa's. Doch 
bedarf es vor Allem des Schöpfens aus den neueren Particular- 
rechten Europa's, um ein vollständiges Ganze von der seerecht- 
lichen Praxis gewinnen und darlegen zu können (siehe $ 4 u. 7). 
Darum geben wir in den folgenden Paragraphen eine Ueber- 
sicht der Particularseerechte der Europäischen und Amerikani- 
schen Staaten. 

Zugleich halte ich es für angemessen, bei Gelegenheit der 
Angabe der seerechtlichen Quellen in den einzelnen Staaten, 

12. Uebrigens ist das Hanseatische Seerecht von 1614 zum Theil sehr 
mit dem Wisbyschen verwandt, indessen doch keine blosse Ueber- 
arbeitung desselben. Einen guten Kommentar darüber lieferte 
Kuricke in: ius maritimum Hanseaticum. 
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das internationale Seehandelssystem des einzelnen Staats in 
seinen Hauptgrundzügen naher zu bezeichnen. 

* 

$19. Hansestädte. 

Für die* drei Hansestädte bildet das alte Hanseatische See- 
recht auch in der Gegenwart noch eine subsidiäre Quelle, so 
weit nämlich nicht statutarische Gesetze besondere Bestimmun- 
gen festgesetzt haben. Was dann namentlich anbelangt: 

I. Bremen, so ist hier, abgesehen von älteren Verord- 
aiingen von 1303, 1439") und 1450, besonders hervorzuheben 
die von 1687, wodurch in nur 6 Artikeln die Gültigkeit des 
Hanseatischen Seerechts von lj&14 eingeschärft und noch einiges 
Besondere festgesetzt wird. Wegen der Schiflahrtsabgaben ist 
auch wichtig die Verordnung Yora 12. Juni 1826, revidirt 8. April 
1840. 

II. Hamburg. Seerechtliche Bestimmungen enthalten 
schon die Statuten von 1270, 1276, 1292, Seeverordnung von 
1306, sowie 50 Artikel aus dem Codex von 1497. Doch ist be- 
sonders als praktisch gültig hervorzuheben aus dem Statut von 
1603, Theil IL Titel 13—19, mit ziemlich umfangreichen see- 
rechtlicben Bestimmungen doch ohne Berücksichtigung der 
Assecuranzen, worüber 1731 eine besondere Verordnung er- 
lassen wurde. Für Hamburgische Schiffe ist auch wichtig: 
Regulativ über die Verhältnisse des Brunshäuser (Stader) Zolles 
vom 13. April 1844, $ 2. Nr. 2. 

III. Lübeck. Es gehören von älteren Statuten hieher 
schon zwei Artikel aus dem Codex von 1158, mehrere Artikel 
aus dem von 1240, das Seestatut von Lübeck von 1299 (in 42 
Artikeln), sowie die Verordnung von 1542 (in 41 Artikeln). 
Praktischen Werth hat aber besonders der officielle Codex von 



13 P Sog. yon Rbcdeuscher Codex, eine Abschrift, besorgt von Rheden 
übrigens aus späterer Zeit (1533). Bei Engelbrecht steht der- 
selbe sowie die Verordnung von 168/ abgedruckt. Vergleiche Par- 
dessus III. chap. 19. 

14. Vergl. Uberhaupt Pardessus III. chap. 20. Eine neue officieJUe 
Ausgabe des Statute von 1603 erschien 1771. Engelbrecht hat nur 
das Statut 1276 abgedruckt Wegen Hamburg »ergl Übrigens das 
freilich etwas alterthüoiüche Werk Lengenbeck * Anmerkungen über 
das Hamb. SchifiV und Seerecht. Hamb. 1727. 
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1586, worin besonders Buch VI. Tit. 1—5 das Seerecht enthält, * 
doch auch aus Buch III. Tit. 4 und 13 und aus Buch IV. Tit. 1. 
herzuziehen sind. Cebrigens enthielten alle diese Lübecker Be- 
stimmungen nichts Uber Assecuranzen und adoptirte man später 
in Lübeck die Hamburgische Assecuranzordnung von 1731 

Verordnungen Über die Bedingungen der Nationalität von 
Lübischen Schiffen vom 15. Juni 1826 und 6. Dec. 1845 sind zu 
erwähnen. 

Handels- und Schiffahrtsverträge haben die Hansestädte mit 
den meisten Staaten abgeschlossen, jede für sich, doch kein 
einziger existirt mit Toskana, Neapel, Kirchenstaat, Spanien, 
Portugal, Oldenburg. 

In Bezug auf Schiffsabgaben ist zu bemerken, dass in 
Hamburg sämmtliche Nationen in Rücksicht aller und jeder 
Handels- oder Schiffahrtsabgaben gleichmässig behandelt werden, 
ohne irgend eine Bevorzugung der Hamburgischen Flagge. 
Wegen der Begünstigung Hamburgs beim Stader Zoll, $ 21. — 
In Lübeck unterliegen fremde (nicht besonders privilegirte) 
Flaggen einer Verdoppelung des Lastgeldes, doch sind sämmt- 
liche Deutsche und fast alle Europ. Flaggen privilegirt, doch 
nicht die Schwedische und Nordamerikanische. Auch sind alle 
Dampfschiffe , welche regelmässige directe Fahrten auf Lübeck 
unterhalten, vom Last- (Tonnen-) Gelde ganz befreit. — Bei 
Lootsengebühren und sonstigen unerheblicheren Schiffsangeldern 
und Abgaben an die Hafenbeamten wird zwischen Lübischer 
und fremder Flagge nicht unterschieden und brauchen die oben 
näher bezeichneten Dampfschiffe nur dann Lootsengeld zu be- 
zahlen, wenn sie wirklich einen Lootsen an Bord nehmen. 
Auch bei den Waarenzöllen ist kein Unterschied zwischen na- 
tionaler und fremder Flagge. — In Bremen findet bei Waaren- 
zöllen kein Unterschied der Flagge statt Dagegen wird durch 
Verordnung vom 8. April 1840 bestimmt, dass fremde, nicht 
durch Verträge begünstigte Flaggen bei der Seeeinfuhr von 
Gütern noch einmal so viel (\\4 Grote) für das Schiffspfund 
Abgabe zahlen als die einheimische und privilegirte. Sonst sind 



15. Stahe Pardems 1H. chap. 21. Der Codex von 1586 erlebte 1613, 
1728 tittd 1829 neue Auflagen. Bei Engelbredrt steht nur Bach VI. 
Titel 1—5 abgedruckt, sowie das alte Seerecht von 1299. 
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die übrigen Schiffsunkosten, als Hafen-, Lootsen- etc. Gelder 
für alle Flaggen gleich. 

Für national wird in Bremen ein Schiff gehalten, welches 
das ausschliessliche Eigenthum yon Bremischen Staatsgenossen 
ist und von einem Bremer Kapitain geführt wird; in Lübeck 
(nach Verordnung vom 15. Juli 1826 und 6. Decbr. 1845) wird 
ausserdem noch verlangt, dass es mit zu Lübeck enrollirten 
Seeleuten bemannt sei; in Hamburg ist ausschliessliches Eigen- 
thum Hamburger Bürger oder Staatsangehörigen und Bürgerthum 
des Kapitains nothwendig. In Hamburg und Lübeck dient der 
Seepass zum Beweis der Nationalitat, in Lübeck wird das Eigen- 
thumscertiBcat auf Grund des von sämmtlichenTheilhabern körper- 
lich zu beschwörenden Eigenthums ertheilt und vertritt die Stelle 
des Seepasses. Vergl. Soetbeer 1. c. 

§20. Preusseii !•). 

Es sind hier viele alten Particularrechte zu erwähnen: 

1) Ein Artikel des (lateinischen) Stadtrechts von Stralsund 
von 1224. 

2) Seestatut von Stralsund von 1278 (lateinisch). 

3) Ein Artikel aus dem alten (deutschen) Rechte von Culm. 

4) Seerecht von Danzig aus einer Zeit vor 1455 (Deutsch). 

5) Ein Artikel aus der Willekür für das polnische Land, 
zu welchem damals Danzig gehörte, von 1455 (deutsch). 

6) W i 1 1 e k ü r von Danzig 1455 mit Zusatz von 1457 (deutsch). 

7) Statut für Danzig von 1597 (deutsch). 

8) Verordnung für das Herzogthum Preussen von 1540 (ein 
Artikel, deutsch). 

0) Codex für das Herzogthum Preussen von 1620, der 1685 
revidirt wurde, doch so, dass das Seerecht (Buch IV. 
Titel 18. Art 3., Titel 19. Art. 1—5.) nur sehr geringe 
Veränderungen erlitt. Es scheint, als ob sowohl ein deut- 
scher als ein lateinischer Text ursprünglich 1620 officiell 
erlassen worden sind, Das Seerecht war hier immer nur 



16. Pardeaius III. chap. 22. S. 449 - 488 und Miruss, das Seerecht 
und die Flusaichiffahrt nach Preussischen (auch anderen, besonder» 
Französischen und Oesterreichischen) Gesetzen. (2 Binde. Leipzig 
1 
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von geringer Ausdehnung. Zur Vervollständigung erüess 
König Friedrich Wilhelm I. von Preussen für Preussen 
ein neues Seerecht 1. Decbr. 1727, welches von l'Estocq, 
von Sahme und Bone commentirt ist 17 ). Diese Gesetzgebung 
ist von Bone abgefasst und wurde sodann 1766 in Bezug 
auf die Assecuranzen modificirt. 
Uebrigens galt seit alten Zeiten das Hanseatische oder doch 
das Lübische Seerecht in den Pommerschen und Preussischen 
Seeländern des Königreichs als ein subsidiäres Recht, und hatte 
eine um so grössere Autorität und praktische Bedeutung, als die 
statutarischen Bestimmungen bis in späte Zeiten sehr dürftig 
waren. In Neuvorpommern, so lange es Schwedische Provinz 
war (1648—1815), galt wohl auch in subsidium das Schwedische 
Seerecht von 1667; doch war dies früher bestritten 1 *), bis end- 
lich die Schwedische Regierung mit Uebereinstimmung der 
Pommerschen Stände ein besonderes Sc hwedisch-Pom mer- 
sches Seerecht am 15. Febr. 1805 publicirte, welches aber 
unmittelbar auf dem Schwedischen Seerecht von 1667 basirt ist. 

Diese verschiedenen particulären, zum Theil längst veralteten 
Gesetze wurden dann durch die allgemeine Gesetzgebung des 
sog. Allgemeinen Landrechts für die Preussischen 
Staaten von 1704 nebst Anhang von 1803 ergänzt oder viel- 
mehr verdrängt; denn wenn auch das Allgemeine Landrecht die 
Provinzial- und Localrechte nicht geradezu aufhob, so ist es 
doch in Bezug auf das Seerecht so vollständig und stützt sich 
so sehr auf das (von allen Preussischen Particularseerecbten 
einzig umfassendere) alte Preussische Provinzial -Seerecht, dass 
füglich kaum, statutarische und provinziale Bestimmungen zur 
Anwendung zu bringen, ein Bedürfniss sich zeigt. Uebrigens 
umfasst das Seerecht Theil IL Titel 8. $ 1389 — 2451 und ist 
eins der vollständigsten Seerechte Europas, dessen praktischen 
Werth und überhaupt dessen Tüchtigkeit im Allgemeinen, gegen- 



17. Vergl. v. Sahme, Einleitung zum Seerecht des Königreichs Preussen, 
Königsberg 1747. L'Estocq, Auazug aus der Historie des allg. und 
Preuss. 8eerechts, ibid. 1748. Bone, Kön. Preuss. Seerecht etc. 
ibid. 1770). — Wegen des neueren Preuss. Seerechts kann nur auf 
die allg. Lehrbücher des Pr. Rechts (z. B. von Koch, Rönne) verwiesen 
werden, denn specielle Werke giebt es nicht. 

18. Vergl. Hagemeister, Schwedisches Seerecht. 1796. Vorrede. 
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über Verunglimpfungen Einzelner, namentlich die Franzosen 
(Pardessus *•) III. S. 457) und die Praktiker in den Hansestädten 
zu würdigen wissen *°). Die späteren legislativen Ergänzungen, 
welche bekanntlich in vielen anderen Materien des Preussischen 
Allgemeinen Landrechts so sehr umfangreich sind, sind in Be- 
zug auf das Seerecht sehr unbedeutend — Es gibt eine im 
Auftrage der Preuss. Gesetzgebungs-Commission besorgte latei- 
nische Uebersetzung des Allg. Landrechts, von Eisenberg (Berlin 
1800), sowie eine Pomische zufolge der Cabinetsordre v. 30. Juni 
1816 in 5 Bänden (Posen 1833), endlich eine Französische (Paris 
1803, in 5 Bänden), die aber Pardessus Hl. S. 457. als ziemlich 
schwach bezeichnet. 

Die Grundlage der eigentlichen Preussischen Schiffahrts- 
gesetzgebung bildet die Cabinetsordre vom 20. Juni 1822 (über 
Gabotage, Hafengebühren namentlich ausländischer Schiffe, Be- 
günstigung Preuss ischer Rheder) mit den Tarifsfeststellungen für 
die verschiedenen Häfen durch verschiedene Gabinetsordres. 
Auch sind die verschiedenen Hafen- und Lootsenordnungen zu 
erwähnen. 

Demnach steht für Preussen fest, 1) dass die Cabotage den 
Preussischen Schiffen vorbehalten ist, 2) dass alle beladenen . 
ein- und ausgehenden fremden Schiffe in allen Preuss. Häfen 
erhöhte Hafenabgaben bezahlen müssen, obgleich es (nach dem 



19. Pardessus sagt, die Preuss. Gesetzgebung enthalte zu viel Details, 
Definitionen, Doctrinen, doch gehöre sie zu den beachtenswerthesten 
und fDr den Juristen nützlichsten der modernen Zeit. 

20. Doch bedarf es allerdings einer Revision und geht das Preussische 
Ministerium der Justiz damit um, eine solche Torzunehmen. Es 
wäre zu wünschen, dass dies in Uebereinstimmung mit allen Nord- 
deutschen Seestaaten geschehen könnte, damit ein Codex des Nord- 
deutschen Seerechts (oder vielleicht auch ein Oesterreichisch - Deut- 
scher) zustande käme. Ein ich weiss nicht ob ganz oder halbofficieller 
Entwurf eines neuen Preussischen Seerechts von dem Danziger 
Justizrath Groddeck liegt mir, durch die besondere Mittheilung 
des Preussischen Herrn Justizministers vor. Dieser Entwurf scheint 
mir nieht bedeutend zu sein. 

21. Z. B. Cabinetsordre 10. August 1806 und Rescript vom 15. August 
1812 und 26. Dec. 1821 geben einige Erläuterungen; das Rescript 
vom 25. April 1816 gibt eine Declaration wegen Regulirung in 
Havariesachen etc. Wegen anderer Koch i. c. I. 790 ff. in den Noten. 
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Grundsatze der Reciprocität und durch besondere Verträge) 
privilegirter Nationen. Uebrigens iiiesst der Mehrbetrag nicht in 
die Staatskasse, sondern ist vom Handelsminister zum Besten 
der Preuss. Rhederei zu verwenden; 3) dass der Transport der 
für Rechnung des Staats reisenden Güter vorzugsweise durch 
Preuss. Schiffe besorgt werden soll; 4) dass keine Differenzial- 
Bestimmungen für die Waaren-Ein-, Durch- und Ausfuhr nach 
dem Tarif des Preussisch-Deutschen Zollvereins, zu Gunsten der 
nationalen oder zur Benachtheiligung der fremden Flagge oder 
in Bezug auf directe und indirecte Einfuhr bestehen; 5) dass 
einzig und allein ein solches Schiff, welches ausschliessliches 
Eigenthum Preussischer Unterthanen ist, als ein Preussisches 
und zur Führung der Preuss. Flagge berechtigtes angesehen wird, 
ohne Unterschied, ob es im Inlande erbaut ist oder nicht, und 
dass der Beweis der Nationalität durch den Beilbrief geführt 
wird (Instruction f. d. Gerichte 18. März 1845); 6) dass ausser 
dem sub C. genannten allgemein angeordneten sog. extraordi- 
nären Flaggengeide noch in den Tarifen für die Hafenge- 
bühren und sonstigen Schiffsabgaben der einzelnen Preussischeh 
Häfen besonders bestimmt ist, dass die Schiffer derjenigen Na- 
tionen, welche mit Preussen nicht in Vertragsverhältnissen 
stehen oder Preuss. Schiffe und deren Ladungen nicht gleich 
den inländischen behandeln, die sämmtlichen tarifmässigen Schiffs- 
abgaben überall doppelt zu zahlen haben ; und diese verschiedenen 
Tarife sind zuletzt festgestellt für den Hafen von Memel durch 
Cab. Ord. v. 19. April 1844, für Pillau durch C. 0. v. 18. Octbr. 
1838, für Königsberg und Elbing durch CO. v. 13. Dec. 1844, 
für Danzig durch C. O. v. 18. Oct. 1838 und die Pommerschen 
Häfen durch C. O, v. 24. Oct 1840"). 

Das seerechtliche Verhältniss Preussens zu anderen Staaten 
namentlich in Bezug auf Handel und Schiffahrt ist bestimmt 
durch viele von Preussen abgeschlossene Völkerverträge, so 
Verträge mit Oesterreich, Hannover, Oldenburg, Mecklenburg- 
Schwerin, Hamburg, Lübeck, Bremen, Dänemark, Schweden und 
Norwegen, Niederlande, Belgien, Grossbritanien, Frankreich, 



22. Vcrgl. besonders Soetbeer 1. c. und Miruss, Preuss. Seerecht, 
der auch manche in's Detail des Seerechts gehende anderweitige 
Verordnungen abgedruckt hat. 
f, Kaltenborn Seerecbl I. 3 
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Portugal, Sardinien, Neapel, Griechenland, Vereinigte Staaten etc. 
Siehe Preuss. Gesetzsammlung und Martens et Cussy, recueil 
de traiUs (Leipzig 1846—49, 5 Bde.) 

§ 21. Die Übrigen Norddeutschen Küstenländer. 

I. Mecklenburg. 

Zuvörderst kommen hier statutarische Bestimmungen in 
Betracht; doch sind diese in Bezug auf seerechtliche Verhält- 
nisse unbedeutend. Wie überhaupt das L ü b i s c h e Recht, 
wenigstens in den Städten 23 ) und namentlich in den beiden 
Seestädten Rostock und Wismar in privatrechtlicher Hin- 
sicht eine umfassende subsidiäre Autorität hat, so gilt dies 
namentlich auch vom Privatseerechte, doch wird auch das allgem. 
Hanseat. Seerecht zur Anwendung gebracht, und in Rostock auch 
die Hamburgische Assecuranzordnung von 1731. — In Wismar 
wird bei den verschiedenen Gebührentarifen zwischen einheimi- 
scher und nationaler Flagge nicht unterschieden, wohl aber in 
Rostock und zwar hier in Bezug auf Waarenzölle wie auf 
Schiffsabgaben sehr detaillirt, auch mit Unterscheidung von Ro- 
stocker und anderen Mecklenb. Schiffen. — Es bestehen zwischen 
Mecklenburg und Oesterreich, Preussen, Hannover, Lübeck, 
Bremen, Dänemark, Schweden und Norwegen, Belgien, Gross- 
britanien, Frankreich, Portugal, Russland, Vereinigte Staaten von 
Nordamerika, Schiffahrts- und Handelsverträge. Ueber Cabotage 
existiren keine Bestimmungen. 

II. Holstein-Schleswig. (Siehe auch $ 22.) 

Vor allem sind die vielen particularrechtlichen Satzungen 
der einzelnen grösseren und kleineren Landestheile in jedem 
einzelnen Falle zu berücksichtigen; freilich bin ich nicht im 
Stande anzugeben, ob in Bezug auf das Seerecht die particulären 
Satzungen bedeutend sind, obgleich ich es sehr bezweifle. Sodann 



23. Wenigstens in den Städten von Mecklenburg-Schwerin. Vergleiche 
von Kamptz, Mecklenb. Civilrecht (1824) I. § 31. S. 48; auch 
I. $ 30 und 32, welchem Autor ich überhaupt die obigen Notizen 
verdanke. 
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sind die gemeinrechtlichen Satzungen in Bezug auf Seerecht in 
Schleswig und Holstein durchaus verschieden * 4 ). 

1) Holstein. Abgesehen von den etwa in den verschie- 
denen Stadtrechten vorkommenden seerechtlichen Bestimmungen 
galt hier früher das Wisbysche und gilt jetzt das Lübische 
und überhaupt das Hanseatische Recht. 

2) Schleswig. Das gemeine Recht in Schleswig bildet das 
Jütische Low"), also Dänische Satzung; doch sind zu keiner 
Zeit die das Jütische Low modificirenden Gesetze im Allge- 
meinen, als für Schleswig verbindlich, unbestritten anerkannt 
worden und in den letzten Jahrhunderten gar nicht. Dagegen 
speziell in Bezug auf das Seerecht gelangte das Seerecht 
Friedrichs II. von Dänemark aus dem Jahre 1561 zu entschie- 
dener Geltung, bis in den Schleswigschen Städten das vierte, das 
Seerecht enthaltende Buch der Gesetzgebung Christians V. von 
Dänemark von 1683 adoptirt worden ist als das heutige prak- 
tische Seerecht Schleswigs, abgesehen von particularen Bestim- 
mungen *•). Auch wird in subsidiurn das Lübische und über- 
haupt Hanseatische Seerecht anzuwenden sein» 7 )' 



24. Vergl. über Schleswig - Holstein F alck, Schleswig - Holsteinsches 
Privatrecht (1825 — 1840) Theil I. S. 418, auch § 125 — 127; auch 
S. 414—436. 

25. Uebrigens gilt das Jütische Low nicht mehr in Dänemark, sondern 
ist bereits durch die Gesetzgebung Christians V. 1683 verdrangt. 

26. Siehe Falck 1. c. S. 436. 37. — Pardessns, collection III. chap. 18. 
(unter der Rubrik des Danischen Seerechts) hat die seerechtlichen 
Bestimmungen einiger Stadtrechte abdrucken lassen, so 1) Kap. 
118 — 125 der plattdeutschen oder Kap. 103 — 112 der lateinischen 
Ausgabe der Statuten von Schleswig von circa 1150; 2) Kap. 65-75 
des (lateinischen) Statuts von Flensburg von 1284, womit wörtlich 
einige Kapitel in einem Statut von Appenrade von 1284 Uberein- 
stimmen; 3) zwei Kapitel aus einem Statnt von Appenrade v. 1335; 
4) drei Kapitel aus einem Statut von Hadersleben von 1292. Natür- 
lich sind alle diese Satzungen veraltet und nur als historische 
Antiquitäten merkwürdig. 

27. Bis tief in das 16. Jahrhundert hatte namentlich das Wisbysche 
Seerecht wie in Dänemark so in Schleswig die grösste Autorität, 
bis es durch die Seegesetzgebung Friedrichs II. von 1561 bei Seite 
geschoben wurde. 

3» 
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III. Hannover. 

Hier gilt das gemeine Deutsche und Europäische Seerecht 
fast ausschliesslich, da die das Seerecht betreffenden Local- und 
Landes-Gesetze und Statuten nicht von Bedeutung sind und die 
Über die Verhältnisse der Schiffer, des SchifTsvolks, des Schilt- 
baus etc. erlassenen Verordnungen mit dem gemeinen Recht 
wesentlich übereinstimmen. 

Grösseren Schiffsabgaben als den nationalen unterliegen nur 
diejenigen fremden Flaggen, in deren Häfen die Hannoversche 
Flagge nicht der nationalen in dieser Beziehung gleichsteht, nach 
der Verordnung vom 30. Juni 1824. Bei Waarenzöllen findet 
kein Unterschied zwischen der fremden und nationalen Flagge 
statt Cabotage ist zwar im Allgemeinen nicht der nationalen 
Flagge vorbehalten, indessen wird sie fremden Flaggen nur nach 
dem Princip der Keciprocität, namentlich in neueren Verträgen, 
gestattet. 

Der Brunshäuser oder Stader Zoll ist durch die Ver- 
ordnungen vom 8. Sept und 26. Sepbr. 1844 auf der Grundlage 
des Artikel 6 des Britischen Vertrages vom 22. Juli 1844 (um tf) 
ermässigt für die meisten Waaren Englischen, Deutschen, 
Preussischen, Dänischen und Belgischen Ursprungs auf Preussi- 
schen, Dänischen, Schwedischen, Norwegischen, Deutschen, 
Englischen, Belgischen Schiffen und nach neueren Verträgen gilt 
dies auch für Sardinien, Griechenland, Vereinigte Staaten von 
Nordamerika 

Handels- und Schiffahrtsverträge bestimmen die seerecht— 
liehen Beziehungen Hannovers näher nur mit Oesterreich, 
Preussen, Oldenburg, Mecklenburg - Schwerin , Lübeck, Däne- 
mark, Schweden und Norwegen, Niederlande, Belgien, Gross- 
britanien, Sardinien, Griechenland, Aussland, Vereinigte Staaten 
von Nordamerika, Mexico. 



28. Hamburger Bürgergut in Hamburger Bürgerschiffen ist frei vom 
Stader Zoll auf Grund früherer Rechtstitel und des von den Elb- 
uferstaaten am 13. April 1844 zu Dresden abgeschlossenen Staate- 
vertrages. Vergl. Soetbeer, des Stader Elbzolls Ursprung, Fort- 
gang und Bestand (Hamb. Ib39). 
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IV. Oldenburg. 

Auch hier existiren nur unbedeutende, das Gemeine Seerecht 
modificirende Verordnungen. Nach der Regierungsbekannt- 
machung vom 26. Januar 1846 sind für den wichtigsten Olden- 
burgischen Freihafen Brake die Schiffsunkosten der verschie- 
denen Art in eine einzige Abgabe unter dem Namen Hafengeld 
umgewandelt und geniesst die nationale Flagge einen Rabatt von 
25pCt und auch in anderen Oldenb. Häfen ist die nationale 
Flagge hierin bevorzugt, doch nirgends in Bezug auf Lootsen- 
gelder. 

Der revidirte Tarif des Steuervereins (also Hannover, Olden- 
burg und Lippe - Schaumburg) vom Jahre 1845 kennt keine 
ttUferenzialzölle zu Gunsten gewisser Flaggen. Mit der Cabotage 
ist es wie in Hannover. Commercielle Uebereinkönfte hat Olden- 
burg geschlossen mit Oesterreich, Preussen, Dänemark, Schwe- 
den und Norwegen, Grossbritanien, Belgien, Portugal, Sardinien, 
Griechenland, Verein. Staaten von Nordamerika. 

Uebrigens besitzt dre unter Oldenburgischer Hoheit stehende 
Herrschaft /Knip hausen (des Grafen von Bentinck) eine be- 
sondere, von den fremden Mächten längst anerkannte Flagge, 
welche in Oldenburg als nationale gilt, indessen in Schiffahrts- 
beziehungen mit fremden Staaten an sich nicht schon der Olden- 
burgischen gleich geachtet wird, so dass die Oldenb. Verträge 
sich an sich nicht mit auf Kniphäusi3che Schiffe erstrecken »•). 

§ 22. Dänemark. 

Wohl schon so früh als in Norwegen (§ 25) eiwtirten hier 
Aufzeichnungen seerechtlicher Satzungen, doch sind keine auf 
uns gekommen und selbst die von Pardessus aus ziemlich später 
Zeit, nämlich aus dem 12. und 13. Jahrhundert angefahrten see- 
rechtlichen Abschnitte von gewissen Stadtrechten gehören nicht 
hieher, da sie ausschliesslich Schleswig betreffen "), mithin als 
Deutsch betrachtet werden dürfen. 

Vielmehr ist hier nur zuerst zu erwähnen: 1) das Seerecht 



29. Vergl. Soetbeer, Schiffahrtsgesetze S. 4. 

30. Vergl Uberhaupt wegen Danemark Pardessus collection III, chap. 18. 
p. 205-308; und siebe oben $ 2] aub II. % in dsn Noten. 
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von 1508, welches dem König Johann zugeschrieben wird und 
den Titel fuhrt: „Danemarckis Watter - Raeth sam almindelisehe 
brugis udi Danmarck", in 18 Artikeln »*)• 

2) Das Seerecht Königs Friedrich II. vom Jahre 
1561 3a ), welches 1572 und 1642 verbessert erschien a ») und 
nicht sogleich wie später in 78 Artikel abgetbeilt war. Es wurde 
zugleich für Norwegen (§ 25. sub IL), welches damals zu Däne- 
mark gehörte, publicirt und wusste sich auch bald in Schleswig 
als dort gültiges allgemeines Seerecht einzunisten ($21) 84 ). Es 
wurde nach und nach durch mehrere Gesetze im Einzelnen ver- 
ändert, z. B. durch ein Gesetz von 1638, bis es zur Antiquität 
herabgesetzt wurde durch 

3) das noch jetzt in Kraft seiende Gesetzbuch von König 
Christian V. aus dem Jahre 1683, welches auch in Norwegen 
publicirt jst und auch bald in Schleswig zur Geltung gelangte, 
wenigstens in Bezug auf das Seerecht ($21 subll. 2) wel- 
ches im vierten Buche in 9 Kap. und zwar völlig erschöpfend 
abgehandelt wird 3ft ). 

Wichtig für den Dänischen Seehandel und die Dänische 
Seeschiffahrt ist die Zollgesetz Verordnung vom Jahre 1838, die 
übrigens wie alle derartigen Gesetze zugleich für Holstein- 
Schleswig massgebend ist und eine vollständige Zusammen- 
stellung der Waarenzölle bei der Einfuhr, dem Durchgange, der 



31. Der Dänische Gelehrte Rosenvinge behauptet, da« dies Seerecht 
von 1508 wahrscheinlich niemals gesetzliche Kraft erhalten habe. 
Also wäre es etwa eine blosse Vorarbeit gewesen. Bs scheint ein 
suppletorisches Sammelwerk zu sein zur Ergänzung des damals in 
Dänemark in grossem praktischen Ansehen stehenden Wisby'schen 
Seerechts im besonderen Interesse Dänemarks. Vergl. Pardessus 1. c. 

32. Bs ist auch ins Niedersächsische (Rostock 1572) Ubersetzt worden. 

33. Siehe Pühls Seerecht S. 31. 

34. Dieses Seegesetz von 1561 hat die früheren Satzungen tüchtig be- 
nutzt, namentlich das Wisby'sche Seerecht, die verschiedenen Han- 
seatischen Rezesse und die Niederländische Verordnung von 1551. 

35. Es ist lateinisch Ubersetzt von We gorst 1698 und von Hoyelsin 
1710. Die französische Uebersetzung bei Pardessus rührt von einem 
Preussen Hens'chel her. Einen gründlichen Commentar lieferte 
Brorson, forsög til den fierde bogs forsolkning i Christian V. 
Danske og Norske lov (1797). 
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Ausfuhr wie auch die Bestimmungen wegen der die Schiffe be- 
treffenden Abgaben und Auflagen etc. enthalt; auch soll darnach 
zwischen privilegirten und unprivilegirten Staaten unterschieden 
werden, doch sind fast alle Nationen nach und nach privilegirt**). 
Auch in Bezug auf die Erfordernisse in Bezug auf Danische 
Nationalitat der Schiffe stehen sich Dänen und Schleswig - Hol- 
steiner gleich. Es wird aber das ausschliessliche Danische (im 
weiteren Sinne also) Eigenthum des Schiffes und die Erwerbung 
des Bürgerrechts von Seiten des Kapitains verlangt; und ist das 
Schiff im Ausland gebaut, so muss zuvor noch eine Abgabe ent- 
richtet werden. — Der Handel mit Grönland und den Farören 
wird ausschliesslich für Königliche Bechnung betrieben. Von 
dem Verkehre mit Island sind andere Nationen durch bedeutende 
Differenzialzölle ausgeschlossen. Altona gilt zwar hinsichtlich 
der Waarensendungen nach Island für inländisch, dagegen hin- 
sichtlich der Ausfuhr von Island für fremd. Im Dänischen 
Westindien ist St. Thomas ein völliger Freihafen; auch in St. 
Croix sind alle fremde Schiffe und Waaren zugelassen etc.* 7 ). 

Der Sundzoll soll hier noch besonders hervorgehoben 
werden, obgleich er wie manches andere hier in den Angaben 
Ober die Quellen des Seerechtes der einzelnen Staaten Gesagte 
vor Allem in's öffentliche Seerecht gehören möchte; indessen 
derselbe wie überhaupt Zölle und Abgaben haben doch einen 
so wesentlichen Einfluss auf den Privathandelsverkehr zur See, 
dass wir hier davon schon Erwähnung thun durften**). 

Es beruht aber wesentlich der Sundzoll noch gegenwärtig 
auf der am 13. August 1645 zu Christianopel zwischen Dänemark 
und den Niederlanden getroffenen Vereinbarung, nur dass auf 
seiner Grundlage eine neue Begulirung des Tarifs stattgefunden 
hat durch einen Vertrag mit Grossbritanien vom 13. Aug. 1841, 
sowie durch einen anderen mit Schweden und Norwegen vom 
23. August 1841 ; doch sind diese Conventionen nur bis zum 



36. Wie dies ja auch in anderen Staaten regelmässig der Fall ist. 

37. Das Nähere in Bezug auf St. Croix enthalt die Verordnung vom 
6. Juni 1833. 

38. In der Darstellung der Scbiffahrtsgesetze, namentlich aber in der 
Erörterung Uber den Sundzoll habe ich mich auch unmittelbar an- 
geschlossen an Soetbeer's Darlegungen in seinem Werk: Schiff- 
fahrtsgesetze etc. (Hamburg 1848.) S. 0-7, 



Digitized by Google 



40 Abscho. I. Einleitende Erörterungen. 

15. Juni 1851 geschlossen und dauern von da an mit dem Vor- 
behalte einer zwölfmonatlichen Kündigung fort. Es ist darin 
einige Ermässigung des Tarifs festgesetzt und noch mehr haben 
die im Jahre 1846 zum Schluss gekommenen Verhandlungen wegen 
Erneuerung des Vertrages mit Preussen eine spätere Herab- 
setzung für einige wichtige Artikel (Brantwein, Baumwolle, Roh- 
zucker) herbeigeführt. Nach dem officiell publicirten Sund- 
tarif vom 23. December 1841 werden als privilegirte Staaten 
bezeichnet; Belgien, Brasilien, Frankreich, Grossbritanien, die 
Hansestädte, Holland, Mexiko, Norwegen, Oldenburg, 
Oesterreich, Preussen, Russland, Spanien, Schweden, Vene- 
zuela, Vereinigte Staaten von Nordamerika, und sind später noch 
dafür erklärt: Griechenland, Hannover, Mecklenburg- 
Schwerin, Sardinien, Neapel; also gehören sämmtliche Nord- 
deutsche Seestaaten dazu. Die Nichtprivilegirten müssen noch 
X Zollsatz mehr zahlen. Rostock und die Pommerschen 
Städte Kolberg und Kamin sind nach altem Herkommen 
noch besonders begünstigt, indem Rostock für in Rostocker 
Schiffen verladenen Waizen, Roggen und Gerste einen geringeren 
Zoll zahlt, und sogar Kolberg und Kamin nach der geheimen 
Declaration Dänemarks vom 17. Juli 1818 völlig vom Sundzoll 
für diejenigen Schiffe und Ladungen befreit sind, welche das 
wirkliche Eigenthum in Kolberg und Kamin wohnender Kauf- 
leute sind '•). 

Die von Dänemark mit anderen Staaten abgeschlossenen 
Völkerverträge über Handel und Schiffahrt beziehen sich alle- 
mal auch auf Schleswig-Holstein 40 ). Solche Verträge hat 
Dänemark mit allen Europäischen Staaten, mit Ausnahme von 
Toskana, abgeschlossen , dagegen von den Amerikanischen nur 
mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika, mit Mexiko und 
Venezuela 4I ). 



39. Siehe auch überhaupt Scherer, der Suodzoll (Berlin 1845). 

40. DafUr sowie das« hinsichtlich der Gabotage sowie der Nationalitat 
und Bemannung der Schiffe kein Unterschied stattfindet, wurde ein 
gemeinsames Dänenzeichen den Schleswig - Hoisteinschen Schiffen 
eingebrannt: Dansk Eiendom; wobei allerdings das Wort Eigenthum 
anstössig ist. 

41. Wir haben geglaubt, gerade Ober die Danisch- Schleswig -Hoistein- 
schen Verhältnisse uns etwas weitläufiger auslassen zu dürfen, da 
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§ 23. Holland*»). 

Neben vielen statutarischen Satzungen herrschen allgemeine 
Rechtsgewohnheiten sowie das Wisbysche Recht bis auf die 
neueste Zeit. Dazu kam die Verordnung Karls V. yom 19. Juli 
1551 und von Philipp II. vom 31. October 1563. Zeitweilig galt 
auch das Napoleonische Recht in Holland, bis 1826 ein neues 
Handelsgesetzbuch (Wetboek van Koophandel), dessen zweites 
Buch das Seerecht bildet und eine selbststand ige Ueberarbeitung 
des Code de commerce ist, erschien; dasselbe war für Holland 
und Belgien gemeinschaftlich bestimmt, ist übrigens nie zur 
praktischen Geltung gekommen und wurde nach der Trennung 
Belgiens von Holland revidirt für Holland. Diese Revision 
ging allmalig vor und wurde endlich zusammengefasst in dem : 
Wetboek van Koophandel, vom 1. October 1838 an gültig (nach 
dem Beschluss vom 10 April 1838), deutsch von Schumacher 
(Hamburg 1840), der auch das ältere Handelsgesetzbuch (Altona 
1827) übertragen hat. — Das Zollgesttz vom 26. August 1822 
stellt auch die Verschiedenheit in Behandlung Holländischer und 
fremder Schiffe bei Ein- und Ausfuhr auf. Handels- u. Schiff— 
fahrtsverträge bestehen mit Preussen, Hannover, Oldenburg, 
Hamburg, Lübeck, Bremen, Dänemark, Belgien, Grossbritanien, 
Frankreich, Sardinien, Türkei, Griechenland, Russland, Vereinigte 
Staaten etc.; sie finden sich in Martens et Cussy recueil de 
traite's, wo man überhaupt alle neueren Verträge der Art von 
1763 an in den vortrefflichen Registern aufsuchen mag. 



sie ja mit dem Norddeutschen Seeverkehr, den wir besonders zu 
berücksichtigen haben, in so enger Verbindung stehen. 

Ueber das altere Seerecht von Island siehe Pardessus III. 
chap. 16. S. 45 fF. Schon in der Aufzeichnung des alten Islandi- 
schen Rechts, genannt Gragas, linden sich viele Artikel Uber See- 
recht (abgedruckt bei Pardessus 1. c. 8. 55 — 88). 
42. Vergl. besonders wegen des altern statutarischen Rechts den hier 
ungemein reichhaltigen Pardessus IV. chap. 24. S. 1 — 188, wo 
1) alte Gewohnheitsrechte, 2) die Gesetze der Regenten aus dem 
Oesterreichischen Hause und 3) Statuten der Magistrate der ein- 
zelnen StÄdte, die bisweilen auch von den Souveränen promulgirt 
wurden, sich finden. Siehe auch schon Verwer (Nederlandts Zee- 
rechten. Amsterdam 1730), der fälschlich die Satzungen von Damme 
für das alte Hollandische Recht hielt; siehe jedoch f 12 oben. 
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§24. Rassland. 

Lange Zeit hat in den Russischen Ostseeprovinzen das 
Hanseatische Recht eine gewisse Geltung gehabt. Ausser eini- 
gen anderen Particularrechten ist das Riga'sche Recht 4 *) be- 
sonders hervorzuheben; es hat in seerechtlicher Reziehung sich • 
unmittelbar an die Hanseatischen Satzungen angeschlossen und 
ist alt. Schon 1) Art. 156 — 168 aus dem Statut von Riga von 
1270 (deutsch) gehört hieher; sodann 2) 22 Kapitel aus dem von 
Oelrichs publicirten Riga'schen Statut v. 1542 (auch deutsch); 
3) aus dem Statut von Riga von 1672 Tit. 1—6. — 1720 erliess 
Peter II. die erste allgemeine Verordnung. Die Kaiserin Katha- 
rina promulgirte 1782 einen Seerechtscodex, der durch spätere 
Ukase in Beziehung auf das Privatseerecht wenig modificirt ist 
und in der officiellen Deutschen Uebersetzung von Arndt den 
Titel führt: „Kaiserlich Russische Ordnung der Handelsschiffahrt * 
auf Flüssen, Seen und Meeren. 44 Nach Jacobsen (Seerecht 
S. XLVII.) soll in subsidium, wenn der Codex nicht ausreicht, 
das Preussische Seerecht (im Allg. Landrechte von 1794) ange- 
wandt werden. — Von Wichtigkeit ist der Kaiserliche Ukas vom 
19. Juni (I.Juli a. St.) 1845 in Betreff der Küstenschiffahrt und 
der Belastung fremder Schiffe. Das Seerecht betreffende Ver- 
träge hat Russland abgeschlossen mit Oesterreich, Hannover, 
Mecklenburg-Schwerin, Hamburg, Bremen, Lübeck, Dänemark, 
Schweden und Norwegen, Holland, Grossbritanien , Frank- 
reich etc. 

$25. Schweden und Norwegen 4 *). 

Schweden und Norwegen müssen wir hier füglich unter 
einer gemeinsamen Rubrik darstellen, weil sie ja jetzt zusammen 
ein Reich bilden; indessen ist wie ihre anderweitige Gesetzge- 
bung, so namentlich das Seerecht der beiden Länder von ein- 
ander verschieden, so dass wir wieder unterscheiden müssen. 
Sogar die Seezollgesetzgebung ist noch in beiden Ländern ver- 



43. Siehe die Abdrücke der Russischen alten Particularseerechte, beson- 
ders Riga s bei Pardessus III. chap. 23. S. 489-531. 

44. Vergl. besonders Pardessus III. chap. 15. S. 1—44 und chap. 17. 
S. 88 — 204. 
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schieden und den Norwegern die Cabotage an der Schwedischen 
Köste und umgekehrt verboten. 

I. Schweden. Ausser manchen seerechtlichen Kapiteln 
der Stadtrechte (von Biärköö oder Birka, von Wisby u. s. w.), 
sodann dem von Gustav Adolf 1618 publicirten sog. Stadt- 
Lagh von Schweden, dessen Formation und Compilation, 
nach Pardessus (III. S. 108 und 125), aber wohl zum grossen 
Theile bereits dem 14. Jahrhundert angehört und worin wenig- 
stens Titel 7 ziemlich ausgedehnt vom Seerechte handelt, ist hier 
die umfassende seerechtliche Gesetzgebung Kar Ts XI. von 
16 67 zu erwähnen, welche noch jetzt das praktische Seerecht 
Schwedens ausmacht, mit Ausnahme des ersten Thetles, der 
sich auf die Schiffsmannschaft und Polizei bezieht und der durch 
ein Gesetz vom 30. März 1748 modificirt ist, und dem 6. Theile, 
der durch ein Gesetz vom 20. October 1750 verändert ist; abge- 
sehen nämlich von vielen kleinen Veränderungen, die man bei 
Flintberg sämmtlich in der 3. Ausgabe von 1815 bis zum 
Jahre 1815 notirt findet 45 ) und wozu J. P. Fredenberg einen 
Nachtrag bis 1822 (Stockholm 1822) geliefert hat. Freilich sind 
seit der Zeit neue Verordnungen und Gesetze erlassen, und 
davon existirt, so viel ich weiss, keine besondere Sammlung««). 
Die Schiffahrtsordnung von 1825 bezieht sich mehr auf Zölle. 

Die Schwedische Zolltaxe vom 23. October 1841 stellt fest, 
auf Grund schon früherer Anordnungen, in ihrem Anhange eine 
Begünstigung der nationalen und der dieser gleichgestellten 
Flaggen, sowie des directen Handels mit aussereuropäischen 
Plätzen und Aehnliches. 



45. Flintberg schrieb Uber das Seegesetz einen Gommentar in Schwe- 
discher Sprache, der zuerst 1794, dann 1802 und endlich 1815 er- 
schien und mit dem Texte des Gesetzbuches selbst im Auszuge 
deutsch Ubersetzt ist von H ageme ister (Greifswald 1796). Locce- 
nius hat dieses Seerecht lateinisch Ubersetzt. Bereits 1670 erschien 
zu Wismar eine deutsche Uebersetzung. Pardessus hat diesen 
Seecodex wie überhaupt alle nicht französischen Seerechte vor 1700 
im Original und in einer französischen Uebersetzung geliefert tom. III. 
p. 184—204. Das Gesetz zerfallt in acht Hauptabschnitte. 

46. Vergl. Pöhls, Seerecht S. 40. Diese Neuerungen betreffen Übrigens 
weniger die Jurisprudenz als die Polizei und Administration des 
Seewesens, sind also fUr unsere Zwecke nicht so wichtig. 
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Die Air Schweden bestehenden Handels- und Schiflahrts- 
verträge haben übrigens sämmtlich auch für Norwegen Gültig- 
keit; einseitig von Norwegen ist nur eine Reciprocitätsdeclaration 
mit Lübeck ausgewechselt worden. Solche Verträge sind abge- 
schlossen mit Oesterreich, Prcussen, Hannover, Oldenburg, 
Mecklenburg-Schwerin» Hamburg, Lübeck, Bremen, Danemark, 
Niederlande, Belgien, Grossbritanien, Sardinien, Toskana, Kirchen- 
staat, Türkei, Griechenland, Russland, Vereinigte Staaten, Ve- 
nezuela. 

II. Norwegen. Das ältere Seerecht Norwegen's ist un- 
bedeutend. Ausser den ganz kurzen secrechtlichen Stücken des 
Gula Thing von 940, des B i a r k e yar-Rett aus. dem 12. Jahr- 
hundert sind einige Kapitel aus dem Gula Thing von 1274 
sowie 23 Kapitel aus dem Stadtrecht von Bergen zu nennen. 
— Die Seegesetzgebung Friedrichs IL von Dänemark. von 
1 56 1 wurde auch in Norwegen, welches ja damals mit Dänemark 
vereinigt war, publicirt Ebenso später die Gesetzgebung Chri- 
stians V. von Dänemark Yon 1683 wurde für Norwegen 
und namentlich auch der seerechlliche Theil, 1687 erlassen 47 ). 

Der Norwegische Tarif für Waarenzölle und Schiffsabgaben 
vom 23. Sept. 1342 stellt denn doch Norwegische u. Schwedische 
Schiffe gleich, 

$ 26. Frankreich*«). 

♦ 

Ausser einigen Localstatuten (von Arles 1150, Mont- 
pellier 1223 und später, von Marseille c. 1255, Oleron von 
1380, siehe § II) sind vom älteren Rechte besonders zu erwäh- 
nen Guidon de la mer (s. $ 16) und die Us et coutumes 
d'Olonne, eine ähnliche, doch mehr locale und weniger theo- 
retisch werthvolle, ziemlich umfangreiche Sammlung, wie der 
Guidon. Sodann gab es in Frankreich seit 1373 Ordonnanzen 
über seerechtliche Verhältnisse; sie sind in der bekannten von 
1584 sämmth'oh zusaramengefasst und wiederum diese von 1584 
sowie eine andere schätzbare von 1629 wurden durch die gross- 

47. Vergleiche auch Rotteck's Staatslexicon (2. Auflage 1847) 9. Band. 
Seite 763. 

48. Pardessus IV. chap. 26 p 221 — 418 ist iu Bezug auf Frankreich 
zugleich «ehr praktisch, indem er auf die neueste Gesetzgebung 
Rücksicht nimmt, namentlich in den Noten zu seiner Ausgabe der 
Ordonnance von 1681. Vergl. auch Pardessus VI. S.534 wegen Qkwme. 
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artige Schöpfung der Ordonnanz Ludwig's XIV. yon 1681 
zu Antiquitäten herabgesetzt. Diese Ordonnance de Ia marine 
du mois d'aoAt 1681 vorzüglich durch Colberts Thatigkeit za 
Stande gebracht, zerfallt in 5 Bücher und diese in Titel und 
umfasst nicht bloss das ganze Privatseerecht (mit Einschluss der 
Seeassecuranz, Prisen und Seefischerei), sondern erstreckt sich 
auch wenigstens auf einige Punkte der Seepolizei und Admini- 
stration, ohne aber in letzterer Beziehung vollständig zu sein, 
wesshalb und da überhaupt solche Dinge einen veränderlichen 
Charakter an sich tragen und mit jedem Menschenalter zu 
variiren geneigt sind, viele neue andere Verordnungen hierüber 
erschienen, so schon 24 Octbr. 1681, die berühmte Verordnung 
über die Kriegsmarine vom 15. April 1689, 25. März 1765, 
27. Septbr. 1776, 31. Octbr. und 1. Nov. 1784, 1. Januar 1787, 
25. Oct 1795, 31. Oct. 1827 und viele andere unbedeutendere. 
Die in der Ordonnanz von 1681 aufgestellten Rechtsgrundsätze 
blieben dagegen das ganze 17. und 18. Jahrhundert hindurch fast 
unverändert 49 ). Den schönsten Denkstein hat Valin durch 
seinen Conwnentar derselben gesetzt und Jeder, welcher Nation 
er auch angehöre, wird mit Freuden dessen Worte (commentaire 
tom. I. S. 25) unterschreiben: Et c'est-Jä ce qui fait le me>ite 
distinctif et characterise* de notre ordonnance. On y trouve un 
corps de doclrine admirable, une collection precieuse de d£cisions 
claires et profondes en meme terops sur une infinite* de points 
cardinmtx, iusques-la ignores ou mal developpös. Ce sont 
autant de principes feconds, dont un esprit attentif et accoutumä 
a la precision est en Itat de tirer des consequences süres, pro- 
pres a re^oudre tous les cas qui peuvent se präsenter. Enfin 
ce qui met le comble ä l'eloge de notre ordonnance c'est a quelques 
d^cisions pres , eile est devenue en quelque sort la loi generale de 
toutes le» nationg de YEurope commercantes gur mer. In privat- 
rechtlicher Beziehung nun ist die Ordonnanz verdrängt worden 
durch den vom Kaiser Napoleon veranstalteten Code de 



49. Yergl. darüber besonders Valin in seinem weltberühmten nouveau 
commentaire sur I'ordonnance de la marine du mois d'aoüt 1681 
(2Bde, 1760. 1766, 1770, endlich Rochelle 1776) in der prlface Bd. I. 
p. XIX. und 26. 27, wo er sagt: die changemens betreffen nicht 
la iurisprudence, sondern la police. 
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commerce *°), der mit dem 1. Januar 1808 in Kraft trat und 
auch das Seerecht enthält. Dieser Code hebt nun zwar (dlcret 
du 15. Sept. 1807) alle früheren Gesetze auf, doch gilt die Or- 
donnanz zum grossen Theil noch in Bezug auf die Seeverhält- 
nisse des öffentlichen Rechts und subsidiär überall, wo der Code 
schweigt; endlich sind ja seine seerechtlichen Grundsätze, mit 
sehr wenigen Abänderungen, unmittelbar aus der Ordonnanz 
Ludwigs XiV. entnommen, so dass mehr eine Adoption als eine 
Verstossung der Ordonnanz stattgefunden hat »*). 

Die Ordonnanz der Marine von 16*81 bildet aber oder spricht 
doch wenigstens, nach dem unparteiischen Urtheile aller see- 
handeltreibenden Völker, zum grossen Tbeile aus die noch jetzt 
gültigen Satzungen des gemeinen Europäisch - Amerikanischen 



50. Durch den Code de commerce wurde namentlich auch die berühmte 
H a n d e 1 s Ordonnanz Ludwigs XIV. von 1673 verdrängt, welche 
eine ehrenvolle Vorläuferin ihrer Schwestern von 1681 über die 
Handels« und von 1689 über die Kriegsmarine war. 

51. Von Valin's Commentar existiren die in der obigen Note genannten 
vier älteren Ausgaben von 1760, 1766, 1770 und 1776; im Jahre 
1829 besorgte K. Bccane eine neue Ausgabe zu Paris: R.J. Valin, 
commentaire etc. Avec des notes coordonnant l'ordonnance, le 
commentaire et le code de commerce (in 1 Quartbande). — Der 
ältere Commentar der Ordonnanz von 1681 heisst Merville oder 
ftlarville, dessen Arbeit 1714 und 1715, 1737, 1749 und 1756 
Auflagen erlebte. Ein späterer Commentar ist von einem Advoca- 
ten zu Marseille, wahrscheinlich Jusseau oder wie Azuni sagt 
Jausseau im Jahre 1780 (2 vol. in 8. oder 12). Diese Notizen 
verdanke ich Bajot, resume des lois sur la marine (Paris 1841), der 
namentlich auch über die verschiedenen Ausgaben des Cleirac mein 
Gewährsmann ist. Ich benutzte von Cleirac und Valin nur die 
beiden neuesten Auflagen und dazu von Valin die neue Edition von 
Becane. Nach Groult, discours sur le droit maritime S. 26 ist 
der Marseiller commentaire (1780 in 2 Duodezbänden) ein Auszug 
aus Merville und Valin. 

Auch die Ordonnanz Uber die Kriegsmarine von 1689 erhielt 
durch Richebourg einen commentaire ou plutöt des annotations 
qu'on trouve a la fin du troisie*me volume de l'Histoire generale de 
la marine, en 3 vol. in 4., qui ont paru successivement dans les 
annöes 1754, 1756 et 1758. Richebourg n'est que le continuateur 
de Boism&l, premier auteur de l'ouvrage. Bajot I. c. Note 37, der 
auch S. 35-47 die Franz. Seegesetze seit 1790 aufweist. 
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Seerechts; und durch die verschiedenen Nachbildungen des 
Napoleonischen Code de commerce in den westlichen und sud- 
lichen Staaten Europa's werden zugleich ihre Grundsatze, wenn 
auch auf mehr indirecte Weise und wenn auch undankbarer 
Weise nicht unter ihrem wahren Namen als particularrechtiiehe 
Satzungen in den einzelnen Seestaaten aufgestellt *»). 

Das System der Diflerenzialzölle zur Begünstigung der natio- 
nalen Schiffahrt ist in Frankreich am strengsten durchgeführt*») 
sowohl hinsichtlich der eigentlichen Schiffsabgaben (Tonnengelder, 



52. Eine Englische Uebersetzung der Ordonnanz von 1681 steht im 
General treatise of dominion of the sea mit einer eigentümlichen 
durchlaufenden Titelfolge (54 Sectionen) S. 252 — 372. — Deutsche 
Uebersetzung des code de commerce z. B. von Erhard 1808. — 
Von den Französischen Commentaren Ober den code de commerce 
erwähne ich nur den von Locre" in 8 Theilen. — Der berühmte Ver- 
fasser der collectson de lois maritimes Pardessus hat auch ein um- 
fassendes Werk über das Französische Handelsrecht geschrieben, 
dessen dritter Theil das Seerecht umfasst (cours de droit com- 
mercial edit. III. 5 Bde. Paris 1825-26.) Das ganze Werk ist ins 
Deutsche übertragen von Schiebe, namentlich auch der dritte 
Theil als selbstständiges Werk: das Französiche Seerecht 
(Bremen 1840). — Speciell wegen des neuesten Französischen See- 
rechts verweise ich noch auf: Boucher, Institution au droit ma- 
ritime, ouvrage complet sur la legislation maritime, ayant pour base 
l'ordonnance de 1681, a laquelle sont adoptles les lois de l'ancien 
et du nouveau regime, des r£flexions, des iugemens Itayes des 
autorite's les plus respectables etc. (Paris XII. 1803). Le nouveau 
Valin ou Code commercial maritime par Sanfourchc-Laporte, 
revu et approuve* par Boucher. Paris 1809. Boulay-Paty, 
cours de droit commercial maritime. 4 tomes. Rennes et Paris 
1821 — 23. Beaussant, code maritime ou lois de la marine etc. 
2 tomes. Paris 1839 - 40. Bravard-Veyri£res, manuel du 
droit commercial, contenant un treite" sur chaque livre du code de 
com., l'indication du dernier £tat de la iurisprudence etc. le texte 
des ordon. de 1673 et 1681 etc. (Paris 1838, 3. edit. 1846). 

53. Sie sind sehr hoch (im Ganzen circa 4 Fr. 12^ Cent. pr. Tonne 
von dem nichtfranzösischen Schiffe, sobald es in einen französischen 
Hafen einlauft), doch sind viele Nationen mehr oder weniger privi- 
legirt, doch weniger Europäische als Amerikanische. Marseille ist 
ein völliger Freihafen in Bezug auf alle Schiffsabgaben. (Ordonnanz 
vom 10. Sept. 1817.) 



Digitized by Google 



48 Abschn.I. Einleitende Erörterungen. 

Expedition, Acquit, Pennis und Certificate als auch des Tarife 
der Waarenzölle. indem in letzterer Beziehung die unter natio- 
naler Flagge eingehenden Waaren geringere Zölle aahlen. Die 
Bestimmungen hierüber sind enthalten namentlich im Zolltarif 
Yon 1844 sowie in den Verordnungen v. 28. April 1817, 13. Juni 
1845, vom 8. Februar 1826 (Verbot der Einfuhr vieler Producte 
unter Englischer Flagge) im Zusammenhange mit Verordnung 
Yom 3. Juli 1834 (die einige Ausnahmen aufstellt). Die Cabotage 
an der Französischen und Algierischen Küste, sowie nach Ver- 
ordnung vom 16. Dec. 1843, auch der Verkehr zwischen Frank- 
reich und Algier steht nur Französischen Schiffen zu. Das Ge- 
setz vom 21. Sept. 1793 wegen der Bedingungen der Nationalität 
Französischer Schiffe (1. Erbauung in Frankreich oder Prisen- 
zusprechung oder Confiscation , 2. Französisches Eigenthum, 
3. die Officiere und Dreiviertel der Mannschaft Franzosen) ist 
durch ein Gesetz vom 9. Juli 1845 dahin modificirt, dass ein 
Schiff wenigstens zur Hälfte Französisches Eigenthum sein 
müsse. ... i ■ 

Frankreich hat viele Handels- und Schiffahrtsvertrage mit 
anderen Staaten abgeschlossen; in Europa indessen nicht mit 
Hannover, Oldenburg, Schweden und Norwegen, Kirchenstaat, 
Griechenland; in Amerika nicht mit Central -Amerika, Peru, 
Chili, Buenos-Ayres. 

» 

S 27. England "). 

Wie in anderen Theilen des Rechts, so namentlich im 
Handels- u. Seerecht ist in England das Gewohnheitsrecht 
im weiteren Sinne das Wesentlichste und erscheint dasselbe den 

t - * 

- » — — ■ ■ ■ ■ ■■■■■ ■■■ 

54. Vergl. Pardessus, coDcction IV. chap. 25. Wegen der in neueren 
Zeiten erlassenen Parlamentsacten über See« und Schiffahrtsverhalt- 
nisse verweise ich auf das sehr gangbare Werk von Abbott (Lord 
^Tenterden) treatise of the law relative to merchant ships and 
seamen, 8. ed. by W. Shee (Lond. 1847), wo die hauptsächlicheren 
hn Anhange alle abgedruckt sind; eben so bei Ed. W. Symons, 
The law relating to merchant seamen, 3. ed. (London 1844). — 
Sodann finden sich im General treatise ofthe dominion of 
the sea and a compleat body ofsea-laws, wovon ich die (nach 
der Vorrede) dritte Auflage (London sine anno , doch wohl um 
1706 erschienen) benutzt habe, die mittelalterlichen Seerechte, 
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Engländern bald als die unmittelbare praktische Usance der 
Handels- und Seeleute, bald als das sog. common-law, eine Art 
Recht der Billigkeit und der Moral, was jeder Mensch in sich 
trage und verstehe, also eine Art von Naturrecht, oder ius gen- 
tium im Römischen Sinne, als ein von allen Menschen und 
Völkern gekanntes und anerkanntes Billigkeitsrecht; am Ende 
ist es aber nichts Anderes als eine Conclusion aus der Natur 
der Sache, aus dem wahren Wesen der Verhältnisse nach einem 
richtigen, von Moral und Billigkeit geleiteten Urtheile; im Han- 
dels- und Seerecht heisst dieses common-law auch wohl speziell 
lex me rcatoria »*). — Von den mittelalterlichen Seerechten 
haben die R61es d'01e*ron als ein altes Gewohnheitsrecht eine 
grosse Autorität in England und sind auch in dem Black Book 
der Admiralität eingeschrieben. Ueberhaupt sind die gemein- 
rechtlichen Quellen des Europäischen Seerechts in den Eng- 



weiche eine Art gemeinen Hülfsrechts in England bilden, in Eng- 
lischen Uebersetzungen , so das Seerecht von Rhodus, von Oleron, 
von Wisby, der Hansa, sowie Ludwig's XIV. Ordonnance de la 
marine von 1681 in Englischer Version.- Dieser General treatise 
und das Werk von Abbott geben Uberhaupt eine vortreffliche Ein- 
sicht in das ältere wie neuere Englische Seerecht (mit Ausnahme 
der Assecuranz, die Abbott nicht abhandelt). 

55. Blackstone sagt darüber (Buch I. Kap. II. seiner Commentarien) : 
die Handeigverhältnisse werden durch die sog. lex mercatoria 
geregelt, die bei allen Völkern anerkannt wird und die man als 
einen Theil des Englischen Rechts betrachten muss; und weiter 
(Buch IV. Kapitel V.): In allen Seerechtsfällen, wo es sich um 
Fracht, Havarie, Bodmerei, Versicherung etc. handelt, wird die lex 
mercatoria beständig angewandt; und es gibt keine andere Ent- 
scheidungsrogel, als dieses universelle Gesetz, welches entnommen 
wird aus den allgemein auerkannten Gewohnheiten und schrift- 
stellerischen Autoritäten aller Nationen. Vergleiche auch besonders 
wegen dieses ganzen eigentümlichen Charakters des Englischen 
Rechts, namentlich des Handels- und Seerechts, Pardessus : collection 
IV. pag. 189 und 190, wo sich eine vortreffliche Erörterung findet. 
Siehe auch oben § 7 in der Note. — Es versteht sich aber von 
selbst, dass vor dem common law, vor der lex mercatoria die 
positiven Gesetze des Staates, sei es nun Englands oder im betreffenden 
Falle des Auslandes, zu berücksichtigen sind. 
t. Kalienboro, Seerecht 1. p 4 
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lischen Gerichten von grossem Ansehen. Indessen scheint man 
doch selbst das Oleronsche Seerecht mehr als ein wissenschaft- 
liches Hülfsmittel denn als ein eigentliches Gesetz, wie man dies 
wohl früher that, in der Gegenwart anzusehen. Vergl. Pöh s 
S. 33 und Blackstone's commentaries I. 419. IV. 423. 

Namentlich aber spielt vom Gewohnheitsrecht der Gerichts- 
gebrauch (rerum perpetuo similiter judicatarum auctoritas) eine 
grosse Rolle, indem der Engländer mit allem Nachdrucke her- 
vorhebt, dass die Richter als die legalen Organe des natio- 
nalen Rechtsbe wusstseins vor Allem in der Lage und 
berufen sind, die wahren Principien des Rechts in jedem ein- 
zelnen Falle durch ihr Urtheil auszusprechen. Desshalb sind 
die sog. precedents, Präjudicien, überhaupt alle bisher erfolgten 
gerichtlichen Entscheidungen, namentlich aber wenn sie von be- 
rühmten Richtern »•) herrühren, in England von ungemeiner 
Autorität; doch ist der Richter in seiner Entscheidung nicht 
sklavisch daran gebunden, und fehlt es nicht an Beispielen, dass 
in späteren Entscheidungen das Princip einer früheren umge- 
stossen (overruled) worden ist. Auch versteht es sich, dass 
solche Entscheidungen (precedents) als Quelle des Englischen 
Seerechts kein absolutes Recht bilden, sondern auf Grund des 
bestehenden Rechts zu erlassen sind, allenfalls zur Ergänzung 
der Gesetze, und dass neuere Gesetze ihnen vorgehen 



56. Namentlich sind William Scott's seerechtliche Entscheidungen 
von wahrhaft Europäischer Berühmtheit; ich muss aber offen be- 
kennen, dass ich in seinen Prisenurtheilen viel Willkür, wenn auch 
auf geistvolle Weise begründet und mit einem juridischen, ja mora- 
lischen Nymbus umkleidet, finde. 

57. Desshalb sind die Sammlungen seerechtlicher Entscheidungen sehr 
wichtig, namentlich: Robinson, reports of cases argued and 
adjudged in the high court of admiralty, commencing with iudgm. 
of W. Scott Michaelmas term 1798 6 volms. London 1801 — 8. 
fortgesetzt bis 1808 von Edwards (London 1812), der auch eine 
andere Sammlung herausgab: reports of the leading decisions in 
the high court of admiralty, in cases of vessels saüing under british 
licences (London 1812). Eine zweite Fortsetzung von Robinson bis 
1815 ist von Dodson (vol. I. London 1815). Zu Robinson, 
Edwards und Dodson lieferte J. Greene (London 1818) ein Re- 
gister. — Sodann A c t o n reports of cases — — in prize casea. 
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Was sodann die Englische Gesetzgebung als Quelle des 
Seerechts betrifft, so ist dieselbe zwar seit 200 Jahren nicht ganz 
unthätig jedoch von nur geringer Bedeutung für diePrivatseerechts- 
verhältnisse gewesen, bis endlich in neuesten Zeiten, seit etwa 
30 Jahren, wenigstens über einige Zweige desselben, sich die Ge- 
setzgebung ziemlich umfangreich verbreitet hat. *•) 

Die ältere Gesetzgebung steht bei Pardessus (Siehe unten die 
Note). Hier ist zu erwähnen die Acte von 1646 über den Verkehr 
mit den Kolonien. Sodann ist besonders hervorzuheben die soge- 
nannte Navigationsacte vom 9. October 1651, zuerst von 
Crom well in der Revolutionszeit erlassen und 13. September 
1660 mit geringen Veränderungen bestätigt durch Stat. 12 Charles II. 
c. 18. Sie bildete 200 Jahre lang die Grundlage des Englischen See- 
handelssystems, dessen Tendenz ausschliessliche Begründung der 
nationalen Schiffahrt, Fabrikation und Handel, unter möglichster 
Ausschliessung aller fremdländischen Thätigkeit ist"). Durch Par- 



(London 1811). Stewart reports of cases in the court of vice- 
admiralty at Halifax in Nova Scotta from 1803 — 1813 in the time 
of Alex. Croke (London 1814). In Abbott's treatise steht eine 
reiche Auswahl von Fällen aus allen diesen Werken und dazu eine 
grosse Zahl neuerer Entscheidungen. Siehe auch (Jacobsen) Ent- 
scheidungen der Londoner und Pariser Prisengerichte (1802). 

58. Bei Pardessus, eollection IV. chap. 25 sind abgedruckt: 1) Kap. 38. 
aus dem Gesetz Wilhelm's I; 2) Einiges aus den Lettres-Patentes 
von Eduard I von 1285 ; 3) aus der Enquete von 1338 ; 4) die zu 
Queenborough 1375 festgesetzten Artikel; 5) Statut aus dem 43. Jahre 
der Königin Elisabeth von 1601 ; 6) Acte aus dem Jahre 1664, dem 
16. Jahre des K. Karl's II etc. 

59. In Ansehung der drei Hansestädte und Danzig's hob Karl II 1661 
die Navigationsacte auf, entzog aber, weil Lübeck's Handel auf der 
Ostsee ihn für England fürchten liess, das Privilegium 1662 Lübeck. 
Die übrigen drei Städte blieben privilegirt bis zu den Zeiten der 
französischen Revolution. Vergl. Büsch Welthandel I. 204. — 
Uebrigens waren Malta, Gibraltar und Helgoland von den Bestim- 
mungen der Navigationsacte ausgenommen und galten in Bezug auf 
die Einfuhr nach England in der Regel als Ausland. Sodann stellte 
3 und 4 Vict. 95 eine andere Ausnahme zu Gunsten der Dampf- 
schiff fahrt auf, indem in Bezug auf die Dampfschiffe einer Na- 
tion auch solche Häfen für nationale erklärt wurden, welche zwar 
dieser Nation nicht gehören, aus denen aber ihre Dampfschiffe ge- 

4* 
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lamentsacte vom 5. Juli 1825 (von Georg IV. c. 73) wurde sie in 
eine neue Form gebracht, wobei jedoch ihr wesentlicher Charakter 
unverändert blieb; durch die Parlamentsacte vom 28. August 1833 
(3 und 4 William IV. c. 54) und zuletzt vom 4. Aug. 1845 (8. u. 9 
Victoria c. 88) erhielt sie eine Revision und Bestätigung, bis sie 
durch eine Acte vom 26. Juni 1849 (12 u. 13 Victoria c. 39)"), 
die aber erst vom 1. Januar 1850 in Kraft trat, wesentlich Ober 
den Haufen geworfen ist, besonders in Bezug auf den Waaren- 
transport durch ausländische Schiffe nach und von England. 

Sodann ist die registry act von 1786 (Stat 26. George III. 
cap. 60) als die Basis vieler späteren Verordnungen über die 
Registrirung der Schiffe, von denen die neueste sehr ausführ- 
liche vom 4. Aug. 1845 (8 u. 9 Victoria c. 89) ist; sie ist nebst 
allen folgenden Parlamentsacten •>) bei Abbott im Anhange 
abgedruckt, nämlich 1) 4. August 1845 (8 und 9 Vict. c. 88) an 
act for encouragement of British shipping and navigation; 2) 5 
und 6 Will. IV. c. 56 declared by 5 und 6 Vict. c. 47 sec. 39, 
to extend to the British possessions abroad: an act to regulate 
the admeasurement of the tonnage and burthen of merchant 
shipping of the United Ringdom (ganz kurz); 3) 3 und 4 Vict 
c. 56. an act further to regulate the trade of ships built and 
trading within the limite of the East Companys Charter; 



wöhnlich auslaufen, so zu Gunsten Preussen's, Hannover*«, Olden- 
burg'«, Mecklenburg'« und der Hansestädte, gleich müssig süm röt- 
liche Häfen von der Mass bis Memel (mit Ausnahme der Dänischen). 

Die Navigationsactc von 1660 enthält 19 Artikel und steht ab- 
gedruckt in dem bereits öfter genannten General treatise of the 
dominion of the sea S. 670-79. Daselbst sind auch (S. 681 ff.) 
abgedruckt: 1. Jacobi II. regis an act to encourage the building 
of ships in England, und 5 und 6 William and Maria c. 24, an act 
for building good and defensible ships; letztere enthält viele kriege- 
rischen Bestimmungen für den Bau grosser Schiffe und wäre be- 
sonders jetzt in manchen Punkten für Deutschland zu adoptiren. 

60. Diese Acte vom 26. Juni 1849 ist in« Deutsche Ubersetzt: Englische 
Navigationsacte vom 26. Juni 1949 (Bremen 1849). 

61. Freilich beziehen sie sich alle dem grössten Theile ihres Inhalte« 
nach nicht auf die Jurisprudenz, sondern die Polizei und Admini- 
stration des Seeverkehrs, doch ist ein Theil ihres Inhalts für das 
Privatseerecht von Wichtigkeit. 
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4) 8. August 1845 (8 und 9 Vict. c. 116) an act for the protec- 
tion of seamen entering on board merchant ships; 5) 4 und 5 
Will. IV. c. 52. an act to amend an act of the twentieth year 
of his m. K. George II. for the relief and support of sick, mai- 
med and disabled seamen, and the widows and children of such 
as shall be killed, slain or drowned in the merchant Service, 
and for other purpose; diese Acte ist sehr umfangreich und 
nachahm ungs werth; 6) 6. George IV. c. 125. an act for the 
amendment of the law respecting pilots and pilotage, and also 
for the better preservation of floating lights, buoys and beacons; 
auch sie ist sehr umfangreich; 7) 5 und 6 Vict. c. 167. an act 
for regulating the carriage of passengers in merchant vessels; 
ist gleichfalls sehr umfangreich; 8) 4. George IV. c. 88. an act 
for regulating vessels carrying passengers between Great Britain 
and lreland; 9) 53. George III. c. 159. an act to limit the res- 
ponsibility of ship owners, in certain cases; 10) 6. George IV. 
c. 94. an act to alter and amend an act for the better protection 
of the property of merchants and others, who may hereafter 
enter into contracts or agreements in relation to goods, wares 
or merchandize, intrusted to factors or agents; II) 5 u. 6 Vict. 
c 39. an act to amend the law relating to advances bona fide 
made to agents intrusted with goods ; 12) 5 Vict. sess. 2. c. 17. 
an act for preventing, until the first day of May 1845 ships 
Clearing out from any port in British North America or in the 
settlement of Honduras, from loading any part of their cargo of 
timper upon deck; 13) 9 und 10 Vict c. 100. an act for the 
regulation of steam navigation and for requiring sea-going vessels 
to carry boats (vom 28. August 1846) •»); 14) 8 und 9 Vict. 
c. 99. an act for consolidating and amending the laws relating 
to wreck and salvage (28. August 1846); übrigens existirt schon 
eine ältere salvage act von 1 und 2 George IV. c. 76; 15) 8 u. 9 
Vict. c 112. an act to amend and consolidate the laws relating 
to merchant seamen, and for keeping a register of seamen 
(5. Sept 1844); auch sie ist sehr umfangreich, 16) 3 u. 4 Vict. 
c. 65. an act to improve the practice and extend the iurisdictiou 
of the high court of admiralty of England. 



62. Sie Ut gleichfalls sehr umfangreich und gebt detaillirt ein. Jedes 
Schiff von 100 Tonnen bereits muss wenigstens ein Boot haben. 
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Dazu, dass Schiffe irgend eines Volkes als nationale gelten, 
gehört in England Erbauung in dem Lande der Nation oder in 
England oder Zusprechung durch ein Prisengericht oder wegen 
Sklavenhandels, sowie Unterthanenverhältniss des Kapitains nebst 
Dreiviertel der Mannschaft. Das — und für Englische Schiffe 
zugleich noch die Einregistrirung — ist in der Regel nöthig, 
damit in England ein Schiff als nationales (resp. Englisches) 
betrachtet werde und sind diese Erfordernisse meist in den 
Schiffahrtsverträgen mit anderen Staaten festgestellt. Ein Ge- 
heimrathsbefehl vom 8. August 1845 (auf Grundlage der Pari. A. 
2. Juli 1818) zählt die Staaten auf, mit denen ähnliche Verträge 
abgeschlossen seien: Frankreich, Oesterreich, Russland, Schwe- 
den und Norwegen, Niederlande, Preussen, Hansestädte, Han- 
nover, Mecklenburg-Schwerin und Strelitz, Oldenburg, Frankfurt, 
Portugal, Sardinien, beide Sicilien, Griechenland, Türkei, Ver- 
einigte Staaten von Nordamerika, Mexiko, Texas, Uraguay, Bo- 
livien, Venezuela, Neugranada, Ecuador, Staaten des Rio de la 
Plata, und 23. Dec. 1845 und 31. März 1847 sind noch genannt; 
Peru und Toskana. 

Der unmittelbare Verkehr zwischen den Britischen Colo- 
nien und dem Mutterlande steht nur Englischen Schiffen zu. — 
Die Privilegien der Ostindischen Gompagnie sind durch Paria- 
mentsacte 3 und 4 Will. IV. c. 85 beschränkt: darnach ist der- 
selben vom 22. April 1834 an sowohl das Privilegium des 
Chinesischen und Thee- Handels entzogen, als auch überhaupt 
die fernere Betreibung kaufmännischer Geschäfte untersagt; der 
Verkehr mit allen Plätzen in den Besitzungen der 0. G, wo sich 
ein Zollamt beßndet, ist jedem geborenen Britten gestattet, 
übrigens ist in der auf Grund der East India Trade Act v. 1797 
(37 George III. c. 117) erlassenen neuesten Verordnung v. 1839 
der ostind. Handel auf fremden Schiffen ziemlich frei gegeben. 

Es existirt in England, vollends nach Aufhebung der Navi- 
gationsacte •»), keine eigentliche Differenzialzollbevorzugung der 

63. Es ist eine grosse Naivetat sich einzubilden, die Engländer hatten 
die wesentlichen Bestimmungen der alten Navigationsacte zu Gun- 
sten des abstracten Principes des Freihandels aufgehoben! 
sie, die grossen Praktiker und noch grösseren Egoisten, 
Es geschah einzig und allein aus specifisch Englischem 
Bedttrfniss. Die Engl. Schiffahrt reicht nicht mehr aus, um den 
ungeheuren Verkehr genügend zu versorgen. 
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nationalenglischen Flagge in Betreff der Schiffsabgaben und Ein- 
gangszölle, sowie der Ausfuhr, obgleich indirect durch geringere 
Besteuerung der überseeischen Erzeugnisse aus Britischen Ko- 
lonien doch ein grosser Vorzug für die Englische Flagge, die ja 
allein den Verkehr mit diesen Kolonien treiben darf, begründet 
wird. Sodann müssen einige fremde Flaggen« 4 ) bei der Aus- 
fuhr Yon Steinkohlen nach nicht eigenen nationalen Häfen 
4 Sh. per Tonne Zoll zahlen. Ferner ist durch verschiedene % 
Parlamentsacten (5 George IV. c. 1; 7 und 8 George IV. c. 5; 
3 und 4 Will. IV. c. 56) und zuletzt durch die allgemeine Par- 
lamentsacte über das Zollwesen vom 4. August 1845 (an act for 
granting duties of customs, 8 und 0 Vict. c. 90) ausdrücklich die 
Ermächtigung für die Regierung ausgesprochen zum Zweck der 
Retorsion Diflerenzialzölle anzuordnen •*). 

Handels- und Schiflahrtsverträge bestehen zwischen England 
und fast allen Nationen der Welt, doch existirt mit Spanien 
wenigstens kein neuerer Vertrag, sowie keiner mit dem Kirchen- 
staate, Hayti, Chili 



64. Es sind nämlich durch verschiedene Bekanntmachungen des Schatz- 
amts (von 1843 — 1847) viele Flaggen ausgenommen, namentlich 
sämmtliche Norddeutsche, sowie Dänemark, Schweden und Norwe- 
gen, Niederlande, Portugal, Russland, Oesterreich, Toskana, 
Uraguay. 

65. Wir haben uns hier (bei Gelegenheit der Angabe der Quellen des 
Seerechts) etwas weitläufiger über die Handels- und namentlich 
Seehandels -Politik Englands verbreitet, weil dieselbe, nament- 
lich vom Standpunkte des Norddeutschen Seeverkehres aus von 
entschiedener Wichtigkeit ist. 

66. Von Werken über Englisches Recht sind ausser dem General trea- 
tise of dominion of the sea und Abbott noch zu nennen : 
(Neale), abstract of the sea-laws of Europe etc. London 1704. — 
A general treatise of naval trade and commerce, as founded in the 
laws and Statutes of this realm etc. (2 Theile. London 1740). — 
A collection of all such Statutes and parts of Statutes, as anv way 
relate to the admiralty navy, and ships of war, and other incidental 
matters (London 1742). — The laws, ordinances and institutions 
of the admiralty of Great Britain. (2 Thle. Lond. 1767). — Parker, 
the law of shipping and insurance (London 1755). — Maxwell, 
the spirit of marine law or compendium of the Statutes relating to 
the admiralty Aphabetical accanged (London 1800). — Browne, 
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§ 28. Vereinigte Staaten von Nordamerika*'). 

In Nordamerika gilt im Ganzen das Englische Scerecht ••), 
nicht wesentlich modificirt durch seerechtliche Bestimmungen 
einiger Congressacten, namentlich der Registeracte vom 31. Dec. 
1792 und vom 18. Februar 1793. Die Gesetzgebung ist für das 
Seerecht wenigstens bis jetzt wenig thätig gewesen und ist also 
keine reichliche Quelle. Vielmehr beruht das Nordamerikanische 
Seerecht vorzugsweise auf den verschiedenen Arten des Gewohn- 
heitsrechts; besonders sind die Entscheidungen der Gerichte 
(Gerichtsgebrauch) von grossem Ansehen und müssen letztere 
vorzugsweise als Quelle angesehen werden. Die wissenschaft- 
lichen Notabilitäten des Rechts und insbesondere des Seerechts 
stützen sich denn auch in ihren Entwicklungen der Theorie 
vorzugsweise, ähnlich wie dies die Englischen Autoren thun, auf 
Präjudicien und vor Allem daraus ist ihre grosse Autorität zu 
erklären; die communis doctorum opinio ist hier eine geachtete 
Rechtsquelle, fällt aber mit dem Gerichtsgebrauch fast zusammen. 
Eben weil im Grossen und Ganzen das Nordamerikanische See- 
recht das Englische ist, so haben auch die Entscheidungen der 
Englischen Gerichte und haben die Ansichten Englischer Schrift- 
steller in Nordamerika einen grossen Einfluss auf Praxis und 
Theorie. Namentlich geniesst Abbott (Lord Tenterden) mit sei- 
nem treatise of the law of merchant ships and seamen eine 



a compendions view of tbe civil laws and of the law of the admi- 
ralty (2 Theile. 2. edit. London 1802). — Reeves, the law of 
shipping and navigation from the time of Eduard III. to the end 
of the year 1806. (2. ed. London 1807). — Holt, a system of the 
shipping and navigation, laws of Great Britain and of the laws 
relative to merchant — ships and seamen, and maritime contracts. 
(2 Thle. London 1820). — Trollope, a treatise on the mortgage 
of ships etc. (London 1823). — Wilkinson, tbe law shipping 
as is relates to the building registry, sale, transfer and mortgage 
of British ships (1843). — Symons, the law relating to merchant 
seamen (3. ed. 1844),— Molloy, ius mar. or a treat. etc. 1744. 

67. Vergl. P ö h 1 s S. 34. 

68. Natürlich abgesehen von den durch die Englische Gesetz- 
gebung seit der Unabhängigkeitserklärung Nordamerika'* be- 
wirkten Neuerungen. 
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grosse Autorität und gibt es von seinem Werke mehrere voo 
J. Story mit vielen Anmerkungen (3. american edition: Kxeter 
1822) besorgte Nordamerikanische Auflagen. 

Von Nordamerikanern selbst erfreuen sich namentlich James 
Kent mit seinen commentaries on american law (Newyork 1826. 
4 Bände. 2. Aufl. 1832) ••) und der oben genannte J. Story ") 
eines grossen Ansehens. Von Sammlern gerichtlicher Entschei- 
dungen ist besonders zu erwähnen Cranch, reports of cases 
argued and adjudjed in the supreme court of the United -States 
1802—15. 9 Thle. (Washington 1804—17), sowie James Hol- 
combe, selection of Leading Gases upon commercial law, 
decided by the supreme court of the United -States, with notes 
and illustrations (Newyork 1847), in welchem treulichen Werke 
auch viele seerechtlichen Fälle sich erörtert finden; endlich 
Henry Wheaton's (des gefeierten Völkerrechtslehrers) reports. 

S 29. Oesterreich ") 

Die Oesterreich ischen Seeländer erhielten erst durch 
Maria Theresia ein allgemeines Seerecht unter dem Titel: 
Editto politico di navigazione mercantile austriaca in data di 
Vienna il di Aprile 1774 7a ), welches durch spätere Reglements, 
Edicte und Verordnungen ergänzt wurde, die in den späteren 
Ausgaben des Edicts (z. B. Trieste 1816, auch 1818 und 1822) 
als Anhang (aggiunta) von S. 123—230 (Ausg. von 1818) mit- 
publicirt sind. Darin sind die Rechtsverhältnisse des Schiffs- 
personals recht gut entwickelt, dagegen die Lehre von Fracht- 



69. Im 3. Bande ist das Seerecht (Part V. lect. 42 — 50) abgehandelt. 

70. J. Story, commentaries on the law of agency, as a brauch of com- 
mercial and maritime iurisprudence. Boston 1839. Er hat auch 
völkerrechtliche und politische Werke geschrieben. 

71. Siehe wegen des alteren Seerechts der einzelnen zu Oesterreich jetzt 
gehörenden Seelander, namentlich Venedigs, Pardessus, coi- 
lection V. chap. 29. p. 1—98; wegen des neueren aber vor Allem 
Mir us s, das Seerecht und die Flussachiffahrt Preussens etc. I. S. 55, 
allenfalls auch Pöhla' L c. S. 30. 

72. Man bemerke den Italienischen Titel. Das Oesterreichische See- 
recht ist .Oberhaupt kein Deutsches, sondern hat (siehe oben % 5) 
vorzugsweise einen Italienischen Charakter. 
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contract nur beiläufig erörtert und ist von Havarie und Bodmerei 
gar nichts gesagt. 

Doch gilt dieses Editto von 1774 unmittelbar und primär 
eigentlich nur in den zum Königreich lllyrien gehörenden Gou- 
vernement von Tri est, wo aber dennoch (schon wegen der 
Unvollständigkeit desselben) in subsidium der Code de commerce 
zur Anwendung kommt — Im Gouvernement Venedig werden 
die Handels- und seerechtlichen Angelegenheiten zwar gleich- 
falls im Allgemeinen nach dem Editto von 1774 beurth'eilt, doch 
gilt in subsidium der Codice per la Veneta mercantile marina 
vom 21. Sept 1786 73 ), und gilt auch hier der (1808 publicirte) 
französische Code de commerce als subsidiäres Recht auch noch 
in der Gegenwart. — Das Gouvernement Mailand hat allein 
ein besonderes Handelsgesetzbuch, welches aber nichts Anderes 
als eine Italienische Uebersetzung des Französischen Handels- 
codex ist: Codice di commercio di terra e di mare pel Regno 
d'Italia (Milano 1808 della stamperia reale), — bereits durch das 
Decret vom 17. Juli 1808 unter Französischer Herrschaft publi- 
cirt wurde und in Folge des Hofdecrets vom 28. Dec. 1816 Ge- 
setzeskraft auch unter Oesterreichischer Herrschaft beibehalten 



73. Es ist merkwürdig, dass die grossartige Seemacht von Venedig 
erst so unmittelbar vor ihrem Untergange zu einem umfassenden 
Seerecht gelangte; übrigens wurde dieser Codice noch zu allerletzt 
1789 und 1791 mit einigen Zusätzen bereichert, dann aber wenig- 
stens in vielen Bestimmungen seit 1808 durch den Code de com- 
merce francais verdrängt, der, soviel ich weiss, jetzt umgekehrt 
wieder nur in subsidium gilt, indem zuerst der Codice von 1786 im 
Venetianiscben zur Anwendung kommt. 

Vom älteren Venetianischen Seerecht finden sich bei Par- 
dessus 1. c. abgedruckt: 1. Passus aus dem Criminalstatut von 1232 
(lat); 2. Seestatut von 1255 (lat), umfangreich in 129 kurzen Ka- 
piteln; 3. Passus aus dem sechsten Buche der Statuta civilis von 
1346 oder 1347 (lat.); 4. eine grosse Zahl späterer meist nur kurzer 
Verordnungen über Seewesen (in Ital. Sprache, natürlich wie immer 
bei Pardessus mit Franz. Uebersetzung), so v. 2. Juli 1468, 12. Juli 
1527, vom 8. Juni 1569, vom 4. Aug. 1585, 23. Juni 1586, 26. Sept. 
1586, 4. Nov. 1589, 18. Juni 1598, 31. August 1602, 16. April 1605, 
3. October 1608, 13. Septbr. 1622, 12. Marz 1624, 30. April 1632, 
h Mai 1632. 
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bat, insofern es nicht durch die besonderen Verordnungen der 
Kaiserlich Oesterreichischen Gesetzgebung modificirt wor- 
den ist 

Von neueren allgemeinen Oesterreichischen Verordnungen, 
die unter Kaiser Franz I. erlassen wurden, welcher mit beson- 
derer Vorliebe das Seerecht auszubilden suchte, sind zu erwäh- 
nen; Regolamento concernente la patentazione dei bastimenti 
mercantili austriaci a lungo corso von 1823, sowie Regolamente 
pel cabotaggio austriaco von 1825 T4 ). In neuesten Zeiten sind 
auch das Seeadministrationswesen neu organisirende Verordnun- 
gen etc. erlassen. i 

Die Verordnung vom 30. Oct. 1845 (publicirt für die ver- 
schiedenen Seebezirke spater und gültig seit 1. März 1846) sucht 
die bisher in den Oesterreichischen Häfen des Adriatischen 
Meeres sehr ungleichen Schiffsabgaben zu regeln und zu ver- 
einfachen, unter Begünstigung der nationalen Flagge, doch so 
dass sämmtliche Deutsche, sowie die Dänische, Norwegisch- 
Schwedische, Belgische, Britische, Toskanische, Amerika- 
nische, Päpstliche, Jonische, Griechische, Türkische, Rus- 
sische, Mexicanische, der nationalen wiederum gleichgestellt sind. 
Es wurde nämlich für die bisher sehr zahlreichen kleineren 
Schiffsabgaben, welche unter den verschiedensten Namen, als 
Anker-, Tonnen-, Masten-, Gebühr-, Abfertigungs-, Abfahrts- 
oder Quittungs-Taxe, Mannschaftsrolle-, Kalfaterungs- und Be- 
theerungs- Gebühr circulirten, eine einzige Hafengebühr unter 
dem Namen Tonnengebühr erhoben. 



74. Seit Uber ein Decennium geht man in Oesterreich ernstlich damit 
um, ein allgemeines Oesterreichisches Seerecht zu veröffentlichen. 
Der Entwurf des Öffentlichen Seerechts (Deutsch und 
Italienisch Wien 1840) ist freilich sehr unvollständig und der Ent- 
wurf des Privatseerechts (nur Deutsch, 1848) ist gleichfalls 
nicht bedeutend, und scheint namentlich das treffliche Spanische 
Gesetzbuch dabei kaum benutzt worden zu sein. 

Die Schriftsteller Uber Oesterreichisches Handelsrecht schliessen 
zum Theil gerade das Scerecht aus. Von seerechtlichen Werken in 
Betreff Oesterreichs führe ich an: A. Reale, de diritto commer- 
ciale e maritimo secondo le leggi austriache ed italiche nella parte 
in cui questa sono mantenute in vigore nel regno lombardo-veneto 
dissertazioni. Pavia 1822. 
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Im Waarenzolltarif findet sich keine differenzialzollmässige 
Begünstigung der nationalen Flagge. Die Gabotage ist den National- 
schiffen, deren Charakter eigenthöralich bestimmt ist, vorbehalten. 

Das Oesterreichische Seerecht wird durch Verträge naher 
bestimmt mit allen Norddeutschen Seestaaten, allen Europäischen 
Seemächten (mit Ausnahme von Spanien und Portugal), endlich 
mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika und Mexico. 

$30. Kirchenstaat. 

Hier gilt im Allgemeinen jetzt der Französische Code de 
commerce in einer Ueberarbeitung, welche 1. Juni 1821 unter 
dem Titel: Regolamento provisorio di commercio, in 
44 Artikeln promulgirt ist und wornach die (namentlich in den 
einzelnen Seestädten ziemlich zahlreichen) Local rechte 7 *) nur so 
weit gelten, als sie nicht dem regolamento widersprechen"). 

Eine Verschiedenheit der Behandlung einheimischer und 
fremder Schiffe findet in Bezug auf den Waarenzolltarif nicht 
statt und nur modificirt und zwar bloss gegen solche Staaten, 
die die Gleichheit ihrer nationalen und der Kirchenstaatlichen 
Flagge in dieser Beziehung nicht anerkennen TT ), nach Edict vom 
28. Februar 1833 in Bezug auf gewisse (nicht alle) Schiffsabgaben. 
Es existirt auch kein Gesetz, wornach die Cabotage nur den ein- 
beimischen Schiffen reservirt würde. 

Durch specielle Verträge hat der Kirchenstaat seine See- 
und Handelsverhältnisse (zu reguliren gesucht mit Oesterreich, 
Preussen, Dänemark, Schweden und Norwegen, Belgien, Gross- 
britanien, Sardinien, Toskana, Vereinigte Staaten von Nord- 
Amerika. 



75. Pardessus collectkm V. chap. 30. pag. 99—214 gibt viele alte Local- 
rechte des Kirchenstaats, so von Rimini, Ancona* Pesario u. t. w. 

76. Auf dieses regolamento bezieht sich das Werk von Cesarini, 
principii del diritto commerciale secondo lo spirito delle leggi 
pontif. Rom. in 12 Bden 1830—36; nene Ausgabe 1840 in einem 
Quartbande. 

77. So wurden sogleich anfänglich für privilegirt erklart Oesterreich, 
Dänemark, Amerika, England (anfangs nur bedingt, dann völlig frei) 
Toskana, später Preussen, Sardinien, Griechenland, Belgien. 
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$31. Sardinien. 

Jetzt gilt der Französische Code de commerce, den die 
Kaiserliche Regierung hier einführte und der König von Sardinien 
beibehalten hat *•). Doch sind auch die Localrechte wohl noch 
von Bedeutung*»). 

Die nationale Schiffahrt ist sowohl hinsichtlich der Schiffs- 
abgaben als auch der Ein- und Ausfuhr gewisser Handelsartikel 
begünstigt, doch findet beim Ankergelde kein Unterschied statt 
und sind ausserdem mehrere Staaten (Deutche Zollvereinsstaaten, 
Hannover, Oldenburg, Danemark, Schweden und Norwegen, 
Toskana und die Vereinigten Staaten von Nordamerika) durch 
Verträge privilegirt, wobei aber die Sardinischen Schiffe bei der 
directen Einfuhr von Getreide, Olivenöl und Wein aus Häfen 
des Schwarzen, Adriatischen und Mittelmeeres immer bevorzugt 
bleiben sollen; doch fällt in einigen Verträgen auch wiederum 
dieser Vorbehalt weg, nämlich gegenüber Russland, Neapel und 
Kirchenstaat. — Der Haupthafen des Landes Genua ist ein 
Freihafen. 

Sardinien hat namentlich mit allen einzelnen Norddeutschen 
Seestaaten, sowie mit allen oben erwähnten Staaten Handels- 
und Schiffahrtsverträge abgeschlossen. 



78. A.Albertazzi e M.S. Präses, comento analitico al codice di commercio 
per gli stati Sard. (vols 1 bis 3. Turin 1843 - 47). Es wird hier 
das Sardinische Recht mit dem älteren Italienischen sowie mit dem 
Spanischen, Französischen und Holländischen Rechte verglichen. 

79. Weltberühmt sind die alten zahlreichen Seerechte von Genua, 
worüber Pardessus IV. chsp. 27. pag. 419—544 sich verbreitet: 
1. Mehrere Passus aus einem Statut von c. 1316 (lateinisch) ge- 
hören schon hieher; 2. ebenso von 1330; 3. gleichfalls Iat. Statut 
von 1333. 22. Januar; 4. Iat. Statut vom 15. Nov. 1339 ; 5. latein. 
Statut vom 6. Sept. 1341; 6. das sehr umfangreiche latein. officium 
Gazariae (104 Kapitel) von 1441, Gesetz vom 26. März 1607 über 
die Gerichtsbarkeit der conservatori di mare (ital.); auch Gesetz 
von 1610, sowie Gesetz v. 20. Mai 1644 über Bodmerei (ital.) etc. 
Auch in Corsika galt sonst das Genuesische Seerecht. — Von 
anderen Localseerechten Sardiniens ist zu nennen das (ital.) Breve 
portus Kailare tani von 1319 (umfangreich), sowie Fragmente aus 
dem italien. Statut von Sassart von 1316; beide bei Pardessus V. 
chap. 32. pag. 267-320. 
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§32. Toskana. 

Jetzt gilt hier der Code de commerce francais, der wahrend 
der Kaiserlichen Eroberung dort eingeführt war und in Kraft 
geblieben ist zufolge Artikel 2 eines Gesetzes vom 13. November 
1814. Doch giebt es noch Localrechte •<>). 

In Bezug auf den Zolltarif herrscht kein Unterschied zwischen 
nationaler und fremder Flagge, ja Livorno, welches gegen- 
wärtig fast den ganzen Seehandel des Landes in sich concen- 
trirt 81 ), ist ein Freihafen. In Bezug auf Schiflsabgaben (wenig- 
stens für Ankergeld und Ausgangspass) sind die nationalen 
Schiffe bevorzugt durch Verordnung vom 27. October 1846, doch 
soll zugleich dieselbe Begünstigung den Schiffen aller der Natio- 
nen zugestanden werden, welche die Toskanische Flagge mit 
ihrer nationalen in dieser Hinsicht auf den Fuss der Beciprocität 
stellen werden, wie denn später England, Toskana, Kirchen- 
staat und Belgien bereits für privilegirt erklärt wurden (Ver- 
ordnung vom 23. Febr. und 29. April 1847). 

Schiffahrts- und Handelsverträge hat Toskana mit keinem 
einzigen Norddeutschen Seestaate abgeschlossen, doch bestehen 
solche mit Oesterreich, Schweden und Norwegen, Belgien, Gross- 
britanien, Frankreich, Sardinien, Kirchenstaat, Türkei, Russland, 
Vereinigte Staaten von Nordamerika. 

$ 33. Neapel und Sicilien. 

Schon im vorigen Jahrhundert machte die Neapolitanische 
Regierung den Versuch, sich ein eigenes Seerecht zu verschaf- 
fen«), indessen blieb man bei den Versuchen stehen und adop- 



80. Besonders ist das Ältere Seerecht der ehemaligen Republiken Flo- 
renz und Pisa berühmt. Pardessus IV. chap. 29. pag. 545 ff., 
wo abgedruckt sind: 1. die sehr umfangreiche seerechtliche Abthei- 
lung aus dem Constitutum usus von Pisa von 1160 (Iat.); 2. ebenso 
die umfangreiche des Breve curiae maris von Pisa von 1298 (lat.); 
3. Reglement von Florenz v. c. 1457 (ital.); 4. Statut von Florenz 
vom 28. Januar 1523 (ital.) in 11 Artikeln etc. 

81. Das ehemals so stolze Pisa und das noch stolzere Florenz muss man 
gegenüber Livorno unbedeutend nennen. 

82. Frühere einzelne Verordnungen publicirte und vereinigte in 72 Kap. 
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tirte ausdrücklich den schon zu Napoleon's Zeiten gangbaren 
Code de commerce francais mit einigen zweckmässigen ModiG- 
cationen»3) durch ein Gesetz v. 29. März 1819 in einer Italieni- 
schen Ueberarbeitung, als fünften Theil des sog. Codice per lo 
regno delle due Sicilie, mit dem besonderen Titel: Leggi di 
eccezione per gli aflari di commercio, gültig seit dem 1. Sep- 
tember 1819. 

Uebrigens mag hier bei dem letzten Italienischen Seestaate, 
den wir durchzusprechen hatten, noch die allgemeine Bemerkung 
für alle Italienischen Seestaaten einfliessen, dass durch die 
neueren, meist nach französischem Muster veranstalteten Gesetz- 
gebungen über das (Handels- und) Seerecht, die bis zu Ende 
des vorigen Jahrhunderts universelle Autorität des Consolato 
del Marc keineswegs völlig verdrängt worden ist, sondern dass 
das Consulat auch gegenwärtig noch als gemeines subsidiäres 
Recht für alle Italienischen Seestaaten von Bedeutung ist •*). 



K. Karl III. in der Pragmatica 14. vom 31. Januar 1759, durch 
welche alle früheren Verordnungen abgeschafft wurden. Sodann 
wurde später Jorio vom Ministerium zur Ausarbeitung eines Ent- 
wurfes des Seerechts beauftragt, der auch erschien (Diritto marit 
Neapel 1781), aber zu theoretisch befunden und demnach nicht 
publicirt wurde. Azuni hat diese Arbeit des Jorio, namentlich 
iu Bezug auf die historische Entwicklung fast unverschämt benutzt, 
ohne es zu sagen und indem er von Jorio mit Verachtung spricht. 
Vid. Azuni, sistema universae dei principi del diritto maritimo delT 
Europa. 

83. Ueber die Verschiedenheit des Neapol. und Franz. Handelscodex 
aiehe Zeitschrift von Mittermaie r und Zachariä Bd. 3. 1831. Nr. 2. 
Seite 52—74. 

84. Von alten Seerechten sind bei Pardessus abgedruckt (collection V. 
chap. 31. pag. 215—266): 1. Seeverordnung von Trani v. 1063 
(ital.); 2. seerechtlicher Passus aus dem Statut von Oaeta (lat.) 
aus unbestimmter Zeit; 3. Constitution (des Römisch - Deutschen 
Kaisers) Friedrichs II. als Königs von Sicilien von 1231 (lat. und 
griech.); 4. Passus aus einer Constitution von 1282 (lat.); 5. des- 
gleichen aus einer Constitution v. Karl II. 1283 (lat); 6. aus einer 
Constitution von Jacob I. 1286 ; 7. Privilegium des Grossadmirals 
von Sicilien von 1399 (lat.); 8. Verordnung von den Assecuranzen 
von 1622 für Neapel, desgleichen von 1623. Auch die Seegesetze 
von A m a 1 f i aus dem Jahre 954 (nach B a j o t , resum6 des lois 
aar la maxine, Paria 1840, Note 14) sind hier zu nennen. 
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Es herrschen hier zu Gunsten der nationalen Flagge be- 
deutende Difterentialabgaben sowohl hinsichtlich der Tonnen- 
gelder als im Waaren Zolltarif; worüber die Bestimmungen in 
der Verordnung vom 25. Februar 1826 sowie, abgesehen von 
einigen bereits wieder aufgehobenen, in der den Zoll für die 
Ausfuhr von Olivenöl, Oelsatz und Oelkuchen ermässigenden 
Verordnungen vom 21. Nov. 1846 stehen. Doch sind durch Ver- 
träge manche Flaggen, so namentlich die Grossbritanische (durch 
Vertrag vom 29. April 1845) und Französische (durch Verord- 
nung vom H.Januar 1845) und zwar für beide unter Aufhebung 
früherer grösserer Bevorzugungen, sodann die Russische, Nord- 
amerikanische, Dänische, Sardinische, Oesterreichische und die 
des Zollvereins dahin privilegirt, dass die Erzeugnisse der be- 
treffenden Staaten, bei ihrer Einfuhr in Neapolitanischen Schiffen 
oder unter der Flagge des Landes (oder sonst dieserhalb privi- 
legirter Flaggen) [im Königreiche beider Sicilien einen Rabatt 
von lOpCt auf den tarifmässigen Zoll gemessen sollen. 

Messina nach Art. 82 des Schiffahrtsgesetzes und Brindisi 
nach Verordnung v. 28. Juli 1847 sind Freihäfen in dem Sinne, 
dass in Bezug auf Schiffsabgaben hier nationale und fremde 
Flaggen völlig auf gleichem Fusse stehen, also in gewissen Fällen 
auch fremde davon befreit sind. — Die Cabotage ist ausschliess- 
lich den nationalen Schiffen vorbehalten •»). 

Handels- und SchifTahrts vertrage hat Neapel nur mit den 
oben bereits als privilegirt bezeichneten Staaten abgeschlossen. 

§34. Spanien ••). 

Die zahlreichen Localseerechte der verschiedenen Provinzen 
Spaniens sind durch den Codigo deComercio, decretado 



85. Vergl. Soetbeer 1. c S. 25, den wir, wie gesagt, in Bezug auf alle 
diese mehr politischen Angaben in dieser Uebersicht der Quellen 
vortrefflich haben benutzen können. 

86. Pardeasus (collection tom. V. chap. 33. p. 321—554 und tom VI. 
chap. 34. pag. 1—300) ist ungemein umfangreich in der Darstellung 
des Alteren Spanischen Seerechts, welches sich nach zwei Haupt- 
gruppen gliedert, die Pardessus auch bestimmt auseinanderhält. 
Nämlich 1) Band V. wird das Seerecht der östlichen, mehr roma- 
nischen (c ataionischen) Provinzen Catalonien, Aragonieu 
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sancionado y promulgado en 30. en Mayo 1829» doch erst seit 
dem 1. Januar 1830 gültig, verdrängt, gelten aber jedenfalls noch 
in subsidium und dienen zur Interpretation des Cödigo. Derselbe 
stimmt wie in der formellen Anordnung so auch in den mate- 
riellen Bestimmungen zum grossen Theile mit dem Code de 
commerce francais überein, ohne dass eine völlige Ado ptirung 
stattgefunden hätte. Er beruht nämlich zuvörderst, wenigstens 
in Bezug auf das Seerecht, welches im dritten Buche abge- 
handelt wird in 418 Artikeln unter 5 Titeln, auf der berühmten 
Ordonnanz von Bilbao von 1737 (ordenanzas de la ilustre 
universidad y casa de contratacion de Bilbao) welche bereits 
nach dem Muster der Marine Verordnung Ludwig's XIV. von 
Frankreich ausgearbeitet war, deren Elemente wiederum das 
Wesen des Code de commerce francais wenigstens in Bezug auf 



Valencia und Majorka dargestellt und werden hier etwa 25 
wichtige, meist umfangreiche Monumente abgedruckt, die ur- 
sprünglich meist in catalonischer Sprache abgefasst wurden; beson- 
ders hervorzuheben sind die Verordnungen des Magistrats von 
Barcelona Ober Seepolizei v. 1435, desgleichen über Assecuranzen 
von 1435 (die erste überhaupt existirende Assecuranz - Ordnung), 
welche letztere revidirt wurde 1458, 1461, 1484. — 2. Band VI. 
wird das Seerecht der anderen, südlichen und westlichen am Meere 
gelegenen Provinzen, das mehr castilianische Seerecht (übrigens 
zugleich das Seerecht von Sevilla als verwandt) abgehandelt. Von 
den vielen daselbst abgedruckten Piecen erwähne ich nur: eine 
castil. Uebersetzung der Röles d'01e>on aus dem 13. Jahrhundert; 
Ordonnanz des Gerichtshofes für Ostindien zu Sevilla von 1507; 
Ordonnanz Karls V. von 1552; Passus aus einer Ordonnanz des 
Gerichtshofes von Sevilla von 1556; Assecuranzverorduung von 
1538; Verordnung des Gerichtshofes zu Bilbao von 1560 etc. 

87. Diese Ordonnanz von Bilbao von 1737 ist wiederum 1760, 1769 u. 
1787 revidirt publicirt, namentlich aber wurde sie 1819 neu ver- 
mehrt und sodann am 26. August 1827 als provisorisches allgem. 
Handelsgesetzbuch für Spanien erklärt, bis sie dann durch den 
Codigo von 1829 verdrangt wurde, zu dessen Ausarbeitung am 
11. Januar 1828 eine Commission ernannt wurde, deren Entwurf 
einem Mitgliede derselben zur nochmaligen Revision vom Könige 
Übergeben wurde, nämlich dem damaligen Generalprocurator der 
Finanzkammer Lainez de Andino. 
v. Kaltenborn, Seerecht I. 5 

■ 
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das Seerecht bilden. Aach enthält der C4dtgo, selbst nach 
dem Urtheile französischer Autoren, viele wesentliche Ver- 
besserungen des Code francais und namentlich hat er 
sich des grössten Beifalles einer Autorität wie Pardessus zu er- 
freuen ••). 

Es gibt eine Französische Übersetzung dieses Ctfdigo»©) 
sowie eine Deutsche von Schumacher (Hamburg 1832) 9I ). 

Besonders zu erwähnen ist noch die umfangreiche Hafen- 
ordnung von 1793**). Sod*nn sind von grosser Wichtigkeit für 
den commerciellen Verkehr Spanien 's, namentlich auch für den 
auswärtigen Seeverkehr und für die fremden Seestaaten die 
Verordnungen aus dem Jahre 1841: Ley de aduanas, aranceles 
e* instruccion, que rigen en la Peninsula e* islas adyacentes, des- 
de I.Noviembre de 1841, sowie Instruccion de aduanas, regia- 



88. Pardessus (collect. VI. pag. 13) sagt darüber: Ce livre (3. Buch vom 
Seerecht) öftre les memes regles que Ie titre second du Code de 
commerce de France, parceque l'ordonnance de Bilbao, faite sous 
le regne de Philipp V. 1737 hoit elle-me'me calque'e sur s'ordonnance 
de 1681 de Louis XIV., mais un grand nombre de question qui 
divises nos tribunaux, telles que la responsabilite' des armateurs pour 
les engagemens du capitaine, la Subrogation de l'assureur aux droits 
de l'assure* etc. y sont r&olues d'une maniere conforme ä Nquite* 
et ä la jurisprudence generale. 

89. Pardessus L c. pag. 14; II n'y a rien dans le code espagnol qui 
tienne ä des prejuges nationaux, a des babitudes Iocales. Tout 
pays qui, par sa position, se livre au commerce de terre 
et de mer, pourroit l'adopter dans son entier. Les ötats 
qui n'ont point encore de legislation commerciale, 
ceux qui n'cn ont qu'unc incomplete, trouveront dans 
ce code un raodeMe parfait. 

C'est la iustice que je n'he'siterois pas a rendre a un livre com- 
pos£ par un simple iurisconsulte qui auroit rdvni, dans un 
cadre resserre et complet, les notions les plus usuelles et les plus 
importantes; seroit-il iuste de la refuser äl'ouvraged'ungou- 
vernement? 

90. Von 1830, die aber nach Pardessus 1. c. ungenau ist. 

91. Alle folgenden Citate des Cödigo beziehen sich auf diese Schu- 
macher'sche Uebersetzung. 

92» Ordenanzas de la armada naval et sns fuerzas en la mer. P ö h 1 s 
S. 26 nennt sie vortrefflich. 
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roento de plazos, y tarifa de derechos consulares para su ob- 
servancia, aprobata en ordenes de 3. y 9. de Abril de 1843. 
Die Bestimmungen dieser Verordnungen sind sehr mannigfaltig 
und überall tritt die Begünstigung der nationalen Flagge, freilich 
bei den einzelnen Verhältnissen, sehr verschieden hervor»»). 
Uebrigens sind die Schiffsabgaben in Spanien sehr massig. Die 
Cabotage ist der nationalen Flagge vorbehalten (mit Ausnahme 
des Steinkohlen transportes aus Asturien nach anderen Spanischen 
Provinzen). 

Das seerechtliche Verhältniss Spanien's ist durch einige 
Völkerverträge modificirt; es existiren keine Handels- und 
Schiffahrtsverträge zwischen Spanien und Holland, Belgien, 
Schweden und Norwegen, den Hansestädten, Oldenburg, Han- 
nover, Oesterreich, Griechenland, Vereinigte Staaten von Nord- 
amerika, Toskana, Kirchenstaat, Neapel, Portugal, Sardinien, 
Russland. 

■ 

9 

% 35. Portugal •«). 

Die früheren seerechtlichen Verordnungen über einzelne 
Materien (von 1609, 1623, 1684, 1688, 1695 über Bodmerei und 
Versicherungen), selbst die aus dem 18. Jahrhundert sind unbe- 
deutend. Die Verordnung Ludwigs XIV. von Frankreich Yon 
1681 galt etwa als eine Art von raison lerite et fondement de 
la iurisprudence in Seesachen 9 *), so dass sogar noch in diesem 
Jahrhundert der Portugise Jose da Silva Lisboa in seinen 
principios de direito mercantil e leis de marinha (Lissabon 1815) 



93. Die detaillirtesten Bestimmungen gibt wiederum Soetbeer I. c. 
Seite 19 ff. 

94. Pardessus, collect. VI. chap. 35. p. 301—318 erklärt das filtere 
Seerecht Portugals für wenig selbstständig und unbedeutend. Ausser 
den oben im Texte genannten Verordnungen aus dem 17. Jahr- 
hundert ist daselbst noch der kurze seerechtliche Abschnitt aus dem 
Oesetzbuche des Königs Emanuel von 1498 abgedruckt. 

95. Vergl. Pardessus 1. c. - Silva Lisboa's Werk hat 7 (?) Theile, die 
(siehe Thöl, S. 33) auch zwischen 1818 — 28 herausgekommen sein 
sollen; ich sah nur I. u. II. (beide über Assecuranzen) in einer älteren 
Ausgabe 1798. Lissabon. 

5* 
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jene Französische Ordonnanz übersetzt und zur Grundlage seiner 
seerechtlichen Erörterungen gemacht hat. 

Auch das gegenwärtig geltende Handelsgesetzbuch vom 
18. September 1833, welches Don Pedro als Regent publicirt 
hat, ist nichts Selbstständiges, sondern nur eine gelungene 
Compilation fremder Satzungen ••)• Der Titel ist Codigo com- 
mercial Portuguez. 

Die nationale Flagge ist sowohl in Bezug auf Schiffsabgaben, 
indem fremde Schiffe das Doppelte in der Regel zahlen, als auch 
in Bezug auf die Ladungsabgaben und zwar zuletzt durch das 
die bisherigen Verhältnisse, nach dem Vorbilde der Englischen 
Navigationsacte, sehr modißcirende Decret vom 18. Octbr. 1841 
begünstigt. Die Gabotage steht nur den Nationalschifien zu. 

Handels- und Schiffahrtsverträge bestehen mit Grossbritanien, 
Verein. Staaten von Nordamerika, Türkei, Oldenburg, Mecklen- 
burg und Preussen, sowie — mit einigen Binnenstaaten des 
Deutschen Zollvereins (!), welche letzteren Vertrage natürlich 
nicht viel mehr denn ein eitel Wortgepränge sind. 

$36. Bratilien"). 

Brasilien sowie die übrigen südlichen und mittleren Ameri- 
kanischen Reiche haben kein besonderes Seegesetz und selbst 
an einzelnen Verordnungen über seerechtliche Verhältnisse sind 



%. Thöl (Handelsrecht I. S. 24) erklärt, dais es durch Vollständig- 
keit, Umsicht und Schärfe alle anderen Handelsgesetzbücher über- 
treffe. — Uebrigens ist der C6digo (von 1860 Artikeln) von J o s 6 
Ferreira Borges redigirt und mit Berücksichtigung des Preuss. 
Landrechts, des Niederländischen, Französischen, Italienischen, 
Spanischen Handelsgesetzbuches, des Englischen, Schottischen und 
Russischen Rechts, der Deutschen Particularrechte , sowie insbeson- 
dere auch der alten Seerechte ausgearbeitet. — Der Codigo zerfällt 
in 2 Theile, von denen der zweite das Seerecht von Artikel 1287 
an umfasst. 

97. Vergl. P ö h 1 s S. 35. — Von dem Seerechte der übrigen Staaten 
von Süd- und Mittel- Amerika weiss ich leider nichts zu berichten, 
ebensowenig wie vom Seerechte des jetzigen Königreichs Griechen- 
land. Wegen der Schiffahrt«- und Handelsverträge, sowie wegen 
des Zoll- und Schiffsabgabensystems dieser Staaten siehe übrigens 
Soetbeer 1. c. 
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sie noch sehr arm. Doch ist in Bezug auf Brasilien zu erwähnen 
sein Kaperreglement vom 30. December 1822 (alvara de regi- 
mento dos corsarios contra propiedades e pavilhäo portuguez) 
und Gesetz über die wegen Zulassung in Brasil. Häfen noth- 
wendigen Papiere vom 20. Juni 1811 und ergänzt durch Decret 
vom 18. Juni 1818 und Reglement vom 18. Februar 1842, sowie 
namentlich das Zollgesetz vom 12. August 1844, welches, nach- 
dem, um freie Hand zu haben, Brasilien zuvor nach und nach 
särnmtliche Handelsverträge mit fremden Mächten gekündigt hatte, 
erlassen wurde und durch Decret vom 1. Octbr. 1847 geschärft 
ist; doch beruht die Behandlung der fremden Flagge auf dem 
Princip der Gegenseitigkeit. — Die Cabotage ist fremden Schiffen 
nicht untersagt. 

Neue Handels- und Schiffahrtsverträge bestanden 1847 noch 
mit keinem Staate wieder, indessen dauerten die alten gewisser 
Massen noch factisch fort. 

Im Allgemeinen wird übrigens in Brasilien das ältere (vor 
dem Codigo von 1833 gültige) Seerecht Portugals mehr oder 
weniger zur Anwendung kommen. 

$ 37. Türkei ••). 

Jetzt sollen die Handelssachen daselbst überhaupt nach 
Europäischen Handels- (und See-) Gebräuchen von den Türki- 
schen Richtern beurtheilt werden ••). Uebrigens finden sich 
einzelne Türkische Verordnungen, welche das Handels- und 
Seerecht betreffen, zerstreut in dem allgemeinen Gesetz - 
buche und zwar ist von den verschiedenen Türkischen Gesetz- 
büchern das neueste gültige der Mul teka-u 1-ebbar, ange- 
fertigt von Scheikh Ibrahim auf Befehl Soliman's II. (1520 
bis 1566). Es ist in Arabischer Sprache ursprünglich abgefasst, 
doch von Mahommed Wewcoufaty (1646—1649) ins Türkische 
übersetzt * 00 ). 



98. Die Handelsmarine der Türkei ist sehr unbedeutend. Vergl. wegen 
des Seerechts der Türkei die Notizen bei Miruss 1. c. I. 8. 56. 
(§ 69.) 

1)9. So sagt Groult, discours sur le droit maritime S. 20. 21. und 
Jacobsen Seerecht S. 21 unter Berufung auf die Autorität Azuni's. 

100. Eine Frans. Uebersetzung ist herausgegeben v. Mouradgeu d'Ohsson 
(tableau genial de l'Empire ottoman). 
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Eine Bevorzugung der Türkischen Flagge gegenüber der 
fremden findet nicht statt, auch nicht in Bezug auf Cabotage. 
Freilich werden eigentlich die Flaggen derjenigen Staaten, welche 
mit der Türkei nicht besondere Verträge abgeschlossen haben, 
von der Pforte gar nicht anerkannt und bedürfen erst des ver- 
mittelnden Schutzes eines Repräsentanten einer der Pforte be- 
freundeten Macht, um mit der Türkei in Verkehr treten zu 
dürfen : woraus man sehliessen darf, dass überhaupt die Türken 
die Grundsätze des Europäischen Seerechts nicht principiell an- 
erkennen, sondern nur aus gewissen Rücksichten und nament- 
lich wohl wegen des Gefühls der Unmöglichkeit, ihr specifisch 
Türkisches Wesen in das Europäische Seeleben hineinzutragen. 

Die Basis der gegenwärtigen Zollverfassung im Türkischen 
Reiche und seiner Handelsbeziehungen zum Auslande bildet die 
am 16. August 1838 zwischen der Pforte und Grossbritanien 
abgeschlossene Handels- und Schiflfahrtsconvention, mit welcher 
völlig übereinstimmend ist der Vertrag zwischen Frankreich und 
der Türkei vom 25. November 1838. Dadurch wird eine ziem- 
lich geringe Abgabe für die Ein- und Ausfuhr festgesetzt. Die 
späteren Verträge (mit Preussen, den Hansestädten, Dänemark, 
Schweden und Norwegen, Holland, Spanien, Portugal, Sardinien, 
Neapel, Russland) sind im Allgemeinen mit jenen beiden von 
1838 übereinstimmend, nur dass sie meist den Grundsatz der 
Reciprocität mit aufgenommen haben, wonach auch die fremden 
Staaten ihrerseits der Türkischen Flagge entsprechende Zuge- 
ständnisse machen, namentlich die Zusicherung der Behandlung 
auf den Fuss der meist begünstigten Nationen. Mit Oesterreich 
besteht noch der alte Vertrag vom 24. Februar 1784 und mit 
den Verein. Staaten von Nordamerika ein Vertrag von 1830, mit 
Toskana von 1833 



101. Vergleiche Soetbeer 1. c, S. 25-27. — Da es dem Türkischen 
Staatsleben im Inneren an einer eigentlichen Rechtsbasis unter 
Anerkennung der Persönlichkeit fehlt, so können die Türken 
auch in ihren auswärtigen Beziehungen zu anderen Völkern conse- 
quenter Weise nicht das Recht als Regulator des internationalen 
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Kapitel III. 
Literatur. 

§ 38. Literatur des Gemeinen Europäischen Seerechts*). 

Gewöhnlich haben die Autoren , welche das Gemeine 
Seerecht abhandeln, nichtsdestoweniger den besonderen Cha- 
rakter der Seestaaten, die in ihrer nächsten Nachbarschaft liegen, 



Verkehrs unter Anerkennung der Souverainetät wollen noch 
festhalten. Die Türken stehen daher dem Principe nach ausser- 
halb des Kreises der nach Völkerrecht lebenden Völker und 
können demnach auch ihre Seehandels- und Schiffahrtsbeziehungen 
zum Auslande nicht als unter dem Gesetze des Rechts stehend be- 
trachten; die Türken erkennen principicll auch das Europäische 
Seerecht nicht an. Nicht das Recht, sondern die Willkür u. Macht 
ist ihnen Regulator für alle diese Beziehungen. Indessen fehlt es 
ihnen an Kraft, ihr eigenes Princip der Willkür und Macht, der 
despotischen Herrschaft und ünterj ochung in der Gegenwart durch 
zuführen und so aecommodiren sie sich kluger Weise dem Wesen 
der Europaischen internationalen Verhaltnisse. Doch ist dies eben 
nur ein Aecommodiren, ein Concediren cum reservatio ne men- 
tali und wie wenig sie sich principiell und an und für sich zur 
Anerkennung eines seerechtlichen Verkehres mit anderen Staaten 
rechtlich für verpflichtet lialten, sieht man schon daraus, dass sie 
eben nur denjenigen einen Verkehr der Art gestatten, die mit ihnen 
ausdrücklich Vertrage darüber abgeschlossen haben. 

1. Im Allgemeinen verweise ich auf die bekannten Verzeichnisse der 
juristischen Literatur von Ersch, von Engel mann, auch von 
Ompteda Literatur des Völkerrechts, 1785. 2 Bände, fortgesetzt 
durch v. Kamptz (Neue Lit. des Völkerrechts 1817), sowie zum 
Tbeil in Karl von Kaltenborn'* Kritik des Völkerrechts (Leipzig 
1847) Kap. II. S. 18-230 (eine völkerrechtliche Literärgeschichte); 
sodann besonders auf Pardessus, cours du droit commercial, wo 
sich im ersten Bande ein reiches Verzeichniss handels- und seerecht- 
licher Werke findet; Iacobsen, Seerecht S. LIV— LXIV; Pöhls, 
Seerecht, S. 38—41, sowie Mittermaier Deutsches Privatrecht I. 
S 44, Note 3. Auch bei Thöl, Handelsrecht § II. finden sieh 
einige Notizen. 
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vorzugsweise in ihren Werken ausgeprägt, und haben wiederum 
diejenigen Schriftsteller, welche speziell das Seerecht ihres 
Vaterlandes abhandeln, wegen des internationalen Charakters 
auch jedes einzelnen Particularseerechts nicht umhingekonnt, 
mehr oder weniger auch die Satzungen des Gemeinen See- 
rechts oder doch auch anderer Particularrechte als des bloss 
vaterländischen zu berücksichtigen und darzustellen. 

Demnach scheint es angemessen in der folgenden kurzen 
üebersicht der Literatur des Gemeinen Seerechts nicht bloss die 
Schriftsteller nach den Nationalitaten möglichst zu unterscheiden, 
damit neben dem allgemeinen zugleich der besondere Charakter 
des Werkes schon auf diese Weise ersichtlich werde, son- 
dern auch manche particularrechtlicbe Werke, falls sie einen 
gewissen gemeinen Charakter an sich tragen, unter dieser 
Rubrik mit anzuführen. 

I. Die Q u e 1 1 e n Sammlungen sind bereits oben (§ 7. Ueber- 
schrift) angeführt. Sie sind von Männern alter Nationen ange- 
stellt, und trifft das, was wir oben gesagt, auch hier zu; doch 
scheint es hier nicht so wichtig, die Distinction nach der Natio- 
nalität besonders vorzunehmen. 

II. Systeme, Commentare, sowie historische Uebersichten. 
A. 1 1 a 1 i e n e r. Sie sind die ersten, welche über das Seerecht 

wissenschaftliche Werke herausgaben und haben sie über- 
haupt die meisten grösseren und universelleren Schriften über 
das Seerecht bis auf die neuesten Zeiten zu Tage gefördert 

1) Ferrettus, de iure et re navali et de ipsius rei navalis 
et belli aquatici praeeeptis legitimis über (Venedig 1579). 

2) B. Straccha de naulis et navigatione, separat gedruckt 
sowie in B. Stracchae aliorumque iuris consutorum de 
mercatura etc. Amstelodami 1669. Straccha war prakt. 
Jurist und nachmals Patrizier in Ancona. Er erörtert die 
Verbindlichkeiten der SchilTer, die Lehre von der Befrach- 
tung etc. vorzugsweise nach Röm. Rechte. 

3) Francisci Rocci, J. C. Neapolitani, de navibus etnaulo; 
item de assecurationibus notabilia. Ultraiecti 1708*). Zwar 
kurz doch nicht unbedeutend. In's Holländische 1737 



2. Es gibt filtere Ausgaben. Ich kenne nur diese von dem berühmten 
Westerveen besorgte Ausgabe. 
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übersetzt von Feitama mit Anmerkungen über das Hol- 
ländische Seerecht und überhaupt lange Zeit von prakti- 
scher Autorität in allen Seestaaten Europa's. Er entlehnt 
seine Sätze aus dem Rom. Rechte, dem Consulate, aus 
Entscheidungen Italienischer Gerichtshöfe und aus älteren 
Autoren. 

4) Carlo Targa, Giureconsulto Genovese, Ponderazioni 
sopra la contra ttazione marittima ricavate dalla Legge 
civile, e canonica, dal consolato di mare, e dagli 
usi marittimi etc. (Genua 1750). Das Werk ist auch 
ins Spanische übersetzt von Giron (Madrid 1753). Targa 
hat auch die früheren Autoren benutzt und stützt sich 
vor Allem auf das Consulat Er verbreitet sich fast über 
alle Materien des Seerechts. 

5) Josephi Lauren tii Mariae de Casare gis (J. G. Genuensis 
Collegiati, Rotae Florentinae Auditoris et pro S. Reg. Gels. 
Consiliarii Justitiae) Discursus legales de commercio 
in duos tomos distributiv in quibus fusissime tractantur 
raateriae concernentes assecurationes, naves, naula, iactus, 
avariae etc. (Elorenz 1719. 2 Theile). Er war geborener 
Genuenser, anfangs Advocat in Genua, sodann Auditor in 
der Rota Florentina. Opera omnia (4 Theile in Fol ) sind 
zu Venedig 1790 erschienen. Er nimmt hauptsächlich auf 
die Praxis Rücksicht, sowie auf die früheren Ital. Autoren 
nebst Loccenius, Stypmann, Peckius sowie die Genuesi- 
schen Gesetze. — Sein vorzüglichstes Werk ist sein Ital. 
geschriebener Commentar über das Consulat: 11 consolato 
dal mare, colla spiegazione di Casaregi, (schon früher, 
dann Bassano 1788, auch Venedig 1806), der ins Hollän- 
dische (mit Verbesserungen nach dem catalonischen Texte 
u. s. w. von A. Westerveeri a ), Leyden 1704, auch 
Amsterdam 1723) und zum Theil in's Deutsche (bei Engel- 
brecht corpus iuris nautici) übersetzt ist. 

6) D. A. Azuni, sistema universale dei principi del diritto 
maritimo dell' Europa. Florenz 1759, verbessert Triest 
1796, 97 in 2 Thlen.) Auch Französisch unter dem Titel: 

—————— • 't .-i 

3. West er veen hat auch den Italienischen verbesserten Text mit 
abdrucken laasen in seiner Uebersetzung und fugt letzterem eigene 
Anmerkungen hinzu. 
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Droit maritime de i'fiurope (2 tms. Paris XIII. 1805). Von ihm 
ist auch: Origine et progres du droit et de la tegislation 
maritime avec des observations sur le Consulat de la mer. 
(Paris 1810). Auch schrieb er ein grosses Lexicon über 
das ganze Handelsrecht in Italien. Sprache (4 Thle. Nizza 
1786 und Livorno 1822). 

7) L. Piantanida, Deila giurisprudenza maritima commer- 
ciale antica e moderna. (4 Thle in 4. Mailand 1806-8.) «) 

8) Conte Lucchesi-Palli, principi di diritto publico ma- 
rittimo (Neapel 1840), Französisch Übersetzt von J. A. 
de Galiani, principe* du droit public maritime (Paris 
1842). 

Einige Italienische SpezialWerke, die namentlich auch die 
vielen Handelsgesetzbücher (mit ihren seerechtlichen Abschnitten) 
der anderen Europäischen Staaten mit berücksichtigen, sind oben 
bei der Darstellung der Quellen des Seerechts der einzelnen 
Italienischen Staaten bereits angegeben. 

B. Franzosen. Sie sind in Bezug auf das allgemeine See- 
recht nicht bedeutend und siud die folgenden Werke meist 
uur Spezialwerke über das politische, namentlich Völker- 
seerecht *). 

1) Pattyn, le commerce maritime fonde* sur le droit de la 
nature et des gens, sur l'autorite' des loU civiles et des 
traitez de paix et retabli dans sa liberte* naturelle. Traduit 
de latin (p. D'Herman ville); augmente* et enrichi des 
notes de l'auteur (Malines 1717). 



4. Das Werk ist sehr umfangreich. Indessen ist es entlich splendid 
gedruckt und wenn man sodann die antiquarischen, historischen, 
philologischen und poetischen Allotria, sowie viele unnütze dem 
Texte wörtlich eingefugte Belegstellen abzieht, so wird die eigent- 
liche seerechtliche Erörterung etwa noch die Hälfte des Werkes 
ausmachen. Uebrigens wird nicht bloss das Privat- sondern auch 
das öffentliche Seerecht abgehandelt. Sodann ist das Werk beson- 
ders durch die detaillirte Berücksichtigung früherer Autoren sehr 
brauchbar. — Es ist mit vielem Pompe dem Kaiser Napoleon ge- 
widmet. 

5. Die Autoren des Französischen Seerechts sind 
bereits % 26 in den Noten angeführt. 
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2) G. G. Groult, discours sur le droit maritime ancien, 
moderne, francais et Oranger, civil et militaire (Brest 1782, 
erst Paris 1786 unter dem Namen des Verfassers). Nur 
50 Seiten mit einer kurzen historisch-kritischen üebersicht 
und Anweisung zum Studium des Seerechts. 

3) Valin •), nouveau commentaire sur l'ordonance de 1681, 
nimmt in diesem classischen Werke vielfach auch auf das 
Seerecht anderer Staaten Rücksicht. 

4) Jouffroy, le droit des gens maritime universel (Berlin 
1806). 

5) Bravard- Veyri eres, notions präliminaires a l'explica- 
tion du droit maritime (Paris 1838). 

6) Ort olan, regles internationales et diplomatie de la mer. 
(2 Thle. Paris 1845.) 

G. Engländer. Auch die Engländer sind in Bezug auf das 
gemeine Seerecht nicht fruchtbar gewesen, doch berücksich- 
tigen sie in ihren Werken über das Englische Recht meist 

das Französische und Nordamerikanische, z.B. Abbott. 

> 

1) R. Z(ouch), descriptio iuris et iudicii militairis nec non 
iuris et iudicii maritimi, ad quam quae navigationem et 
negotiationem roaritimam respiciunt, referuntur (Oxford 
1640). 

2) Charles Molloy, de iure raaritimo et navali, or a treatise 
of aflairs maritime and of commerce (8. edition. London 
1744) ')• 

3) An abstract of the sea-laws as established in most king- 
domes of Europe, but more particulary in England und 
Scotland (London 1704). Der Verfasser heisst Neale. 

4) J. Red die, an historical view of the law of maritime, 
commerce (Edinburg und London 1841). 



6. Wegen der verschiedenen Ausgaben dieses Comraentars siehe oben 

$ 26 in den Noten. 

■ ■ ■ 

7. Darin wird übrigens vom Staatsrecht, Völkerrecht und mehr neben- 
her vom Seerecht in einer veralteten Manier gehandelt 
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5) Derselbe, rechearches historical and critica! in maritime 
international law. (2 Thle. Edinburg 1844. 45.) •) 

D. Danen. 

1) Johannes Loccenius (ein geborner Däne, aber später 
Professor zu Upsala, wesswegen er auch häufig für einen 
Schweden gehalten wird) : De iure maritimo et navali 
(Amsterdam 1651). Vorzugsweise nach den nordischen 
Quellen zusammengetragen und lange Zeit in allen nordi- 
schen Seehäfen von grosser Autorität •). 

2) Henning Wedderkop, introductio in ius nauticum (Flens- 
burg 1757). Es ist flcissig aus den damals bekannten See- 
gesetzen zusammengetragen und genoss gleichfalls grosse 
Autorität in den Nordseehäfen. Er ist eigentlich ein 
Schleswiger (Advocat zu Husum), also ein Deutscher. 

E. Holländer. 

1) Petri Peckii (professoris Lavaniensis) in tit Dig. et 
Cod. ad rem nauticam pertinentes commentarii, besonders 
in der die nördlichen Seerechte berücksichtigenden Aus- 
gabe des berühmten Holländischen Rechtsgelehrten Arnold 
Vinnius von 1647; neue Ausgabe besorgt durch Johann 
Laurentius, Amsterdam 1668. 

2) Cornelius van B y n k e r s h o e c k , besonders i n seinen Quaes- 
tiones iuris publici (Leyden 1737), sowie auch in anderen 
Schriften, .welche in den verschiedenen Ausgaben, seiner 
opera omnia stehen. 

3) West er veen, II consolato del mare etc. Het consulaat 
van de zee (Leyden 1704). Italienischer Text, Holländische 
Uebersetzung und vortrefflicher Commentar. 



8. Die Literatur Uber das Particulare Englische Recht ist bereits $ 27 
in den Noten angegeben. 

9. Dieses Werk nebst dem unten noch zu nennenden von S typmann 
sowie dem Spezialwerke Kurikes ius marit. Hanseaticum hat 
Heineccius unter dem Titel : Scriptorum de iure nautico 
et maritimo fasciculus (Halle 1740) zusammen wieder abdrucken 
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F. Deutsche. 

1) F. Stypmann, de iure maritimo et nautico partes quatuor, 
suppl. a Fritzio (der das Werk Oberhaupt erst Dach 
Stypmann's Tode herausgab), Greifswald 1652. Völlig un- 
geniessbar für die Gegenwart 

2) J. J. Surland, Grundsätze des Europäischen Seerechts. 
(Hannover 1750). Sehr unvollkommen. 

3) Der wohlinstruirte Schiffer (Hamburg 1727); er ist von 
Engelbrecht unter dem Titel: der wohlunterwiesene 
Schiffer (Lübeck 1792) neu herausgegeben, auch in's Dä- 
nische in einer freien Nachbildung und mit Rücksicht auf 
das besondere Dänische Bedürfniss übertragen: Den velin- 
struerede Skipper von Peter Harsleb Graab (Kopenhagen 
1800). Das Buch ist jetzt veraltet, war aber sonst von 
entschiedener praktischer Bedeutung. 

4) Nau, Grundsätze des Völkerseerechts (Hamburg 1802). 

5) Holst, Versuch einer kritischen Uebersicht des Völker- 
seerechts, I. (und einziger) Bd. (Hamburg 1802.) 

6) J G. Büsch, le droit des gens maritime, considere comme 
l'objet d'un traite* de commerce ä annexer a celui de pacifi- 
cation entre TAllemagne et la France (Hamburg 1796), 
deutsch (Hamburg und Altona 1801): das Völkersee- 
recht, p. 1—100. Eine blosse Gelegenheitsschrift 10 ). 

7) Friedr. Johann Jacobsen (Obergerichtsadvocat in Altona): 
Seerecht des Friedens und Krieges in Bezug auf Kauf- 
fahrteischiffahrt. (Altona 1815.) Ohne selbstständiges Urtheil, 
mit starker Benutzung der Engländer, besonders Abbott's, 
doch umfangreich (S. 1 — LXIV und 1—848 und ausserdem 
umfangreiche Register), auch im Einzelnen manches Gute 
bringend. Es ist Englisch übersetzt von W. Frick: Laws 
of the sea etc. (Baltimore 1818). 



10. Dieser gefeierte Hamburger Bürger J. G. Büsch schrieb auch ein 
anderes hier einschlagendes uml^mit vortrefflichen, noch jetzt nutz- 
baren Bemerkungen gefülltes Werk: Bettreben der Völker 
neuerer Zeit, einander in ihrem Seehandel recht wehe zu thun. 
(Hamburg 1800. S. 1-600.) 
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8) Meno Pohls (Hamburger Advocat): Darstellung des 
Seerechts nach gemeinem und Hamburgischem Rechte 
und nach den Gesetzen der vorzüglichsten Staaten EurOßa's 
und Amerika's. (Hamburg 1830-33. 4 Thle mit fortlaufen- 
den Seitenzahlen. S. 1-1139.) ») ' 

Das Werk ist das umfangreichste (wenigstens ausser dem 
Werke Piantanida's) und gelehrteste von allen seerocht! ich en 
Handbüchern bei allen Nationen Europa's und Amerika's, doch 
ist es in der Entwicklung und Darlegung der Grundsätze oft 
weitschweifig und seicht abgefasst ,a ). 

$ 39. Literatur der Particularseerechte. 

Bei Gelegenheit der Darstellung der Quellen des Seerechts 
in den einzelnen Staaten ist bereits die particularseerechtliche 
Literatur jedes einzelnen Volkes angeführt und genügt es dem- 
nach, auf die betreffenden §§ 19 — 37 und besonders auf die 
literarischen Angaben in den Noten daselbst zu verweisen. 

Die Literatur über die einzelnen Materien des See- 
rechts wird zweckmässiger bei jeder einzelnen Materie ange- 
geben werden. 

* 4 " 

§ 40. Hülfswissenschaften. 

Nach dem bereits $ 4 und 7 Erörterten wird natürlich das 
Handelsrecht auf der einen und das Völkerrecht auf der 
anderen Seite das vornehmste wissenschaftliche Hülfsmittel zur 



11. Das Werk bildet zugleich den vierten Theü eines grösseren Werkes 
über das gesammte Handelsrecht 

12. Auserdem wird in allen Lehrbüchern dos sogen. „Deutschen 
Privatrechts", z. B. von Runde, Eichhorn, Mittermaier, 
Hillebrand etc., dem gemeinen Deutschen Seerechte ein 
mehr oder weniger umfangreicher Abschnitt gewidmet. Unter ihnen 
ist am vollständigsten Mittermaier, der aber freilich die Materien 
des Seerechts auseinanderreisst und an verschiedenen Orten des 
Systems seines Privatrechts abhandelt. Vergl. dessen Deutsches 
Privatrecht (6. Aufl. Regensburg 1842. 43 in 2 Bänden.) Bd. II. 
$ 303-318 und 541-550. 



e 
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Ergründung des Seerechtss ein. Ausserdem werden alle juridi- 
schen und politischen, namentlich auch die national- 
ökonomischen, kaufmännischen, geographischen und 
statistischen Wissenschaften zu Rathe gezogen werden 
müssen 



13. Es scheint mir nicht nothwendig, Uber die H Ulf* Wissenschaften des 
Seerechts und namentlich über ihre Literatur mich hier weitläufig 
zu verbreiten. Einige wichtigere Notizen in Betreff der eigentlichen 
Fundainentalwisienachaften des Seerechts, nämlich des Handels- und 
des Völkerrechts sind oben gelegentlich eingestreut worden und das 
mag genügen. 
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. ■ . * 

Von Schiffen überhaupt, besonders vom Schiffbau. 



Literatur: Jacobsen, S. 2 IT. Pöhls, S. 43 ff. 

S 41. Begriff und Name der Schiffe i). 

Unter Schiffen werden hier vorzugsweise Seeschiffe, also 
solche Fahrzeuge, welche zur Fahrt auf der See bestimmt sind, 
verstanden. Man unterscheidet sodann Kriegsschiffe (vaisseaux), 
welche vorzugsweise einen öffentlichen Charakter haben und 
allemal Staatseigenthum sind, von Privat- oder Handels- 
oder Kauffahrteischiffen (navires), auf welche vorzugsweise 
die Grundsätze des Pri vat seerech ts ihre Anwendung finden 1 ). 



1. Wir sprechen hier nur von Seeschiffen ut.d schliessen die Fluss- 
schiffe aus; doch findet überhaupt zwischen beiden kein Gegensatz 
statt und gelten im Allgemeinen, mutatis mutandis und im ver- 
kleinerten Massstabe, dieselben Rechtsgrundsätze für See- wie für 
Flusschiffahrt, namentlich in Bezug auf Schiffbau, Schiffsfracht etc. 

2. Doch gelten die Grundsätze vom Schiffbau, Assecuranz etc. unmittel- 
bar auch für Kriegsschiffe. Das Verhältniss zwischen dem Personal 
eines Kriegsschiffes ist aber mehr ein irreguläres, nämlich ein mÜi- 
tärisches und herrschen darüber in allen Seestaaten besonders strenge 
Bestimmungen, die von den für die Seeleute der Handelsmarine 
wenigstens dem Grade nach verschieden sind; Analogien finden 
freilich hier überall statt. Uebrigens ist es gleichgültig, ob Handels- 
schiffe dem Staate oder wie in der Regel Privaten eigentümlich an- 
gehören. 
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Die Kaper bilden eine Mittelklasse zwischen den Kriegs- und 
den Kauffahrteischiffen; sie sind eigentlich Handelsschiffe und 
zwar von Privatleuten, die aber unter besonderer Genehmigung 
des Staats zeitweilig zu Kriegsexpeditionen verwandt werden % ), 
Die Grösse, Tragfähigkeit und Bauart der Schiffe ist im 
Allgemeinen für die rechtliche Beurtheilung gleichgültig, indem 
in der Regel für alle Seeschiffe dieselben Rechtsgrundsätze 
gelten «). Die Grösse wird gewöhnlich nach Tonnen (zu 2000 
Pfund) oder Lasten (zu 4000 Pfund) bestimmt. Nach der Bau- 
art unterscheidet man zuerst Dampfschiffe von Segelschiffen. 
Sodann zerfallen die Seeschiffe nach der Verschiedenheit der 
Takelage, Mastenzahl und Segelführung, sowie der Grösse und 
des Baues 1) in Dreimaster, wohin (ausser den reinen 
Kriegsschiffen»), nämlich Linienschiffen) gehören: Fregatten, 
Corvetten, Barkschiffe, Fleuten, Polacker, Grönlandsfahrer; 
2) in Zweimaster, als Briggs, Brigantinen, Schooner, Galeassen, 
und 3) in Einmaster, als Kutter, Jachts, Sloops. Endlich gibt 
es Seeruderschiffe, Vie Galeeren«). 

Der Haupttheil des Schiffes ist in rechtlicher Hinsicht der 
Kiel (carina) und der Rumpf. Doch versteht man unter Schiff 
und betrachtet als dessen notwendiges Zubehör zugleich die 
Masten, daslnholz, die Barchhölzer, das Ruder (Steuer), 



3. Die eigentümlichen Grundsätze Uber Kaperei werden im letzten 
Abschnitte abgehandelt werden. 

4. Doch bestimmen sich natürlich die Kaufpreise, die Abgaben, Zölle 
und andere Ausgaben verschieden u. s. w. 

5. Auch Kriegsschiffe (Linienschiffe, Fregatten, Corvetten, Briggs, 
Schoner, Kutter etc.) unterscheidet man nach den Masten, doch 
vorzugsweise nach der Zahl der Kanonen, welche sie führen. 

6. Auch gibt es unregelmassig gebaute Schiffe wie drei mastige 
Sehooner und viele bloss nationale Fahrzeuge, wie die Franz. 
Lugger und Tartanen. Die Galeeren sind jetzt selten und haben 
wie die Dampfschiffe in der Regel zugleich Segel. Gute Beschrei- 
bungen und ausgemalte Abbildungen von Schiffen findet man in: 
Cyclus von Schiffen aller seefahrenden Nationen, ent- 
worfen von Möller (Schiffbaumeister und Marinemaler). Hamburg 
1839 in 4. 

v. Kaltenborn, Seereebl I. 6 
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die verschiedenen Docke, den Raum, die Porten, die Duch- 
ten, die Spille, alle Blöcke, die Wanten, Takel, Segel, 
Anker, ferner alles was nied- und nagelfest ist, endlich nach 
neuerein Rechte auch das Boot 7 ) und in der Regel die Kano- 
nen, nicht aber ander Gewehr, auch nicht Mund- und Kriegs- 
vorrath, noch die Frachtgelder der letzten vollendeten Reise, 
noch Vorschüsse an die Schiftsleute von Seiten des Eigen- 
thümers 8 ). 

Das Schiff bleibt juridisch dasselbe, wenn es auch durch 
verschiedene Reparaturen nach und nach in allen seinen Theiten 
ein anderes geworden; bei einer einmaligen Reparatur nur, 
wenn wenigstens der Hauptbestandteil, also namentlich der 
Kiel derselbe bleibt. Pöhls S. 44. 45. 

Die Schiffe gehören zu den Mobilien, obwohl sie Gegen- 
stand einer förmlichen Verhypothecirung sein können 9 ) und 



7. Pöhls S. 43 bestreitet dies. Doch ist jedenfalls bei allen grösseren 
Schiffen der Bestand von ein oder (z. B. bei Grönlandsfahrern etc.) 
mehreren Böten etwas durchaus wesentliches und auch ein kleineres 
Seeschiff bedarf dessen immer zu seiner Sicherheit nicht bloss in 
Seegefahr, sondern auch beim Anlanden etc. Sodann sind die 
neueren Particularrechte meist ausdrücklich hier unserer Ansicht. 
Vergl. Jacobscn S. 54 und Bravard- Veyrie'res, manuel du 
debit commercial (3. edit. Paris 1846), S. 286. — Von den Römi- 
schen Juristen waren wegen des Boots Labeo und Paulus verschie- 
dener Ansicht, doch zahlte man das Boot zuletzt nicht zum not- 
wendigen Zubehör des Schiffes und Vinnius ad Peckium und Styp- 
mann adoptiren diese Ansicht, wogegen Loccenius (apud Heineccium 
p. 913) und Kuricke (ibidem S. 556) schwanken und die neuere 
Praxis anerkennen, besonders der letztere. 

8. Vergl. Preuss. Landrecht I. 2. § 91. II. 8. $ 1397 — 1401. Auch 
Spanisches Gesetzbuch Art. 595. 

9. Vergl. Franz. Ordon. de la m. 1681. Liv. II. Tit. X. Art. 1. 2. 
Siehe auch besonders den Abschnitt von der Bodmerei, sowie die 
unmittelbar folgenden §§. In älteren Zeiten stritt man sich viel 
darüber, ob Schiffe zu den Mobilien oder Immobilien gehörten. 
Jetzt ist man kaum noch zweifelhaft. Lange stritten sich Ham- 
burger Gelehrte. Vergl. auch Code de commerce franc. Art. 190. 
Holl. Handelsgesetzbuch von 1838 Art. 309. Vergl. Preuss. Land- 
recht II. 8. § 1396 und Koch, Preuss. Recht $ 414 und $ 88. 
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z. B. nach Preuss. Rechte die Veräusserungen und Besitzüber- 
tragungen, die bei unbeweglichen Sachen üblich sind, dabei statt- 
finden. 

Die Kriegsschiffe eines Staates unbedingt, aber in gewisser 
Weise auch die Kauffahrteischiffe darf man nach Europäischem 
Völkerrecht als die wandelnden Gebietsteile des Staats in frem- 
den Gewässern betrachten 10 ), und gemessen sie auch, diesem 
Charakter gemäss, viele theils günstige, theils aber auch un- 
günstige (odiosa) Privilegien (in Bezug auf Exterritorialität, An- 
landen und Einlaufen bei Kriegsschiffen, sowie in Bezug auf 
Hafen- und Zollabgaben etc. bei Kauffahrteischiffen). 

Unter Casco (Corps) versteht man das Schiff mit seinen 
accessorischen Theilen , im Gegensatz von Ladung (facultös, 
cargo), womit man die eingeladenen Güter bezeichnet. 

Jedes Schiff muss einen Namen oder doch wenigstens eine 
Nummer zur Bezeichnung seiner Identität führen und ist in 
mehreren Ländern jede spätere Namensveränderung verboten, 
wie in England; in Dänemark ist sie nur bei der ersten 
Einverleibung (fremder Schiffe) in die Dänische National- 
schiffahrt erlaubt; in Frankreich ist sie überall erlaubt, nur 
muss in jedem Falle der Rheder eine neue Acte de Francisation 
sich ausstellen lassen. Siehe Jacobson S. 23 und 72; Franz. 
Code de Douanes Nr. 1004. Abbott (6) S. 61. 628. 

§ 42. Vom Schiflfoau. 

Nach neuerem Rechte ist Schiffe bauen zu lassen in der 
Regel Jeder berechtigt und zwar sowohl für Fremde als für 
Einheimische, also darf jeder Schiffsbauherr (Bestäder) werden, 
sowohl eine physische als eine moralische Person. Doch bedarf 
es in der Regel wenigstens formell, zur Erbauung eines Schiffes 
allemal einer obrigkeitlichen Erlaubniss; auch muss sich Jeder 
zur Ausführung des Baues kundiger Werkleute bedienen und 
letztere müssen besonders vom Staate zur Ausführung von 
Schiffsbauten speziell zur Erbauung von Seeschiffen befugt sein. 
Der Contract über Erbauung eines Schiffes ist der Miethcon- 
tract, der hier wie bei anderen Bauten in zwei Formen vor- 
kommen kann, entweder als Verdingungscontract (locatio 
conduetio operis), so dass der Bau im Ganzen aecordirt wird 

10. Vergl. Heffter; Völkerrecht (2. Aufl. 1848) S. 144. 

6« 
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und der Baumeister (Annehmer) allein alle Pflichten gegen 
die Werkleute und alle Gefahren bis zur Ablieferung übernimmt ; 
der Bauherr heisst Bestader, Besteller; oder als einfache 
Dienstmiethe (locatio conductio operarum), so dass der Bau- 
herr (Bestader) selbst mit den Werkleuten oder doch mit den 
Hauptwerkführern (Meistern) abschliesst und der Annehmer 
oder auch wer sonst vom Bauherrn dazu bestimmt wird, z B. 
auch der Schiffscapitain, bloss den Bau leitet und alle Gefabren 
den Bauherrn treffen 11 ). In beiden Fällen wird der Schiffsbau- 
contract nach den gewöhnlichen Grundsätzen des Miethcontracts 
beurtheilt. Doch soll dieser Contract in der Regel schriftlich 
abgeschlossen werden. Die über den Contract abgeschlossene 
Urkunde heisst Mahl b rief, in welchem wesentlich zu bestim- 
men ist ausser der Bezeichnung der contrahirenden Personen, 
die Gattung, Grösse, Tragfähigkeit, Bauart des Schiffes, die Länge 
des Kieles, die Höhe des Bords, die Zeit der Vollendung, die 
Höhe des Lohnes, obwohl auch noch andere besondere Bestim- 
mungen (über die Art des Holzes etc.) darin stehen können. 
Ein ähnlicher Contract wird auch bei Hauptreparaturen ge- 
schlossen. 

Die Rechte und Pflichten der Bauinteressenten bestimmen 
sich nach der Natur des Contracts und allgemeinen Rechtsregeln. 
Doch sind bei Ueberschreitungen der Grösse des Schiffes bis- 
weilen noch Strafen für den Baumeister festgesetzt 1 *), obwohl 
in der Regel nur das Interesse zu prästiren ist, dessen Berech- 
nung im einzelnen Fall meist sehr schwierig sein wird. Siehe 
übrigens § 48 wegen privilegirter Forderungen der beim Schiffs- 
bau direct oder indirect Betheiligten. 



11. Vergl. besonders Koch, Lehrbuch des Preuss. Rechts (1845) Bd. I. 
S. 708, auch Pöhls S. 48 ff. Wenn der Baumeister selbst Bauherr 
oder Bestüder ist, also für sich selbst baut, so ist einfach der Fall 
der locatio conductio operarum vorhanden, also nichts besonderes. 

12. Die Strafe beträgt nach dem Schwed. Seerecht für jede Last zu 
gross oder zu klein 3 Thaler. Das Hanseatische Seerecht setzt 
eine Strafe von 2 Thlr. für jede Last zu gross, doch nur wenn 
die Ueberschreitung Uber ö Last beträgt. Nach dem Consulat 
braucht für jede Last grösser nur die Hälfte bezahlt zu werden. 
Das Preuss. Recht hat die Strafbestimmung nicht beibehalten. Es 
wird zweckmässig sein, durch Conventionalstrafen hier Überall sich 
gegen Ueberschreitungen zu sichern. 
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Der sehr gewöhnliche Messbrief ist ein Attest der Obrig- 
keit über die Grösse des Schiffes auf Grund der von vereideten 
Messern geschehenen Vermessung nach Tonnen oder Schiffs- 
lasten: eine Berechnung, die immer nur approximativ ist»»). 

§43. Der Bielbrief «) 

Der Bielbrief oder Bey lbrief, welcher besonders in den 
nordischen Gewässern üblich ist, ist ein von der zuständigen 
Behörde auf Grund einer (eidlichen) Erklärung des Bauherrn 
und Baumeisters und nach einer vorherigen anderweitig genauen 
Untersuchung ausgestelltes Zeugniss darüber: wie, wann, wo, 
von wem, für wen, wofür, in welcher Grösse und Gattung, mit 
welchem Namen ein Schiff gebaut, sowie dass es vorschrifts- 
mässig gebaut sei; auch wird darin die Bezahlung des Lohns 
des Baumeisters, sowie auch wohl der Name des Schiffers er- 
wähnt. Da wo keine Registrirungen der nationalen Handels- 
schiffe von Staatswegen stattfinden, ist der Bielbrief die wichtigste 
Urkunde zum Beweise nicht bloss des Eigenthums, sondern auch 
der Nationalität des Schiffes. 

Bisweilen wird der Bielbrief auch als ein blosses Privat- 
zeugniss vom Baumeister ausgestellt und dann nachträglich ge- 
richtlich legalisirt, und wird er auch wohl bei Hauptreparaturen 
ausgefertigt. 

§ 44. Nationalität und Registrirung der Schiffe 

Es ist nach Europäisch -Amerikanischem Seerechte in der 
Kegel nicht genug, dass ein Schiff Eigenthum eines nationalen 
Staatsangehörigen sei, um ihm den Charakter der Nationalität 
dieses Staats mit allen ihren Rechten und Privilegien innerhalb 
des Staats und namentlich gegenüber fremden Staaten, besonders 
bei Ausführung von Handelsverträgen und im Kriege zusprechen 



13. Jacobsen, S. 70. 71. Preuss. Kabine ts- Ordre vom 25. Septbr. 1815, 
und Engl. Stat. 13. Geo. III. c. 74. $ 1. 

14. Wegen einer anderen Art von Bielbrief siehe § 48. 

15. Oben $ 18—37 sind bereits gelegentlich, zum Behufe der Charak- 
teristik der Seepolitik der einzelnen Staaten die Festsetzungen wegen 
des Nationalcharakters in den vorzüglichsten Staaten angegeben 
worden. 
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zu können. Es werden vielmehr gewisse strengere Anforderungen 
in dieser Beziehung gemacht, nämlich: 

1) Dass das Schiff innerhalb unseres nationalen 
Gebietes gebaut sei; doch ist überall (nur jetzt nicht mehr 
in den Niederlanden) eine mehr oder weniger beschränkte 
Naturalisirung im Auslande erbauter Schiffe gestattet, so in 
Frankreich wenigstens in Bezug auf Schiffe, welche von der 
competenten Franz. Behörde als Prise erklärt oder wegen Con- 
tra vention gegen die Landesgesetze conßscirt sind ; so in Eng- 
land, im Fall der Condemnirung als Prise, sowie im Fall der 
Wiedererwerbung ehemals national-englischer, aber an Ausländer 
verlorener oder verkaufter Schiffe von Seiten Englischer Eigen- 
thümer 16 ); so findet in anderen Staaten eine Naturalisirung 
aller fremden Schiffe gegen Zahlung einer Abgabe und Erfül- 
lung gewisser Förmlichkeiten statt wie in Oesterreich, Hannover, 
Oldenburg, Dänemark, Schweden, Belgien, Portugal, Sardinien. 
In Preussen ist es völlig gleichgültig, ob ein Schiff im Inlande 
oder im Auslande erbaut sei. In Russland findet nur der Unter- 
schied statt, dass auf Russischen Werften erbaute Schiffe während 
der ersten drei Jahre von Entrichtung der Lastgelder in Russ. 
Häfen befreit sind. 

2) Dass das Schiff ausschliessliches Eigenthum unserer 
Staatsangehörigen (oder auch speciell von Vollbürgern) sei, wie 
in England 17 ), Preussen, Niederland, Oesterreich, Spanien, 
Schweden, Hannover, Oldenburg, Mecklenburg, Hansestädten, 
Dänemark, Russland, Portugal, Vereinigte Staaten von Nord- 
amerika. In Griechenlaad und in Frankreich (nach Gesetz vom 



16. Vergl. Neueste Registrirungsacte vom 4. Aug. 1845 (8 und 9 Vict. 
c. 89) mit der Neuen Navigationsacte vom 26. Juni 1849 (12 u. 13 
Vict. c. 29) in der Einleitung. 

17. In England werden als Eigen thUmer solche brit. Unterthanen ver- 
langt, welche auch in britischen Besitzungen ihren dauernden Wohn- 
sitz haben; in den Niederlanden wird Ansässigkeit daselbst verlangt. 
Auch in Frankreich und Oesterreich sind die Bestimmungen darüber 
noch eigenthümlich, endlich in Schweden, namentlich wegen der 
naturalisirten Bürger, besonders auch in Bezug auf den Schiffer, 
der in Schweden Bürger einer See- oder Schiffsbaustadt sein muss, 
nach Manifest vom 23. Jan. 1827 und Ordre vom 1. ^lärz 1827. 
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9. Juni 1845) genügt, dass ein Schiff mindestens zur Hälfte 
nationales Eigenthum sei. 

3) Dass der Schiffer (Kapitain) Bürger des Staats sei, so 
in Preussen, Hannover, Mecklenburg, Hansestädten, Dänemark, 
Schweden, Niederlande, Sardinien und England; in Schweden 
und Spanien müssen Kapitain und Steuermann, in Frankreich, 
Griechenland und Nordamerika müssen sämmtliche Offi eiere 
nationale Unterthanen sein. In Russland, wo es an kundigen 
nationalen Kapitainen und Steuerleuten sehr fehlt, ist man in 
dieser Beziehung am mildesten »«). 

4) Dass die Bemannung aus nationalen Unterthanen be- 
stehe entweder zu Zweidrittel, wie in Oesterreich, Spanien 
und Nordamerika, oder zu Dreiviertel, wie in Frankreich, 
Portugal, Sardinien, Griechenland und England, oder über die 
Hälfte, wie in Schweden, oder ein Viertel wie in Russland. 
In den Hansestädten, Dänemark, Mecklenburg, Oldenburg, Han- 
nover und Preussen finden sich leider bis jetzt hierüber keine 
Bestimmungen. 

5) Dass über alle diese Merkmale der Nationalität ein mehr 
oder minder feierliches Document angefertigt werde. In 
Preussen genügt der obrigkeitlich ausgefertigte Bielbrief, in 
Oesterreich die sog. Sovrana patente; in Schweden werden an 
Schiffsdocumenten verlangt Bielbrief, Messbrief, Musterrolle und 
Freibrief; in Nordamerika ist Einregistrirung noth wendig, doch 
nur für Schiffe, welche im auswärtigen Handelsverkehre be- 
schäftigt sind; in England müssen alle nationalen (oder in den 
wenigen Fällen wo es möglich ist naturalisirten) SchitTe registrirt 
werden zur Erlangung eines offiziellen certificate of registry zum 
Beweise der Nationalität, sobald das Schiff ein Deck hat oder 



18. Vergl. Russ. Senats-Ukas vom 1. Juni 1846 wegen Bemannung der 
Schiffe; doch betrachtet man in Russland, wenigstens der Form 
nach, «lies Zugeständnis« in Betreff fremder Schiffer, Steuerleute und 
Matrosen nur als Ausnahme, die für die nördlichen Hafen bis 1851, 
für die südlichen bis 1849 gelten solle, die aber jedenfalls, wegen 
der Notwendigkeit des Bedürfnisses, weiter ausgedehnt werden 
muss. Man will in Russlaitd gradatim emporsteigen und zuletzt 
die Englischen Bestimmungen in Betreff des Kapitains und der 
Mannschaften zur Geltung bringen. 
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15 Tonnen und darüber misst, einem Unterthan von Grossbri- 
tanien, Guernsey, Jersey, der Insel Man oder den Colonien in 
Asien, Afrika oder Amerika gehört und seewärts geht, so dass 
alle Englischen Küstenfahrer, auch in den Colonien, ausgenom- 
men sind, was auch von Kriegsschiffen und Schiffen der König!. 
Familie gilt ,9 ). Aehnliches gilt in Frankreich über Registrirung; 
siehe weiter unten. 

6) Dass das Schiff im Auslande keine über ein gewisses 
Mass gehende Reparatur erhalten habe; doch wird dies Erfor- 
derniss selten aufgestellt; in Frankreich darf die auswärts be- 
sorgte Reparatur nicht sechs Franken per Tonne übersteigen, 
es sei denn dass die Reparatur als durchaus nothwendig nach- 
gewiesen wird. In England ist das Erforderniss durch die 
neueste Acte vom 26. Juni 1849 (im Eingange, wo die älteren 
Gesetze aufgehoben werden) getilgt, da sonst eine Reparatur 
im Auslande im Betrage über 15 Schilling per Tonne den National- 
cbarakter aufhob, es sei denn im Falle der höchsten Noth 80 ). 



19. Die Registrirung stammt aus England und sind hier die Formen 
dabei feierlich und beschwerlich. Nordamerika und Frankreich 
ahmten hierin nach. Wir übergehen hier wohl mit Recht das 
Details dieser Formen. Siehe Pohls S. 71—83 und die neueste 
Englische Registerbill von 1845, 4. August. Es können aber nur 
vollnationale Schiffe, bei denen also alle obigen Erfordernisse, soweit 
sie eben in England postulirt werden, zusammentreffen, registrirt 
werden. Die Registrirung geschieht in dem Hafen, zu dem das 
Schiff gehört, also im Zweifel von wo es gewöhnlich ausfuhrt, und 
wird jedes so einregistrirte Schiff auf allen seinen Fahrten von den 
Englischen Behörden im In- und Auslande wegen Beibehaltung 
seines nationalen Charakters auf das strengste controlirt. 

20. Aus dieser Uebersicbt wird man entnehmen, dass England die 
strengsten Anforderungen wegen des Nationalcharakters seiner Schiffe 
macht. Das Englische System ist übrigens bereits durch Cromwell's 
Navigationsacte eingeführt und sodann, wenn auch modificirt und 
mehr zur Abwehr und Sicherung, von Frankreich sowie auch einigen 
anderen Staaten adoptirt worden. Uebrigens verlangt England auch 
von Schiffen fremder Staaten, abgesehen von der Registrirung, ganz 
dieselben Erfordernisse wie von den seinigen, um sie als nationale 
eines Staates zn betrachten und darnach sind alle Englischen 
Handelsverträge mit fremden Staaten und darin der Ausdruck 
„nationale" Schiffe zu interpretiren. 
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Die Französische Acte de Francisation (vom 18. Oct. 1703) 
und die Englischen Registercertlficate laufen formell und materiell 
auf dasselbe hinaus. Auch sind beide bei Veräusserungen, 
Na mens Veränderungen, Hauptreparaturen des Schiffes in mehr 
oder minder feierlicher Form zu erneuern. Oasselbe gilt in 
Nordamerika von den eigentlichen Registerschi (Ten , die nämlich 
ein Recht (keine Pflicht) zur Registrirung haben; es sind dies 
die in den Vereinigten Staaten von Nordamerika gebauten und 
von Nordamerikanischen Bürgern, die ihren dauernden Wohnsitz 
in Nordamerika (wenigstens der Regel nach) haben müssen, 
eigenthümlich besessenen Schiffe im Gegensatz 1) der daselbst 
erbauten, aber ganz oder theilweis im fremden Eigenthun) be- 
findlichen (ships built and recorded), und 2) der im Ausland 
gebauten, doch im Eigenthum von Nordamerikanern stehenden; 
diese erhalten nur ein certificate of ownership ; endlich 3) der 
Fischerböte und Küstenfahrzeuge, welche dieselben Qualitäten 
wie die Registerschi ITe haben müssen etc S1 ) 

Die Verschiedenartigkeit der Postulate über den National- 
charakter eines Schiffes in den verschiedenen Staaten ist sehr 



Die Französische Navigationsacte ist vom Jahre 1793 und die 
Nordamerikanische Tom 1. Sept. 1789, 31. Dec. 1792, 18. Februar 
1793 etc., endlich vom 24. März 1817. Die Bestimmungen dieser 
beiden Acten, sowie der Englischen, sowie die betreffenden gesetz- 
lichen Bestimmungen Spanien's, Portugal's, Oesterreich's, Schweden's 
und Russland's finden sich abgedruckt beiOrtolan re'gles internat. 
(2toms. Paris 1845) I. 191—200 in den Noten. Von den prakti- 
schen Navigationsacten der Neuzeit ist die Englische die älteste 
und strengste (bis 1. Jan. 1850) gewesen. Die alten und nun ver- 
alteten Hanseatischen Gesetze waren aber noch viel strenger und 
egoistischer. 

21. Wegen der speziellen Angaben in diesem § verweise ich auf Soet- 
beer Schiffahrtsgesetze und Handels- etc Vertrage (Hamb. 1848). 
Ortolan, re'gles internationales et diplomatie de la mer (2 toms. 
Paris 1845) I. 193—200, wo aber nur Frankreich, Spanien, Portugal, 
England, Russland, Schweden und Nordamerika berücksichtigt wer- 
den. Pöhls', Seerecht S. 62 — 97 gibt viele Details in Bezug auf 
die Particularrechte aller wichtigeren Staaten; freilich ist seit dem 
Erscheinen des Pöhls'schen Werkes Manches geändert, namentlich 
in England und Frankreich, und sind viele kleineren, namentlich 
auch Deutschen Staaten gar nicht berücksichtigt. 
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geeignet, Collisionen zwischen den einzelnen Staaten in ihrem 
gegenseitigen Handelsverkehre im Kriege wie im Frieden her- 
vorzurufen. Desswegen ist denn auch durch zahlreiche Verträge 
versucht worden, eine allgemeine Ausgleichung dieser Gegensätze 
zu bewerkstelligen, und werden darnach nicht selten schon 
solche Schiffe unter den paciscirenden Staaten gegen- 
seitig für nationale gehalten, welche sich als Eigenthum des be- 
treffenden Landes nachweisen, die Flagge des "Landes führen 
und an deren Bord der Kapitain und der grössere (tf, *A) 
Theil der Mannschaft Nationale des Landes sind , falls nur die 
wesentlichen Papiere und Pässe in Ordnung sind (§ 45). Doch 
sind die Verträge meist nicht geeignet, alle Collisionen abzu- 
schneiden und bestehen derartige Verträge nicht unter allen 
Staaten sa ). Namentlich sind die Englischen Verträge meist noch 
streng genug. In. Art. 5. des Handels- und Schiffahrtsvertrages 
zwischen Oesterreich und Griechenland von 1835 und in Art. 13. 
des Vertrags zwischen Frankreich und der Republik Venezuela 
von 1843 soll der Nationalcharakter der Schiffe des einen Lan- 
des nach den Gesetzen dieses Landes auch in dem anderen 
Lande beurtheilt werden. 

§ 45. Flaggen und Schiffspapiere 

Diese sind namentlich als Kennzeichen und Beweise 
der Nationalität gegenüber fremden Staaten und deren Kriegs- 
schiffen und Behörden von Wichtigkeit. Die Flagge ist das 
äusserlichste Zeichen der Nationalität des Schiffes «) ; doch wird 



22. VergL Ortolan 1. c. I. 208 und 209, sowie die Verträge zwischen 
Nordamerika und Spanien vom 27. Oct. 1795, Art. 17; Danemark 
und Russland von 1800, Art 5; Grossbritanien und Russland von 
1801, Art. 7; Grossbritanien und Portugal von 1810, Art 5; Dane- 
mark und Preussen von 1818, Artikel 17; Grossbritanien und den 
Hansestädten von 1825, Art. 5; Frankreich und Mexico von 1827, 
Art. 6; Frankreich und Brasilien von 1828, Art. 13. , 

23. Vergl. hierüber besonders Ortolan 1. c. I. 201 ff., sowie Jacob - 
sen, Seerecht S. 67 ff. 

24. Es gibt viele Flaggenkarten. Eine gute findet sich in dem oben 
citirten Seeschiffsbilderwerke von Möller, eine andere bei Voll- 
graff, Moderne Politik (Giesaen 1829). 
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die Berechtigung zur Führung der Flagge immer erst zu bewei- 
sen sein und dies geschieht durch die Schiffspapiere (papiers 
de bord ou lettres de mer), womit jedes Handelsschiff versehen 
sein muss. 

Die Zahl, Natur und Förmlichkeit dieser Papiere bestimmt 
sich nach den Gesetzen der einzelnen Länder verschieden. Nach 
dem Franz. Code de com. art. 226 muss der Kapitain am Bord 
- haben : 1) l'acte de propriete* du navire, 2) l'acte de francisation, 
3) le rdle d'£quipage, 4) les conaissements et chartes-parties, 
5) les proces-verbaux de visite (Protokoll über die Schiffsbe- 
siqhtigung), 6) les acquits de paiement ou ä caution des dou- 
anes, zu welchen im Code verlangten Documenten man noch 
hinzufügen muss (nach Bravard-Veyri eres S. 290); 7) le 
manifeste ou la facture, 8) la patente de sant£, 9) les conges 
(Seepässe). Dieselben Bestimmungen des Franz. Code wieder- 
holen sich fast wörtlich in dem Belgischen, Sicilianischen , Sar- 
dinischen, Hayti'schen (vom 28. März 1826, doch gültig erst vom 
1. Juli 1827), Griechischen (1. Mai 1835) und. Jonischen (1. Mai 
1841) Handelsgesetzbuche. In Nordamerika ist ausser dem Re- 
gister noch die Musterrolle und der Seepass nothwendig und bei 
nicht registrirten Schiffen genügt die Eigenthumsacte. Das 
Portugisische Gesetzbuch Art. 1379 verlangt 1) die Eigenthums- 
acte, 2) den Pass, 3) Musterrolle, 4) Connossements und Certe- 
partien, 5) Zoll-, Hafen- und Lootsenquittungen, 6) ein Exem- 
plar des Portug. Handelsgesetzbuches und muss hier (nach Art. 
1377), eben so wie nach dem Spanischen (Art. 646) Handels- 
gesetzbuche der Kapitain 3 Schiffsbücher führen, 1) Ladungs- 
buch, 2) ein Ausgabe- oder Rechnungsbuch, 3) Reisejournal. 
In Preussen ist das Schiff mit Beyl-, See- und Kaufbriefen, 
sowie mit Pässen zu versehen (Allg. L. R. II. 8. § 1424) und 
dazu kommen denn noch die eigentlichen Papiere der Reise. 

Hamburgische Schiffe müssen haben 1) Connossements und 
Certepartien, 2) Ladungsmanifest, 3) Bielbrief, 4) Seepass, 

5) Musterrolle, 6) Zollquittung; Holländische (nach Art. 357 
und 397 des Codex von 1838), 1) Eigenthumsacte, 2) Seepass, 
3) Türkenpass (eventuell), 4) Musterrolle, 5) Ladungsmanifest, 

6) Connossements und Certepartien, 7) Exemplar des Handels- 
gesetzbuches. In Dänemark werden gar 12 (nämlich, l) Rheder- 
brief (Ursprungscertificat) , 2) Seepass, 3) Algierpass, 4) Zoll- 
quittungen, 5) Reisejournal, 6) Inventarium, 7) Musterrolle, 



Digitized by Google 



92 Abschn. IL Von Schiffen Oberhaupt, besonders vom Schiffbau. 

8) Acte über die Nationalität des Kapitains, 9) Gesundheitsattest, 
10) Connossements undCertepartien, 1 1) Bielbrief, sowie etwanige 
Reconstructionsbriefe und Namensveränderungs-Document des 
Schiffes, 12) Messbrief), und in Schweden 10 verschiedene Pa- 
piere verlangt. In England vertritt das Registercertificat viele 
Papiere, in anderen Ländern dagegen sind besonders die Muster- 
rolle, die Ladungsinstrumente, der Seepass und das Reisejournal 
hervorzuheben. 

Jacobsen theilt diese, wie man sieht in den verschiedenen 
Staaten an Zahl und Art sehr verschiedenen, Papiere ein in 
1) Stammpapiere, 2) Reisepapiere des Schiffes, 3) Reisepapiere 
der Schiffsmannschaft und endlich 4) der Ladung, und mag dies 
wenigstens, obgleich dabei die Reisepapiere der Passagiere ver- 
gessen sind, dazu dienen, das Ganze etwas aufzuklären. Denn 
nicht genug, dass die Gesetze der einzelnen Staaten in ihren 
Bestimmungen über die Schiffspapiere sehr verschieden sind; 
auch in den Völkerverträgen findet sich diese Verschiedenheit. 
Doch sieht man in den Gerichten und überhaupt bei den Be- 
hörden der grösseren Seestaaten, sobald fremde Schiffer den 
Charakter des Schiffes, der Mannschaft oder der Ladung 
zu documentiren haben, nur auf die überhaupt zur Beweisführung 
genügenden, also die wesentlichsten Papiere, sodass also 
nach dem Seerecht Europas im Allgemeinen folgende Papiere 
zu genügen scheinen"): 1) die Pässe, 2) Eigenthumsbeweise, 
Kaufbriefe und etwanige Ursprungscertificate über Schiffe und 
Ladung, 3) die Connossements und Certepartien, 4) das Schiffs- 
mannschafts -Verzeichniss und 5) das Reisejournal *•). Zum 



25. Vergl. Heffter, Völkerrecht, S. 297, der diese Papiere freilich 
nur gerade in Bezug auf die Feststellung des neutralen Charakters 
eines Schiffes verlangt. 

26. Abbott (Lord Tenterden), treatise of the law relative to merchant 
ships and seamen. 6. ed. by W. Ghee (London 1840) S. 302 Note, 
verlangt folgende Papiere und Documente am Bord eines neutra- 
len Schiffes und beruft sich dabei auf die Autorität Marshall, 
on insurance (B. I. c. 9. 5. 6.): 1) the pass-port, sea-brief, or sea- 
letter; 2) the proofs of property, bill of sale etc; 3) the muster- 
roll j 4) the charter -party; 5) the bill of lading; 6) the invoice; 
7) the log-book; 8) the bill of health. Doch ist das nur schrift- 
stellerische Ansicht, die aber auf die wirkliche Praxis der Englischen 
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wenigsten werden aber diese Papiere vorhanden sein müssen, 
damit der Seeverkehr der einzelnen Staaten unter einander ge- 
regelt und geschützt werden könne, dass namentlich auch die 
Bestimmungen der gegenseitigen Handels- und Schiffahrtsver- 
trage unter den verschiedenen Staaten, besonders die darin den 
Schi (Ten bestimmter Nationen zugesicherten Privilegien, in jedem 
einzelnen Falle, für jedes bestimmte Schiff mit Sicherheit zur 
Anwendung kommen mögen, endlich damit in Kriegsfällen die 
Rechte der Neutralitat gewahrt und die Befugnisse der Kriegs- 
führenden einander gegenüber nicht illusorisch gemacht werden. 

Schliesslich geben wir hier noch eine kurze Uebersicht 
aller wichtigeren, im Europäischen Seeverkehr vorkommenden 
SchifTspapiere, indem wir aber wegen deren genaueren Charak- 
teristik auf die folgenden Abschnitte verweisen a '). 

I. Stammpapiere, namentlich über das Eigenthum und 
die Nationalität des Schiffes: 1) Bielbrief, 2) Kaufbrief oder 
Condemnationsacte bei aufgebrachten fremden, oder Restitutions- 
acte bei aufgebrachten, aber wieder restituirten Schiffen, 3) der 
Rhederbrief, 4) Namensveränderungs - Document des Schiffes, 
5) auch etwanige wichtige gerichtliche Erkenntnisse über den 
(bezweifelten) Charakter des Schiffes, 6) Registerbrief (für Eng- 
land, Nordamerika und Frankreich). 

II Papiere hinsichtlich der Ladung: 1) die Frachtcon- 
tracte, also Certepartien und Connossements, 2) Ladungsmanifest, 
3) in Kriegszeiten, sowie auch wegen Zolldeclarirung und Ein- 
fuhrerlaubniss, ürsprungscertificate der Ladung. 

HI. Papiere in Betreff der Reise: 1) Musterrolle, 2) Bürger- 
brief des Kapitains, 3) Seepass, durch welchen namentlich auch 
die Nationalität von Schiff und Mannschaft bewiesen werden 
soll, 4) Gesundheitspass, 5) Zollclarirungsdocumente, 6) das 



Prisengerichte sich stützt, obwohl in den Englischen Prisenactcn 
selbst keine bestimmte Zahl von Papieren verlangt wird. — 
Leider muss ich Abbott bald nach der tt. bald nach der 8. Auflage 
citiren, da mir nicht immer die neueste (8.) Auflage zur Hand ist. 
— Die Dänen verlangen Übrigens von Danischen wie von fremden 
neutralen Schiffen (Dän. Kaperregl. von 1810) zu ihrer Legitimation 
ganz ausdrücklich den Bielbrief, der den Englandern und Franzosen 
nicht so wesentlich scheint Siehe Jacobsen, S. 17. 
27. VergL Pohls, S. 187-190 und Jacobsen l c. 
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Inventar! um, 7) Journal und Schiffsbuch, 8) Türkenpass (bei 
Keisen nach dem Mittelländischen Meere), endlich 9) Reisepässe 
der Passagiere. 

IV. Von anderen mehr zufälligen Papieren finden sich bis- 
weilen noch auf Schiffen: Correspondentenliste, Facturen über 
die Ladung, Verkaufsrechnungen der Ausladung etc.»») 

§46. Schiffsabgaben 29 ). 

♦ 

Es scheint angemessen, dieselben hier wenigstens kurz auf- 
zuzählen. Sie belasten die Schiffer theils vor, theils während, 
theils nach Vollendung der Reise. Es gehören dahin: 

1) Tonnen« eider (droit de tonnage), eine Abgabe, die 
nach der Tragfähigkeit, dem Tonnengehalt der Fahrzeuge 
sich bestimmt. 

2) Lo otsengel der (droit de lamanage et pilotage) 80 ). Diese 
den Lootsen zu zahlenden Gelder sind an den einzelnen 
Küsten sehr verschieden und müssen in den Fahrwassern 
der Lootsen meist auch dann gezahlt werden , wenn man 
sich auch der Lootsen nicht bedient. 

3) Bugsier- und Ziehgelder (droit de touage, trainer a la 
remorque), die für das YVeiterbefördern eines Schiffes be- 
zahlt werden, indem dasselbe entweder von einem Dampf- 
schiffe ins Schlepptau genommen oder an einem Seile von 
Menschen oder Pferden gezogen wird. 

4) Baaken- oder Tonnen- oder Boiengelder (droit de 
balises, de tonnes ou de bou£es), Abgaben, welche für die 



28. Eine Vereinfachung dieser vielen, meist einander unnöthig machen- 
den Papiere wäre sehr zu wünschen. Für den einzelnen Staat wird 
sich dies leicht durch ein Gesetz bewerkstelligen lassen. Sehr zu 
wünschen wäre es aber, dass auf einem Congresse der Seestaaten 
hierüber allgemeine Bestimmungen für Friedens- und Kriegszeiten 
festgesetzt würden. 

29. Vergl. Bravard-Veyrieres 1. c. S. 295-300. Französisch heissen 
sie: droits auquels les na vi res sont soumis. 

30. Lamaneur ist eine Art von Lootse, die in einer kleinen Barke vor 
den ein- und ausgehenden Schiffen herfährt, um deren Lauf darnach 
zu richten. Die anderen Lootsen (pilote) befinden sich während 
ihrer Thätigkeit am Bord des Schiffes selbst. 
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Unterhaltung dieser Signale zur Bezeichnung der Beschaffen- 
heit des Fahrwassers gezahlt werden. 

5) Leuchtthurmgelder (droit de feux), zur Unterhaltung 
der Leuchtthürme. 

6) Ankergelder (droit d'ancrage), welche dafür gezahlt wer- 
den, dass man in einem Hafen oder auf einer Rhede Anker 
werfen darf. 

7) Rapportgelder (droits de rapports), für die Anzeige bei 
der Ankunft und beim Abgange eines Schiffes in und aus 
einem Hafen. 

8) Werften- und Hafengelder. 

Ausserdem gibt es noch manche kleine locale Abgaben. 

Die Schiffsabgaben sind meist in den einzelnen Staaten für 
einheimische Schiffe geringer als für fremde, doch sind wiederum 
die meisten Nationen privilegirt, so dass ihre Flagge der natio- 
nalen unseres Staates mehr oder weniger gleich gestellt ist 31 ). 

Die eigentlichen Zölle sind mehr politischer Natur und 
treffen auch vielmehr die Waaren als die Schiffe. Vom Sund- 
zolle sowie vom Brunshauser oder Stader Zolle ist be- 
reits oben $ 21 und 22, namentlich wegen der Wichtigkeit für 
die Norddeutschen Seestaaten detaillirt gehandelt worden. 

§ 47. Privilegien segelfertiger Schiffe. 

Zuvörderst ist hier eines eigenthümlichen Privilegiums zu 
erwähnen, wonach Schiffe, welche segelfertig sind, wegen Schul- 
den nicht mit Arrest belegt werden können. Es lässt sich dies 
aus der Natur des Seeverkehres, namentlich aus seiner Wichtig- 
keit, sowie aus der Leichtigkeit, oft bei einer einzigen glück- 
lichen Fahrt einen grossen Verdienst zu erlangen und somit 
recht bald die Schiffsschulden tilgen zu können, rechtfertigen »*) 



31. Oben $ 18-37 haben wir darQber bei den einzelnen Staaten nähere 
Notizen gegeben. 

32. So im Preuss. Allg. L. R. II. 8. $ 1409-1419, wornach statt des 
Arrestes der Richter ein vorlaufiges Pfandrecht auf das Schiff be- 
stellen und den Schiffer als Sequester vereiden soll. Das Preuss. 
Recht sagt: Schiffe, die zum Auslaufen fertig und beladen oder im 
Laden begriffen sind. Code de commerce frangais nimmt die 
Schulden aus, welche zum Behufe der eben vorzunehmenden Reise 
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und wird auch in vielen Seerechten ausdrücklich anerkannt oder 
ist Usance. Nach Preuss. Rechte ($ 1411) kann auch das an 
Bord gebrachte Gut, sowie (und ebenso nach dem Code de com. 
231) kein Schiffsmann am Bord eines segelfertigen Schiffes wegen 
bloss bürgerlicher Ansprüche, ohne Genehmigung des Schiffers 
persönlich mit Arrest belegt werden, es sei denn, dass ein gleich 
tüchtiger Schiffsmann als Ersatz gestellt werde. Und so ahnlich 
schon, wenigstens zu Gunsten der Schiffsleute das Cons. del mare 
Kap. 275, sowie das Wisb. Seerecht Art. 6, auch wohl nach L. 3. 
Cod. de navicul., endlich Schwedisches Seerecht I. 9. und Kauf- 
fahrteiregl. von 1748, Art. 1. § 1. 

Uebrigens beziehen sowohl das Preuss. wie das Franz. See- 
recht dieses Privilegium in Bezug auf die Seeleute nur auf deren 
Person, so dass also deren auf dem Schiffe befindlichen beweg- 
lichen Güter, mit Ausnahme der zur Reise notwendigen Effecten 
und Kleidungsstücke, allerdings selbst am Bord des Schiffes, 
sowie nach Preuss. Recht $ 1418 auch die rückständige Heuer 
bis zur Hälfte, mit Beschlag belegt werden dürfen, und das Franz. 
Recht privilegirt überhaupt den Seemann nur gegen solche 
Schulden, die er nicht zum Behuf der Reise selbst contrahirte. 



gemacht sind, et sei denn, dass ein Bürge gestellt werde und nennt 
das Schiff segelfertig, wenn der Kapitain mit den zur Reise nöthigen 
Papieren versehen ist, und ebenso da« spanische Handelsgesetzbuch 
Art 604. Das Preussische Recht gestattet dies Privileg nur wegen 
Schulden, nicht wegen Eigent humsansprüche oder wegen 
anderer Gründe. Auch das Spanische Handelsgesetzbuch (Art. 604) 
er klart, dass kein beladenes und zur Antretung der Reise expedirtes 
Schiff mit Beschlag belegt oder angehalten werden dürfe wegen 
Schulden seines Eigentümers irgend einer Art, ausser wegen solcher, 
die Behufs der Zustandsetzung und Proviantirung des Schiffes für 
dieselbe Reise, aber nicht vorher, gemacht worden sind und selbst 
dann nicht, wenn ein bei der Unternehmung Betheiligter sich 
yerbürgt. — Ferner darf nach Art. 606 für die Privatschulden eines 
Mitinteressenten im Schiffe selbiges nicht im Ganzen mit Beschlag 
belegt oder executirt werden, sondern das ganze Rechtsverfahren 
beschränkt aich auf Auszahlung. — Nach Art. 605 dürfen selbst 
fremde, in Spanischen Hufen liegende Schiffe nicht mit Beschlag 
belegt werden wegen Schulden, die nicht auf Spanischem Gebiete 
und nicht zum Nutzen des Schiffes selbst gemacht sind. 
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Das Preuss. Seerecht I. c. $ 1403 enthalt sodann noch 
folgende Bestimmung: Wer von einem Boots- oder anderen 
Schiffsmanne Schiffsgeräthe irgend einer Art ohne Vorwissen des 
Schiffers kauft oder sonst an sich bringt, soll nicht allein 
Alles ohne Entgelt wieder herausgeben, sondern wird auch 
überdies noch bestraft 

Alle diese Privilegien scheinen mir nun so in der Natur des 
Seeverkehrs begründet zu liegen, dass ich vom rationellen 
Standpunkte aus in ihnen nicht die Ausnahme, sondern die 
Regel des gemeinen Rechts erblicken möchte. 

$ 48. Privilegirte Forderungen an Schiffen. 

Schon nach Römischem Rechte»*) gehört hieher die per- 
sönlich privilegirte Forderung desjenigen, der zur Aus- 
rüstung oder Erbauung oder Ankauf des Schiffes credidirt hat 
üeber diesen vereinzelten Satz sind die neueren Seerechte alle 
hinausgegangen, indem sie noch mehrere Fälle privilegirter 
Forderungen an Schiffen statuiren, doch weichen die einzelnen 
Particularrechte in der Zahl und Art dieser Fälle sehr von 
einander ab, so dass es nicht möglich scheint, ein geschlossenes 
System des gemeinen Europ. Seerechts in dieser Materie zu 
liefern und wir uns demnach begnügen werden, das praktische 
Recht der einzelnen Seestaaten nach gewissen Hauptgruppen 
übersichtlich darzustellen. Nach seerechtlichen Gewohnheiten 
und in Conformität mit obigem Römischen Satze bat aber 
namentlich auch der Baumeister und haben die unter ihm 
Arbeitende, falls nur nicht der Baumeister den Bau gegen eine 
bestimmte Summe zu liefern übernommen hatte, wo letztere nur 
einen persönlichen Anspruch gegen den Baumeister haben 
nach Vollendung des Baues eine gesetzliche stillschwei- 
gende Hypothek an dem Schiffe wegen des rückständigen 



33. Glück, Commentar XVIII, Seite 403. L. 26 u. 45. 5. Diese Be- 
stimmung des Röm. Rechts ist denn Uberall fast in den neueren 
Seerechten praktisch geworden. In England nicht. Abbott (6) 122. 

34. Doch musste dann der Bauherr bei Anfang des Baues sie davon in 
Kenntniss setzen. Consol. del mare. cap. 52. 

r. Kaltenborn Seerechl I. 7 
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Lohties. Neuere Seerechte gestatten aber diese Hypothek nur 
so lange, als das Schiff noch keine Reise gemacht hat, was 
offenbar die Sicherung dritter Personen bezweckt**). Auch wer 
Materialien zum Bau oder zur Ausrüstung des Schiffes vor- 
gestreckt hat, ist mit seiner Forderung nach den neueren See- 
rechten zumeist privilegiret. — Ziemlich verbreitet ist denn auch 
der namentlich schon im älteren Franz. Rechte (Cleirac, us 
et coutumes p. 72; Ordonnance de 1681 liv. III. tit. 1. Art. I) 
herrschende Satz, dass das Schiff für die Waare und die 
Waare für das Schiff hafte, d. h. dass Schiff und Ladung 
gegenseitig — bis zur Höhe ihres Werthes — für die Ausführung 
der durch die Certepartie übernommenen Verpflichtungen haften 
und zwar gleichviel, ob der Befrachtungscontract von dem 
Rheder selbst oder (in den erlaubten Fällen) von dem Schiffer 
abgeschlossen ist. 

Endlich ist hier noch eine besondere Art von Biel- oder 
Bylbrief (§43) zu erwähnen, der auch Bod mereicon tract 
genannt wird. Wenn nämlich ein Rheder zur Ausrüstung eines 
Schiffes nicht die nöthigen Mittel besitzt, so nimmt er dazu 
Gelder auf und verpfändet dafür dem Darleiher das Schiff nebst 
Zubehör ausdrücklich. In England kommt dieser Bielbrief 
gleichfalls vor, und heisst derselbe, wenn er auf das Schiff ge- 
schlossen wird, bottomry, dagegen, wenn, was gleichfalls 
angeht, die Güter des Schiffs als Pfandobject bestellt werden, 
\ respond entia. Pöhls, Seite 57 und 71. — Forderungen aus 
dem eigentlichen Bodmerei contracte , sowie wegen der 
Assecuranzprämie sind gleichfalls als gemeinrechtlich 
für privilegirt zu halten. 

I. Die Seestaaten des Französischen Code de commerce 
mit seinen Nachbildungen in den südlichen und westlichen 
Staaten Europa's *«). Wie diese Staaten alle insgesammt über- 
haupt auf Grundlage des code francais und somit der berühmten 
ordonnance de la marine Ludwigs XIV. v. 1681 in allen wesent- 



35. Vergl. P Ö h 1 s , Seerecht S. 54 und 57. 

36. Dahin gehören die meisten italienischen Staaten, sowie Holland und 
Spanien, sowie auch Portugal, dessen Codex von 1833 übrigens 
sich wesentlich als eine Ueberarbeitung des älteren Niederländischen 
Handelsgesetzbuches (Entwurfes) von 1828 offenbart. Siehe § 23. 
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liehen Punkten des Seerechts mit einander übereinstimmen, so 
ist dies auch in Bezug auf die Materie dieses § der Fall und ist 
es demnach nur nothwendig, die Satzungen des Franz. Codex 
hier anzugeben, sowie die wichtigsten Modifikationen der be- 
deutenderen Seestaaten (namentlich Spanien's und Holland's) 
anzudeuten 37 ). 

Die Schiffe gehören zwar nach Französischem Rechte zu den 
meubles, doch sind sie eine ganz besondere Art davon, 
gleichsam maisons flottantes, wie Bravard I. c. sagt, und 
da namentlich das Eigenthum von Schiffen so wesentlichen Ein- 
fluss auf den Credit Jemandes hat, so hat das Franz Recht (wie 
schon in der Ordonnance so im Code) gewisse Massregeln zum 
Schutze Dritter Gläubiger vorgeschrieben. So gilt in Bezug auf 
Schiffe nicht der allgemeine Satz derMobilien: possession vaut 
titre. Ferner schadet den Gläubigern nach Art. 196 der frei- 
willige Verkauf des Schiffes von Seiten des Schuldners nicht 
und sie können nicht nur (was schon nach gemeinem Franz. 
Rechte ihnen gestattet ist) den Kauf als Betrug anfechten oder 
wegen Nichtzahlung auflösen, sondern sie dürfen auch, nach den 
besonderen Satzungen des Seerechts, ihre Rechte auf den Preis 
ausüben und in Ermangelung des Preises sich selbst an das 
Schiff halten. Endlich sind überall, unabhängig vom gemeinen 
Franz. Rechte gewisse Gläubiger eines Schiffes besonders privi- 
legirt und rangiren in einer bestimmten Ordnung *»). Uebrigens 
ist Production und in einigen Fällen Deponirung der Documente 
nothwendig. Die Ordnung ist folgende: 



37. Vcrgl. wegen der folgenden Uebet sieht Code de com. fr. Art. 190 
bis 196, sowie namentlich Bravard-Veyrieres I. c. p. 302 - 308, 
der auch p. 308—311 neben den bezüglichen Artikeln des Code die 
correspondirenden Stellen der ordonnance de la marine von 1681 
abgedruckt bat, wie er denn diese Parallele im ganzen Werk durch- 
rührt. Siehe auch Pardessus Seerecht (3. Theil der cours du 
droit commercial, auch Ubersetzt von Schiebe, Bremen 1840) 
n. 942 ff., besonders n. 954. Die Grundlage des neueren Franz. 
Seerechts ist denn auch bei dieser Materie in der Ordonnanz von 
1081 zu suchen, vergl. bes. liv. I. tit. 14. 

38. Welche Ordnung im Ganzen der Code so festgestellt hat, wie 
Valin in seinem Commentar es vorgeschlagen hatte. Die Gläubiger 
derselben Numer coneurriren gleichmassig. 

7* 
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* 

1) Frais de iustice et autres faits pour parvenir a la vente et 
ä la distribution du prix, nämlich auf Grund der gericht- 
lichen Kostentabelle. 

2) Droits de pilotage, tonnage, cale, amarrage et bassin ou 
avant-bassin, auf Grund der Zollscheine. 

3) Gages du gardien (Wächters, Schiffsliegers) et frais de 
garde, auf Grund eines Ausspruches des Handelsgerichts- 
Präsidenten, was auch sub 4 und 5 gilt. 

4) Loyer des magasins ou se trouvent döposes les agres et 
apparaux. 

5) Frais d'entretien du bätiment et de ses agres et apparaux. 

6) Gages et loyers des e'quipages; die Summen werden durch 
das Bureaux der Marineadministration bestimmt. 

7) Emprunts faits pendant le dernier voyage et prix des 
marchandises vendues par le capitaine pour les besoins du 
navire: durch Verklarung des Kapitains und der Mann- 
schaft dargethan. 

8) Les sommes dues au vendeur, aux fournisseurs et ouvriers 
employös ä la constr uction , si le navire n'a point encore 
fait de voyage. et les sommes dues aüx creanciers pour 
fournitures, travaux, main-d'oeuvre pour radoub, victuailles, 
armement et e'quipement avant le döpart du navire. s'il a 
dejä navign^; auf Grund der Rechnungen etc. 

9) Les sommes pretles a la grosse sur le corps, quille, agres, 
apparaux, pour radoub, victuailles, armement et öquipe- 
ment, avant le döpart de navire. 

10) Le montant des primes d'assurances faites sur le corps etc. 
du navire, dues pour le dernier voyage. 

11) Les dommages et interr6ts dus aux aflreteurs, pour le 
de7aut de de'iivrance des marchandises qu'ils ont chargles, 
ou pour remboursement des avaries souffertes par les dites 
marchandises par la faute du capitaine ou de l'gquipage; 
nach schiedsrichterlichem Ausspruch. 

Das Holländische Handelsgesetzbuch von 1838 lässt Numer 
1.*») weg und führt unter Nr. 1. ausser dem Lootsgelde noch 
das Berg- und Hülfsgeld auf; sodann specificirt es alle folgenden 
Numern viel besser und genauer; endlich reiht es Art 315 noch 



39. Doch sind nach Art. 317 trotzdem bei öffentlichen Verkäufen des 
Schiffes die Gerichtskosten vor allen anderen Schulden privilegirt 
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zwei andere privilegirte Forderungen an: 1) den Betrag der noch 
■unbezahlten Kaufgelder, nebst den Zinsen von den letzten zwei 
Jahren, sowie 2) den Inhalt von Pfand- oder Verband briefen 
auf das Schiff für gewöhnliche Schulden mit gleichen Zinsen, 
doch sind beide Fälle nur dann privilegirt, wenn sie sich auf 
eine mit einem bestimmten Datum versehene Urkunde stützen 
und in die öffentlichen Register (über den Verkauf von Schiffen) 
eingeschrieben sind, und erlöschen, wenn das Schiff ohne den 
Protest der bestimmten privilegirten Gläubiger veräussert und 
60 Tage lang auf Namen und für Rechnung des neuen Eigners 
See gehalten hat. 

Das Spanische Seerecht (Art. 596 des Handelsgesetzbuches) 
hält alle 10 Fälle des Franz. Code fest und setzt nur noch an 
die Spitze aller anderen als zuerst privilegirt: die etwanigen 
Forderungen des König]. Schatzes. Im Falle eines Goncurses 
sind nach Holland. Rechte Art. 318 die Schiffsgläubiger vor den 
übrigen Gläubigern auf den Ertrag des Schiffes privilegirt; doch 
erstreckt sich dieser Vorrang nicht auf Assecuranzgelder. 

II. Englisch-Nordamerikanisches Recht — In 
England werden dingliche Rechte überhaupt schwer erworben 
und ist man namentlich der Constituirung pfandrechtlich privi- 
legirter Forderungen an Schiffen nicht so günstig als in anderen 
Ländern. Schiff und Ladung haften hier nicht gegenseitig für 
die Ausführung der Gertepartien und dient also das Schiff, 
namentlich in dem Falle, wo der Schiffer ohne die ausdrückliche 
Genehmigung des Rheders ein Schiff verfrachtete, dem abladen- 
den Kaufmann nicht als dingliche Sicherung für seine Forderungen 
aus dem Frachtcontracte, und könne, sagt Abbott (6) S. 110 
dies Princip des gemeinen Seerechts in England nicht zur Gel- 
tung gebracht werden, weil das Admiralitätsgericht, in welchem 
allein Prozesse gegen das Schiff selbst (namentlich zur Verfol- 
gung dinglicher Rechte an Schiffen) geführt werden können, in 
einem solchen Falle keine Jurisdiction habe!! Ferner gilt in 
England auch nicht der Satz: wer zur Ausrüstung, Ausbesserung 
etc. eines Schiffes credidirte, habe ein dinglich privilegirtes 
Recht am Schiffe, es sei denn, dass der Raumeister oder 
anderweitige Creditor das Schiff im vollen Besitz 40 ) 



40. Denn ohne vollen Berit* hat in der Regel in England kein Gläubiger 
ein dingliches Recht an Mobilien, wozu ja Schiffe gehören. 
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habe (also noch auf seinen Docks oder auf seinem Helling etc.) 
oder dass die Pfandforderung durch einen besonderen Vertrag 
constituirt sei. Auch ist wohl zu merken, dass der Schiffer 
(Kapitain) als solcher keineswegs in einem solchen Besitze 
des Schiffes ist, dass er, wenn er zur Ausbesserung etc. des 
Schiffes creditirte, schon wegen seines Besitzes sich für dinglich 
am Schiffe privilegirt, zum Schutz seiner Creditforderung halten 
dürfte (Abbott (6) 122). Doch soll in dem Falle, dass zur See, 
wo einen Vertrag mit dem Rheder über Verpfandung abzu- 
schliessen unmöglich war, der Schiffer Jemanden zur Ausführung 
von Arbeiten am Schiffe anwendet, aus Nuthrücksichtcn und zur 
Ermuthigung des Verkehres, eine unmittelbare Haftupg des 
Schiffes vorhanden sein und der Schiffer in einem solchen Falle 
das Recht haben, das Schiff zu verpfänden. Uebrigens ist eine 
ausdrückliche Verpfandung des Schiffes von Seiten der Rheder 
überall erlaubt (Abbott S. 124). — Endlich haftet das Schiff und 
zwar selbst namentlich der von den Seeleuten gerettete Wrack 
desselben unbedingt für die Löhnung der Seeleute und selbst 
für den Lohn während der Zeit, wo sie den Wrack und die 
Waare retteten. (Abbott S. 565-67.) 

Dieselben strengen Grundsätze befolgt im Allgemeinen das 
Nordamerikanische Seerecht. 

III. Preussen 41 ). Seeschiffe können auch hier ein 
Gegenstand der Verpfandung sein, die auch durch symbolische 
Uebergabe, aber nur in einer öffentlichen Urkunde geschehen 
kann und muss die Verpfändung unter den, dem Richter oder 
Notar zu producirende Original - Biel- und Raufbrief bemerkt 
und dem Pfand gläubiger davon beglaubigte Kopie ertheilt werden, 
der dadurch das Pfandrecht erhält, welches aber an sich nicht 
zugleich auf die Fracht- oder Assecuranzgelder geht. An diese 
Vorschriften ist auch die Bodmerei, welche der Rheder 
selbst auf das Schiff nimmt, gebunden 4a ). 

Wer dagegen zum Bau oder zur Ausbesserung eines Schiffes 
Materialien geliefert, Arbeiten gethan oder Geld vorgeschossen, 



41. Die folgende Zusammenstellung ist nach Pohls, S. 92. Vergleiche 
auch Miruss, Seerecht u. Flußschiffahrt Preussens I. 8,226—229. 

42. Preußisches Landrecht I. Tit. 20. $ 300 — 316 mit II. Tit. VIII. 
§ 1407. 
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hat an sich keine Hypothek an dem Schiffe, sondern gehört 
im Concurse hinter die Pfandgläubiger; ausser in dem einen 
Falle, wo das Schiff während der letzten Reise auf Credit 
ausgebessert ist 4 »). Doch kann natürlich ausdrücklich allemal 
ein Pfandrecht bestellt werden (Preuss. Landrecht 1. 20. § 318). 
Uebrigens rahgiren alle solche Pfandrechte nach dem Alter, 
indem das ältere dem jüngeren vorgeht (ibid. § 313). Im Falle 
eines Concurses wird aber über das Schiff ein Spezialconcurs 
eröffnet, oder doch eine ganz besondere Schiffsmasse formirt 44 ), 
so dass aus dem Schiffe, dessen Zubehör, der Fracht, die noch 
bevorsteht oder während des Concurses verdient wird, sowie 
den Assecu ranzgeldern eine besondere Masse zur Befriedigung 
der Schiffsgläubiger gebildet wird, nach folgender Ordnung der 
verschiedenen Posten: 1) Berglohn und die Heuer des Schiffers 
und des Schiffsvolkes, jedoch beide nur von der letzten Reisen 
2) der Beitrag zur Havariegrosse der letzten Heise; 3) Bodmerei, 
die der Schiffer im Nothhafen aufgenommen; 4) Reparatur- 
schulden, wenn das Schiff auf der letzten Reise auf Credit aus- 
gebessert ist; 5) alle gehörig auf das Schiff bestellten Bodmerei- 
und Pfandrechte; 6) Andere (als die oben erwähnten) Reparatur- 
schulden; 7) Assecuranzprämie, die jedoch ihren Platz schon 
zwischen 4 und 5 erhält, wenn sie nicht credidirt war und der 
Concurs innerhalb 30 Tagen nach Zeichnung der Police aus- 
brach. 

IV. Hanseatisches Recht, üeberhaupt gelten in 
den übrigen Norddeutschen Seestaaten (ausser Preussen), da es 
an besonderen localen und statutarischen Bestimmungen fehlt, 
nur die gemeinen Satzungen, namentlich der Satz des Röm. 
Rechts L. 26. D. 42. 5. In Hamburg«*) steht aussersem fest, 
dass die Handwerker für ihre Arbeiten an einem neu zu 
erbauenden Schiffe eine stillschweigende Hypothek haben, welche 
so privilegirt ist, dass sie selbst ausdrücklichen Hypotheken 

— : r— 

43. Preuss. Landrecht I, 20. $ 319 und 320. Preuss. Gerichtsordnung 
Titel I. $ 685. 

44. Allg. Gerichtsordnung Theil I. Tit 50. § 681 sowie 682. Allgem. 
Landjceoht I. 20. $ 313-326; II. 8. $ 2245 und 2451. 

45. Neue Fallitenordnung von 1753; Art. 70 und 74. Titel 4. Theil II. 
Statut Art 7.8.9. Titel 5. TheilH. «odem, Siehe Pohls, S.94ff. 
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Torgeht; dasselbe gilt auch wegen Reparatur arbeiten, falls die 
Reparatur als nothwendig nachgewiesen wird. Das Recht, 
was die Handwerker, haben dann auch diejenigen, welche zu 
demselben Behufe Materialien hergaben oder Geld vorstreckten, 
doch mit demselben obigen Unterschiede und ausserdem wohl 
nur unter der Bedingung, dass die wirkliche Verwendung auf 
das Schiff nachgewiesen worden ist und (nach der neuen Falliten- 
ordnung 1753) «•) dass der Eigenthümer selbst (nicht der Bau- 
meister) Reparaturen von den Handwerkern verfertigen Hess- 
Eine solche Hypothek haftet so auf dem Schiffe, dass sie auf 
jeden Rechtsnachfolger im Schiffe übergeht, doch verjährt sie in 
2 Jahren, nur wird die Verjährung durch Citation unterbrochen 
und beginnt sogar- mit dem Tage jeder Citation wieder ganz von 
Neuem. Endlich sobald der Arbeiter das Schiff in seinem Ge- 
wahrsam hat, darf er wegen seiner Arbeitsforderungen sowie 
Verwendungen das Schiff unbedingt retiniren, gleichviel, ob er 
vom Baueigner oder vom Baumeister engagirt war. 

V. Im Schwedischen Seerecht (III. 3. Kap. 2.) ist 
hier nur ein spezieller Fall erwähnt. Wenn nämlich unter 
Mitrhedern der eine die Gelder oder auch wohl Materialien 
zum Schiffsbau oder zur Ausbesserung oder Ausrüstung oder 
zu anderem dem Schiffe nützlichen Behufe verweigert, so steht 
es jedem anderen Mitrheder frei, entweder das Geld selbst vor- 
zustrecken oder von einem anderen zu leihen, und muss der 
säumige Rheder die Summe nach 4 Monat (mit 12pCt) zurück- 
zahlen und dient bis zur Rückzahlung das Schiff dem Darleiher 
zum sichern Unterpfande, der nach der viermonatlichen Verfall- 
zeit sich daraus befriedigt machen darf. 

VI. Das Dänische hat das dingliche Recht des Schiffs- 
baumeisters, sowie dessen, der Geld zur Erbauung oder Aus- 
rüstung eines Schiffes hergab, anerkannt Der Baumeister geht 
allen und, anderweitig unter gleichen, der frühere Contrahent 
dem späteren vor, und dauert das Privileg nur so lange, als 
das Schiff noch keine Reise seitdem gemacht het Pohls S. 91. 
Gesetzbuch Christians V. B. 4. Kap. 5. Art. 9 47 ). 

46. Nach Pöhla Seite 96 gegen Hasche, Erläuterung der neuen 
Falliten -Ordnung. 

47. Nach Jacobsen S. 9 hat in Altona der Schiffbauer, der ein 
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Wie alle Forderungen an einem Schiffe, so erlöschen auch 
diese privilegirten in der Regel mit dem Untergange des Schiffes. 
Dagegen bietet sich noch die Frage dar 4 *), in wiefern Schiffe, 
die durch öffentliche Behörden verkauft werden, für Schulden, 
die vor dem Verkauf auf dem Schiffe hafteten, verbindlich 
seien. Wenn Schiffe im eigentlichen Concurse oder wegen 
Bodmerei- und anderer Schulden überhaupt noth wendig und 
unter öffentlicher Autorität, unter Beobachtung der landes- 
üblichen Formalitäten, Proclamen etc. verkauft werden, so ist 
anzunehmen, dass der öffentliche Kaufbrief die Mortifizirung der 
vormaligen Schulden bewirke und auch in allen fremden Ländern 
diese Wirkung haben müsse; denn eigentlich sind ja hier diese 
Schulden nicht durch den Verkauf selbst erst vernichtet, sondern 
durch das Ereigniss der Ueberschuldung, also durch Zufall 
(casus). Ferner muss selbst der von <fen Schiffsrhedern, gleich- 
viel aus welchem Grunde, veranstaltete öffentliche (gerichtliche) 
Verkauf diese Wirkung haben, falls nur ein genügend ver- 
breitetes öffentliches Proclam vorhergegangen ist. Nach dem 
Spanischen Handelsgesetzbuch Art. 600 wird denn auch durch 
den Verkauf in öffentlicher Auction durch die gerichtliche Be- 
hörde jede Forderung am Schiffe aufgehoben; doch wird (Art 601) 
ein auf der Reise begriffenes Schiff verkauft, so bleibt das Recht 
der Gläubiger daran unversehrt, bis zur Rückkehr in den 
Hafen, wo es iramatriculirt ist und während der folgenden sechs 
Monat. Das Holländische Handelsgesetzbuch Art. 316 be- 
stimmt, dass bei dem Verkauf eines Holländischen Schiffes im 
Auslande die Lasten, Privilegien und Rechte in Bestand bleiben. 
Nach dem Französischen Handelsgesetzbuche (Art. 193. 194) 
erlöschen Schulden der Art, ausser den gemeinen Arten der 
Auflösung von Verbindlichkeiten, auch noch 1) durch förm- 
lichen gerichtlichen Verkauf und 2) dann, wenn nach ge- 
schehenem freiwilligen Verkaufe das Schiff unter dem 
Namen und auf Gefahr des neuen Eigenthümers und ohne 



Schiff baut oder reparirt und es folglich in seinem Besitze hat, 
das Recht, wenn ihm keine Bezahlung wird, die actia hypothecaria 
anzustellen und das Schiff in einem durch die Zeitungen bekannt 
zu machenden Termine öffentlich verkaufen zu lassen. 

48. VergL Jacobsen S. 29 und 30. 
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Widerspruch von Seiten der Glaubiger des Verkaufers, eine 
Seereise gemacht hat* 9 ). 



49. Dass aber ein Schiff eine Seereise gemacht habe, wird nach Art. 194 
dann angenommen, 1) wenn bescheinigt wird, dass es aus einem 
Hafen aus- und 30 Tage nachher in einen anderen eingelaufen sei; 
oder 2) wenn, ohne dass es in einen anderen Hafen eingelaufen 
wäre, zwischen seinem Abgange und seiner Rückkehr in denselben 
Hafen, mehr als 60 Tage verflossen sind; oder 3) wenn das Schiff, 
nachdem es abgesegelt ist, um eine grosse Reise zu machen, mehr 
als 60 Tage, ohne Reclamation der Glaubiger, in See gewesen ist. 



t 4 

' . * * 
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Abschnitt IH. 

Von der Rhederei. 



Literatur: Pöhls, S. 08-140; Jacobsen, S. 22-51; Abbott 
Kap. I. und 11.; Pardessus, cours de droit com. III. 

tom. n. 600-623. 

§ 49. Begriff der Rhederei. 

* 

Der Eigenthümer eines Privatseeschifles wird Rheder«) 
oder Schiffspatron genannt, und da das Eigenthum an See- 
schiffen sich vorzugsweise durch die Fracht als nutzbar erweist, 
so nennt man Rhederei das Gewerbe der Frachtfahrt mit 



1. Englisch: owner of ship; lateinisch: exercitor navis. Wörtlich ist 
Rheder eigentlich Ausrüster vom alten rhaiden, rheden d.i. 
rüsten, ausrüsten. Bisweilen ist Übrigens Eigenthümer (propril- 
taire) und Ausrüster (armateur, outtrader), welcher letztere also 
die Kosten der Auarüstung zu einer Reise für sich hergibt, noch 
verschieden. Es werden im Code de commerce beide Ausdrücke 
armateur und propriltaire du navire gleich müssig häufig im Sinne 
des deutschen Rheder d. i. eben jetzt nur Eigenthümer gebraucht: 
vor welcher Confusion aber Bravard- Veyrieres S. 322 warnt und 
bemerkt: der Unterschied zeige sich namentlich darin, dass der 
armateur das alleinige Recht habe, den Kapitain abzusetzen, wenn 
armateur und propriltaire zwei verschiedene Personen seien; und 
dass wo beide Eigenschaften in einer Person zusammentreffen, 
diese doch nur in ihrer Eigenschaft als armateur Jenes Recht ausübe. 



i 
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Seeschiffen sowohl zur Personen- als auch zur Güterbeförderung. 
Das Eigenthum an Schiffen kann entweder einer (physischen) 
Person zustehen oder mehreren Personen, die dann in einer 
gewissen Societät stehen ($54) und Mitrheder, Zusammen— 
rheder oder Schiffsrheder heissen. 

In der Regel kann jeder handlungs- und dispositionsfähige 
Mensch Eigenthum an Schiffen erwerben, also Rheder werden. 
Das Spanische Handelsgesetzbuch (Art 616) verlangt freilich, 
dass jeder Rheder die zur Retreibung des Handels nach dem 
Gesetz erforderlichen Fähigkeiten habe, und nach Art. 617 muss 
sich jeder Rheder in die Handelsmatrikel seiner Provinz ein- 
schreiben lassen, in welcher letzteren Beziehung andere See- 
rechte ähnliches verlangen* Auch das Preussische Recht (II. 8« 
§ 476 vergl. mit 1422 und 1423) verlangt für den Rheder obrig- 
keitliche Erlaubniss zur Betreibung seines Geschäfts wie bei 
Kaufleuten und sei namentlich jeder Kaufmann in der Regel zur 
Rhederei berechtigt a ). 

Die Privilegien aus der Nationalität des Schiffes ($44) 
hängen in den meisten Staaten davon ab, dass das Schiff im 
ausschliesslichen (oder selten nur theil weisen) Eigenthum ») 
von Staatsangehörigen stehe. Dadurch soll die nationale 
Rhederei gehoben werden. Siehe bereits oben $ 44. 

Bisweilen nennt man 4 ) auch Rheder (armateur) denjenigen, 
welcher ein einem Andern (proprie'taire) zugehöriges Schiff ganz 
miethet und es für seine eigene Rechnung ausrüstet und expedirt. 
Im Falle dass ein solcher Rheder eiistirt, steht er zuerst in 
rechtlicher Beziehung zu dem Kapitaia und den Mannschaften, 



2. Vergl. Koch, Preuss. Recht I. $421. Daa Gesetz ist nicht recht 
klar, doch erscheint das Rhedereigewerbe jetzt als ein freies. 

3. Der Code de com. franc. bestimmt noch, wie ich nachträglich zu 
§ 44 hier bemerke, dass ein franz. Rheder oder Mitrheder, wenn 
das Schiff als vollfranzösisch national angesehen werden solle, im In- 
lande leben müsse oder wenn im Auslande, sich daselbst als Associ£ 
eines franz. Handelshauses, das in Frankreich Handel treibt, auf- 
halten und durch ein Attest des Franz. Consuls seines Wohnortes 
im Auslande nachweisen müsse, dass er dem fremden Staate keinen 
Unterthaneneid geleistet habe etc. Pardessns, cours de droit 
com. III. n. 600 und Decret von 1793 18. Oct. 

4. Siehe bereits die erste Note zu diesem §. 



Digitized by Google 



$00. Erwerb von Schiffen, $50. 



109 



hat in der Regel die ausschliessliche Ernennungs- und Ent- 
lassungsbefugniss etc. und der eigentliche Eigenthümer haftet nur 
nachtraglich mit seinem Schiffe. Der Ausrüster ist nicht selten 
der Kapitain des Schiffes. Siehe Note 1 dieses §. 

Man kann Eigenthümer eines Schiffes werden, indem man 
es entweder erbauen lässt, oder es durch eines der Mittel, 
wodurch überhaupt Eigenthum übertragen wird, erwirbt, durch 
Kauf, Tausch, Schenkung, Erbgang u. s. w. Der Eigenthums- 
erwerb an Schiffen bietet nicht viel Eigenthümliches dar und 
wird davon in den nächsten §§ gehandelt werden. 

Der Rheder hat die Befugnisse eines Eigentümers an einem 
körperlichen Gegenstande •) und kann er in der Regel sein 
Schiff beliebig verkaufen und überhaupt Yeräussern, vermiethen, 
zum Niessbrauch cediren, verleihen, verpfänden oder als Depo- 
situm hingeben. 

§ 50. Erwerb von Schiffen •). 

1) Durch Erbauung 7 ). In der Regel erwirbt der Bauherr 
Eigenthum an dem erbaueten Schiffe, selbst wenn er es ganz 
oder theitweis aus fremden Materialien zurichten Hess 8 ). Wenn 
mehrere Personen durch einen in der Regel schriftlich abzu- 
schliessenden Contract (pactum de ineunda societate dominii) 
zur Erbauung eines Schiffes sich vereinigt hatten, wo dann jeder 
nach Verhältniss seiner Part») zu den Kosten beisteuern muss, 



5. Also Eigenthum im streng juristischen (Römischen) Sinne. 

6. Pöhls 1. c. Jacobsen 1. h. Kent, commentaries on American 
law (2. ed. New-York 1832) vol. III. lecture 45. pag. 130-133. 

7. Siehe was bereits $ 42 gesagt worden ist. 

8. Preuss. L R. II. 8. $ 1393. 

9. Es wird aber der geringste Beitrag der Genossen als Mass für die 
Bestimmung der Grösse der übrigen Beitrage augesehen, so dass 
eben der geringste Theilnehmer nur eine, die anderen mehrere, 
auch bruchthrilige Parten haben können. Was man hier Parten 
oder Schiffsparten nennt, heisst in anderen Geschäftszweigen 
Actie; auch mit den Kuxen lässt sich ein Vergleich machen, be- 
sonders wo man wie in Frankreich das Schiff in 24 gleiche Parten 
(quinats, portions) theilt und darnach die Antheile jedes Einzelnen 
bestimmt. 
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so erwerben alle ein gemeinschaftliches Eigenthum als Mit- 
rheder. 

* 

• 

2) Durch Kauf. Der Einzelnrheder kann das Schiff (nebst 
Zubehör) und der Mitrheder seine Part in der Regel frei ver- 
kaufen und überhaupt veräussern, nur dass Mitrheder ein Vor- 
kaufsrecht 10 ) gegenüber Fremden zu haben pflegen. Ob der 
Verkauf öffentlich oder unter der Hand geschehen müsse, 
ist nach den verschiedenen Seerechten und nach dem einzelnen 
Falle verschieden zu bestimmen; ein freiwilliger Verkauf 
wird in der Regel auch unter der Hand (durch Mäkler) ge- 
schehen dürfen, ja er geschieht im kaufmännischen Ver- 
kehr meist ohne alle Form durch blosse Briefe, Quittungen, 
Reverse, Notizen, wie bei anderem beweglichen Eigenthum 11 ); 
ein gezwungener Verkauf ist immer ein förmlicher gericht- 
licher. Auch müssen, damit volles Eigenthum an den Er- 
werber übergehe und das dingliche Recht des früheren Eigen- 
tümers erlösche, damit also namentlich jene usuellen kauf- 
männischen Eigenthumsübertragungen die vollen juristischen 
Wirkungen vor Gericht erlangen, nach allen neueren Seerechten, 
gewisse Formen erfüllt werden. Namentlich bedarf es wie bei 
jedem Kaufe der Zahlung oder Kreditirung des Kaufpreises, 
sowie einer (wenn auch nur symbolischen 12 )) Besitzüber- 
tragung, um das volle juristische Eigenthum auf deu neuen 
Erwerber überzutragen. Ja in der Regel muss nach den neueren 



10. Hanseat. Recht III. Art. 10. Cod. Venet I. 1 n. 16 und I. 9 n. 8. 
Das Consulat Kap. 54 gibt es auch dem Schifter, doch wohl nur 
als Mitrheder, was derselbe im Mittelalter in der Regel war. - 
Preuss. L. R. 1. c § 1437, 38, 40 (doch nur binnen 3 Tagen nach 
gehöriger Meldung, sonst haben sie innerhalb vier Wochen ein Rück- 

11 forüerungarecht). ' V " 

fV 'V" iK'-'*'- • : ; - •"»!••?•■*■■■ ' " ■?> iH ■.".!» \t<umiail**U 

11. Jacobsen S. 38. 

12. Im Nothfalle, also wo keine andere Uebertragung des Besitzes mög- 
lich ist, wird auch schon eine blosse gegenseitige Unterzeichnung 
und Auslieferung (der Duplicate) des Kaufbriefes als symbolische 
Tradition angesehen, selbst in England. Jacobsen S. 27. Abbott 

■ 
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Seerechten der Schiffsverkauf schriftlich vollzogen werden 1 *) 
und hat man bei bloss mündlicher Schliessung immer erst eine 
Klage auf Vollziehung des Contracts, und noch kein Eigenthum 
und keine Vindtcationsrechte. Die betreffende Urkunde ist der 
Kaufbrief, der allerdings theils privatim, theils öffentlich ab- 
gefasst sein kann; doch ist gegenüber ausländischen Behörden 
immer nur ein gerichtlicher oder doch notarieller oder wenig- 
stens beglaubigter Kaufbrief zum vollen Beweise des Eigenthums 
genügend, und namentlich ist man in Kriegszeiten bei Prisen- 
gerichten darin streng 14 ), so dass hier der förmlichste 1 ») 
Kaufbrief zu empfehlen ist. 



13. Code de commerce fr. Art. 195. Nach Hollandischen, Englischen, 
Amerikan. Rechte ist sogar Eintragung in die Matrikel oder Register 
der Nationalschiffe nothwendig zur Uebertragung des vollen natio- 
nalen Eigenthums. Das Spanische Handelsgesetzbuch verlangt alle- 
mal eine öffentliche Urkunde. 

14. Cautelen des Kaufbriefs sind: genaue Bezeichnung des Namens, 
namentlich (bei Kriegszeiten) der Nationalitat der Contrahenten, 
Bestimmung wegen Evictionsleistung und ob mit oder ohne Inven- 
tar verkauft sei, die Höhe des Kaufpreises und die Art ihrer Zah- 
lung, wobei zu erinnern, dass blosse (leicht fingirte) Zahlungen 
durch 'Wechselbriefe, ja Uberhaupt bedeutende Creditirung, sowie 
Erwähnung des Rückkaufes in den Prisengerichten den Verdacht 
eines Scheinkaufes zu begründen angesehen werden; Erwähnung der 
förmlichen Tradirung; Anhangung oder wenn der Kaufbrief gericht- 
lich abgeschlossen ist, Erwähnung der Legitimationen bei einem 
Verkaufe durch Stellvertreter etc. — Uebrigens ist nach Preuss. 
Rechte (1. c. $ 1400 und 1399) der Verkauf mit Inventar nicht 
nothwendig; Pöhls Seite 113 und Jacobsen S. 24 behaupten es 
falschlich. 

15. Demnach findet bei der Erwerbung von Schiffen durch Kauf eine 
dreifache Verschiedenheit und Steigerung der Formen statt. Kauf- 
leute unter sich betrachten ein Geschäft der Art ohne alle Form 
als gültig; die Gerichte aller Ait verlangen zur jurist. Vollen- 
dung wesentlich eine gewisse Förmlichkeit, und endlich Prise n- 
gerichtc in Kriegszeiten steigern diese Formforderungen bis 
zur höchsten Höhe und zwar aus Nothröcksichten. Uebrigens 
scheinen diese 3 Steigerungen durchaus im Wesen jedes einzelnen 
dieser drei Lebensorgane begründet zu sein. Kaufleute müssen 
auf blossen Credit handeln; Juristen müssen Formen haben; der 
Krieg hat nothwendig einen Ausnahmecharakter. 
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Ein Verkauf des Schiffes in transitu (auf der Reise) ist 
zwar in der Regel erlaubt, doch unbeschadet der Rechte der 
privilegirten Gläubiger am Schiffe i«), und muss namentlich nach 
Englischem und Amerikanischen Rechte die Besitznahme bald 
(nach Ankunft des Schiffes im Hafen) nachfolgen. 

Gegenüber Prisengerichten in Kriegszeiten ist aber 
ein solcher Verkauf leicht eines Scheinkaufs verdächtig 17 ), be- 
sonders bei einer beabsichtigten Veränderung des National- 
charakters des Schiffes, und bei einer bedeutenden Creditirung 
des Kaufpreises oder blosser Zahlung in Wechselbriefen, endlich 
wegen der Formlosigkeit des Geschäftes, da ja allemal die Besitz- 
übertragung fehlt. 

Diejenigen, welche die Grundsätze der Franz. Prisengerichte 
annehmen, erkennen die Eigenthumsrechte der Käufer nicht an, 
welche Schiffe ankaufen, die während eines obschwebenden 
Krieges auch nur einen Augenblick einen feindlichen Eigen- 
tümer gehabt haben, mit Ausnahme der von Franz. Prisenge- 
richten verurtheilten , erklären aber den Ankauf Französischer, 
durch den Feind eroberter und condemnirter Schiffe von Seiten 
der Neutralen für rechtsgültig. In England wird der Ankauf 



16. Spanisches Handelsgesetzbuch Art. 661, Code de com. fr. Art, 196, 
auch Preuss. L. R. 1. c. 1401. Abbot S. 14. Robinson, Admi- 
ralitätsraports, I. 124. Siehe auch oben $ 48. 

17. Besonders streng sind hierin die Franzosen. Gesetz vom 14. Febr. 
1793. 2. März 1797. Siehe auch Code des prises tom II. pag.280; 
wodurch eigentlich der Verkauf in transitu verboten ist, nämlich in 
Kriegszeiten. Auch steht in England, wo sonst Verkäufe in transitu 
erlaubt sind, fest, dass dieselben nicht anzuerkennen sind, wenn sie 
eben nur abgeschlossen werden, um den Folgen des Krieges (von 
Seiten der feindlichen Partei) zu entgehen (of. Pöhls Seite 109), 
namentlich also wo feindliches Eigenthum dem Schein nach 
dadurch zum neutralen erhoben werden soll: sog. Neutralisiren, 
was vor den Prisengerichten zu verdecken in der Regel nur durch 
mehrere meineidige Zeugnisse (besonders des Kapitains und der 
attestirenden Beamten) möglich ist. Jacobsen 39 ff. schildert das 
Neutralisiren näher, findet aber diese Scheinübertragungen eben 
nicht sehr tadelnswerth, indem er trotz mancher anderen Redens- 
arten sie dem Feinde gegenüber möglichst aufrecht erhalten wissen 



Digitized by Google 



§50. Erwerb von Schiffen. §50. 



113 



feindlicher, förmlich (also z. B. nicht bloss durch Consuln 
im neutralen Hafen) t8 ) condemnirter Schiffe als völlig rechtsbe- 
ständig anerkannt. 

Wenn nun aber ein Schiff in Feindesland von einem Neu- 
tralen gekauft ist und hierauf fortwahrend im feindlichen Handel 
beschäftigt bleibt, ja vielleicht (seit Jahren) nach Abschluss des 
Verkaufes nicht einmal in Besitz oder auch nur zu Gesicht des 
Käufers gekommen ist, so ist dies Englischen Prisengerichten 
als ein so purer Scheinkauf erschienen, dass sie nicht einmal 
ferneren Beweis des Eigenthums, wie überhaupt nicht gegen 
Scheinschiffspapiere, dem Käufer gestatteten. Robinson VI., 
S. 138. Jacobsen S. 34 und 42. 

Die Verbindlichkeit zur Evictionsleistung findet sich 
auch beim Schiffsverkaufe und zwar beim freiwilligen Verkaufe 
unbedingt, wie es heisst; der Verkäufer muss das Schiff frei 
auf allen Häfen und Strömen liefern 1 *); also haftet er 
persönlich für wirkliche Eigenthumsübertragung, sowie für die 
(stillschweigend oder ausdrücklich erklärte) Nichtexistenz von 
Bodmerei- und Havarieschulden und anderen Schiffsschulden 
der Art, für welche das Schiff haftet ($ 48). Bei einem ge- 
zwungenen Verkaufe findet diese Haftung nicht statt, und ist 
der kraft eines dinglichen Rechtes am Schiffe verkaufende 
Gläubiger nur dann persönlich verpflichtet, wenn es sich nach- 
träglich herausstellt, dass sein Recht (unter mehreren coneur- 
rirenden) nicht das stärkste (z. B. seine Bodmerei nicht die 
jüngste) und er mithin gar nicht zum Verkaufe fürs Erste be- 
rechtigt gewesen ist *o). 



, ' ■ ■ « . . 

13. Streitig ist, ob die Condetonation der Prise nur vor einem Gerichte 
des erobernden Feindes (oder dessen Allürten) erfolgen und ob die 
Prise dabei im neutralen Gebiete verbleiben und ob endlich ein 
neutrales Gericht Uber die RechtsbestUndigkeit der Prise erkennen 
dürfe. Siehe den letzten Abschnitt. 

19. Pöhls S. 106. Jacobsen S. 26, 34. Preuss. L. R. 1. c. 1402. 
Targa, Ponderazioni p.48. Ganz ahnlich hat der Verkaufer eines 
Pferdes zu gewahren nach dem Sprichwort : dass das Pferd von 
jedem Wasser trinken könne. 

20. Siehe besonders oben $ 48 und Pöhls S. 107. 

y. Kaltenborn Seerechi I. . 8 
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Wenn in Kriegszeiten der neutrale Kaufer das feindliche 
Schiff des feindlichen Verkäufers ohne Rücksiebt auf die ihm ja 
bekannten Grundsatze der Prisengerichte kauft und nachher das 
Schiff aufgebracht und wegen angeblich mangelnder voller Eigen- 
thumsübertragung oder überhaupt nach prisenrechtlichen Aus- 
nahmegrundsätzen als Prise condemnirt wird» so ist das seine 
Schuld und haftet der Verkaufer nicht für Eviction. 

Ueber die Wirkung des Verkaufes der verschiedenen Art 
auf die Existenz alterer dinglicher Rechte ist oben § 48 bereite 
gesprochen. 

3) Die Eigenthumsübertragung an Schiffen durch Tausch, 
Schenkung, Erbgang hat nichts Eigentümliches» 1 ). Nur 
ist namentlich gegenüber fremden Prisengerichten dahin zu sehen, 
diese Eigenthumstitel durch möglichst förmliche und öffentliche 
Urkunden erweisen zu können, die den Schiffspapieren beige- 
fügt sein müssen. Die Kaperreglements sprechen übrigens in 
der Regel nur vom Kaufbriefe, und von keinen anderen die 
Eigenthumsübertragung beweisenden Urkunden (Jacobs en 
S. 37); doch ist das nicht wörtlich zu nehmen. 

4) Erwerb durch Condemnation und C onfiscation *»). 
Die strafrechtliche Confiscirung eines Schiffes kann eigentlich die 
dinglichen Rechte der Gläubiger nicht vernichten; doch wenn 
einmal das confiscirte Schiff von der Regierung unbedingt ver- 
kauft ist, so werden sich die Gläubiger nur noch an den Fiscus 
halten dürfen. Bei Condemnirungen durch Prisengerichte wer- 
den in der Regel die Rechte der Gläubiger nicht respectirt, so 
wenig wie die Rechte des Eigentümers selbst, und erwirbt der 
Käufer der Prise freies Eigenthum. Uebrigens kann man mit 
Sicherheit nur von Kapern oder Kriegsschiffen aufgebrachte und 
von Gerichten des feindlichen (allenfalls neutralen?) Lan- 
des condemnirte Prisen kaufen. Seeräuber können nie ein 



21. Durch Dereliction und hinzukommende Occupation können jetzt 
Private in der Regel kein Eigenthum mehr an Schiffen erwerben; 
•ie bekommen nur ein Berglohn und verfügt der Staat ander- 
weitig über da« herrenlose SchhT. Siehe unten. 

22. Wegen der prisengerichtlichen Condemnationen wird noch auf den 
letzten Abschnitt verwiesen. Jacobsen S. 37. Pöhls 110 
III. Abbott (6) S. 18. 63. 631. Siehe auch oben § 48. 



Digitized by Google 



§50. Erwerb von Schlffep. $50. 



Schiff mit der Wirkung verkaufen, dass das Eigenthum des 
Beraubten dadurch erlösche. Die Barbareskens taaten gelten 
jetzt* 3 ) nicht mehr als Seeräuber, sondern als Feinde der be- 
raubten Nationalen. Von Insurgenten erbeutete Schiffe zu 
kaufen ist gefahrlich, wegen des noch zweifelhaften Charakters 
ihrer politischen (rechtlichen) Existenz. — Das gerichtliche Con- 
demnations- oder Confiscations - Erkenntniss ist hier allemal 
neben dem Kaufbriefe von dem Räufer zum vollständigen Be- 
weise seines Eigenthumes zu produciren, wenigstens in Prisen- 
gerichten. 

5) Durch Verjährung. Im Allgemeinen wird hierbei wohl 
überall, ausser den anderweitigen Erfordernissen der Verjährung, 
die Zeitfrist für Immobilien gefordert, wenigstens nach ge- 
meinem Deutschen Rechte sowie nach Franz. Rechte. Auch 
darf der Kapitain ein Schiff nicht verjähren gegenüber den- 
jenigen, die ihn eingesetzt haben* 4 ). Ueberhaupt ist die Ver- 
jährung von Schiffen (wie z. B. auch von Häusern u. Ländereien) 
Wegen der in allen Ländern vorgeschriebenen Schiffspapiere 
schwierig und selten. Doch wird der Kauf von einem Nicht- 
eigentümer ohne Wissen des Käufers diesen zur Verjährung 
berechtigen müssen. Ebenso wird der Miteigentümer eines 
Schiffes durch einen ausschliesslichen und fortdauernden Besitz 
des ganzen Schiffes das ganze Schiff ersitzen können, falls er 
nur nicht in mala fide ist. Ebenso verhält es sich mit dem 
Nutzniesser, Befrachter und Pfandinhaber. 

Ausser dem bereits im Verlaufe dieses $ gelegentlich An- 
gedeuteten hat der Verlust des Eigenthums an Schiffen nichts 
Eigentümliches, 



23. Seit Bynkeraboek etwa- (quaest. iuris publ. I. 1. Kap. 17. p. 124). 

24. Ordonn. de la mar. 1681. I. 12. Art. 1, wie er es denn auch nicht 
veräussera darf ohne speciellen Auftrag dazu, üebrigens ist, soviel 
ich weiss, nur das Franz. Recht in der Lehre von der Verjährung 
der Schiffe einiger Massen umständlich, cf. Pardessus cour« de 
dr. com. III. n. 617 — 19. Im Spanischen Rechte (Art. 587) heisst 
es ganz unbedingt: der Kapitain kann das Eigenthum des Schiffe» 
nicht durch Verjährung erwerben, 

8* 
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§ 51. Verhältnis« unter Mitrhedern **). 

Die Rheder oder Mitrheder oder Schiffspartner oder 
Schiffs freunde ($49) stehen mit einander in einer sogen, 
particulären Gemeinschaft (Societat) nämlich in Bezug auf das 
Schiff; sie bilden eine Art Actiengesellschaft. Ihr rechtliches 
Verhältniss zum Schiffe charakterisirt sich als ein Römisches 
Miteigenthum (condominium iuris Romani), so dass Jeder seine 
Part als einen ideellen Theil des Ganzen hat, nicht als sogen. 
Deutsches Gesammteigenthum, wornach jeder Genosse ein Recht 
auf das Ganze (ius in solidum) haben soll. Es stehen die ein- 
zelnen SchifTsparten in engster Verbindung und bilden zusammen 
wieder ein rechtliches Object, ein Ganzes, . welches das ding- 
liche Fundament des rechtlichen Verhältnisses unter den Rhe- 
dern bildet und worin die gegenseitigen rechtlichen Beziehungen 
derselben sich concentriren. Doch hat jeder einzelne Rheder 
für sich ein besonderes und individuelles Interesse am 
Ganzen, wie es Abbott ausdruckt, und hat zugleich an seiner 
Part eine Art von selbstständigem individuellem Eigenthum, über 
welches er, nur beschränkt durch das Vorkaufsrecht der Mit- 
rheder, frei unter Lebenden und von Todeswegen verfügen kann 
und welches sich auf seine natürlichen Erben nach seinem Tode 
vererbt, keineswegs den übrigen Theilnehmern accrescirt »•). 



25. Vergl. Koch, Prenss. Recht I. § 422. Pohls, Seerecht S. 99. 
100. und besondere 113-2% sowie wegen der Parti'cnlar rechte Seite 
123-140. Jacobsen 51-66. Pardessus 1. c. n. 620—623. 

26. In England (Abbott (6) S. 84) kommt (oder kam) ausnahms- 
weise auch noch eine Art von Deutschem Gesammteigenthum unter 
Mitrhedern vor und die» scheint besonders noch in Amerika wenig- 
stens bisweilen der Fall zu sein. cf. vorzüglich Kent, commen- 
taries III. Lect. 45. S. 151. sq. Nach diesem Autor verhält sich die 
Sache so. Gewöhnlich sind die Mitrheder (part-owners of a ship) 
tenants in common d. h. eben Römische Miteigenthilmer und unter 
ihnen entscheidet in der Regel Stimmenmehrheit, und kann der 
Einzelne nur Ober seine Part verfügen, nicht die Anderen zum Ver- 
kaufe der ihrigen und somit auch nicht der Gesammtheit aller 
Parten, also des ganzen Schifies, auch nicht durch Stimmenmehrheit, 
mit Hülfe seiner Genossen die übrigen zum Verkaufe des Schiffes 
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Zunächst ist ihr gegenseitiges Verhältniss nach den beson- 
deren Bestimmungen des unter ihnen errichteten Gontracts zu 
beurtheilen, nach dem sog. Rhederbriefe, der bisweilen zu- 
gleich die Bestimmungen über das erst zu erbauende und die 
Gesellschaft erst nach Vollendung des Baues als Rhederge- 
sellschaft vollständig constituirende Schiff enthält, also zugleich 
das vorbereitende pactum de ineunda societate* 7 ) umfasst ($ 49). 
Dieses letztere begründet für die Xbeilnehmer eine Pflicht zur 
Leistung des Einschusses zum Behufe des Schiffbaues und nach 
Verhältniss der Schiffsparten (§ 49). Diese Pflicht war nach 
älteren Seerechten so stark, dass die Übrigen Theilnehmer oder 
der Schiner, doch wohl eben nur als Theilnehmer, die Wahl 
hatten, den Säumigen mit einer personlichen Klage zu belangen 
oder den rückständigen Antheil sogleich für dessen Rechnung 
aufzunehmen ") doch befreite schon das Consulat (cap. 47) die 



zwingen, obgleich in Nordamerika, wenn anders Streitigkeiten unter 
den Mitrhedern wegen Verwendung des Schiffes nicht zu schlichten 
waren, die Gerichte (z. B. der Circuit Court of Pennsylvania im 
Jahre 1830, in einer Sache, wo die Parteigner gleich getheilt mit 
ihren Ansichten sich gegenüberstanden) den* Verkauf erkannten, und 
berief sich dabei der erkennende Richter Washington auf die Franz. 
Ordonnanz von I6BI (Uv. II. tit. 8), indem er ausdrücklich vom 
Engl. Rechte abweichen zu dürfen erklärte. Doch können nun die 
Mitrheder (partner of a ship dann genannt) auch in einer Art Ge- 
sammteigenthum stehen als chatteis, joiat-tenants of law und 
in einem solchen Falle kann jeder Rheder auch über das Ganze 
verfügen, folglich auch die Veräusaerung des Schiffes durchsetzen. 
Ob nun ein Rheder part-owner oder ob er partner sei, das hängt 
von den Unistanden ab (Kent S. 153). Doch ist das zweite Ver- 
hältniss immer nur als Ausnahme zu betrachten. — In andern Lan- 
dern kennt man dieses zweite Verhältniss unter Rhedern nicht. 

27. In' Russland ist dieser Contract wegen Erbauung oder auch An- 
kaufes eines Schiffes allemal schriftlich abzuschliessen. Russ. Ordnung 
der Handelssch. VIII. 151-157. IX. 178. 

28. Cons. del mare. c. 46; Cod. Venet. I. 1. n. 13. Jetzt wird nur 
eine persönliche Klage auf Leistung zu gestatten sein; in Frankreich 
ist das alte Recht ausdrücklich beibehalten, doch muss die Auf- 
nahme des Geldes unter gerichtlicher Autorität geschehen. Code 
de com. 233. Auch in Schweden nach HI. cap. II. des §eerechta. 
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Erben eines Theilnehmers von der Verpflichtung zu anfäng- 
licher oder weiterer Einzahlung '*). Die daselbst gleichfalls 
(c. 48. 49) aufgestellte allerdings relative Verpflichtung der 
Rheder, wenn das Schiff grösser als verabredet im Verlaufe des 
Raues geräth, zu den verabredeten Beitragen Nacbschüsse zu 
liefern, ist heutiges Tages unpraktisch. 

Der Rhederbrief bedarf in der Regel keiner Form, wird aber 
natürlich gewöhnlich schriftlich sein und ist dies z. B. in 
Dänemark Vorschrift. 

Fehlt es an einem Rhederbriefe, so treten die Regeln von 
der zufälligen Gemeinschaft ein. Es ist schon nach Römischem 
Rechte erlaubt, dass von den Mitrhedern der eine nicht den 
Verlust trage und nur am Gewinne Theil habe ••). Gewinn und 
Verlust vertheilt sich aber in der Regel nach Verhältniss der 
Schiffsparten, Die Mehrheit der nach der Grösse der Schiffs- 
parten der Votanten zu berechnenden Stimmen gibt in allen 
zweifelhaften Fallen den Ausschlag. Doch kann 1) die Minderheit 
nicht unnöthiger Weise von der Mehrheit gezwungen werden, 
das Schiff ohne Benutzung still liegen zu lassen 31 ). 



29. Nur so erkläre ich Kap. 47. 

30. L. 29. $ 1. D. 17. 2; namentlich ist dies in allen Fällen zu ge- 
statten, wo der eine Schiffsfreund, welches auch der Schiffer sein 
kann, besonders wichtige Dienste für alle Anderen bei dem Ge- 
schäfte Übernommen hat. 

31. Wenigstens nach dem älteren Rechte unbedingt. Hanseat. Seerecht 
V. Art. 7. Auch Straccha II. n. 6; Kuricke ius mär. Hans, ad 
Art. 7 cit. Cleirac, us et cout. ad Art. 7 cit. sprechen sich noch 
dafür aus; ebenso Wedderkop; dagegen ist Valin. comment. ad 
II. 8. Art. 5. und Boulay-Paty I. n. 345. Pohls Seite 115 ist 
sehwankender Meinung. Ich glaube, dass, wenn offenbar unnöthi- 
ger Weise durch die Mehrheit eine Schiffsreree verhindert und so- 
mit der Zweck der Schiffsgemeinschaft vereitelt würde, zu Gunsten 
der Minderheit zu entscheiden sei. Ein Schiff ist gebaut um in See 
zu gehen; »ships were made to plough the ocean, and not to rot 
by the wall." Die Mehrheit darf nichts Widersinniges beschliessen 
können. Diese meine Ansicht wird unterstutzt durch Pardeasus 
1. c. n. 621, der consequent die Minorität auch zur Tragung der 
Kosten der Ausbesserung und Ausrüstung für die so bestimmte Reise 
verpflichtet hält und dies auch auf den Beschluss wegen Vermie« 
thung des Schiffes ausdehnt. 
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Dagegen schützt das Englische und Amerikanische Recht gegen 
die eine Reise beschliessende Mehrheit der Rheder die reniti- 
rende Minderheit, indem die Mehrheit Sicherheit dahin stellen 
muss, entweder das Schiff zurückzuliefern oder den Werth der 
Antheile der Minderheit später auszuzahlen«), so dass also die 
die Reise Beschliessenden alle Kosten der Ausbesserung und Aus- 
rüstung allein tragen, so weit selbige nicht bereits vor der 
Sicherstellung aufgewendet waren (Abbott, 91), aber auch allein 
von dem Gewinne profitiren. v 

2) Wenn von einer Abänderung des Bauplanes die Rede 
ist Dazu kann gegenwärtig kein Rheder gezwungen werden, 
denn der verabredete Bauplan ist überhaupt erst das Fundament 
des ganzen Gemeinschafts Verhältnisses. Freilich ist, wie S. 118 
bereits gesagt, das Consnlat anderer Meinung. 

3) Wenn die Mehrzahl den Verkauf des ganzen Schiffes 
beschliesst. Die Minderheit darf dadurch nicht zum Verkaufe 
gezwungen werden. Vielmehr wird man jedem Verkaufen- 
wollenden nur das Recht zustehen müssen, ans der Gemeinschaft 
auszutreten, nämlich seine Part gleich einer anderen Actio zu 
verkaufen (Pohls S. 116) * 3 ). Die alten Seerechte (Consulat 



32. Kent, comment. III. lect. 45. n. 4. S. 151. 52 und die vielen Citate 
daselbst, sowie bes. Abbott I. 3. n. 2. S. 85 ff. 

33. Dadurch wird denn nach modernen Rechtsbegriffen keineswegs die 
Societ&t der Rheder aufgehoben, wie nach Röm. Begriffen, nach 
welchen ja auch durch den Austritt eines socius Btreng genommen 

' die Societät aufgehoben wird. Sondern die Societät bat bei uns 
mehr einen selbstständigen Charakter. Zur freiwilligen Veräußerung 
des Schiffes gehört Einstimmigkeit der Rheder. Auch muss ich 
mich gegen Pardessus erklären, der zwar im Allgemeinen meiner 
Ansicht ist und Einstimmigkeit verlangt (n. 623), indessen hinzu- 
setzt: wird sie nicht erhalten, so muss das Schiff öffentlich ver- 
steigert werden. Die Schiffsparten sind eine Art Actien und er- 
scheinen als so selbstständige Ganze und sind sogleich so flüssiger 
Ntttur und der Handel damit ist so leicht und gewöhnlich, dass 
keht Grund abzusehen ist, wegahalb zu einer Versteigerung des 
ßchiffes in dem besagten Falle geschritten werden müsse. Zur Ver- 
meidung von Collissionen wird es zweckmässig sein, im Rheder- 
briefe bestimmt festzusetzen, ob Majorität von % *l oder Einstimmig- 
keit den Verkauf beschliesten könne. 
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und auch noch Codex von Venedig) bestimmen, dass ein Schiff 
nicht eher verkauft werden dürfe, bis es wenigstens eine Reise 
gemacht habe. Auch geben sie den Mitrbedern ein Vorkaufs- 
recht, was auch nach den meisten neueren Seerechten noch 
existirt. 

Uebrigens von Particularrechten der Gegenwart erkennt das 
Spanische Recht die Majoritätsbeschlüsse unbedingt als mass- 
gebend, auch beim Verkaufe des Schiffes an und macht nur bei 
Reparaturen (Art. 614), die schon auf den Antrag eines In- 
teressenten vorgenommen werden sollen, eine Ausnahme. Das 
Holland. Handelsgesetzbuch Art. 324 erklärt gleichfalls alle 
Majoritätsbeschlüsse selbst in Bezug auf den Verkauf für mass- 
gebend , doch muss im Streite der Verkauf öffentlich geschehen, 
nur kann die Rhederei während einer angefangenen Reise nicht 
aufgelöst werden. Die Russ. Ordnung der Handelsschiffahrt 
bestimmt (Art. 158 - 160 Hptst. VIII ), dass es jedem Rheder 
freistehe, auszutreten, wenn das Schiff auf gemeinschaftliche 
Einwilligung auseinander genommen wird oder wenn es verun- 
glückt oder unbrauchbar oder vom Feinde genommen wird; 
sodann dass, wenn ein gegen Reparaturen sich sträubender Rheder 
austreten will, ihn die Mitrheder mit einem Viertel seines einge- 
schossenen Geldes abfinden dürfen; endlich dass kein Mitrheder 
seine Schiffspart ohne Einwilligung der übrigen verkaufen dürfe 
und jeder Mitrheder die Part, nach billiger Schätzung selbst an 
sich kaufen könne. Auch das Schwedische Recht erkennt 
unbedingt die Beschlüsse der Majorität an; das Vorkaufsrecht 
steht dem Mitrbeder zu, wenn er, was der Dritte wollte, bezahlt 
und im Fall ihm der Verkauf nicht angezeigt, hat er 24 Stunden 
nach erhaltener Kunde ein Vorkaufsrecht und zwar nach einer 
unparteiischen Schätzung; bei einem gerichtlichen Verkauf der 
Part fällt aber das Vorkaufsrecht weg. Nach dem Dänischen 
Gesetzbuch (Buch IV. Kap. I. Art. 35 und Kap. II. Art. 5 u. 14) 
darf die Minderheit, wenn die Mehrheit das Schiff unbenutzt 
liegen lassen will, das Schiff zu einem Preise einsetzen und 
kaufen, muss jedoch den Preis innerhalb 6 Wochen zahlen. 
Können sie aber über den Preis nicht einig werden, so kann 
die Mehrheit (sie) das Schiff auf Aller Gefahr aussenden, 
und sollen die Renitirenden keinen Antheil am Gewinne haben, 
üm den Schiffer abzusetzen, müssen alle Rheder einig sein, doch 
entscheidet allenfalls das Gericht und ist allemal dem Schiffer 
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dann seine etwanjge Part nach unparteiischer Schätzung auszu- 
zahlen. Nach Preuss. Rechte (II. 8. $ 1427 sq.) »«) entscheidet 
gewöhnlich Stimmenmehrheit , die nach den Schiflsparten be- 
stimmt wird. Ausnahmen sind: I) Wenn das Interesse getheilt 
werden kann, darf ein Jeder für sich handeln und die Mehrheit 
der Minderheit keine Vorschriften machen. Dahin gehören z. B. 
Versicherungen und Befrachtungen auf eigene Rechnung. 2) Selbst 
gegen den Willen der Mehrheit dürfen notwendige Reparaturen 
ausgeführt werden, doch kann allemal auf öffentlichen Verkauf 
des Schiffes gedrungen werden. 3) Ein gehörig gefasster Be- 
schluss kann durch die Mehrheit nicht abgeändert und der 
Minderheit entzogen werden. 4) Bei einem Verkauf an eine 
bestimmte Person und für einen bestimmten Preis wird Ein- 
stimmigkeit verlangt; auf eine öffentliche Versteigerung kann 
Jeder, doch nur nach Vollendung der Reise, antragen. Endlich ist 
5) das Vorkaufsrecht bei Veräusserung von Schiflsparten inner- 
halb 3 Tagen nach gehöriger Bekanntmachung auszuüben, wo- 
gegen, wenn letztere fehlt, ein Rückforderungsrecht (Näher-Recht) 
binnen 4 Wochen ausgeübt werden darf. Uebrigens soll bei 
mehreren Concnrrenten der sich desshalb zuerst vor Gericht 
meldende Rheder bevorzugt sein, und wenn mehrere sich zu- 
gleich melden, der bisherige Besitzer die Wahl haben, auf wen 
er von denselben seine Part übertragen wolle. 

Nach Französ. Rechte ist der freiwillige Verkauf des 
Schiffes wie einer Schiffspart schriftlich zu machen und ist dabei 
Einstimmigkeit noth wendig, wenn er an eine bestimmte Person 
zu einem bestimmten Preise geschieht. Pardessus n. 623. Zum 
Behufe eines öffentlichen Verkaufs genügt Stimmengleichheit, 
sofern nicht das Gegentheil schriftlich bedungen ist, doch nehmen 
Franz. Juristen (z. ß. Boulay-Paty I. c. 1. p. 348) »*) an, dass 
allemal erst eine gerichtliche Autorisation nothwendig sei und 
dass ohne sie den Verkauf auch ein Majoritätsbescbluss der Rheder 
nicht anordnen könne. Ein Vorkaufsrecht findet nicht statt. — Das 
H a m b u r g e r Recht lässt über den Verkauf an Dritte nicht die Majori- 
tät entscheiden, sondern es muss der oder müssen die Austreten- 



34. Vergl. Koch, Preuss. Recht I. $ 422. S. 711. 

35. Bravard-Veyrieres I.e. p. 326 sagt geradezu: pour que la licita- 
tion ait lieu, il faut que la majorite" y consente, a moins qu'Ü 
n'y ait Convention coutraire par echt. Art. 220 des Code ist zweideutig. 
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wollenden das Schiff setzen oder kiesen und die Uebrigen 
müssen sich innerhalb 14 Tagen erklären, ob sie das Schiff zu 
dem Preise behalten wollen *•). Ebenso nicht, wenn die Mehr- 
heit unnöthiger Weise das Schiff unbenutzt liegen lassen will. 

Wegen des Englischen Rechtes siehe Note 26. 

Nach gemeinem Europ. Seerecht wird man dann die Fälle, 
wo Stimmenmehrheit entscheidet, immer als die Regel für die 
Regulirung der rechtlichen Verhältnisse unter den Rhedern an- 
zusehen haben. Namentlich entscheidet die Mehrheit über die 
Ernennung des Kapitains, über die Lieferung von Beiträgen, 
über die von Anwälten, Beamten, Bevollmächtigten und nament- 
lich des dirigirenden Rheders (Directors) § 52. 

Wenn ein Mitrheder in Zahlung der beschlossenen Beitrage 
säumig ist, so dürfen nach älterem Rechte (Cons. del mare, 
Hanseat Seerecht und Vened. Recht) seine Mitrheder oder der 
Director ohne weiteres Geld auf dessen Gefahr aufnehmen, doch 
wird es jetzt allemal besser sein, dazu eine Autorisaüon vom 
Gerichte einzuholen oder diese Bestimmung im Rhederbriefe 
festzusetzen. Auch darf man nicht behaupten, dass die übrigen 
Mitrheder an der Part des Säumigen ein dingliches Recht 
(Pfandrecht) haben. Dagegen erwirbt derjenige Rheder natür- 
licher Weise ein dingliches Recht am Schiffe, der einen Gläu- 
biger, welcher ein solches dingliches Recht am Schiffe besass, 
befriedigt. 

Nach allgemeinen Rechtsregeln über Beurtheilung einer par- 
ticulären Societät, als welche die Mitrhederei nach dem Obigen 
erscheint, kann ein Rheder seine Mitrheder durch seine Hand- 
lungen, namentlich auch gegenüber Dritten nicht verpflichten, 
sondern nur seine Part verpfänden, es sei denn dass er 
1) durch den Rhederbrief oder sonst von seinen Mitrhedern 
dazu bevollmächtigt sei; oder wo 2) speziell Gesetz oder Richter- 
spruch ihn dazu autorisiren, z. B. wenn er ftir den Säumigen 
Gelder zur Verwendung in das Schiff aufnehmen darf, wo er 
den Mitrheder aber doch nur zur Zahlung an ihn, nicht aber an 



36. Dies ist nach dem Consulat der See. Hamb. Stat. fr. 3. Artikel 1. 
Vergl. mit dem Lübischen Rechte (VI. 4. Art. 6). 
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den Dritten verpflichtet; freilich ist dfe Wirkung dieselbe; oder 
3) wegen in rem versio; überall, wo ein Rheder Ausgaben, die 
für das Schiff nothwendig oder auch nützlich waren, über den 
Betrag seiner Rate deckt, da verpflichtet er seine Mitrheder, ihn 
pro rata zu entschädigen; selbst ein Fremder würde im Falle 
solcher Verwendungen als negotiorum gestor auftreten können. 

Uebrigens müssen die Rheder, wenn das Schiff, also ihr 
Eigenthum die vollen Rechte der Nationalität gemessen soll, 
in den meisten Ländern «ammtlich Nationale des Landes (Bür- 
ger oder Staatsangehörige) sein und häufig wird auch noch ver- 
langt, dass sie sich auch dauernd in ihrem Vaterlande aufhalten. 
Siehe wegen der Details hiervon oben $ 44. 

So lange ein Schiff auf der Reise sich befindet, können in 
der Regel die Mitrheder die Auflösung ihrer Gemeinschaft nicht 
verlangen»»). 
*« * • 

§ 52. Dirigirender Rheder. 

Derselbe heisst auch correspondirender oder buchführender 
Rheder oder Director oder Directeur oder Buchhalter"). Er 
ist der juristische Stellvertreter, der Generalagent, wie Abbott 
sagt, zur Leitung der gemeinsamen Interessen der Rhederei, 
in Bezug auf die Benutzung und Verwendung des Schiffes. 
Uebrigens kann auch ein Nichtrheder als Director angestellt 
werden und ist dann bloss Beamter der Rhederei, der aber 
im Ganzen ganz dieselben Befugnisse und Verpflichtungen hat 
als ein dirigirender Mitrheder; er heisst natürlich nur Buch- 
halter oder Director ohne den Zusatz Rheder 39 ). 

37. Prem». Landrecht 1. c. $ 1433, doch wird 1434 eine Ausnahme im 
Falle des Concurses eines Mitrheders gemacht und 1435 eine andere. 
Holiind. Gesetzbuch Art. 325 ohne alle Ausnahme. 

38. Das Franz. und Spanische Recht enthält über ihn keine directen 
Vorschriften und ersteres hat auch wohl keinen besonderen Namen 
für ihn. Englisch heisst er husband of ship. Abbott, S. 91—93. 
Das Holländische Gesetzbuch Art. 326—340 verbreitet sich am aus- 
fuhrlichsten Uber seine Rechte und Pflichten. 

39. Nach dem Holländ. Gesetzbuch Art. 326 kann ein Nichtrheder zum 
Buchhalter nur mit Zustimmung sämmtlicher Rheder ernannt 
werden. 
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Es ist nun zwar nicht noth wendig, aber doch sehr nützlich 
für die prompte und sichere Ausführung des Rhedereigeschafts, 
und sehr gewöhnlich, einen solchen stehenden Dirigenten zu er- 
nennen: sonst lässt sich auch, unter Besorgung jedes einzelnen 
Geschäfts durch einen jedesmaligen besonderen Auftrag an einen 
Mitrheder oder auch einen anderen Bevollmächtigten, das Rhederei- 
geschäft, freilich sehr schwerfällig, leiten. 

Der Director wird durch Stimmenmehrheit ernannt und 
entlassen, und ist häufig der, welcher die meisten Parten am 
Schiffe eigentümlich hat. Er hat im Ganzen die Rechte und 
Pflichten eines Hand 1 ungsfactors oder Disponenten. Doch 
bestimmt sich in der Regel sein Wirkungskreis und bestimmen 
sich seine Obliegenheiten nach einer speziellen Vollmacht. 
Nicht selten enthält bereits der Rhederbrief darüber Bestim- 
mungen. 

Ueberhaupt muss man den Director zur Besorgung aller 
gewöhnlichen Geschäfte der Rhederei für bevollmächtigt er- 
achten und hat er überhaupt die gemeinsamen Interessen 
dir Rheder in jeder Beziehung wahrzunehmen. In wichtigen, 
namentlich in allen ausserordentlichen Fällen wird er, wo 
es angeht und besonders wenn die anderen Rheder an demsel- 
ben Orte oder in der Nähe wohnen und nicht Gefahr im Ver- 
zuge ist, mit den Mitrhedern Rücksprache nehmen müssen. 

Die Hauptgeschäfte des Directors, falls nichts besonderes 
verabredet ist, sind etwa: überhaupt hat er auf redliche und 
gewissenhafte Weise zu handeln, die Handwerksleute und Liefe- 
ranten zu engagiren, die Officiere zu bestimmen, namentlich, den 
Kapitain zu wählen, das Schiff ausbessern (wenigstens in Bezug 
auf kleine Reparaturen ohne besondere Genehmigung der Mit- 
rheder) und gehörig zurichten und ausrüsten zu lassen, sowie 
die Fracht zu besorgen, die Ladungsinstrumente und anderwei- 
tigen Schiffspapiere aller Art herbeizuschaffen, die nöthigen Zölle 
und Abgaben zu berichtigen, Fracht und Havarien zu berechnen, 
die betreffenden Gelder zu erheben, zu empfangen und auszu- 
zahlen, Rechnungen anzunehmen und auszustellen sowie zu 
quittiren, Beiträge von den Mitrhedern einzuziehen, cf. Abbott 
(6), S. 91. 

Seine Acte werden, innerhalb der bezeichneten Schranken, 
also in Bezug auf das gemeinsame Interesse (Joint concern) der 
Rheder, in Bezug auf die Verwendung des Schiffes, als Acte der 
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Gesammtheit aller einzelnen Rheder angesehen, welche für alle 
verpflichtend sind, und im allgemeinen vertritt er die Gesammtheit 
der Rhederei sowohl gegenüber jedem einzelnen Mitrheder und 
kann jeden derselben zur Erfüllung der obliegenden Verpflich- 
tungen anhalten, als auch gegenüber den Beamten der Rhederei, 
also besonders Kapitain und Mannschaften, endlich gegenüber 
dritten Personen, namentlich den mit dem Bau, der Ausbesserung 
oder Ausrüstung des Schiffes beschäftigten Werkleuten und 
Lieferanten, sowie gegenüber den Abladern, Befrachtern, zuletzt 
auch vor Gericht 

Nicht befugt ist er zum Verkaufe des Schiffes ($51), ja in 
der Regel auch nicht einmal zUr Festsetzung einer neuen Reise 
für das Schiff« 0 ), eben so wenig zur Versicherung des Schiffes 41 ) 
oder gar der einzelnen Schiffsparten, und zwar wohl aus dem 
allgemeinen Grunde, weil ja jeder Rheder seine Schiffspart selbst 
versichern kann und somit diese Art von Geschäft nicht aus- 
schliesslich das gemeinsame Interesse der Rhederei betrifft, mit- 
hin nicht nothwendig in den Geschäftskreis eines Dirigenten 
gehört; er darf keinen Wrack oder seeuntüchtiges Schiff auf- 
zimmern lassen ($ 51) «*), noch Bodmerei aufnehmen. 

So lange sich ein Director innerhalb der gewöhnlichen 
Schranken seines Geschäftskreises hält, werden die Rheder 
gegenüber Dritten unbedingt verpflichtet, wenn z. B. auch der 
Director keine Rücksprache, trotzdem dass es anging, genommen, 
ja selbst wenn des Directors Befugnisse durch die besondere 
Vollmacht gegen vernünftiges Vermuthen und bei entschuldbarer 
Unwissenheit der dritten Contrahenten , in abnormer Weise 
beschränkt sind; dies wird wegen der eigentümlichen Art des 
kaufmännischen Verkehres, wie er in der Rhederei vorliegt, zu 
statuiren sein. 



40. Vergl. oben § 51 und bestimmt dies das Holland. Recht Art 331 
noch ganz ausdrücklich; freilich kann, die spezielle Vollmacht auch 
darüber sich erstrecken. 

41. Holländisches Gesetzbuch Art 333 und Englisches Recht bei 
Abbott S. 92. 

42. Bei den Punkten, wo ich in diesem Passus auf $ 61 verwiesen habe, 
gehört in der Regel Majoritätsbeschilms der Rheder dazu, um das 
Geschäft zu begründen. Siehe $ 51. 
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Es fragt sieb nun, wie weit die Gesammtheit der Rheder 
und die einzelnen Rheder durch die Handlungen des Directors 
oder auch eines anderen zu einem einzelnen Geschäfte beauf- 
tragten Rheders oder Fremden belangt werden könne. Nach 
Röm. Rechte 49 ) würde dies wohl immer in solidum geschehen; 
doch ist dies unpraktisch und dem Wesen des Rhedergeschäfts 
nicht entsprechend, obgleich das Engl. Recht nicht nur im 
Allgemeinen dieselben strengen Grundsätze aufstellt, sondern 
auch die Mitrheder aus Geschäften, welche der einzelne Rheder 
ohne besondern Auftrag für die Rhederei contrahirte, in solidum 
verpflichtet sein lässt 44 ). 

Uebrigens werden wir uns hier allgemeiner fassen und die 
Höhe der Verpflichtung der Rhederei im Allgemeinen, nicht bloss 
der Mitrhederei erörtern. 

Die Rhederei ist ein eigentümliches, von den übrigen Ge- 
schäften und Vermögensverhältnissen eines Menschen leicht zu 
sonderndes, übersichtliches Geschäft, dessen pecuniäres Element, 
das Schiff, sich als ein gesondertes Vermögen betrachten lässt, 



43. Schon nach der Analogie der societas (Mackeldey, Röm. Recht 
$ 388), besonders aber nach der bekannten Lex. 4. D. 14. 1. Si 
tarnen plures per se navem exerceant, pro portionibus exercitipnu 
conveniuntur. d. h. also im Allgemeinen haften Mitrheder nur pro 
rata und ist namentlich der Fall hieher zu ziehen, dass ein Mit- 
rheder für die anderen ohne Auftrag für die Rhederei con- 
trahirte ($51 S 122). Davon wird denn auch der Grund angeführt; 
neque enim (nämlich die Mitrheder) invicem sui magistri videntur. 
Und nun heisst es weiter und das geht denn unseren obigen Text 
an; Sed si plures exerceant, unum autem de numero suo magi- 
strum (dirigirender Rheder) fecerint, hujus nomine tn solidum 
poterunt conveniri. Sed et si servus plurium navem exerceat vo« 
luntate eorum , idem placuit quod in pluribus exercitoribus (also 
nur pro rata). Plane si unus (also für Erste wohl ein Mitrheder, 
sodann aber auch consequent jeder Dritte Fremde, nur kein Sklave) 
ex communi voluntate (also kraft speziellen Auftrages) exereuit, 
in solidum ille tenebitur; et ideo puto in isto et in superiore casu 
in solidum omnes teneri. Vide Peccium, ad rem naut und daselbst 
Vinnius S.I54. Die gewöhnliche Lesart: si servus plurimum navem 
(statt wie ich geschrieben: plurium navem) ist gewiss verkehrt. 

44. Ueber de« Engl. Recht siehe die letzte Note dieses §. 
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welches nur bis zur Höhe seines Werthes den mit der Bhederei 
in Bezug auf den Seeverkehr Gontrahirenden haftet. Das Schiff 
mit seinen Seereisen constituirt einen so eigentümlichen Kreis 
von Lebens- und Vermögensverbältnissen der Rheder, der von 
so eigenthümlichen Gefahren und Vortheilen umkleidet ist, dass 
er füglich unter seinen eigenen besonderen Gesetzen stehen und 
einer gesonderten rechtlichen Beurtheilung, namentlich gegenüber 
anderen Vermögenssphären derselben Personen unterliegen mag, 
in denen doch in der Regel weder jene vielfachen und abson- 
derlichen Gefahren, noch jene Aussichten auf ausserordentliche 
Vortheile sich darbieten. Zugleich wird dieses Raisonnement 
durch die Natur der Mitrhederei als einer Actiengesellschaft 
unterstützt. Schiff u. Rhederei bilden also ein gewisses abgeschlos- 
senes Ganze, das unter seinen eigenen Gesetzen steht und wegen 
der auf sie Bezug habenden Rechtsverbindlichkeiten nur bis zur 
Höhe seines pecuniären Bestandes haftet Diese Auffassung wird 
namentlich dazu beitragen, die Speculation, wegen der dadurch 
begründeten Klarheit und üebersichtlichkeit des Geschäftes, und 
da der Geschäftsmann nicht zu fürchten braucht, vielleicht durch 
eine Schiffsunternehmung sein ganzes Vermögen zu verlieren, 
zu recht vielen Rhederei -Unternehmungen 4 ») anzuregen, und 
wird sich schon dadurch jedem Unbefangenen als wahrhaft im 
Wesen des Seeverkehrs begründet documentiren, wenn sich auch 
nicht nachweisen liesse (— was wir sogleich versuchen werden — ), 
dass diese Ansicht von der Rhederei überhaupt in allen wesent- 
lichen Instituten des praktischen Europäischen Seerechts bereits 
seit Jahrhunderten sich geltend gemacht und deren Natur eigen- 
tümlich bestimmt hat Schon das Institut der M i t rhederei be- 
ruht auf demselben Grundgedanken. Eben die Rhederei ist so 
eigenthümlicher und so gefährlicher Art, wenn auch auf der 
anderen Seite möglicherweise so geldbelohnend; dass füglich 
ein Einzelner nicht leicht wagen mag, ein Rhedergeschäft allein 
zu übernehmen. Er würde dadurch seine vermögensrechtliche 
Existenz zu sehr preisgeben. Er verbindet sich desshalb mit 



45. Viani us ad Peccium (ad rem naut. pag. 155): neque publice utile 
est propterea quod deterrentur homines ab exercendis navibus, si 
metuant, ne ex facto magistri quaii in infinitum teneantur; und 
vorher neque vitum est naturali aequitali convenire, quae satis 
habet, ai pro auis ainguU portionibus conveniantur. 
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Anderen, gerade um nicht sein ganzes Vermögen bei der 
gewagten Speculation der Rhederei aufs Spiel zu setzen. Doch 
würde die Zusammenrhederei als solche doch noch nicht ge- 
nügend die Speculation in Rhedereisachen schützen, wenn sich 
nicht noch eine beschränkte Haftung der Rheder für ihre 
Rhederei- Verbindlichkeiten im Europäischen Seeverkehrsleben 
eingebürgert und sich dadurch ein gesonderter Vermögenskreis 
für jedes Rhedergeschäft constituirt hätte. Dies ist aber ge^ 
schehen in den seerechtlichen Materien von Haverien und Bod- 
mereien und zeigt sich namentlich auch in den Verpflichtungen 
der Rheder aus den Handlungen und Gontracten des Kapitaines 
sowie überhaupt gegenüber der Schiffsmannschaft und den Ab- 
ladern. Es findet hier im Allgemeinen nur eine Haftung der 
Rheder bis zum Werthe des Schiffes statt*«). Und fordert 
es die Consequenz und wird es durch die innerste Natur des 
Seeverkehres postulirt, dies noch weiter auszudehnen und die- 
selben Grundsätze auf anderweitige Verhaftungen der Rhederei, 
namentlich auf die in diesem § näher bezeichneten der Zu- 
sammenrhederei durch den Director, anzuwenden. 

Demnach glauben wir im Gegensatz zum Römischen und 
Englischen Rechte die obige Frage in folgender Weise beant- 
worten zu müssen. 

« 

1) Die Gesammtheit der einzelnen Rheder ist verhaftet nur 
bis zum Werthe des Schiffes nebst allem Zubehör, sowie mit 
Einseht uss alles dessen, was durch das Schiff erworben und ge- 
wonnen wird,, insofern es noch nicht in das anderweitige (abge- 
sehen nämlich von den Schiffsparten) Eigenthum der einzelnen 
Rheder geflossen ist. 



46. In neuester Zeit ist dieser Grundsatz namentlich auch in Frankreich 
unbedingt zur Geltung erhoben, indem durch das Gesetz v. 14. Juni 
1841 der Artikel 216 des Code de commerce dahin modificirt ist; 
dass der Rheder überall sich durch den Abandon des Schiffes und 
der Fracht von aller Verbindlichkeit frei machen könne, sei diese 
durch Handlungen oder durch Gontracte des Kapitainet 
entstanden. Doch kann ein blosser Ausröster (der nicht zugleich 
Rheder ist), wie sich von selbst versteht, sowie ein Rheder, der zu- 
gleich Kapitain seines Schiffes ist, das Privileg nicht in Anspruch 
nehmen« Bravard-Veyrieres S. 324. 
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2) Der einzelne Rheder haftet gleichfalls nur bis zum Be- 
laufe seiner Part, worin auch alle Vortheile aus dem Geschäfte, 
doch ganz in derselben Weise wie unter Nr. 1, mitbegriffen 
sind. 

3) Dabei kann es keinen Unterschied machen, ob der Director 
oder ein speziell beauftragter Rheder oder Fremder handelte oder 
ob der Director zu dem einzelnen Geschäfte noch ganz besonders 
beauftragt war oder dasselbe wenigstens mit besonderer Ge- 
nehmigung oder doch unter spezieller Kenntnissnahme der 
Rhedergenossen, mit Dritten contrahirte. Denn diese Besonder- 
heiten sind alle nicht geeignet, die bezeichnete wesentliche Natur 
des Rhedereigeschäftes wesentlich zu verändern, und wird dem- 
nach hier eine Ausnahme und demnach eine persönliche 
Haftung der Rheder über den Werth des Schiffs und resp. der 
Schiffsparten nur zu statuiren sein, wenn aus der Natur der beson- 
deren Aufträge oder auch aus der ganzen Lage der Verhältnisse 
in dem einzelnen concreten Falle dies hervorgeht. Siehe n. 6. 

4) Dieselbe beschränkte Haftung wird aber consequent auch 
von dem Alleinrheder gelten müssen, wenn er selbst oder 
durch Bevollmächtigte mit Dritten, natürlich in Bezug auf die 
Rhederei contrahirte. Es ist kein Grund vorhanden, wesshalb 
Zusammenrheder (n. 1.) und Alleinrheder hierin verschieden 
beurtheilt werden müssten. 

5) Wegen dolus und culpa (lata) des Directors oder eines 
Beauftragten haftet die Rhederei natürlich nicht, wohl aber sind 
diese Personen dafür selbst persönlich mit ihrem gesammten 
Vermögen verhaftet; und ganz in derselben Weise der Allein- 
rheder, welcher für sich selbst, und der Mitrheder, welcher für 
sich selbst oder mit oder ohne Auftrag für die gesammte Rhe- 
derei contrahirte; endlich die ganze Mitrhederei, wo dann allen- 
falls jeder Mitrheder in solidum verhaftet sein würde. 

6) Aus Gründen der Billigkeit gegenüber Dritten 
scheint indessen eine Ausnahme 47 ) aufgestellt und eine persön- 
liche Haftung auch Über den Werth des Schiffes und resp. der 



47. Diese Ausnahme wird aber allerdings sehr häufig vorkommen und 
gerade die meisten Contracte der Rhederei umfassen. Das sogleich 
zu charakterisirende Holland. Recht erkennt sowohl unser Princip 
wie diese Ausnahme an. 
v. Kaltenborn, Seerecht I. 9 
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Schitfspart statuirt werden zu müssen, ohne dass aber auch hier 
eine Verpflichtung in solidum bei Mitrhedern angenommen wer- 
den darf. Wenn nämlich aus den Umstanden des besonderen 
Falles sich nichts Anderes ergeben sollte, so müssen die Rheder 
persönlich mit ihrem anderweitigen Vermögen für verpflichtet ge- 
halten werden aus Contrakten, wodurch Dritte directe Ausgaben 
aus ihrem eigenen Vermögen machten oder persönliche Dienste 
leisteten, also Reparaturen am Schiffe besorgten oder andere 
Dienstleistungen darbrachten oder Materialien lieferten. Der 
Grund liegt in der Billigkeit, besonders wenn man erwägt, dass 
Reparaturen nicht selten den Werth des Schiffes (wegen der 
Kostbarkeit und Schwierigkeit der Ausbesserung, nicht in Bezug 
auf das Material, sondern die Arbeit) übersteigen und dass es 
sich hier immer um wirkliche Opfer (Dienste, Lieferungen, Ar- 
beiten zum Besten der Rhederei) von Seiten Dritter handelt, 
Auch fordert es keines Wegs die Billigkeit zum Besten der 
Rheder, sie von dieser persönlichen Haftung in dem Falle zu 
befreien, wenn das Schiff durch Zufall unterging, da sie es ja 
als tüchtige Rheder versichern mussten. 

Doch wird füglich diese Ausnahme, so viel es irgend an- 
geht, auf die engsten Grenzen zu beschränken sein, um nicht 
den speculativen und wahrhaft kaufmännischen Charakter der 
Rhederei zu vernichten und durch zu strenge Verpflichtungen 
der Rheder von solchen dem Volks- und Staatsgemeinwesen so 
heilsamen Unternehmungen abzuhalten, was namentlich der Fall 
sein würde, wenn man den Rheder überhaupt persönlich mit 
seinem gesammten Vermögen aus der Rhedereiunternehmung 
verpflichtet halten wollte. 

Der Einzelnrheder ist aber in den obigen Fällen mit seinem 
ganzen Vermögen nur dann verpflichtet, wenn er dabei selbst 
contrahirte oder doch besonderen Auftrag gerade dazu gab. Mit 
der Mitrhederei hat es aber gleichfalls, wie es scheint, folgende 
Bewandtniss. 

Es wird auch hier jene ausnahmsweise Verpflichtung nur dann 
eintreten dürfen, wenn sowohl der Director als der Mitrheder 
oder fremde Bevollmächtigte gerade für dieses besondere Ge- 
schäft von der Rhederei ausdrücklich beauftragt war, indem in 
solchen Fällen ein persönliches Verpflichtetseinwollen von Seiten 
der Rheder mehr oder weniger ausdrücklich ausgesprochen ist 
Diese Beschränkung fordert gleichfalls die Billigkeit und zwar 
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hier vom Standpunkte der Rheder aus zu deren Gunsten. 
Selbst der Director kann an sich und nach seiner amtlichen 
Stellung gegenüber der Rhederei nicht für befugt gehalten wer- 
den, ohne besonderen Auftrag die Rheder persönlich zu ver- 
pflichten. Auch ist kein Grund vorhanden, eine persönliche 
Verpflichtung für die Mitrheder (oder gar den Einzelnrheder) 
durch einen (entfernten) Correspondenten oder gar durch den 
Kapitain, sofern sie nicht ganz ausdrücklich zur Eingehung der 
genannten Geschäfte in jedem einzelnen Falle speziell beauftragt 
wurden, eintreten zu lassen. Namentlich wird man bei dem 
Kapitain, der ja eben nur dem Schiffe vorgesetzt ist und darüber 
eine Autorität hat, an sich nur eine solche Vollmacht und Be- 
fugniss präsumiren können, das Schiff und weiter nichts zu 
verpflichten, nicht aber die Rhederei anderweitig, da er ja, 
ausser in ßezug auf das Schiff, gegenüber Dritten von Anfang 
an nicht als Repräsentant der Rheder angesehen werden kann. 
Siehe übrigens wegen des ganzen Verhältnisses auch $60.61. 

Diese von uns entwickelten Ansichten werden, namentlich 
in Bezug auf die Verpflichtungen durch den Director, durch die 
Grundsätze des Holländischen Rechtes wesentlich unter- 
stützt 48 ), sowie durch die Autorität des berühmten Georg Friedrich 



48. Holländ. Handelsgesetzbuch von 1838 Art. 335 lautet: der Buch- 
balter verbindet durch seine Handlungen und eingegangenen Ver- 
bindlichkeiten alle Mitrheder, in Verhältniss zu deren Antheilen, 
doch sind diese befugt, ihren Antheil in dem Schiffe und in den, 
aus der Unternehmung, worauf *die Handlungen und Verbindlich- 
keiten Bezug haben, verdienten und noch zu verdienenden Fracht- 
geldern auf die Art. 321 bezeichnete Weise abzustehen, ohne zu 
einem Mehreren gehalten zu sein. Art. 336. Wenn der Buchhalter, 
in besonderem Auftrage oder mit Vorwissen der Rhederei 
einige Reparaturen machen lässt oder einige Handlungen verrichtet: 
so sind alle Rheder dafür persönlich verbunden, in Verhältniss 
zu ihren Antheilen. Damit ist denn auch Art. 321 und 22 zu ver- 
gleichen. Art. 321 heisst es, dass Eigner eines Schiffes oder Mit- 
rheder nur bis zur Höhe des Schiffes und der Schifispart für die 
Handlungen und Verbindlichkeiten des Schiffes haften und sich da- 
von Oberhaupt durch Abstand des Schiffes oder resp. der Part be- 
freien können, mit der § 322 festgesetzten Ausnahme; da heisst es 
nämlich: der Eigner eines Schiffes oder jeder Mitrheder, in Ver- 

9* 
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von Martens 49 ) getragen, der unbedingt nur das Schiff und 
resp. die Schiflspart verhaftet lässt, wogegen umgekehrt Gropp 
(Jurist. Abhand). Nr. 24. S. 527 unbedingt die Person der Rheder 
für verpflichtet hält, und endlich Pohls (1. c S. 122) folgender 
Massen unterscheidet: |Wusste der Dritte, dass der dirigirende 
Rheder mit ihm contrahirte, so hat er unbedenklich einen An- 
spruch an die Person der übrigen Rheder, und nicht bloss an 
das Schiff; contrahirte er aber mit ihm allein, so hat er nur in 
sofern einen Anspruch an das Schiff, als der Gontract von der 
Art ist, dass er ein dingliches Recht begründet 

Ein dritter ünbeauftragter wird natürlich die Rhederei nur 
dann verpflichten, wenn die actio negotiorum gestorum über- 
haupt begründet sein wird und kann hier natürlich die Rhederei 
höchstens so stark verpflichtet werden, als sie es nach dem 
Obigen durch ihre Reamten, Revollmächtigten und durch die 
Einzelnrheder wird. 

Der Director (und resp. die anderen Bevollmächtigten) der 
Rhederei kann von Dritten, nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen 

hältniss zu seinem Antheil, ist nichtsdestoweniger persönlich 
verbunden für alle Reparaturen und andere Ausgaben, die zum Be- 
hufe des Schiffes in seinem besonderen Auftrage oder in dem 
der Rhederei gemacht sind. 

Das ältere Holland. Recht ist im Ganzen dasselbe, kennt aber 
dit Ausnahme des Art. 336 nicht, cf. Vinnius ad Peckium (ad rem 
naut.) pag. 155. Auch das Handelsgesetzbuch (Entwurf) für das 
Königreich der Niederlande von 1826 (Buch II. Tit. II. Art. 4u.l3) 
hat jene Ausnahmen noch nicht aufgestellt. — Ueberhaupt wegen 
des Älteren Seerechts vergl. Wedderkop (introductio in ius naut. 
Flensburg 1752) lib. I. tit. I. § 7 und lib. III. tit. IV. § 50 in der 
Note, denn wenn es da heisst recentiores leges, so sind das jetzt 
nach 100 Jahren alte Seerechte zum grossen Theil. Ueberhaupt 
findet man bei Wedderkop viele vortreffliche Citate auf alle altere 
Seerechte Europa'«. 

49. von Martens, Handelsrecht, insbesondere Wechsel- und Seerecht 
(3. Aufl. Göttingen 1820) § 156 (vom dirigirenden Rheder) S. 173, 
welcher sogar behauptet, dass „nach den neueren Gesetzen u über- 
haupt nur nach Massgabe der Schiflsparten geklagt werden dürfe 
und sich dabei auf Wedderkop (ius naut lib. III. 4. §50) beruft 
und zwar nicht falschlich, wie Pöhls Seite 122 Note sagt, beruft, 
wenn man nur das Citat auf lib. I. tit. I. $ 7 nachliest. 
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nur insoweit in Anspruch genommen werden *°), als er Ver- 
mögen der Rhederei in Händen hat und ist persönlich nur ver- 
haftet, wenn er ausdrücklich im eigenen Namen und auf eigene 
Verantwortung contrahirte oder die Gränzen seines Auftrages 
überschritt oder gar dolose und culpose handelte. 

Der Director (und resp. die übrigen Bevollmächtigten) haftet 
der Rhederei, selbst wenn er Mitrheder ist, als Geschäftsbeamter 
nach strengen Grundsätzen, und ist er namentlich zur Heraus- 
gabe alles Empfangenen, zur Rechnungslegung sowie zur Ent- 
schädigung wegen der durch seinen dolus und seine culpa ent- 
standenen Benachtheiligungen überhaupt persönlich mit seinem 
gesammten Vermögen, nicht bloss mit seiner Part verpflichtet, 
doch wird es nach dem Obigen sich von selbst verstehen, dass 
der einzelne Mitrheder in allen diesen Fällen ihn nur pro rata 
belangen könne. 

üeber das Verhältniss zwischen Rhedern und Kapitain wird 
erst in den folgenden Abschnitten, besonders § 60. 61, zu sprechen 
sein. 

Die Englischen *») Rechtsgrundsätze über Mitrhederei 



50. Natürlich abgesehen von seinen Verpflichtungen als Mitrheder, wenn 
er das nämlich zugleich ist. 

51. Einzelne Bemerkungen über das Englische Recht sind übrigens be- 
reits $ 51 gemacht und verweise ich darauf; cf. Abbott, 1. c. Part. I. 
chap. III.; auch Kent, commentaries vol. III. lect. 45, sowie 
Pöhls 1. c. S. 129 — 31. — Die Englische Gesetzgebung enthält 
keine directen Vorschriften über Mitrhederei und überl&sst Alles 
mehr dem freien Ermessen der Rheder: either to enjoy their com- 
mon property by agreement, or to suffer it to remain unenjoied, 
or perish by their dissension (Abbott S. 84), um sie gleichsam zu 
einer Uebereinstimmung zu ihrem eigenen gemeinsamen Besten zu 
zwingen. Doch hat sich durch die Praxis der Gerichte ein ziem- 
lich bestimmtes, doch lückenhaftes Gewohnheitsrecht auch in dieser 
Materie gebildet, die wir hier (mit Uebergehung der Facta der ein- 
zelnen Fälle) nach der Abbotf sehen Darstellung in einer principiellen 
Uebersicht zu geben versuchen. — Entweder verabreden die Rhe- 
der im Voraus in dem Contracte, wie in jedem einzelnen Falle ge- 
bandelt werden soll, ob namentlich die Mehrheit immer zu ent- 
scheiden etc. etc. — und dies ist schwierig, ja unmöglich — oder 
sie ernennen einen husband, der im Namen Aller entweder nach 
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sind so eigentümlich und eben so lehrreich, wie bei der grossen 
Ausbreitung des Englischen Handels von so praktischer Bedeu- 



seinem freien Ermessen oder in Folge bestimmter Instructionen das 
Ganze, die gemeinsamen Interessen der Rhederei leitet; dessen 
Geschäfte sind im Allgemeinen die des Gemeinen Rechts. — Wenn 
ein Mitrheder auf Credit eine nothwendige Ausbesserung und 
Ausrüstung des Schilfes besorgt, so verpflichtet er dadurch seine 
Mitrheder, auch ohne besondere Verabredung, und hat selbst der 
fremde Greditor, wenn er bei der Creditgebung von der Mitrheder- 
schaft der übrigen wusste, eine directe Klage gegen die einzelnen 
Mitrheder. — Die Acte des husband, innerhalb der Grenzen des 
gemeinsamen Interesses der Rheder, werden betrachtet als Acte aller 
einzelnen Rheder, welche alle verpflichtet sind aus Contracten, die 
er in Bezug auf ihr gemeinsames Interesse zumBehufe der best- 
möglichen Verwendung des Schiffes abgeschlossen hat. Er hat eine 
Klage (verbunden mit einem lien) wegen Auslagen gegen jeden 
Rheder bis zur Höhe von dessen Part. — Wenn die Rheder das 
Schiff selbst zu einer eigenen Unternehmung ausrüsten (z. B. auf 
den Wallfischfang schicken) so gehört auch der Gewinn (also hier 
der gewonnene Fisch thran etc.), so lange er noch nicht jedem Ein- 
zelnen Uberantwortet ist, insofern zu der Part eines Jeden als der- 
selbe von dem husband angehalten werden kann, bis der Mitrheder 
seine Beiträge etc. an die Rhederei gezahlt hat (so weit geht das 
lien) und nicht einmal wenn ein Rheder nach dem Anfang der 
Reise bankrut wird, wird von dieser Regel eine Ausnahme gemacht, 
sondern der Abzug für die Rhederei ist allemal frei. Dem Abbott 
scheint es Praxis, dass den Mitrhedern gegenseitig an ihren Parten 
ein lien zustehe und würde darin zugleich liegen, dass jeder Rheder 
ein Vorkaufsrecht vor jedem dritten Kaufer der Part habe; doch 
sei dies, sagt Abbott, gegen die Natur der Mitrhederei. — Alle 
einzelnen Mitrheder gelten vor dem Gesetz (Gericht) nur als ein 
Rheder und in dem Falle, wo ihrem Schiffe (general ship) ein 
Schaden zugefügt ist durch den dolus oder die culpa von Dritten, 
müssen sie in der Regel zusammen eine Entschädigungsklage — 
(weil die mehreren Prozesse der einzelnen Rheder den Verletzer in 
unendliche Kosten stürzen würden, also aus Rücksichten der Billig- 
keit) — anstellen und das Erstrittene dann erst unter sich theilen. 
— Wenn ein Rheder stirbt, so geht der Klageanspruch auf 
seine Mitrheder über, aber die erstrittene Entschädigungssumme ist 
nach Verhältniss der Part den Vermögensnachfolgern des verstor- 
benen Rheders auszukehren; doch muss der Verletzer, wenn bloss 
ein Rheder gegen ihn die Klage erbebt, sogleich zu Anfang des 
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tung, dass wir nicht umhin können, uns iu der unten stehenden 
Note etwas weitläuGger darüber zu verbreiten. 



Prozesses erklaren, dass noch mehrere Rheder da sind, sonst kann 
der Rheder pro parte die Klage durchführen, wenn nur sein Betrag 
sich gehörig feststellen l&sst; und hat der Verletzer, nach solcher 
prozessualischen Durchfuhrung der ersten Klage pro rata, gegenüber 
den nachträglich klagenden anderen einzelnen Rheder nun nicht 
einmal mehr die obige Einrede. — Bei Contractsklagen müssen 
alle Rheder eine gemeinschaftliche Klage anstellen, es sei 
denn, dass einige Rheder auf irgend eine Weise bereits befriedigt 
worden sind oder ihre Ansprüche haben fallen lassen; denn dies 
prajudicirt den übrigen nicht und können sie auf den Rest beson- 
ders klagen. — Aus einem Contracte wegen des Schifies können 
Dritte der Regel nach gegen die Gesammtheit klagen; doch wenn 
nicht alle zugleich verklagt worden sind, so haben doch die be- 
stimmten Beklagten nur eine Einrede, dass sie nur im Verhältnis» 
ihrer Part belangt werden müssten (plea in abateinent), und schützen 
sie diese nicht ausdrücklich vor, so müssen sie das Ganze zahlen 
und können sich nun nur an ihre Mitrheder wegen verhaltniss- 
mässiger Erstattung halten. Dies scheint auch bei vermögensrecht- 
lichen Delicts klagen der Fall zu sein. — Wenn ein Handwerker, 
welcher ein Schiff reparirt hat, von einigen Mitrhedern Zahlungs- 
summen in Verhältniss von deren Parten angenommen hat, so sollen 
diese Rheder nichtsdestoweniger noch wegen des Restes, sofern ihn 
die anderen nicht bezahlen, verantwortlich sein, es sei denn, dass, 
zur Zeit jener Zahlung, der Handwerker dieselben förmlich und 
ausdrücklich von jeder weiteren Verpflichtung entbunden hatte. — 
Siebe auch Note 26 dieses §. — Nach dieser Darstellung des Engl. 
Rechtes wird man folgende Worte Abbott's S. 84 über den allge- 
meinen Charakter der Mitrhederei zu bemessen haben: a ship is 

usually conveyed to different persona, in several and dis- 

tinct shares and, consequently, the several part-owners becomc 
tenanta in common with each other of their respective shares: 
each having a distinct, although undivided, interest, in the wholej 
and upon the death of any one, his share goes to his own personal 
representatives, and does not accrue to the others by survivorship. 

Das Nordamerikanische Seerecht ist auch in dieser Materie 
wesentlich das Englische, doch hat es manche Modificationen. Vergl. 
Kent, 1. c. vol. III. Pars V. lect. 45. num, 4. S. 151—57. 
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Abschnitt IV. 

Vom Schiffspersonal. 

Kapitel I. 

Im Allgemeinen. 

§ 53. Ueberticht. 

Der Zweck der Rhederei ist die bestmögliche Verwendung 
des Schiffes, um durch Güter- und Personentransport eine mög- 
lichst hohe Fracht und somit eine möglichst hohe Verzinsung 
der in das Geschäft (namentlich in das Schiff selbst) verwende- 
ten Kapitalien zu erlangen. Diese Benutzung des Schiffes ver- 
langt ein der Seefahrt kundiges Personal, das Schiffspersonal, 
an dessen Spitze der Rapitain oder Schiffer mit der ober- 
sten Leitung des Ganzen steht. In der Regel ist der Rheder 
gegenwärtig nicht mehr zugleich der Kapitain des Schiffes *), 



1. Sonst war dies sehr häufig und hatte gewöhnlich der Kapitain eine 
Schiffspart, also war Mitrheder, jetzt ist es wenigstens seltener. 
Spanisches Handelsgesetzbuch Art. 620, 36. Das Preußische Recht 
(1. c. Artikel 1443 und 44) erklärt, dass ein Rheder, der zugleich 
Schiffer sei, in allem, was die Führung des Schiffes betreffe, jedem 
anderen Schiffer gleich zu achten sei, selbst wenn er sich die Füh- 
rung des Schiffes bei seinem Eintritt in die Rhederei gegenüber 
•einen Mitrbedera ausdrücklich ausbedungen hatte. 
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sondern ein Dritter, und noch vielmehr gilt dies von dem übri- 
gen Personal. Die Mannschaften werden in der Regel nicht 
von dem Rheder ernannt, sondern man uberlässt gewöhnlich 
dem Kapitain die Auswahl und Engagirung der Seeleute und 
übt allenfalls nur ein Einspruchrecht gegen diese oder jene 
Person von den Seeleuten aus. Sind Rheder (propriötaire) 
und Ausrüster») (armateur) verschiedene Personen, so ernennt 
regelmässig der letztere den Kapitain , doch kann sich natürlich 
der Rheder einen Einfluss auf die'Ernennung der Seeleute aus- 
drücklich vorbehalten. 

Das gesammte SchüTspersonal (Equipage auch genannt) 
zerfallt in Kapitain (Schiffer) und übrige Officiere auf der 
einen und das eigentliche Schiffsvolk, die Matrosen oder di 
Mannschaft auf der anderen Seite, obgleich man nicht selten 
unter allen diesen Ausdrücken auch die Officiere mitbegreift. 
Seeleute nennt man im Allgemeinen aber, welche das Ge- 
werbe treiben, welches sich auf die Bedienung der Seefahrzeuge 
bezieht, den Schiffer mit eingeschlossen. Von Schi ff sk indem 
spricht man in der Regel im Gegensatz zum Kapitain. 

Das Schiffspersonal hat nun eigenthümliche Rechte und 
Pflichten und zwar sowohl unter einander gegenseitig als beson- 
ders in Bezug auf ihren Rheder. Vor Allem aber ist der Kapi- 
tain der Mittelpunkt der ganzen Schiffsmannschaft und nament- 
lich das eigentliche Organ, durch welches die Rhederei mit der 
Equipage in rechtlicher Verbindung steht. Desswegen scheint es 
angemessen, in den folgenden Kapiteln diese Rechte und Ver- 
bindlichkeiten so zu scheiden, dass wir Kapitel II. von dem Ver- 
hättniss zwischen Rheder und Kapitain, Kapitel HI. von dem 
Verhältniss des Rheders und Kapitains zum Schiffsvolke sprechen. 
In diesem ersten Kapitel soll nur eine kurze Uebersicht des 
gesammten Personals gegeben werden *). 



2. cf. § 49. AusrUster ist also der, welcher ein Schiff vom Rheder zu 
einer Reise ganz miethet und zu diesem Behufe in den Stand setzt. 

3. Vergl. besonders Wedderkop, ius naut. üb. I.; Koch Preuss. 
Recht I. $427; Pöhla S. 248. 
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§ 54. Der Schiffer oder Kapitain 4 ). 

Er hat die ganze Aufsicht und Leitung des Schiffes und der 
Ladung. Er ist gegenwärtig von den Rhedern gewöhnlich nicht 
bloss mit der seemännischen Führung des Schiffes beauftragt, 
sondern hat in der Regel in der Jetztzeit auch die Geschäfte des 
Supercargo (§ 57), also fungirt als Factor für die eingeladenen 
Waaren und Güter. Daraus erhellt zur Genüge die ungemeine 
Wichtigkeit der Stellung des Kapitains gegenüber der Rhederei, 
in derem Interesse es demnach liegt, eine sorgfältige Wahl zu 
treffen. Freilich sind gewöhnlich die Supercargobefugnisse des 
Kapitains durch die Rechte der Gorrespondenten der Rheder und 
sofern diese nicht Ablader sind, resp. der Ablader meist wiederum 
sehr beschränkt. 

Fast in allen Europäischen Seestaaten ist aber schon von 
Staatswegen für die Sicherheit der Rheder in dieser Beziehung 
gesorgt und wird gegenwärtig von dem, der als Schiffer fungiren 
will, ein spezieller Nachweis seiner Befähigung dazu verlangt, 
meist durch theoretische und praktische Examina oder indem 
man zum wenigsten die Forderung stellt, dass ein solcher be- 
reits eine bestimmte Anzahl von Jahren als Seemann, nament- 
lich auch als Steuermann fungirt habe. Auch sind meist beson- 
dere Strafen denen angedroht, die sich für Schiffer ausgeben 
etc. *). Gewöhnlich wird in den einzelnen Staaten verlangt, dass 



4. Auch Schiffscapitain, Commandern- und bei Grönlandsfahrern auch 
wohl Commodore; Setzschifler, Lateinisch magister navis, Englisch 
master of a ship, Französisch capitainc. Uebrigens war schon bei 
den Römern der magister navis häufig einer aus der Mitte der 
exercitores navis (Rheder). 

5. Das Preuss. Recht 1. c. § 1446 sagt: Es soll in hiesigen Landen 
Niemand zum Schiffer angenommen werden, der nicht zuvor von 
dem Schiffer-Alten mit Zuziehung eines geschickten Mathematikers 
geprüft, und mit einem Atteste versehen worden: dass er in der 
Steuermannskunst erfahren. sei; durch Reisen schon die nöthigen 
Land» und Revierkenntnisse erlangt habe; den Schiffsbau verstehe; 
auch in den Seerechten und Gebräuchen hinreichend bewandert sei. 
— Andere Seerechte haben ganz ähnliche Bestimmungen. Wegen 
der Strafen setzt das Preuss. Recht Art. 1455 fest, dass ausser der 
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ein Schiff, welches alle Rechte einer bestimmten Nationalität 
beanspruchen will, von einem nationalen Schiffer geführt 
werde •). 

Die Rechte und Pflichten des Schiffers lassen sich dahin 
zusammen fassen: er muss das Schiff auf die beste Art leiten, 
sowie besonders das Commando über alle Seeleute führen; er 
muss das Schiff zur rechten Zeit an seinen Bestimmungsort 
führen; er muss als Verwalter fremder Angelegenheiten sich 
geriren, wenn er nicht zufallig Eigenthümer (Selbstrheder) des 
Schiffes ist, und auch hier in Betreff der Ladung, wenn nicht 
auch diese, was allerdings wenigstens möglich, auf seine Rech- 
nung geht; der Kapitain, welcher nicht Selbstrheder ist, heisst 
auch wohl Setzschiffer. 

§ 55. Die Übrigen Ofti eiere. 
Dahin gehört: 

1) Der Steuermann, dem nicht selten (besonders auf 
grösseren Schiffen) noch ein Untersteuermann zur Seite steht 
und der im Englischen bezeichnend Gehülfe des Kapitains (mate) 
genannt wird. Er vertritt überhaupt den Schiffer in dessen Ab- 
wesenheit, wechselt auch mit ihm im Commando des Schiffes 
und ist nach diesem der oberste Officier auf dem Schiffe; be- 
sonders hat er das Schiff zu lenken; sodann hat er den täg- 
lichen Seedienst in das Journal zu schreiben und auch in Er- 
mangelung des Schiffsschreibers, das V erzeichnis» der eingelade- 
nen Güter zu führen. Auch er muss zumeist seine seemännische 
Befähigung nachweisen und wird wegen Unfähigkeit mit schwe- 
ren Strafen bedroht. 



RQckgabe alles Empfangenen und ausser dem Ersätze des verur- 
sachten Schadens der unfähige Schiffer mit willkürlicher Geld- oder 
Gefangnissstrafe belegt werden solle. — Span. Handelsgesetzbuch 
Art. 635. 636. — Gerade in England wird hierin Alles mehr der 
Willkühr der Rheder anheimgegeben, die ihre schlechte Wahl zu 
büssen haben, und wird ein Schiffer wegen seiner Unfähigkeit nicht 
als Verbrecher bestraft. 

6. Die genaueren Bestimmungen über die Forderung wegen der Natio- 
nalität des Schiffers wie der übrigen Seeleute sind bereite $ 44 
detaillirt angegeben. 
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2) Der Hochbootsmann oder Hauptbootsmann oder 
schlechthin Bootsmann (proreta). Er hat die Befehle des Kapi- 
tals auszuführen und auch er vertritt bisweilen denselben 
in dessen Abwesenheit oder Krankheit; sodann hat er nament- 
lich die Aufsicht über Takelage und Segel und hat für die sorg- 
fältige Einladung und Ausladung der Güter, z. B. dass zum 
Aufwinden gute Taue genommen werden etc., besonders aber 
für tüchtige Legung und Stauung derselben zu sorgen und die 
eingeladenen Güter überhaupt zu beaufsichtigen. In Ermangelung 
eines Bootsmanns liegen die Geschäfte desselben regelmässig 
dem Steuermanne ob. 

3) Auch der Schiffszimmermann gehört zu den 
Ofticieren. 

V 

$ 56, Die übrige Mannschaft '). 

Sie bildet im Gegensatz zu den Officieren das eigentliche 
Schiffsvolk; darunter ist noch der Koch, der zugleich die Auf- 
sicht über den Mundvorrath hat, also zugleich Proviantmeister 
(steward) ist, zu erwähnen. Die anderen sind die Matrosen, 
welche wohl nach ihren Bestimmungen und nach ihrem see- 
männischen Alter in verschiedene Klassen und Stufen eingetheilt 
werden. Zur Eigenschaft eines Matrosen gelangt man erst durch 
den Dienst als Schiffsjunge. 

In manchen Ländern, namentlich in Preussen, wird man 
dadurch, dass man längere Zeit auf einem Kauffahrer Seedienste 
irgend einer Art gethan und namentlich Seereisen mitgemacht 
hat, frei von der Verpflichtung zur Ableistung des regelmässigen 
Kriegsdienstes. Anderseits ist die Sitte des Matrosenpressen 
namentlich in England bis jetzt geübt worden. 

Gewöhnlich dürfen Kapitain und Mannschaften, wenn das 
Schiff zur Abfahrt bereit ist, nicht für Schulden angehalten wer- 
den, es sei denn, dass selbige von Gegenständen herrühren, die 
für die beabsichtigte Reise geliefert sind. Das Nähere siehe 
bereits $ 47. 



7. In England unterscheidet man häufig den master von den anderen 
Seeleuten als den mariners. 
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§ 57. Mehr zufällige Personen auf Schiffen. 

Auf Kriegsschiffen findet sich aus railitairischen Gründen 
ein weit stärkeres SchiflTspersonal als auf Kauffahrteischiffen und 
ist die Zahl der Matrosen und Officiere sehr vervielfacht, 
namentlich auf grösseren Schiffen, zur Ausführung schneller 
Bewegungen des Schiffes sowie zum Behufe der Bedienung der 
Geschütze. Doch interessirt uns dies weniger. Auch sind hier 
meist noch sog. Seesoldaten mit besonderen Ofücieren am 
Bord. 

Der Schiffsschreiber, der Schiffsgeistliche, der 
S c h i f f s a r z t sind gegenwärtig meist auf Kauffahrern nicht zu finden. 
Wohl aber nicht selten ein Supercargo (§ 120), der im Namen 
der abladenden Rheder oder fremden Kaufleute die eingeladenen 
oder auch einzuladenden Güter überwacht und an die Destina- 
tare überliefert, sowie Zahlungen empfängt und leistet, endlich 
auch wohl Rückfracht besorgt. In Ermangelung des Supercargo 
hat der Kapitain dessen Functionen zu besorgen. — Endlich sind 
noch die gewöhnlichen Reisenden (Passagiere), sowie die 
Lootsen zu erwähnen, von welchen weiter unten besonders ge- 
handelt werden soll. 



Kapitel II. 

Verhältnis» zwischen Rheder und Schiffer. 

Literatur: Pöhls, S. 141-247. Jacobsen, S. 107-161. Abbott, 
part. I. chap. I. und part. II. chap. I-1V. Bravard -Veyrieres 
S. 328-339; Pardessus, n. 624-666; Koch I. §423-426. 
Kent vol. III. part. V. lect. 46. 

Preuss. Landrecht I. 8. $ 1445—1533. Holl. Handels- 
gesetzbuch Art 342 — 393. Span. Handelsgesetzbuch Artikel 
634—686, auch schon Art. 616-633. Franz. Handelsgesetz- 
buch II. Titel 3 und 4. 
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$ 58. Begründung und Auflösung des Verhältnisses. 

Der Kapitain wird von dem Rheder oder wo dieser vom 
Ausrüster verschieden ist, von letzterem frei gewählt, sofern 
diese Wahl nicht durch Staatsgesetze in Betreff der Fähigkeit 
und Nationalität der Schiffer ($ 44.54) beschränkt ist. Nur soll 
der Rheder keinem Anderen seinen Schiffer abspenstig machen 
und nur solche engagiren, die ein Entlassungsattest von ihrem 
letzten Patron beibringen. Mitrheder entscheiden nach Stimmen- 
mehrheit. Wenn Rheder und Kapitain zufällig dieselbe Person 
sind (§ 59), so ist natürlich ein Rechtsverhältniss nur gegenüber 
dritten Personen möglich. Der Contract mit dem Kapitain be- 
darf in der Regel gar keiner Form, es genügt mündliche Ver- 
abredung und selbst Ernennung aus der Ferne ist möglich, doch 
ist schriftliche Abschliessung *) empfehlenswerth und in Däne- 
mark, Oesterreich und Russland geboten, im Preuss. Landrecht 
(I. c. $ 1450 mit § 1453) wenigstens als Regel verlangt, obwohl 
unter Abwesenden schon die Correspondenz genügt und bei 
einer bloss mündlichen Abrede, die wenigstens durch gegen- 
seitige Erfüllung klagbar wird, der Schiffer zu deren eidlichen 
Bestärkung gelassen wird. 

Der Rheder eder Ausrüster wird gegenwärtig nach gemeinem 
Europ. Seerecht für befugt gehalten werden dürfen, den Schiffer 
jeder Zeit zu entlassen, indessen natürlich verpflichtet sein, den- 
selben, wenn er dabei ohne Schuld ist, zu entschädigen oder 
wenigstens bis zum Zeitpunkte der Entlassung zu salariren. 
Dasselbe gilt auch von dem Kapitain, der zugleich Mitrheder ist, 
nur dass derselbe bei willkürlicher Entlassung meist sofortige 
Auszahlung seiner Part fordern kann. Doch weichen die ein- 
zelnen Seerechte in dieser Materie vielfach von einander ab. 
Das Französische Seerecht 1 ) ist am strengsten; es gestattet 
Entlassung nach Zahlung des verdienten Lohnes zu jeder 
Zeit ohne Entschädigung, es sei denn, dass letztere schriftlich 



1. Das Hanseatische Seerccbt von 1614 (Tit II. Art. 3) ist darin sehr 
peinlich. 

2. Code de commerce Art. 218. 19. Verordnung vom 20. Marz 1804. 
Pardessus 1. c. n. 626. 
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stipulirt sei, und ohne Angabe von Gründen; doch kann der 
wahrend der Reise willkürlich entlassene Kapitain Entschädigung 
wegen der Rückkehr verlangen. Ebenso streng ist das Holl. 
Handelsgesetzbuch Art. 328, doch im letztgenannten Falle ist der 
volle Lohn auszuzahlen ausser den Kosten der Rückkehr. 
Nach Preuss. Rechte ist nur bei einer willkürlichen Entlassung 
während der Reise volle Entschädigung zu verlangen *). Nach 
dem Span. Handelsgesetzbuch Art. 626 — 30 darf der Kapitain 
(sowie das Schiffsvolk) vor der Abreise, wenn das Engagement 
ganz unbestimmt (also auch nicht auf eine bestimmte Reise) war, 
gegen Zahlung des abgelaufenen Soldes willkürlich entlassen 
werden und entsteht eine Pflicht zur Entschädigung nur durch 
einen ausdrücklichen Vertrag; während der Reise ist zwar 
gleichfalls willkürliche Entlassung gestattet, doch muss der Sold 
bis zum Tage der Rückkehr des Kapitains (oder der Mannschaft) 
in den betreffenden Hafen gezahlt werden, wenn kein Verbrechen 
oder Seeunfähigkeit nachgewiesen wird; und endlich, wurde auf 
eine bestimmte Zeit oder Reise engagirt, so findet überhaupt 
gar keine willkürliche Entlassung statt; ist aber der Kapitain 
Mitrheder, so darf er überhaupt nur wegen wichtiger Ursachen 
entlassen werden und ist ihm dann seine Part auszuzahlen. In 
Oesterreich gelten absonderliche unpraktische Bestimmungen 4 ). 
Uebrigens gestattet bereits das Hans. Seerecht 1614 (Titel II. 
Art. 4) wie es scheint willkürliche Entlassung. In England 
und Nordamerika finden sich über Ernennung und Entlassung 
des Schiffers keine besonderen gesetzlichen Bestimmungen, doch 
scheint man auch hier nach der Praxis den Rhedern grosse 
Freiheit zuzuerkennen. 

Bei der Mitrhederei entscheidet wie über Ernennung so 
auch Entlassung des Schiffers Stimmenmehrheit. Der Director 
hat hier nur ausnahmsweise ein solches Recht und nur im 
Holl. Handelsgesetzcuch Art 328 erscheint es als Regel. 

Dagegen hat der Kapitain nur aus besonderen zu erweisenden 



3. Allg. Preuss. Landrecht II. 8. $ 1456. 57. 

4. Siehe Pöhls S. 217 und Editto politieo di navig. 1774. Artikel II. 
Pöhls Ansichten über die Entlassung des Sshiffers sind (S. 144) 
sehr milde, scheinen aber jetzt unpraktisch gegenüber den Bestim- 
mungen der neueren Seerechte. 



Digitized by Google 



144 



Abschn. IV. Vom Schiffspersonal. 



Gründen das Recht, vor Ablauf der Zeit oder Reise seine Ent- 
lassung zu fordern *). Sonst muss er Ersatz für alle aus seinem 
Rücktritt entstehenden Schäden leisten. 

Nach Französischem Rechte (Code de com. Art 208) 
hebt der in Folge eines Reschlages stattgehabte gerichtliche 
Zuschlag des Schiffes auch noch die Anstellung des Kapitains 
auf, jedoch mit Vorbehalt der etwa schriftlich versprochenen 
Entschädigung wegen Verabschiedung, in allen übrigen 
Fällen ist, nach Pardessus 1. c n. 627, dem zwischen dem 
verkaufenden Rheder und dem Kapitain abgeschlossenen Vertrage 
nachzukommen und soll der Käufer erst nach Zahlung der etwa 
verabredeten Entschädigung den Kapitain entlassen können ; doch 
stehe dem Käufer der Regress gegen den Verkäufer zu. 

Im Folgenden werden wir uns, der Kürze wegen, in der 
Regel nur des Ausdruckes Rheder bedienen, doch ist der blosse, 
den Schiffer engagirende Ausrüster darunter immer mit zu ver- 
stehen, indem wesentlich von beiden im Verhältniss zum 
Schiffer dasselbe gilt. Von dem Verhältniss des Kapitains zu 
den Ladungsinteressenten, welche gewöhnlich nicht selbst zu- 
gleich die Rheder sind, kann aber erst in den folgenden Ab- 
schnitten gesprochen werden. 

$ 59. Natur des Verhältnisses. 

Das Verhältniss zwischen Schiffer und Kapitain ist durchaus 
eigenthümlicher und einzig aus dem Wesen des Seeverkehres 



5. Diese Beschränkung des Kapitains auf der einen und die grosse 
Freiheit der Rheder auf der anderen Seite in Bezug auf die Ent- 
lassung rechtfertigt sich durch die eigentümliche Natur des Ver- 
hältnisses zwischen Rheder und Schiffer, welches nicht bloss einfache 
Dienstmiethe, sondern zugleich eine Art Mandatsverhältniss ist, 
rechtfertigt sich durch das Gewagte der Speculation des Rheders, 
durch die Schwierigkeit, den Grund zur Entlassung des Kapitains 
zu beweisen, besonders da nicht selten der Rheder, bei einem wich- 
tigen Geschäfte, auf eine kurze Notiz eines entfernten Correspon- 
denten in Betreff des Schiffers hin, sich mit Recht zur Entlassung des 
Schiffers veranlasst sehen mag etc. Siebe Pardessus 1. c. und den 
folgenden §. 
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zu erklärender Natur. Es ist nicht bloss eine Dienstmiethe 
(locatio conductio operarum), obwohl deren Grundsätze bei Be- 
urtheilung vieler Seiten des Verhältnisses, namentlich in Be- 
zug auf die dem Kapitain obliegende Leitung und Führung des 
Schiffes angewandt werden müssen, sondern zugleich ein Man- 
datsverhäl tniss ziemlich umfassender Art, indem der Schiffer 
bei seiner Anstellung ein Mandat übernimmt dahin, alle in Be- 
zug auf das Schiff und die damit in Verbindung stehenden 
Verhältnisse vorkommenden Angelegenheiten der Rhederei zu 
besorgen und als deren Bevollmächtigter zur tüchtigen und 
möglichst nutzbaren Anwendung des Schiffes überall aufzutreten, 
sowie ihr Interesse in allen diesen Beziehungen wahrzunehmen. 
Dies Mandatsvcrhäl tniss ist namentlich da von ausgedehnter Art, 
wo, wie dies jetzt zumeist der Fall ist, dem Schiffer zugleich 
die Geschäfte des Supercargo oder Cargadeur übertragen 
sind und er mithin zugleich als Beauftragter der Ablader 
aufzutreten hat •) , doch auch in dieser Beziehung mehr im 
Namen und durch directe oder indirecte Vermittelung des 
Rheders. 

Dies Verhältniss ist ein Verhältniss ganz besonderen Ver- 
trauens. Der Rheder setzt auf die Rechtlichkeit und Gewissen- 
haftigkeit des Schiffers einen grossen Theil seines Vermögens. 
Desshalb wird das Verhältniss streng vor dem Gesetze zu be- 
urtheilen sein und ist auch nach allen Secrcchten deshalb der 
Schiffer zur Anwendung der grössten Sorgfalt iu allen seinen 
auf das Schiff bezüglichen Handlungen und Geschäften ver- 
pflichtet; er soll hier überall wie ein ordentlicher Hausvater die 
Angelegenheiten seiner Patrone besorgen (omnem diligentiam 
praestare) 7 ) 



6. Mit diesen Ansiebten über die Natur des Verhältnisses zwischen 
Rheder und Schiffer stimmen öberein Pardessus, 1. c. n. 626 
und Koch, Preuss. Recht I. §423 (n. II. S. 713). 

7. Code de com. fran<*. Art. 221. Holl. Handelsgesetzbuch Art. 345. 
Preuss. Landrecjit 1. c. § 1462. 



v. Kaltenborn, Seerecbl I. 10 
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§ 60. Verpflichtung der Rheder durch den Schiffer»). 

Der Schiffer verpflichtet im Allgemeinen wie jeder andere 
Factor den Rheder als seinen Principal, so lange er sieh inner- 
halb der Grenzen seines Auftrages (lex praepositionis) halt. 
Diese Grenzen bestimmen sich nach der Natur des ganzen Ver- 
hältnisses, durch das in dem Geschäfte dieser Art zur möglichst 
gewionreicben Benutzung des Schiffes Nützliche und Nothweu-*- 
dige. So lange aber der Schiffer sich innerhalb dieser Grenzen 
hält, darf jeder Dritte eine Beauftragung rechtlich vennuthen 
und kann sich der Rheder durch den Einwand, dass der Kapi- 
tal» die Vollmacht überschritten, nicht von der Verbindlichkeit 
frei machen 9 ). Demnach wird feststehen, dass gegenüber Dritten, 
die von den besonderen Auftragen des Schiffers von Seiten 
des Rheders nichts wissen, der Rheder unbedingt durch den 
Schiffer gebunden ist, so lange dieser in den Grenzen eines für 
solche Geschäfte zu präsumireiKlen Auftrages sich halt. Abnorme 
Bestimmungen des speziellen Auftrages können nur dann von 
rechtlichem Einflüsse werden, wenn der Dritte davon wusste «•). 
Dagegen ist der Schiffer natürlich wegen jeglicher Ueberschrei- 



8. Wegen des Röm. Rechts: Lauterbach, de exercitoria actione. 
Frick, de exer. act. 1793. Peckii, comment. ad rem naut. p. 71 
und daselbst Vinnius. Roccus, de navibus et naulo not. XI. sq. 
— Für das moderne Seerecht Wedderkop, introd. in ius naut. 
üb. I. tit. I. $3. 8typmann, ius marit. c. 15. Loccenius, de 
iure marit. üb. III. c. 7 (beide bei Heinecckis» p. 351 u. resp. 1029). 
van Hall, de magistro navis I. p. 75. Heise und Cropp, jurist. 
Abhandlungen Nr. 23. S. 442. Besonders aber Pöhls, S. 150 ff. 
Abbott, l. c. part. IV. chap. IV. S. 295 -337. 

9. Span. Handelsgesetzbuch Art. 621. Also ist hier der Einwand, dass 
der Schiffer seine Vollmacht überschritten habe, in der Regel nach 
Seerecht unzulässig. Preuss. Landrecht I. c. § 1 5211. Pardessus 
n. 662 bezieht dies mit Recht z. B. auch auf den Fall, da der Ka- 
pitain an dem Wohnorte des Rheders oder Correspondentcn selbst- 
ständig contrahirte, wenn nur die Dritten von deren Anwesenheit 
nichts gewusst haben. 

10. Dies wird durch die Sicherheit des Verkehres geboten und ist die 
Praxis in den vornehmsten Ländern. 



Digitized by Google 



Kap. IL Verhältnis* zwischen Rheder u. Schiffer. $ 60. 147 



tung der auch noch so abnormen Bestimmungen der speziellen 
Vollmacht persönlich verantwortlich. 

Es gibt nach den neueren Seerechten gewisse Ausnahmen, 
die sich von selbst rechtfertigen. 

Wenn der Schiffer an dem Wohnorte des Rheders oder 
dessen Correspondenton, an welchen das Schiff adressirt ist, sich 
befindet und diese Personen anwesend»») sind, so darf der 
Schiffer nur mit deren Genehmigung irgend wichtigere Acte 
vornehmen, welche einzeln zu spezificiren, sehr schwierig ist. 
Die Gesetze rechnen dahin: Verzimmerung des Schiffes, Ankauf 
von Segeln, Tauen, Lebensmitteln etc., Aufnahme von Geld, 
Verfrachtung oder Vermietung des Schiffes 1 a ). Es kommt hier 
viel auf die Umstände sowie auf die Gewohnheiten des Handels- 
platzes au. Doch pflegt der Schiffer in der Regel nichtsdesto- 
weniger autorisirt zu sein trotz obiger Anwesenheit I) zur An- 
nahme des Schiffsvolkes, doch in der Regel * 3 ) unter Einwirkung 
der Rheder oder des Directors; 2) zur blossen Annahme der 
einmal zu befördern beschlossenen (durch Certepartie, oder sonst) 
Frachtgüter t4 ). 

In der Fremde ist dagegen der Schiffer unbeschränkt be- 
vollmächtigt. Doch soll er nach neueren Seerechten, wenn die 
Sache nicht dringend ist und wenn überhaupt die Umstände es 
erlauben, möglichst seine Rheder vorher um Instructionen 
bitten 1 5 ). Ucberhaupt soll sich der Schiffer möglichst auf das 
Nothwcndige beschränken, was aber im Interesse des coutra- 
hirenden Dritten doch nur so zu verstehen ist, dass das den 



11. Das Span. Gesetz (1. c. Art. 641) drückt sich negativ aber am besten 
aus, indem es die Anwesenheit urgirt. Das Franz. (Artikel 232) 
sowie Holland. (Art. 371) sprechen bloss vom Wohnorte. Das 
P reu ss. Recht (1. c. $ 1459 mit 1498) spricht vom Wohnorte, ver- 
langt aber nach «lein ganzen Zusammenhange Anwesenheit. 

12. Holl. Handelsgesetz^ Art. 371. Franz. Art. 232. Wegen Lebens, 
mittel Hans. Seerecht V. 1, 2, und Span. Recht Art. 642 mit 643, 

13. Span. Handelsgesetzbuch 639. Holl. Art 343. 

14. Pöble S. 152. 53 rechnet noch dahin: Verproviantirung, nothwen- 
dige Reparirung. 

15. So das Span. Gesetzbuch Artikel 642 wenigstens fft* gewisse Fälle-, 
doch ist das wohl auch für Spanien zu generalisiren. 

10* 
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Verhältnissen, Umständen, der Grösse des Schiffes etc. Ange- 
messene geschehe, also z. B. nicht zu luxuriöse Reparaturen 
in ein altes Schiff gemacht, nicht übermässige Summen vorge- 
streckt etc. werden. Sodann versteht es sich von selbst, dass 
der Schiffer Dritten gegenüber nur dann den Rheder verpflichtet, 
wenn er ausdrücklich in dessen Namen oder doch gerade in 
Bezug auf das Schiff contrahirte. Freilich wird der Beweis der 
Notwendigkeit der Ausgabe bei allen bedeutenderen, nicht 
durch den gewöhnlichen Geschäftsgang bedingten Contracten, 
also z. B. Verkauf, Verpfändung des Schiffes, Aufnahme von 
Darlehen etc. dem Dritten auferlegt 19 ). 

Bei dem Beweise einer in rem versio zum Besten des Schiffes 
wird nur darzuthun sein, dass der Nutzen noch stattfinde und 
der Rheder wird stets verantwortlich sein, auch wenn der 
Schiffer nicht in Bezug auf ihn oder auf das Schiff contrahirte. 

Für die Versehen und Verbrechen des Schiffers kommt die 
Rhederei überall dann auf, wenn sie unmittelbar bei Handlungen, 
die der Schiffer in seiner Eigenschaft als Schiffer des bestimm- 
ten Rheders vornahm und besonders bei einem sie verpflichten- 
den Vertrage vorfielen, doch wohl nur in subsidium, nämlich 
wenn der Verletzer selbst zur Entschädigung ausser Stande 
ist 17 ). Sodann aber ist der Kapitain der Rhederei für allen 
durch seine Versehen oder Verbrechen entstandenen Nachtheile, 
nach aligemeinen Rechtsgrundsätzen verantwortlich. 

Dagegen ist anderweitig der Kapitain zur Erfüllung der in 
seiner Eigenschaft und kraft seines Amtes für die Rhederei 
gegen Dritte eingegangenen Verbindlichkeiten nicht persönlich 
verantwortlich, er müsste denn seine Vollmacht überschritten etc. 
oder sich ausdrücklich selbst in irgend einer Weise (als Haupt- 
schuldner, Bürge etc.) verpflichtet haben") etc. Er hat nur die 



16. Pöhls 1. c. 156. L. J. pr. D. 14. c. Oleron Seerecht Artikel 1. 
Wisby. Seerecht Art. 13. Hanseat. Seerecht I. 4. V. 3. VI. 2. Nach 
Span. Recht Artikel 621 ist dies ganz besonders streng, indem der 
Glaubiger immer die Verwendung der geforderten Summen zum 
Nutzen des Schiffes beweisen muss. 

17. Vergl. Pöhls, 1. c. S. 157 mit Cropp 1. c. 467; auch Pardessus 
n. 663. 

18. ef. Pardessus, cours de droit com, tom. III. n. 650. 
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Pflicht, aus dem in seinen Händen befindlichen Vermögen der 
Rhederei Befriedigung zu schaffen. 

Doch ist es (z. B. auch in Frankreich) jetzt in den Fällen, 
wo der Kapitain persönlich nicht verpflichtet ist, sehr gebräuch- 
lich, ganz wie im Römischen Rechte es streng sein sollte, die 
Klage gegen ihn anzubringen, um eine regelmässige und genaue 
Anerkennung der Obligation sogleich von Anfang an zu haben 
und um dadurch die Einreden des Rheders zu vereinfachen. 
Pardessus 1. c. Doch kann dies nur geschehen, so lange als 
der Schiffer noch in des Rheders Diensten ist. Dagegen steht 
heutiges Tages überall der Rhederei eine direetc Klage gegen 
den Dritten aus den Acten des Schiffers zu (adiectitiae quali- 
tatis actio exercitoria). 

Endlich muss der Rheder den Kapitain als seinen Mandatar 
für alle, von diesem selbst gemachten Ausgaben und Verwen- 
dungen entschädigen und ihn selbst wegen Verbindlichkeiten, 
welche der Schiffer zum Besten der Rhederei, auch mit Ueber- 
schreitung der Vollmacht, persönlich auf seine eigene Gefahr 
contrahirte, falls nur dazu eine gewisse Nothwendigkeit vorlag, 
schadlos halten. Pardessus n. 660. 

§ 61. Umfang dieser Verpflichtung. 

Indem wegen der allgemeinen seerechtlichen Grundsätze über 
den Umfang der Verbindlichkeiten der Rhederei aus ihrer See- 
unternehmung hier auf das bereits § 52 Erörterte verwiesen wird, 
sind hier nur noch folgende Bemerkungen zu machen. 

Das Römische Recht, welches den Rheder unbedingt mit 
seinem gesammten Vermögen für verpflichtet hält, ist nirgends 
praktisch und galt schon im Mittelalter nicht. Schon das Con- 
solato del mare c. 183, 224, 236, das Wisbysche Seerecht arg. 
Artikel 13 und 68; Hanseat, arg. Artikel 2. Titel X. lassen die 
Rhederei in der Regel nur bis zum Werthe des Schiffes haften 
und die neueren Seerechte befreien die Rheder durch Abandon 
des Schiffes und resp. der Schiffspart von aller weiteren Ver- 
bindlichkeit aus ihrer Schiffsunternehmung, namentlich aus den 
Handlungen und Contracten des Kapitains. In dem Schiffe sind 
alle während der Reise erwachsenen Vortheile sowie die Ver- 
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Sicherung 19 ) mit einbegriffen. Sollte das Schiff (sowie die Fracht) 
zu Grunde gegangen sein, so ist zur Befreiung der Rhederei 
hinreichend, wenn von ihr alle Ansprüche und Klagen, die auf 
dieses Schiff und die Fracht Bezug haben, abandonnirt werden. 
Doch werden die Rheder nach Preussiscbem und gegenüber den 
Assecuradeurs auch nach Französ. Rechte durch den Abandon 
nicht von den Verbindlichkeiten, für welche sie aus Vergehun- 
gen der Schiffer haften 30 ), befreit. Aber es scheint dies hart und 
erlaube ich mir hier Pardessus (n. 663 Ende) Worte herzu- 
stellen: „Im Gegentheil wenn ein Kapitain irgend einen Schaden 
„verursacht, z. ß. durch Ansegeln oder wenn er Waaren nicht 
„übergibt etc., so wäre der gerichtlich belangte und für seinen 
„Angestellten verantwortliche Rheder durch Abandon des Schifles 
„befreit, selbst wenn diese Gegenstände durch irgend einen 
„Zufall (und wäre es in Folge des Delicts oder Quasidelictes, 
„das zur Verantwortlichkeit Anlass gibt) — total untergegangen 
„wären, oder wenn sogar das, was davon übrig bliebe, durch 
„die Privilegien absorbirt würde; es müsste denn bewiesen 
„werden, dass er von den Handlungen des Kapitains pro- 
„fitirt hat oder sein Mitschuldiger war. Daraus folgt um 
„so mehr, dass, wenn ein Kapitain für seine eigene Rechnung 
„auf dem Schiffe Contrebande eingeführt hätte, gegen dessen 
„Rheder keine Verurtheilung erginge, wenn dieser bewiese, dass 
„ihm diese üebertretung fremd sei »»)• — Diese Vorschriften 
„lassen sich jedoch in dem Punkte modificiren, wo nämlich, 
„was häufig geschieht, der Rheder den Kapitain ausser der Füh- 
rung des Schiffes auch bevollmächtigt hätte, die von dem Rheder 
„selbst eingethane Ladung zu verwalten ; dann würde der Rheder 
„(als Befrachter) für die von dem Kapitain eingegangenen 
„Verbindlichkeiten in diesem Betracht haften, ohne durch 
„den Abandon der versandten Waaren oder derjenigen, die zum 
„Ersatz gekauft worden wären, sich befreien zu können.** 



19. Citate stehen bereits oben §52. Die Versicherung gehört wenig- 
stens nach Preuss. Rechte II. 8. § 1529 — 33 und 1576 — 78 aus- 
drücklich dazu und auch nach Franz. Rechte billigt es Pardessus 
n. 663. 

20. Siehe die letzten Citate der vorigen Note. 

21. Abw. Urth. 4, Febr. 1813. 
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Nach P reu ss. Rechte ($1531) findet aber die Befreiung 
für die Rheder durch Abandon nur so lange statt, als nicht das 
ScliiÜ* aufs Neue in See gegangen ist, indem sie dann mit ihrem 
übrigen Vermögen haften. 

Es ist eine besonders in Frankreich bis auf die neueste Zeit 
controverse Frage ob der Schilfer Uberhaupt den Rheder 
auf irgend eine Weise auch über den Werth des Schiffes und 
der Ladung hinaus persönlich mit dessen anderweitigem Ver- 
mögen verpflichten könne. Nach den in diesem $, sowie $ 52 
bereits gegebenen Erörterungen werden wir dies durchaus ver- 
neinen müssen und nur den Fall ausnehmen, dass der Rheder 
ausdrücklich au einer solchen persönlichen Haftung sich ver- 
pflichtet hat oder auch stillschweigend durch Ausstellung 
von Wechsel briefen in blanco zur beliebigen Disposition des 
Schillers, in welchem Falle aber die Verbindlichkeit des Rheders 
sich nicht nach Seerecht, sondern eben nach Wechselrecht er- 
klärt; ferner wenn er auf ihn gezogene Wechsel des Correspon^ 
deuten oder Schiffers aeeeptirt hat, wo dasselbe gilt. Wenn 
man für die entgegengesetzte Ansicht namentlich darauf ver- 
weist, dass die alteren und neueren Seerechte ausdrücklich 
immer die Befugniss des Schiffers zur Verpfändung des Schiffes 
daran knüpfen, dass es ihm an Geld fehle, dass er anderweitig 
keins auftreiben könne, ja nicht selten, dass er erst um Geld 
möglichst nach Hause schreiben müsse ; ferner wenn man nament- 
lich dafür die Bestimmung des Hanseatischen Seerechts 1614 
(Art 2. Titel VI.), dass Bodmerei erst dann zu schliessen sei, 
wenn der Schiffer „seiner Rheder nicht mächtig und der Öerter 
„kein Geld auf Wechsel an seine Rheder überzuschreiben be- 
kommen könne", — so ist das ganz und gar nicht schlagend. 
Diese Bestimmungen erklären sich vielmehr gerade aus der ent- 
gegengesetzten Ansicht. Eben weil bei Verpfändungen und 
namentlich bei Bodmereien, wo ja zudem sehr bedeutende Zin- 
sen genommen werden, die Verpflichtung des Rheders zu stark 



22. Die Geschichte dieser Controverse bei Cropp 1. c. Seite 474; siehe 
Pothier, contractu marit. n. 32 und 74. Valin ad Artikel 2. 
Ut. IL tit. 8 de l'ord. Emerigon, contrat a Ja grosse n. 445 u. 
570. Locre, esprit III. 172; Observation* du tribunal de Nantes 
II. p. 137; J3oulay-Paty, cours du droit com. II. p. 71. Pöhls 
S.159. Jacobsen, 8. 66 und 493, 
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wird, weil namentlich solche Forderungen nach allen Seerech- 
ten ganz besonders privilegirt sind (§ 48), so soll der 
Schiffer ihre Contrahirung so lange als möglich vermeiden und 
soll anderweitig Geld aufzunehmen suchen, natürlich mit 
geringeren Lasten und Pflichten für den Rheder sowohl in Be- 
zug auf die Zinsen als in Bezug auf die gesetzliche Privilegirung. 
Gerade aber wenn man annehmen wollte, dass bei solchen ein- 
facheren Geldaufnahmen nun der Rheder unbedingt persön- 
lich verhaftet wäre, so würde ja hier immer eine stärkere Ver- 
pflichtung als selbst bei Verpfändungen und Bodmereien be- 
gründet werden und so die gesetzlichen Bestimmungen der Art 
zur Absurdität werden. Vielmehr wird man demnach auch hier 
nur eine Verhaftung des Rheders für solche contrahirte Schul- 
den bis zur Höhe des Werthes des Schiffes annehmen müssen. 
— Dass besonders das Hanseatische Seerecht, welches die Dis- 
positionsbefugniss des Schiffers so sehr zu beschränken sucht, 
nicht in dem Sinne der Gegner interpretirt 4 werden dürfe, scheint 
ziemlich klar zu sein. Uebrigens enthält noch das neueste 
Hollän dische Recht, Art. 372, fast dieselbe Bestimmung ; auch 
das Preuss. Recht § 1499. 1500"). 



23. Pöhls 8. 159 erklart sich mehr fUr die entgegengesetzte Ansicht, 
gesteht aber schliesslich ein: dass wo in den Gesetzen einmal der 
Grundsatz aufgestellt sei, der Rheder werde durch den Abandon 
des Schiffes frei, da auch von einer persönlichen Verhaftung gar 
nicht die Rede sein könne, so lange nicht besondere gesetzliche 
Ausnahmen aufgestellt seien. J a c o b s e n 1. c. hat eigentlich keine 
eigene Ansicht, sondern referirt S. 495 nur, dass in England aller- 
dings das Oberhaus des Parlaments in appellatorio dahin entschie- 
den habe, „dass der Rheder persönlich für das vom Kapitain, 
„ohneBodmerei etc. natürlich, aufgenommene Geld, verantwort- 
„lich sei, insofern die Noth wendigkeit der Auslagen des Kapitains 
„für das Schiff zur Wiederherstellung, Monatsgage, Anschaffung von 
»Proviant (von den Gläubigern) erwiesen würde." — Von den 
verschiedenen Ansichten anderer Autoren wollen wir nur die des 
berühmten Valin 1. c. notiren. Er sagt: II est pourtant des cas 
oü il (der Rheder nämlich) ne se libere pas, en declarant faire cet 
abondon. Et 1) d'abord cela est evident, s*il agit de dettes con- 
tractees par le capitaine pour cause» qui aient reellement tournc 
au projlt du namre\ alors, que le navire arrive ä bon port ou 
non, l'armateur ne peufr se dispenser de payer. Et du nombre de 
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Uebrigens auch in dem Falle, wo der Rheder und Aus- 
rüster nicht in derselben Person zusammentreffen und also der 
Rheder einem Dritten (Ausrüster) das Schiff im Ganzen auf 
bestimmte oder unbestimmte Zeit vermiethet oder dessen Be- 
nutzung aus irgend einem Rechtstitel z. B. als Unterpfand etc. 
concedirt hat, wo dann dieser letztere die Ernennung des Kapi- 
tains (und resp. der Mannschaft) allein zu haben pflegt und 
allerdings zuerst und direct durch den Kapitain persönlich ver- fc 
pflichtet wird, wird nichts desto weniger das Schiff aus den 
Handlungen und den Gontracten des Kapitains für verhaftet zu 
halten sein. Es ist dies im Interesse des Seeverkehrs überhaupt 
zu statuiren, besonders da derselbe so vielfach auf dem Gredite 
beruht und die dritten mit dem Kapitain in rechtliche Beziehung 
tretenden Personen in der Regel von jener Trennung in der 
Person des Rheders und Ausrüsters nichts wissen werden, so 
dass also diesen namentlich eine vernünftige Billigkeitsrücksicht 
zur Seite steht; zugleich ist ja zu erwägen, dass der Rheder 
auch bei dieser Art von Geschäften durch den Schiffsmiethslohn 
von Seiten des Ausrüsters in der Lage ist, den Vortheil aus der 
Unternehmung des Schiffes zu haben, mithin (ubi commodum, 
ibi onus) auch die damit verbundenen Verpflichtungen ganz so 
als ob die Mittelsperson des Ausrüsters nicht dazwischen stünde, 
zu erfüllen, also in der Regel nur bis zur Höhe des .Schiffs- 
werthes, aber zugleich unter dinglicher Verhaftung gerade des 

: 

ces dettes est le salaire du ä un pilote qui aura pilotl le navire 
d'un endroit ä l'autre, pour raison du quel salaire le capitaine aura 
ture* un mandement sur l'arinateur, quoique le navire ait fait nau- 
frage dans la suite sous U conduite d'un autre pilote; la raison 
est que ces dettes sont propres et personelles a l'annateur tout 
comme s'il les eüt contractees lui-meme; 2) lorsque le capi- 
taine a emprunte de l'argent pendant le voyage pour les besoins 
du navire; alors encore que le capitaine ait fait un bon emploi de 
l'argent ou non, et quoique le navire vienne ä penr dans la suite, 
le propri&aire n'est pas moins tenu de payer la somme düe au 
preteur, sauf son recours contre le capitaine, s'il a malversl; 
l'inUrit public Vexige de la sorte. Autre chose seroit, si c'ltoit 
un pr£t ä la grosse etc. In diesen von Valin genannten Fällen sind 
aber nur privilegirte Forderungen am Schiffe ($ 48 oben), nicht per- 
sönliche Schulden des Rheders vorhanden. 
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Schiffswerthes. Mao wird ihm nur empfehlen können, sich 
gegenüber dem Ausrüster einen gewissen Einfluss auf die Er~r 
nennung des Kapitains vorzubehalten, damit ein recht tüchtiger 
in seinem Interesse gewählt werde. Sodann aber steht es auch 
fest, dass der Rheder im concreten Falle den Ausrüster wegen 
Entschädigung von Nachthetten, die durch Schuld des Ausrüsters 
(e. B. durch die schuldbare Ernennung eines schlechten Kapi- 
m taines, durch Leber I ad ung des Schiffes, durch Befrachtung mit 
Contrebande etc.) entstanden sind, persönlich wird in Anspruch 
nehmen dürfen. — Die Seerechte enthalten hierüber meist keine 
Bestimmungen und setzen die Identität der Person des Rheders 
und Ausrüsters stillschweigend voraus. Siehe besonders B rsvar d- 
Veyrieres, 1. c. S. 223. Vergl. auch Pardessus 1. c. n. 666; 
besonders Preuss. Landrecht 1. c. § 1527. 

Doch ist der Rheder in einem solchen Falle wegen Ver- 
gehen und Versehen des Schiffers (und consequent der übrigen 
Mannschaft) wohl nur dann verpflichtet, wenn er bei seiner 
Anstellung mitgewirkt hat oder soweit eine in rem versio zu 
Gunsten des Schiffes stattfindet, indem nur der KapHain selbst 
und der Ausrüster haften. 

Wenn durch eine Certepartie das Schiff bloss im Ganzen 
vermielhet ist, dagegen namentlich die Mannschaften als in des 
Rheders Diensten stehend angeschen werden müssen, so ist die 
Verpflichtung des Rheders durch eine solche Certepartie gar 
nicht modificirt. Dies ist auch namentlich in England aner- 
kannt. Dagegen wird in England der Charterer als zeitwei- 
liger Eigentümer angesehen, wenn ihm entweder nach den 
besonderen Bestimmungen der Certepartie der Besitz (possession) 
des Schiffes übertragen ist und namentlich die Mannschaften als 
in seinem Dienste stehend anzusehen sind oder wenn dies aus 
den Umständen genügend erhellt. War der Rapitain selbst der 
Charterer und hat er also das Schiff vom Rheder zeitweilig ganz 
gemiethet» so wird es so angesehen, als ob er in Diensten seiner 
Ladungsinteressente u stehe. In diesen Fällen soll dann der 
Rheder gar nicht, weder mit dem Schiffe noch persönlich 
durch den Kapitain und die Mannschaften verpflichtet werden; 
der charterer wird als owner hac vice angesehen. Vergleiche 
die gerichtlichen Entscheidungen bei Abbott S. 32—46 (1. cap. I. 
n. 8.). Diese Englische Doctrin ist denn auch in Nordamerika 
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in den Gerichten praktisch. Vergl. Abbott S. 35 Note, sowie 
Story in seiner Amerikanischen Ausgabe von Abbotts Werke, 
pag. 23.- 

§ 62. Rechte des Kapitains. 

Die allgemeinen Befugnisse wie Verbindlichkeiten des Schiffers 
sind in den unmittelbar vorhergehenden §§ erörtert. Es wird 
nun angemessen sein, hier eine detaillirte Uebersicht seiner haupt- 
sächlichsten Rechte (§ 62) und Pflichten (§ 63 ff.) zu geben. 

Es steht nach allen neueren Seerechten fest, dass der Kapi- 
tain die ihm zustehenden Hechte auch in der Fremde, soviel 
es angeht, nach vorheriger Einholung von Instructionen von 
seiner Rhederei ausüben solle und dass er namentlich mit dem 
Correspondenten der Rhederei, wenn sich einer an dem Orte 
befindet, in Berathung trete. Manche Rechte ist er nur befugt 
auszuüben, nachdem er zuvor einen Rath mit den Officieren der 
Mannschaft gepflogen hat, obwohl er zumeist an deren Ansichten 
nicht gebunden ist. Endlich versteht es sich von selbst, dass er 
alle seine Rechte nur auf Grund seiner präsumtiven oder aus- 
drücklichen Vollmacht als Schiffer im Interesse und zum Besten 
seiner Rhederei ausübeu darf. 

1) Dem Schiffer steht die ganze Administration aller auf die 
Verwendung des Schiffes sich beziehenden Angelegenheiten zü, 
in der Fremde unbedingt, in Anwesenheit der Rhederei doch 
unter deren (resp. des Directors) Aufsicht. 

2) Bisweilen wird er auch schon designirt als Kapitain eines 
erst im Bau begriffenen Schiffes und hat dann gewohnlich die 
Leitung des Baues nach Massgabe der besonderen Bestimmungen 
der Rhederei. 

3) Er ist überall zu kleineren noth wendigen Reparaturen 
des Schiffes befugt, wenn er in der Fremde sich befindet. Zu 
Hauptreparaturen muss er allemal erst die Genehmigung der 
Rhederei einholen. 

4) Die Ausrüstung und Verproviantirung des Schiffes steht 
ihm in der Fremde unbedingt zu; zu Hause nur unter Leitung 
der Rhederei. 

5) Er heuert und entlässt das Schiffsvolk, doch zu Hause 
in der Regel nur unter Einwirkung der Rhederei (oder speziell 
des Directors wie in Holland). 
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6) Er hat die Aufsicht über das Schiffsvolk. 

7) Es steht ihm die Leitung der ganzen Reise zu. 

8) In der Fremde, wenn kein Correspondent der Rhederei 
in der Nähe und sonst nichts Anderes bestimmt ist, steht ihm 
das Recht zu, das Schiff eigenmächtig zu verfrachten, „wobei er 
,.das Interesse der Rhederei auFs sorgfältigste wahrzunehmen 
„hat" (Span. Handelsgesetzbuch Art. 641). 

9) Der Schiffer hat Anspruch auf Lohn, der auf verschie- 
dene Weise bedungen werden kann entweder als eine ein für 
allemal bestimmte Summe oder als monatliche Gage oder als 
Antheil an der Fracht oder auch als bestimmte Gage verbunden 
mit Tantiemen etc. Bisweilen erhält er noch besondere Zu- 
schüsse aus dem Ertrage der Passagiergelder und aus der Fracht 
für das, was in seine Cajüte gelagert wird. Es kommt hier 
Alles auf besondere Verabredung an. Die Prämie (primage), 
welche sonst der Schiffer für gluckliche Ankunft von den Ab- 
ladern erhielt, Wird zwar jetzt auch noch in Frachtcontracten 
stipulirt, doch meist nicht zu Gunsten des Kapitains. Die Kap- 

• laken (Kappe, Winterkleid; chapeau, chapot) gebührten in 
alten Zeiten dem Schiffer auf Winterreisen, bilden aber jetzt 
bloss einen Theil der Fracht, doch wird dafür der Schiffer nicht 
selten durch gewisse Prozente der Fracht entschädigt, cf. $ 79, 96. 

10) Der Schiffer hat in d r i n g e n d e n Fällen eine Dispositions- 
befugniss über Schiff und Ladung. Die Dringlichkeit ist nach 
den Umständen zu bestimmen. In Fällen der Seegefahr, 
wo es für sein und der Mannschaft Leben absolut gefährlich 
scheint, noch auf dem Schiffe zu bleiben, darf der Schiffer mit 
seiner Mannschaft das Schiff verlassen und so zu sagen Wind 
und Wellen Preis geben; doch soll er in der Regel zuvor einen 
Schiffsrath halten und wo möglich die kostbarsten Gegenstände 
von Schiff und Ladung mitretten; auch muss er über das Fac- 
tum sobald als möglich einen feierlichen Act aufnehmen lassen 
(Verklarung). Dnter derselben Verpflichtung darf er, zur 
Rettung des Schiffes in Seegefahr einzelne Theile des Schiffes 
und der Ladung vernichten, Taue, Anker, Masten etc., Frachtstücke 
über Bord werfen etc. Siehe den Abschnitt von der Haverie. 
Doch ist er natürlich überall auf das Nothwendige beschränkt. 
Er darf ferner in allen dringenden Fällen, wenn es zur 
Fortsetzung der Reise nothwendig ist, also namentlich zum Be- 
hufe von Ausbesserung, Verproviantirung, Ausrüstung des Schiffes, 
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zur Auszahlung der nothwendigsten Löhnung etc. das Schiff und 
die Ladung, zusammen oder einzeln, verpfänden, verbodmen. 
Doch ist er überall verpflichtet, zuvor auf irgend eine andere 
Weise, durch Ziehung von Wechseln etc. sich zu dem ßehufe 
anderweitig Geld zu verschaffen zu suchen. Namentlich hat er 
wie überhaupt, so in diesem speziellen Falle mit dem Corres- 
pondenten sich zu berathen und möglichst mit der Rhederei selbst 
zu correspondiren. Zu Hause hat er das Recht nicht. Siehe den 
Abschnitt von der Bodmerei. 

11) Die Dispositionsbefugniss des Schiffers über Schiff und 
Ladung erstreckt sich auch in gewissen äussersten Fällen auf 
den Verkauf. In Bezug auf die Ladung ist man hierin nicht 
so streng. Der Schiffer ist befugt, wenn er zur Fortsetzung der 
Reise nothwendig Geld braucht und auf irgend eine andere 
Weise sich kein Geld verschaffen kann, so viel von der Ladung 
zu verkaufen, als zur Befriedigung des unmittelbaren Bedürf- 
nisses nothwendig ist 14 ). Siehe den Abschn. von der Havarie. 
Auch wenn z. B. wegen verzögerter Reise oder auch wegen 
durch irgend einen Umstand herbeigeführter Verletzung oder 
wegen einer nach Umständen (z. B. wegen Sonnenhitze, wenn 
man den Aequator etc. wider Erwarten passiren muss oder aus 
anderen Gründen) mit Gewissheit zu befürchtenden Verderb- 
niss oder grossen Verschlechterung die Waaren in Gefahr sind, 
allen oder doch zum grossen Theil ihren wahren Werth zu 
verlieren, wird man den Schiffer im Interesse der Ablader zur 
Veräusserung für befugt halten dürfen, natürlich nur in der 
Fremde und wenn es nicht möglich ist, zuvor mit den Ab- 
ladern zu correspondiren oder mit deren Correspondenten sich 
zu verabreden. Ja selbst im Interesse des Rheders scheint er 
in gewissen Fallen dazu für berechtigt gehalten werden zu 
müssen, z. B. wenn das Schiff wegen der unfreien Ladung 
in Kriegszeiten seine Reise nicht fortsetzen darf oder wenn 
das Schiff wegen unterwegs erfahrener Blokirung des Hafens 
umkehren muss, so wird man den Schiffer, damit dem Rheder 
nicht so lange Zeit die Fracht entgehe, wohl zum Verkaufe 
der Ladung unterwegs für bevollmächtigt halten dürfen, doch 



24. Seerecht von Oleron Artikel 22: Wisby, 35, 41; Guidon de la 
mer c 5. Art. 35, sowie alle neueren Seerechte. 
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wird nicht selten eine Deponirung an einem sicheren Orte ge- 
nügen und kommt es auf die besonderen Umstände an. 

Wegen Verkaufs einzelner Stücke des Schiffes, die der 
Schiffer nicht nothwendig zur Reise gebraucht (namentlich weil 
sie doppelt und dreifach vorhanden sind), gelten im Allgemei- 
nen dieselben Grundsätze wie über den Verkauf von einzelnen 
Frachtgütern. 

Endlich ist auch der Verkauf des ganzen Schiffes 
uach älteren und neueren Seerechten im äuss ersten Falle 
auch ohne spezielle Vollmacht gestattet. Dies ist vorzüglich der 
Fall der völligen Seeuntüchtigkeit des Schiffes, aJso wenn 
es entweder ein blosser nicht wieder oder nur mit unverhält- 
nissmässigen Kosten zu restaurirender Wrack ist oder wenn 
es durchaus nicht möglich oder doch mit einem unverhältniss- 
mässigen Aufwände möglich ist, das gestrandete Schiff wieder 
flott zu machen, in welchem letzteren Falle der Verkauf dann 
nur geschieht, damit sich die Käufer durch den Abbruch des 
gestrandeten Schiffes und deutlicher, durch die Rettung der 
einzelnen Schiffstheile etc. für ihren Kaufpreis entschädigen 
mögen. Siehe das Kapitel- vom Schiffbruch. In England ist 
man hierin so streng, dass man nicht nur wie in andern Län- 
dern die äusserste. Notwendigkeit verlangt, sondern selbst dann 
den Verkauf anfechten darf, wenn das Schiff, nachdem es zu 
Zeiten des Verkaufes, nach aller Sachkundigen Meinung, völlig 
seeuntüchtig war und weder wieder flott gemacht, noch wieder 
aufgezimmert werden zu können angesehen worden ist, nachher 
aber wegen zufälliger Umstände (z. B. indem es durch einen 
Sturm an's Land getrieben worden etc.) wieder seetüchtig hat 
gemacht werden können **). So günstig ist man hier dem Eigen- 
thum des Rheders und so streng beurtheilt man die Verkaufs- 
befugniss des Schiffers, von dem man selbst in einem solchen 
rein zufälligen Falle mala fides in Englischen Gerichtshöfen 
vorauszusetzen geneigt ist. 

Nach Holland. Rechte (Art. 37G) ist nur die Seeuntüchtig- 
keit gesetzlich zu erweisen. Das Span. Recht (Art. 593) ver- 
langt, dass eine Untersuchung von den Gerichten des betreffen- 
den Hafens darüber gemacht werde, dass „das Schiff zur 



25. Siehe die gerichtlichen Entscheidungen bei Abbott S. 1-9. 
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„Fortsetzung der Reise nicht wieder in Stand gesetzt 
„werden kann", doch ist wohl hinzuzufügen, gar nicht oder 
mit un verhältniss massigen Kosten. Das Franz. Recht verlangt 
Constatirung der Seeuntüchtigkeit (innavigabiltte' legalement con- 
statte) durch die Ortsbehörde oder den Französischen Consul 
und ist, im Falle diese durch den Kapitain hfntergangen worden 
sein sollten, nichtsdestoweniger der Verkauf gültig 2A ). 

Das Preuss. Recht 27 ) geht, wie man aus dem in der Note 
abgedruckten § 1522 ersieht, am weitesten, indem es den Schiffer 



26. Pardessus, cours de dr. c. III. n. 606. Abweisendes Urtbl. 18. Ma; 
1824 und hat sogar der Caasationshof durch Spruch vom 14. Mai 
1824 entschieden, dass auch andere Beweise der Seeuntüchtigkeit 
eines Schiffes genügen, wenn es nämlich nicht möglich ist, sich die» 
selben auf dem oben bezeichneten Wege zu verschaffen. Pardessus ver- 
steht Seeuntüchtigkeit wie es scheint dahin, dass das Schiff seine Reise 
nicht mehr fortsetzen kann, doch ist zu suppliren gewiss, ohne unver- 
hältnissmässig theure Reparatur. — Code de commerce 237. 390. Das 
Ältere Franeös. Recht verbot dem Schiffer den Verkauf ganz unbe- 
dingt. Ordonnance de 1. m. von 1681 liv. II. tit. I Artikel 19 und 
selbst noch der Entwurf zum Code de com. Das Schwedische 
Seerecht III. c. 8. verbietet dem Schiffer unbedingt den Verkauf 
des Schiffes. Ebenso das Oesterreichische Seerecht. Das 
Dänische Seerecht (Gesetzbuch Christians V., IV. 1. Artikel 1) 
gestattet den Verkauf in dem Falle der Seeuntüchtigkeit, die von 
vier Leuten des Schiffes zu bezeugen ist. 

27. Allg. Landrecht II. 8. $ 1522. „Zum Verkaufe des ganzen Schiffes 
„aus freier Hand, ist der Schiffer ohne ausdrückliche Einwilligung 
„der Rheder, oder ihrer Bevollmächtigten nicht befugt. — § 1523. 
„Sollten besondere Umstände den schleunigen Verkauf 
„desselben nothwendig oder für die Rheder nützlich 
„machen: so muss der Schiffer diese Umstände den Gerichten des 
„Orts anzeigen, eine Taxe durch vereidete Sachverständige aufneh- 
„men lassen, und den Verkauf durch öffentliche Licitation veran- 
stalten. § 1522. Unterlässt er dies: so muss er den Werth des 
„Schiffes zur Zeit der Abfahrt bezahlen, wenn er nicht die 
„Nothwendigkeit oder Nützlichkeit des vorgenommenen Verkaufes 
„vollständig darthun kann." Demnach wird auch hier der Ver- 
kauf (wie auch im Französ. Rechte nach der vorigen Note) wegen 
Formmängel selbst bei einer mala fides des Kapitains nicht 
angefochten werden können. 
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Oberhaupt da, wo besondere Umstände den schleunigen 
Verkauf des Schiffes noth wendig oder für den Rheder nütz- 
lich machen sollten , zum Verkaufe berechtigt Und diese Aus- 
dehnung scheint uns zweckmässig zu sein, wenn nur nicht die Fas- 
sung des Gesetzes zu vag wäre. Man wird nämlich im Interesse 
der Rhederei den Schiffer zum Verkaufe des ganzen Schiffes für 
befugt halten müssen überall, wo das Schiff, ohne den schleu- 
nigen Verkauf durch den Kapitain, der ja als ein tüchtiger 
Bevollmächtigter überall wenigstens negativ, wie dies hier der 
Fall ist, den Schaden, namentlich so grossen, von seiner Rhe- 
derei abzuwenden verpflichtet ist, dem Rheder unwiederruf- 
lich verloren zu geben die dringendste Gefahr vorliegt, 
also z. B. wenn das Schiff einzig durch den schleunigen Verkauf 
an einen Ausländer bei einem ausbrechenden Kriege vor Con- 
fiscation oder Beschlagnahme zu retten ist etc. Darf ja schon, 
was freilich nicht zu empfehlen ist, nach dem Consolato del 
mare Kap. 253 der Schiffer das Schiff Alters halber (vejez, 
vecchiezza) verkaufen * 8 ). 

Mit Recht mag von dem Schiffer verlangt werden, dass er 
sich, wo es angeht, von den Gerichts- oder Ortsbehörden zum 
Verkaufe, nach einer officiellen Inspection des Schiffes, autori- 
siren sowie das Schiff öffentlich verkaufen lasse. Eine Ver- 
klarung wird allemal von ihm zu machen sein. 

12) Von den Privilegien des Schiffers sowie der 
Mannschaften eines segelfertigen Schiffes gegenüber ihren 
Gläubigern ist bereits § 47 gehandelt. 



28. Nach dem Consulat I. c. ist der Schiffir bei jedem irgend von ihm 
freiwillig unternommenen Verkaufe nur zur Auszahlung des Empfan- 
genen oder wenn die Rheder damit nicht zufrieden sein wollen, zur 
vollsten Entschädigung verpflichtet Der Verkauf bleibt in der Regel 
für den Dritten gültig und kann nur dann angefochten werden, 
wenn der Schiffer mit dem Geld durchgegangen ist; denn dann 
muss der Käufer eine Vollmacht der Rhederei zum Verkaufe nach- 
weisen, wenn ihm nicht das Schiff ohne Weiteres durch das Gericht 
abgesprochen werden soll. Es heisst dann auch ausdrücklich: 
„Daher mag und soll sich ein Jeder wohl vorsehen, 
„wie er ein Schiff kaufet, damit er nicht in Scha- 
nden gerat he." 
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§ 63. Pflichten des Schiffers 2») vor der Abreise. 

Die in den folgenden Paragraphen zu charakterisirenden 
Pflichten des Schiners ergeben sich leicht aus dem $ 58 — 60 
Gesagten und ist es demnach auch nicht nothwendig, hier noch- 
mals ihren allgemeinen Charakter zu bestimmen. Wir wenden 
uns sogleich zu den Details, indem wir zuerst von den Pflichten 
vor, sodann während und endlich am Sehl »33 der Reise 
sprechen wollen. Vergl. auch $ 115—119. 

Pflichten vor der Abreise. 

* 

1) Die erste Pflicht des Schiffers ist, dass er sich tüchtige 
Seeleute verschaffe; er würde ein grobes Versehen begehen, 
wenn er mit einer unerfahrenen oder unzulänglichen Mannschaft 
in See ginge. Selbst die Mitbetheiligung der Rhederei an der 
. Ernennung der Mannschaft kann diese Pflicht nicht heben; der 
Schiffer musste überall protestiren. Die ausdrückliche Bestim- 
mung des Spanischen Seerechts (Artikel 639), dass die Rhederei 
den Kapitain nicht zwingen könne, Leute, die diesem nicht an- 
stehen, unter seine Mannschaft aufzunehmen, versteht sich überall 
von selbst; denn er, nicht die Mannschaft, ist zuletzt der Rhederei 
verpflichtet. Dabei darf der Kapitain keinem anderen Schiffer 
seine Leute abspenstig machen. Wo, wie in den meisten nor- 
dischen Häfen für die Annahme des Schiffsvolks eine Behörde 
sich befindet, geschieht die Heurung allemal durch deren Ver- 
mittelung. In Frankreich ist der Schiffer verpflichtet, seine Leute 
zur Musterung dem C lassen com missär und im Auslande dem Consul 
vorzustellen. 



29. Von den Pflichten des Schiffers siebe Pöhls, S. 161 ff. Koch, 
Preussisches Recht, I. $424—426. Pardessus, cours etc. III. 
n. 628 sq. Uebrigens sind die Seerechte in dieser Materie ziemlich 
Ubereinstimmend und wird es drum nicht nöthig sein, viele Citate 
auf die Quellen zu geben. Verweisungen auf ältere Seerechte stehen 
bei Pöhls. Recht übersichtlish ist Bravard-Veyridres 1. c. 
S. 328-36. Freilich ist keiner von allen genannten Schriftstellern 
vollständig. Abbott 1. c. pari IV. chap. IV. S. 295-317. 

r. Kaltenborn, Seerechl I. U 
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2) Er muss für die Seetüchtigkeit des Schiffes sorgen, d. h. 
er muss und zwar nach manchen Seerechten allenfalls mit Zu- 
ziehung von Sachverständigen und Beamten, das Schiff genau 
untersuchen , die entdeckten Fehler der Rhederei anzeigen und 
wenn dieselben nicht am Orte sind, die Ausbesserung bewirken 
lassen, doch in der Regel bei grösseren Reparaturen erst die 
Genehmigung der Rhederei einholen. Wollen die Rheder nicht 
repariren, so hat der Schiffer der Seebehörde oder im Auslande 
dem Gonsul Anzeige zu machen und kann er sich durch diese 
zur Reparirung legitimiren lassen »•). 

Diese Pflichten hat der Kapitain nicht bloss zu seiner eigenen 
nachträglichen Sicherung zu erfüllen, sondern auch im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit, sowie um in Streitfällen über den Zu- 
stand des Schiffes vor seiner Abreise die nöthigen Mittel zur 
Aufklärung der Gerichte zu haben. 

Uebrigens sind nach der ganzen Stellung des Schiffers seine 
Engagements von Seeleuten an sich immer für gültig zu achten, 
und ist er derentwegen nur der Rhederei verantwortlich. Par- 
dessus 1. c. n. 630. 

Namentlich ist es eine strenge Pflicht des Schiffers, dahin 
zu sehen, dass sein Schiff mit hinlänglichem und gutem Proviant 
nebst Trinkwasser versehen ist. 

3) Ist das Schiff ausgerüstet (segelfertig in diesem Sinne), 
so muss der Schiffer darauf sehen, dass die Ladung gehörig ge- 
schieht. Dazu ist erforderlich, dass die verladenen Güter gehörig 
bezeichnet und angemerkt und dass keine famponirten (d. h. 
mit beschädigter Emballage) Waaren ohne besonderen Protest 
angenommen werden. Sodann hat der Schiffer für gute Stauung 
der Güter zu sorgen, d. h. dass die schweren unten gelegt und 
leckende Güter nicht auf trockene gepackt werden; und ist er 
besonders für gute Garnirung verpflichtet, d. h. er muss die 
Güter so fest legen und packen, dass sie durch die Bewegung 
des Schiffes nicht beschädigt werden. Ferner ist er zu einer 
symmetrischen Verpackung verpflichtet, damit auf Einer Seite 



30. So das Franz. Seerecht ausdrücklich Code de com. 233. Die In- 
spection muss hier bei grösseren Seereisen zweimal gemacht werden, 
einmal wenn auagerüstet, sodann wenn geladen werden soll. 
Gesetz vom 13. Aug. 1791. 
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des Schiffes nicht zu viel und zu Schweres geladen werde. Auf 
der einen Seite darf er das Schiff nicht überladen, auf der 
anderen nicht zu leicht befrachten, denn beides hindert die 
Seetüchtigkeit des Schiffes. Endlich soll er von unbekannten 
oder unsicheren Personen keine Güter annehmen, deren Eigen- 
schaft er nicht genau kennt, damit in den Ballen etc. nicht Zoll- 
oder Kriegs- Contrebande oder gefahrliche Zündstoffe etc. ver- 
packt sind. Ueberhaupt soll er ohne Genehmigung der Rhederei 
wie der Befrachter keine Contrebande annehmen; auch darf er 
ohne Genehmigung der Rheder keine Waaren auf eigene Rechnung 
in das Schiff nehmen (bei einer nach den verschiedenen See- 
rechten variir enden Strafe). 

4) Die Befrachtung steht dem Kapitain überhaupt nicht 
immer zu, sondern wird am Wohnorte der Rhederei von dieser 
selbst und in der Fremde von einem Correspondenten der Rhe- 
der gewöhnlich besorgt. Doch ist ihm einmal die Befugniss 
dazu ausdrücklich übertragen oder wird er durch die Umstände 
dazu veranlasst, so entrirt er eigentlich noch ein besonderes 
Cargadeurgeschäft. Er muss auch in Bezug hierauf allen 
möglichen Vortheil der Rhederei verschaffen und nicht etwa 
dabei den seinigen suchen, er soll namentlich um seiner Kaplaken 
und Schreibegebühren oder um anderer eigener Vortheile willen»») 
keine der Rhederei nützliche Fracht ausschlagen. Es versteht 
sich, dass er den Abladern Rechnung ablegen muss. 

5) Spätestens bis zur Beendigung der Ladung hat der 
Schiffer alle zu seiner Reise notwendigen Schiffsdocumente, 
Papiere und Pässe, Certepartien, Connossemcnte etc. an Bord 
zu schaffen. Siehe bereits wegen dieser Papiere etc. § 45. 

6) Selbst während das Schiff noch im Hafen liegt, muss 
der Schiffer in der Regel des Nachts sich am Bord befinden oder 
wenigstens das Gommando einem Officier übertragen. Noch 
strenger wird es hiermit während der Reise genommen. 

7) Endlich wird er verpflichtet sein, dahin zu sehen, dass 
die Zoll- und SchifTsabgaben aller Art richtig bezahlt werden. 



31. Sind dem Schiffer nach Prems. Rechte solche Vortheile von der 
Rhederei bewilligt, so darf er doch nie mehr als den dreissigsten 
Theil der Fracht nehmen, widrigenfalls er das Doppelte des ganzen 
Vortheils zur Schiffer- Armencasse als Strafe entrichten muss. Preuss. 
Landrecht II. 8. $ 1461. 1514-1518. 

11* 
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§ 64. Pflichten während der Reise »*). 

1) Sobald das Schiff zum Auslaufen bereit ist, muss der 
Schiffer den ersten günstigen Wind zum Absegeln benutzen»»). 
Er soll den Wind nicht verliegen, aber doch auch den gün- 
stigen Moment zum Absegeln abwarten. 

2) Wo er das Fahrwasser nicht genau kennt und wo das- 
selbe überhaupt gefahrlich ist, namentlich beim Aus- und Ein- 
laufen in und von Häfen, Buchten, Strömen etc. muss er sich 
eines Lootsens bedienen, sonst ist er für allen Schaden an 
Schiff und Ladung verantwortlich. Siehe den späteren Abschnitt 
über Lootsen. 

3) Ohne Noth soll er das Schiff weder bei Tag, noch be- 
sonders bei Nacht verlassen, jedenfalls aber zuvor einem Officier 
das Commando übergeben. Nach Span. Recht Art 649 soll der 
Schiffer in keinem Falle beim Ein- und Auslaufen der Häfen 
und Flüsse das Schiff verlassen. 

4) Er soll auf der Reise eine fleissige Aufsicht über Schiff 
und Ladung führen und die Waaren, so oft es möglich ist, 
stauen und umlegen lassen. Es kommt hier viel auf die Art 
und Beschaffenheit der Güter an: z. B. ist Getreide umzu- 
schippen etc. Zu dem Behufe und zum Besten der Gesundheit 
der Seeleute soll er die Räume des Schiffes, bei günstigem 
Wetter, lüften. 

5) Er muss das Schiffsvolk überwachen, dass es sich ordent- 
lich und friedlich betrage, damit nicht durch den Unfrieden der 
Seeleute das Schiff gefährdet werde. Zur Aufrechthaltung der 
Ordnung und Autorität steht ihm nach allen Seerechten ein 
gelindes Züchtigungsrecht zu, das sich im höchsten Grade auf 
Knebelung und Einsperrung während der Reise erstreckt, bis 
man zu einem Orte, wo die Ausantwortung an die Gerichte 
möglich ist, kommt. 



32. Abbott S. 317—328. 

33. Nach Röm. Rechte (L. 3. Com. de naufragiis 11. 5) durfte vom 
1. Oct bis 1. April kein Schiff in See gehen. Nach den Hanseat 
Recessen durfte dies von Martini bis Petri, 10. November bis 
22. Februar, nicht geschehen. Biese Bestimmungen sind veraltet 
und darf der Schiffer jetzt zu allen Jahreszeiten in See gehen. 
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6) Er muss den vorgeschriebenen Curs, d. h. die Reise- 
route befolgen, und wenn ihm keine besonderen Vorschriften in 
dieser Beziehung gemacht sind, überhaupt auf den kürzesten 
und sichersten Wegen den Bestimmungsort zu erreichen suchen. 
Doch ist er wegen dringender Umstände, namentlich wegen 
Wind und Wetter, wegen Beschädigung des Schiffes, wegen 
bedeutender Krankheiten etc. am Bord, wegen Verlust an den 
nothwendigsten Mannschaften durch Tod, Matrosenpressen, De- 
sertion etc. oder bei Verfolgung durch den Feind oder wenn der Be- 
stimmungsort blokirt ist, von seinem Course abzuweichen befugt. 
Hier wird er überall einen Nothhafen suchen dürfen. Auch 
wird Abweichung vom Curse dadurch gerechtfertigt, dass der 
Schiffer contractlich eine Gonvoy aufsuchen muss oder dass er 
einem in seiner Nähe befindlichen Schiffe, das sich in Noth be- 
findet, zu Hülfe kommt. Doch muss er auch in solchem Falle 
überall nach bestem Wissen das Interesse der Rheder und Be- 
frachter wahrnehmen und den Rhedern mit erster Gelegenheit 
Nachricht davon geben. Unnöthiges Abweichen zieht dem Schiffer 
nach den meisten Seerechten Strafen zu. 

7) Er soll das Schiffsvolk nicht hart behandeln, ihm die 
fällige Löhnung zahlen und sie namentlich mit gesunden und 
hinlänglichen Lebensmitteln, namentlich auch mit gutem und 
genügendem Trinkwasser versorgen. 

8) In allen wichtigen Fällen sollte nach den älteren See- 
rechten") der Schiffer mit der Mannschaft einen Schiffsrath 
halten. Dies ist nicht mehr praktisch. In rein technischen, 
mehr eine wissenschaftliche Kenntniss zur Beurtheilung erfor- 
derlichen Dingen wird eine Berathung mit dem Steuermann oder 
allenfalls mit den übrigen Officieren genügen. Selbst in rein 
praktischen Sachen wird Berathung mit den Officieren zumeist 



34. Doch redet merkwürdiger Weise das Hanseatische Seerecht 
nicht einmal bei Gelegenheit des Seewurfs und der Bodmerei davon. 
— Abbott 1. c. S. 306 sagt sehr richtig: I apprehend such con- 
sultation (eben Schiffsrath) is not required by the law of England, 
according to which the entire management of the ship is intrusted 
to the master; er macht dabei auf den Unterschied Ton den Be- 
stimmungen der Franz. Ordonnanz ?on 1681 und der röles d'Oleron 
aufmerksam. 
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hinlänglich sein. Bei einer Gefahr, wo das Leben Aller be- 
droht ist, wird noch am ehesten der Schiffer einen Rath Aller 
zusammenzurufen haben. Doch wird dies überall auf die näheren 
Umstände ankommen. Uebrigens kann man nicht sagen, dass 
der Schiffer an die Mehrheit der Stimmen der Officiere oder 
der ganzen Mannschaft gebunden wäre; vielmehr wird man ihm 
kraft seines Amtes und Gommandos, namentlich aber weil er 
nicht bloss der Seefahrtskundigste auf dem Schiffe ist, sondern 
auch für die Angelegenheiten des Schiffes der Rheder ei 
gegenüber die alleinige Verantwortlichkeit hat, nicht bloss 
überall eine entscheidende Stimme bei Stimmengleichheit ein- 
räumen, sondern ihn sogar überhaupt nicht unbedingt an die 
Majoritätsbeschlüsse binden, und nicht einmal unbedingt den Fall 
ausnehmen dürfen, wo sich die grosse Mehrheit der Seeleute für 
die Existenz einer Lebensgefahr Aller (die etwa das gestrandete 
seeuntüchtige Schiff zu verlassen berechtige) entscheidet; denn 
selbst hier wird er mit dem Reste der Mannschaft thun dürfen, 
was er nach Pflicht und Gewissen für recht hält und wird allen- 
falls der dissentirenden Mehrheit, wenn er sie nicht zwingen 
kann, ein anderweitiges Handeln gestatten müssen **). 

Ueber Berathungen ist möglichst ein kurzes Protokoll auf- 
zunehmen oder ist darüber wenigstens eine Notiz im Journal zu 
machen. Siehe § 66. 

9) Der Schiffer muss die Hafenordnungen genau befolgen. 
Er soll des Nachts, er sei unter Segel oder vor Anker, die 
Schiffsleuchte aufstecken und über dem geworfenen Anker eine 
wachende Boye (d.h. ein über dem Anker schwimmendes Flott 
von Holz oder Borke) befestigen. Er darf nicht den einge- 
ladenen Ballast oder Aehnliches in das Fahrwasser des Hafens 



35. Nach Preuss. Rechte ist der Schiffer „in wichtigen und bedenklichen 
»Fällen, da Schiff, Ladung und Menschen in Gefahr stehen, sowohl 
„im Hafen als auf der See zur Berufung des Schiffsrathes ver- 
pflichtet", doch nicht an den Schiffsrath gebunden; er soll aber 
für den unglücklichen Ausgang einstehen, wenn er ohne erhebliche 
und vollständig (!) zu erweisende Gründe zuwiderhandelt. Der 
Schiffsrath oder die Seemannschaft wird ausser dem Schiffer durch 
den Steuermann, Hochbootsmann und Zimmermann oder wenn einer 
davon fehlt, durch einen anderen erfahrenen Schiffsmann gebildet. 
II. 8. $ 1463-1466. - Vergl. Ordonnanza de Büboa 24. 
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oder Stromes werfen, sondern an den vorgeschriebenen Orten 
ausladen. Sodann rauss er überall gehörig clariren, d. h. die 
Zoll- und Abgabenbestimmungen der einzelnen Staaten genau 
erfüllen. 

Auf allen Ankerplätzen muss der Schiffer sein Schiff so 
legen, dass es möglichst vor Zusammenstossung, Feuersbrunst 
und anderen Unfällen der Natur oder Menschenhand gesichert sei. 

10) Der Schiffer muss dem Rheder, so oft es angeht, von 
den erheblichen Vorfallen, namentlich vom Eintreffen in den 
Bestimmungshafen und von der Weiterreise, von Frachtschlies- 
sung über Waaren und Personen, von allen Seeschäden, vom 
Einlaufen in einen Nothhafen u. s. w., namentlich auch im In- 
teresse der Versicherung von Schiff und Ladung, welche 
heutiges Tages als von der Rhederei und resp. den Abladern 
geschehen , jeder Schiffer von Rechtswegen annehmen muss, 
Nachricht geben. Er darf in der Regel nur von dem dirigi- 
renden Rheder Befehle annehmen, bis sämmtliche Rheder 
ihm andere Anweisungen geben. Doch wird es hier auf die 
besonderen Bestimmungen der Contracte und Vollmachten des 
Schiffers ankommen und Manches sogar von den Umständen ab- 
hängen. Ueberail wo Correspondenten der Rhederei sich befin- 
den, an die er gewiesen ist, hat er sich an diese zu wenden, 
ihnen zu berichten, mit ihnen zu berathen und sich überhaupt 
nach deren Anordnungen zu richten, soweit ihm bekannt ist, 
dass dieselben zu solchen Anordnungen von der Rhederei be- 
fugt worden sind. Es bezieht sich dies letztere namentlich auf 
die Befrachtung des Schiffes, sowie auf die Erhebung und Zah- 
lung von Geldern, die man jetzt häufig nicht dem Kapitain, 
sondern dem Correspondenten abzuthun überlässt. 

Ueber die Pflichten 11) zur Führung des Reisejournals, 
12) zur Verklarung (Seeprotest), sowie 13) bei Geburts- 
und Sterbefällen, endlich 14) in Bezug auf Hülfeleistung an 
fremde Schiffe, 15) bei Vertheidigungen , 16) unter Convoy, 
17) in Kriegsfällen überhaupt, siehe §65 sq. 

18) Ueberhaupt ist aber der Schiffer verpflichtet, Alles zu 
thun, was zur Fortsetzung und Beendigung der Reise irgend im 
Interesse der Rhederei sein kann und erscheinen die nach $ 62 
ihm zustehenden Rechte und Befugnisse alle insgesammt, nament- 
lich aber auch das Recht zur Ausbesserung, zur Ernennung 
neuer Mannschaften (nach Abgang der alten durch Tod, Deser- 
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tion etc. oder bei deren Unfähigkeit), zur Aufnahme von Geldern, 
zur Verfrachtung des Schiffes, ja endlich selbst zur Veräusserung 
und besonders zum Verkauf von Ladung und Schiff, unter Um- 
ständen zugleich als Pflicht, die er im Interesse der Rhederei 
üben muss und für deren Nichterfüllung er der Rhederei ver- 
antwortlich ist. 

19) Insbesondere kann unter Umständen der Schiffer für 
verpflichtet gehalten werden, zur Fortsetzung seiner Reise und 
Expedirung der eingeladenen Güter ein anderes Schiff zu miethen, 
falls das seinige untüchtig geworden ist und entweder sich nicht 
wieder ausbessern lässt oder die Ladung eine schnelle Beförde- 
rung erheischt. Die Seerechte von Wisby (Artikel 16), Oleron 
(Artikel 4) und die Rhodischen Gesetze geben dem Schiffer das 
Recht, ein anderes Schiff zu miethen, ohne ihm die Verpflichtung 
aufzulegen. Das ist auch Englische Praxis. Abbott (6) S. 324 sq. 
Die Ordonnanz von 1681 sowie der Code de c franc. Art 296 
sagen: le capitaine sera oblig£, was Po t hier (contracts de 
louage II. part 2—3 § 68), sowie Valin (zu liv. III. tit. III. 
Art. 11) als ein Recht (liberte) auffassen, in neueren Zeiten aber 
als eine Verpflichtung des Kapitains angesehen worden ist, so 
von Boulay-Paty I.e. II. 400, Pardessus 1. c. n. 644 und 
bereits von Emerigon (tratte* des assurances I. chap. 12—16) 
und dies ist auch Nordamerikanisches Recht. Kent 1. c. III. 
lecture 47. Siehe besonders § 118. 

20) Der Kapitain darf sich keinen Stellvertreter in seinem 
Posten ohne Genehmigung der Rhederei setzen, es sei denn, dass 
er durch materielle Hindernisse (Krankheit, Haftete.) zur Weiter- 
führung des Schiffes verhindert wird, eine Vereinbarung mit der 
Rhederei nicht sofort möglich und eine Verzögerung der Reise 
sehr nachtheilig ist, also in allen eilenden Fällen. 

21) Der Schiffer erscheint zugleich nach allen älteren und 
neueren Seerechten mehr oder weniger als ein öffentlicher Be- 
amter der Rechts- und Sicherheitspolizei (besonders bei Ver- 
gehungen seiner Leute), des Civilstandsregisters (bei Geburts- 
und Sterbefallen) und endlich in gewisser Weise als ein Notar 
(bei Testamenten). Bravard-Veyrieres 1. c. pag. 334. 

Diese Stellung im und zum Staate zeigt sich namentlich 
auch in der Verpflichtung, welche dem Kapitain nach Englischen 
und anderen Gesetzen obliegt, ihre in der Fremde befindlichen 
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seefahrenden Landsleute mit zurückzunehmen, selbst Verbrecher 
in gewissen Fällen. Siehe Jacobsen, S. 175. 

22) Der Schiffer haftet nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
Tür allen, Schiff und Ladung durch seine Versehen und Ver- 
gehen zugefügten Schaden; der dabei betrügerisch handelnde 
Schiffer soll, abgesehen von Fällen crimineller Bestrafung, nach 
einigen Seerechten nicht weiter fähig sein, ein Schiff zu führen. 
Das Span. Handelsgesetzbuch Art 677 entzieht ihm alle Fähig- 
keit zur Anstellung auf einem Schiffe. 

Des Schiffers anderweitige besondere Verpflichtungen wegen 
der Ladung und wegen der Mannschaft siehe weiter unten in 
den betreffenden Abschnitten, namentlich §115—19. 

§ 65. Insbesondere vom Schiffsjournale 3 "). 

Es ist bereits § 45 bei Gelegenheit der Lehre von den 
Schiffspapieren, wo denn auch die gesetzlichen Bestimmungen 
der einzelnen Staaten über die gesetzliche Nothwendigkeit 
des einen oder anderen Documentes bereits angegeben worden 
sind (siehe $ 45), das Schiffsjournal genannt Es ist nicht zu 
verwechseln mit dem Ladebuch (§ 115), welches in der Regel der 
Steuermann führt und in welches die Waaren, so wie sie an 
Bord kommen, nach Stückzahl, Packung, Marken, Numern, unter 
dem Namen des Absenders (Empfängers, Bestimmungsortes) genau 
eingetragen werden; davon unterscheidet man bisweilen das Lösch- 
buch, in welches alle diese Notizen bei der Ausladung von Gütern 
aus dem Schiffe gemacht werden. Beide Bücher sind nach den 
einzelnen Seerechten (§ 45) bisweilen dem Schiffer zu führen ge- 
setzlich vorgeschrieben 3 '). Auch das Schiffsbuch ist noch 
davon zu scheiden, in welches alle Data in Bezug auf das Rech- 
nungsverhältniss zwischen Schiffer und Rhederei eingetragen 
werden, also alle Einnahmen und Ausgaben für Rechnung des 



36. Wegen der Schiffspapiere überhaupt siehe §45 oben; wegen anderer 
Papiere in Bezug auf Mannschaft und Ladung Kap. III. dieses Ab- 
schnittes und den folgenden Abschnitt. 

37. Siehe besonders das Span. Handelsgesetzbuch Artikel 646, wo dem 
Schiffer anbefohlen ist, 1) das Ladung«-, 2) das Rechnungsbuch und 
3) das Seefahrtsjournal zu führen. Siehe $ 45. 
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Schiffes, sowie namentlich auch die auf das Schiff sich beziehen- 
den persönlichen Forderungen des Schiffers etc. Insbesondere 
wird demnach hier auch die nähere Spezifikation derjenigen 
Victualien zu geben sein, welche einem an dergleichen not- 
leidenden Schiffe, gegen oder ohne Entgeld verabreicht wurden, 
wenn auch das Factum selbst ins Journal gehört Pöhls, S. 169. 

Von dem Zeitpunkte an, wo irgend etwas in Bezug auf die 
Reise des Sohiffes zu geschehen beginnt (z. B. Einnahme von 
Proviant, Ballast, Gütern etc.), ist, sofern nicht durch die be- 
sonderen Seerechte ein anderer Anfangstermin festgesetzt ist, 
dem Schiffer auferlegt, ein sog. Schiffsjournal") zu führen, 
in welchem alle Begebenheiten de» ganzen Reise des Schiffes 
notirt werden* 9 ), namentlich ein täglicher Bericht über Wind 
und Wetter, über den Curs, Schnelligkeit etc. des Schiffes, über 
den Zustand der Mannschaft, über Seegefahren und Seeschäden, 
über gehaltenen Schiffsrath etc. Gewöhnlich führt übrigens der 
Steuermann auch das Journal, doch soll es der Schiffer immer 



38. In Frankreich ist das Schiffsjournal zugleich Lade- und Löschbuch, 
sowie Schifisbuch. ist gestempelt und von der Behörde foliirt und 
paragraphirt. Wenigstens ist dies so Bestimmung des Art. 224 des 
Code de c; cf. Pardessus 1. c. n. 636. Nach Schiebe (S. 38 
seiner Uebersetzung von Pardessus cours d. d. tom. III.) ist aber 
die Praxis anders und werden verschiedene Bücher geführt: 
1) das Journal, welches wie in anderen Ländern bloss die Be- 
gebenheiten der Reise enthält in chronologischer Ordnung. Seine 
Form ist die nach Art. 224. 2) das Schilfsbuch (livre de bord) 
enthält die sog. ComptabilitUt des Schiffes (zwischen Kapitain und 
Rheder, Einnahme und Ausgabe). 3) das Lade- und Löschbuch 
(livre pour le chargcment et le dechargement), welches ebenso wie 
in anderen Ländern eingerichtet ist. — Die Verfasser des Code de 
commerce haben wie es scheint jene verschiedenen Schinsdocumente 
nicht recht gekannt und somit verwechselt. 

39. Ueber den Anfang der Zeit, von wo an dies Reisejournal oder Tage- 
buch zu führen, streiten die Autoren des Seerechta. Manche be- 
stimmen dazu den Abgangs tag des Schifies aus seinem Heimath- 
hafen bis zur Rückkehr dahin und dies ist Preuss. Recht nach 
Koch, L c. I. $425. S. 719. Andere verstehen unter der Reise 
die Zeit zwischen jeder Abladung und Löschung oder bestimmen 
den Anfang mit der Zeit, wo der Steuermann an Bord kommt. 



Digitized by Google 



Kap. II. Verhältniss zwischen Rheder u. Schiffer. § 65. 171 

controliren. Die Eintragungen sind mit der grössten Gewissen- 
haftigkeit zu machen, so dass sie nöthigenfalls beschworen wer- 
den können. Zur Sicherung gegen Fälschung, sowie zur Er- 
leichterung der Eintragung und zur besseren Uebersicht ist das 
Buch rubricirt und paginirt. Rasuren sollen nie gemacht wer- 
den; Gorrecturen nur so, dass man das Ausgestrichene lesen 
kann, damit um so weniger der Verdacht einer absichtlichen 
Fälschung entstehen könne. Das Journal wird stundenweis ge- 
führt, indessen nach jetzigem Seegebrauch alle 24 Stunden, 
Mittags 12 Uhr abgeschlossen, d. h. über diese Zeit ein resü- 
mireuder Bericht zusammengestellt. Pohls, S. 166. Uebrigens 
lässt sich für die Zeit der Eintragung nach dem Factum nichts 
Bestimmtes sagen ; sobald als möglich muss es geschehen, damit 
noch Alles im frischen Andenken sei und der Bericht demnach 
von Anfang an ein recht getreuer und der Wahrheit gemässer 
sein könne; doch wird man billig sein müssen und namentlich 
es nicht zu streng beurtheilen, wenn in Zeiten grosser Gefahr 
oder auch schon, wo viele der Mannschaften krank und die 
anderen desshalb sehr beschäftigt waren, die Eintragung ver- 
spätet worden ist. 

Das Journal bildet namfeutlich die Grundlage der Ver- 
klarung oder des Seeprotestes ($66). 

Das Journal ist ferner genau chronologisch zu führen. 

Das Journal schliesst mit der Beendigung der Reise, welche 
bei einem mit Rückfracht nach dem Abgangshafen zurückkehren- 
den Schiffe erst mit Löschung der Rückfracht anzunehmen ist. 

Ein durch mehrere Reisen hindurch fortzuführendes Journal 
wird nach Völkerrecht weder in Kriegs- noch in Friedenszeiten 
von dem Schiffer verlangt; doch ist man bisweilen der Ansicht 
in den Prisengerichten gewesen, dass ein zusammenhängendes 
Journal über alle Reisen des Schiffes seit Abgang aus dem 
Heimathshafen am Bord des Schiffes sich befinden müsse: 
was aber wohl, wenigstens in seinen Consequeuzen und indirect, 
zum Theil gegen den in neueren Zeiten angenommenen völker- 
rechtlichen Grundsatz streitet, dass die etwanige Kriegsschuld 
eines Schiffes (z. B. seine Verletzung der Neutralität, sein Contre- 
bandhandel etc.), abgesehen natürlich von dem Charakter des 
Schiffes selbst, nur nach der Ladung der letzten Reise zu 
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beurtheiJen sei *°). Man will sich dadurch aber eigentlich be- 
sonders über den National Charakter des Schiffes im Prisen- 
gerichte vergewissern. 

S 66. Von der Verklarung (Seeprotest)«»). 

Durch die eigentümliche, namentlich für einen Verwalter 
fremder Güter und Angelegenheiten äusserst freie und selbst- 
ständige Stellung des Schiffers werden eigentümliche Sicherun- 
gen zum Besten der Rheder und Ablader von selbst geboten. 
Namentlich sucht man sich gegen Treulosigkeiten des Schiffers 
durch eine gewisse feierliche Art der Beurkundung der von ihm 
auf der Reise erlebten Ereignisse und vollbrachten Acte mög- 
lichst zu sichern durch die sog. Verklarung, die auch See- 
protest oder wie in den Italienischen Seestaaten Gonsulat 
genannt wird 48 ). In diesem allgemeinen Charakter stimmen die 
verschiedenen Institute der Verklarung der einzelnen Europäi- 
schen Staaten völlig mit einander überein; sie weichen indessen 
in den näheren Bestimmungen des Umfanges, der Form, der 
gesetzlichen Notwendigkeit oder blossen Nützlichkeit, der Be- 
weiskraft etc. vielfach von einande* ab. 

Es steht fest, dass in Frankreich, Holland, Oesterreich und 
selbst in England die Verklarung (Protest) ganz allgemeiner 
Natur ist und zur Constatirung aller Schiffsereignisse angewendet 
werden kann*»), wenn man auch vorzugsweise an den Kapitain, 
seine Facta und Erlebnisse mit dem Schiffe denkt. Der Schiffer muss 



40. Dies ist im Ganzen auch wohl die J a c o b s e n'sche Meinung in 
seinem Seerecht S, 120. 

41. Vergl, besonders Pöhls S. 691 ff., der aber davon erst bei der 
Lehre von der Havarie spricht. Ebenso Jacobsen S. 519. Siehe 
dagegen Abbott, 1. c. S. 335. 36. und Bravard-Veyrie'res, 
1. c. S. 334. Das Franz. (Art. 242 sq.) und Holl. (Art. 379 sq.) 
Handelsgesetzbuch verbreiten sich darüber am vollständigsten. Auch 
Piantanida, 1. c. tom. I. tit. 1 und 2. S. 1-38. 

42. Englisch protest, Französisch rapport, Italienisch consolato 
sowie protest o. 

43. cf. Abbott (6) Seite 336. Wegen Oesterreich Editto politico von 
1774, Art II. $ 15 und 19. 
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hier in jedem Hafen eine Art Verklarung machen. Andere 
Staaten, wie Preussen, Schweden, Dänemark, die Hansestädte, 
Russland und auch wohl Spanien betrachten wenigstens still- 
schweigend die Verklarung nur als eine Beurkundung von See- 
gefahr, wenn durch Wind und Wetter oder durch feindliche 
Gewalt oder überhaupt durch höhere Hand der Kapitain sich 
genöthigt sieht, in einen Nothhafen einzulaufen und denken zu- 
meist sogar speziell an den Fall der Havarie« 4 ), obgleich hier 
selbst nach den Worten des Gesetzes meist leicht eine Aus- 
dehnung auf andere Fälle sich machen lässt. Auch der Fall, 
wenn zwei Schiffe durch Zusammenstossen sich beschädigt haben, 
würde hieher gehören. 

Sodann ist die Verklarung in England, in Italien (wenig- 
stens vor Emanation der neueren Handelsgesetzbücher nach Franz. 
Muster), sowie auch wohl in Schweden, obgleich sie hier sehr 
gewöhnlich ist, dem Schiffer nicht als absolute Pflicht 
vorgeschrieben wie in den anderen Staaten dies allerdings der 
Fall ist**). 

üeberall geschieht nun die Verklarung auf Grund des auf 
dem Schiffe geführten Reisejournals. Gewöhnlich hat der Schiffer 
daraus einen resümirenden gewissenhaften Auszug zu machen 
und diesen im Hafen der Ankunft oder resp. nur im Nothhafen 
öffentlich vorzulegen und legalisiren zu lassen. Die öffentliche 
Person, vor welcher dies geschieht, braucht in England und 
Dänemark überhaupt nur ein Notar zu sein und kann auch nach 
den übrigen Seerechten, insofern die sonst vorgeschriebenen 
Behörden dieser Art fehlen, vor einem Notar vollzogen werden, 
namentlich auch in Preussen. Doch ist es Vorschrift der meisten 
Seerechte (Frankreich, Holland, Preussen etc.), dass der Act 
der Verklarung wo möglich vor einem Seegerichte und nur 
im Auslande vor dem betreffenden Consul oder allenfalls vor 
anderweitigen Behörden vorgenommen werde. Auf diese Weise 
wird die Verklarung bescheinigt 



44. Das Schwedische Recht ist in dieser ganzen Materie sehr unvoll- 
ständig. Wegen Dänemark Christians V. Gesetzbuch IV. cap. II. 
Art 12 und cap. III. Art. 10. — Preuss. Landrecht II. 8. $ 1840 ff. 

45. In Frankreich wird der hierin nachlässige Schiner mit Einsperrung 
bedroht. 
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Sodann ist gewöhnlich eine Zeit vorgeschrieben, innerhalb 
welcher spätestens die Verklarung geschehen müsse, 24 Stunden 
(Frankreich, Holland) oder 3 Tage (Lübeck und Hamburg 4 *) etc. 

Die Depositionen des Schiffers müssen dann dieser sowie seine 
Officiere und zumeist die gesammte Mannschaft, auf geschehene 
Fragen des Richters, allenfalls auch die Passagiere beschwören. 
Die Bestimmungen der einzelnen Seerechte sind hierüber sehr 
verschieden. Die strengsten Formalitäten, namentlich eidliche 
Bestärkung des auszüglichen Berichtes aus dem Journal werden 
hauptsächlich bei Verklarungen angewandt, die zur Constatirung 
von Seeschäden aller Art dienen sollen, namentlich um in die- 
sem Falle versichert zu werden, dass die Unfälle nicht durch 
die Schuld des Schiffers oder seiner Leute dem Schiffe passirt 
seien. Selbst aber wo die Seerechte noch so streng in Bezug 
auf die Formalitäten sind, wird man daraus allein, dass dieser 
oder jener von der Mannschaft oder von den Reisenden nicht 
beschwören kann oder will, die Verklarung noch nicht als nichtig 
angreifen können; allerdings kann dergleichen aber dazu bei- 
tragen, die Verklarung zu verdächtigen, besonders wenn noch 
andere Umstände des Verdachtes hinzutreten. 

Der Schiffer kann sogar seine Gründe haben, warum er 
diesen und jenen seiner Leute von der Vereidigung ausschliesst. 
Freilich werden Rheder und Richter berechtigt sein, solche Ex- 
cludirte ganz besonders zu vernehmen. 

In dem Falle, wo der Schiffer vor der Ankunft in dem 
Hafen (resp. Nothhafen) gestorben ist, wird der erste Officier 
zur Aufnahme der Verklarung schreiten können und bezüglich 
müssen und selbst wenn nur Einer (Span. Handelsgesetzbuch 
Art. 652) von der ganzen Mannschaft des Schifles übrig geblieben 
ist, werden dessen Aussagen zur Aufnahme einer Verklarung 
geeignet sein. Die Beweiskraft wird natürlich in dem einen 



46. L üb i s che Verordnungen, wegen der Journale und Verklarungen 
vom 18. Aug. 1819. Darnach muss in Lübeck selbst die Verklarung 
vor der Schiffergesellschaft, in Travemünde vor dem Lootsencom- 
mandeur geschehen. Hambu rgische Verordnung für Schiffer und 
Schiffsvolk von 1786 Art. 6, Maklerordnung von 1825 Art. 17. Die 
Verklarung geschieht hier vor den Registratoren (der sonstigen 
Admiralität, jetzt im Handelsgerichte). 
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oder dem anderen Falle sehr verschieden sein. Es kommt hier 
aber Alles auf Zeit und Umstände an. 

In der Regel wird es für Sache des Schiffers zu halten sein, 
seine Officiere und Mannschaften zur Vereidigung zu sistiren. 

Der Inhalt der Verklarung kann natürlich sehr mannig- 
faltig sein, ebenso wie die Ereignisse auf der See es sein kön- 
nen. In vielen Ländern freilich dient aber, wie oben ge- 
sagt, die Verklarung mehr nur zur Constatirung von Seeunfällen 
mit den begleitenden und nachfolgenden Umständen und den 
Handlungen des Schiffers und seiner Leute, also hauptsächlich 
nur im Nothhafen. 

Ein vorläufiger einfacher Protest des Schiffers im Noth- 
hafen, wodurch derselbe dieses oder jenes Ereigniss vor den 
Behörden des Nothhafens erklärt oder schriftlich niederlegt oder 
auch zu Protokoll gibt, ohne dass dazu die Mannschaften etc. 
gezogen und vereidigt werden, ist weder der Form noch den 
Wirkungen nach eine eigentliche Verklarung und kann ein 
solcher sog. Protest, welcher ja nichts als eine persönliche 
Verwahrung des Schiffers ist, namentlich nie als Beweismittel 
gegen Andere als gegen den Schiffer selbst dienen. 

Aber auch die noch so förmliche Verklarung schneidet in 
keinem Lande den Gegenparteien den Beweis des Gegentheils 
ab 47 ). Ueberhaupt kann die Verklarung nur Ereignisse und Acte 
der Reise beweisen und zwar hier gewiss alle, auch die, welche 
anderweitig als durch die Verklarung bewiesen werden können. 
Ferner versteht es sich von selbst, dass die Verklarung als Be- 
weismittel um so stärker oder schwächer sein wird, je unver- 
dächtiger oder je verdächtiger sie in sich nach Form und Inhalt 
ist. Doch wird die äussere Form nicht für sehr wesentlich 
anzusehen sein und man, in Anwendung der alten internationa- 
len Regel: „locus regit actum", hier überall billig sein. 
Auch auf die Behörde, welche bescheinigt hat und von wel- 
cher die etwanige Vereidigung der Seeleute vorgenommen 
ist, wenn selbige nur sonst unverdächtig war, wie ja überall zu 
prasumiren ist, wenn man nicht den betreffenden Staat beleidigen 
will, — ' wird es nicht so sehr ankommen und es im Allgemeinen 



47. Holland. Handelsgesetzbuch Artikel 384 gestattet den Gegenbeweis 
ausdrücklich. 
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keinen Unterschied machen, ob vor einem Seer und Handels- 
oder vor einem anderweitigen Gerichte, ob vor einem Consul 
oder Notar verhandelt sei, wenn nur in dem einzelnen Falle 
eben keine andere (resp. die besonders gesetzlich vorgeschriebene) 
Behörde sogleich zur Hand war und wenn nicht anderweitige 
Verdachtsgründe in Bezug auf die Wahl, den Charakter etc. des 
bescheinigenden Beamten vorliegen. Blosse Formmangel werden 
nicht selten nachträglich verbessert werden dürfen; doch lässt 
sich das nur nach den Umständen des besonderen Falles recht 
beurtheilen. 

Natürlich muss der Inhalt der Verklarung nach seinem 
ganzen Zusammenhange und in allen seinen Theilen ein ver- 
nünftiges Ganze bilden und namentlich die etwanigen Aussagen 
und eidlichen Erhärtungen der einzelnen Seeleute in allen wirk- 
lich relevanten Punkten übereinstimmen. Unwesentliche Ab- 
weichungen schaden nichts. Zur Controle des Inhalts wird 
überall das Reisejournal dienen und werden wesentliche 
Widersprüche zwischen diesem und der Verklarung schon be- 
gründeten Verdacht erregen. 

Der Schiffer und die Mannschaften müssen natürlich die 
Verklarung als vollen Beweis wie für so gegen sich betrachten 
lassen und können allenfalls noch ergänzen, aufklären und im 
Einzelnen verbessern. Dritten stehen alle möglichen Beweis- 
mittel offen und ist, nach Franz. Hechte*») und wohl über- 
haupt, nicht nöthig, eine Fälschungsklage anzustellen ; es ist hier 
immer nur eine gerichtliche Untersuchung, eine Vereinigung von 
Zeugnissen, die durch entgegengesetzte Zeugnisse bestritten und 
widerlegt werden können 4 »). 



48. Pardessus, cours III. n. 649. Code de com. Art. 247. — Ueber 
den Beweis durch und gegen Verklarung verbreitet sich Pohls 
L c. Seite 695 — 703 sehr detaillirt, indem er sich in die einseinen 
Möglichkeiten und. Arten des Verfahrens einlasst. 

49. Das Preussische Verfahren hei Verklarungen ist folgendes. Es be- 
zieht sich eigentlich nur auf HavarieftUle. Im ersten Nothhafen 
muss der Schiffer, nachdem er zuvor Alles ins Reisejournal einge- 
tragen, den Fall den Seegerichten oder dem Consul umständlich 
anzeigen und sich darüber ein Attest ausstellen lassen. Dass ist 
denn am Ende für den oben genannten blossen Protest zu halten. 
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§ 67. Bei Geburt»- und Sterbeftllen. 

Darüber finden sich in den meisten Seerechten keine Be- 
stimmungen. Das Französische Recht ist hierin am voll- 
ständigsten ausgebildet und wird da, wo keine besonderen Be- 
stimmungen in anderen Staaten sich finden, füglich unmittelbar 
zur Anwendung gebracht werden können, da, abgesehen von 
einigen Förmlichkeiten, die Grundsätze und Anordnungen der 
Franz. Gesetzgebung in dieser Materie durchaus aus der Natur 
der Verhaltnisse entnommen sind und sich ihre Anwendung für 
einen umsichtigen, pflichtgetreuen und menschenfreundlichen 
Schiffer von selbst als nothwendig ergeben muss. Er wird füg- 
lich unter solchen Umständen nicht anders handeln können *°). 



Im Bestimmungshafen muss er sodann den Gerichten, Rhedern und 
anderweitigen Interessenten Anzeige davon machen, den Seegerich- 
ten das Journal vorlegen und dasselbe nebst den Vornehmsten seiner 
Equipage eidlich bekräftigen, und zwar wo kein Seegericht ist, 
kann dies auch vor dem Notar oder Justizcommissar (jetzt Rechts- 
anwalt) geschehen; auch ist in geeignetem Falle eine Vereidigung der 
ganzen Mannschaft zulässig. Preuss. Landrecht II. 8, § 1840—48. 
Gerichtsordnung II. 1. § 5. 

50. Code Napoleon Artikel 59, 60, 61, 86, 87, 980, 990-93. Französ. 
Verordnung vom 23. August 1793 und 17. Juli 1816. Pardessua, 
1. c. III. n, 645. Das Span. (Art. 647) und das Holl. Handels- 
gesetzbuch (Art. 429. 30.), sowie das Schwed. Seerecht (I. cap. 13) 
verordnen bloss eine Aufzeichnung des Nachlasses eines auf dem 
Schiffe Verstorbenen; das Oesterreich. Recht (editto polit. von 1774 
Art. III. $ 10. 11) verbreitet sich eben darüber, sowie Qber Schiffs- 
testamente. — Stirbt ein Passagier am Bord, so gab das Con- 
solato delmare cap. 115. sein bestes Kleid dem Steuermann, 
sein Bett und sein anderes Kleid dem Kapitain, seinen Gürtel und 
sein Messer dem Bootsmann. Die Vertheilung der Kleider, doch 
wohl nur der eigentlichen sog. Sterbekleider, d. h. in welchen der 
Passagier verstorben war und die man bekanntlich in Deutschland 
zum Theil den Leichenabwäscherinnen zukommen l&sst, 
ist auf Engl. Schiffen herkömmlich. Vide the Shipmasters asaistent 
p. 156. Jacobsen 179. Das Röm. Recht sagt: in dassibus 

v Kaltenborn Seerechl I. 12 
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Demnach werden hier folgende Grundsätze gelten: Fallt 
während der Reise ein Geburts- oder Sterbefall vor, so hat 
der Schiffer (resp. durch den Schreiber) eine Acte zur Beurkun- 
dung des Factums aufzunehmen und auch etwa eine nachträg- 
liche Eintragung zur Musterrolle zu machen. Nach Vollendung 
der Reise oder wenn er früher an den Wohnort des Verstor- 
benen oder Geborenen anlangt, hat er den Behörden sowie wo 
möglich und nöthig den Verwandten eine Ausfertigung der Acte 
zugehen zu lassen. Es wird zu empfehlen sein, dass die Acte 

Yon sämmtlichen Officieren unterschrieben werde. 

** ' ■ 

Ueber den Nachlass des Verstorbenen muss der Schiffer 
eine Acte aufnehmen und alle Gegenstände genau spezifiziren, 
auch nicht aufbewahrbare Sachen möglichst schnell verkaufen. 
Die Leiche selbst ist entweder wo es möglich zu begraben oder 
ins Meer zu versenken, 

Wenn man die Gefährlichkeiten zur See und die Zweifel- 
haftigkeit glücklicher Rückkehr von jeder Reise bedenkt, so wird 
man nach Analogie anderer ausserordentlicher Testamente und 
in Erwägung, dass der Schiffer auf offener See mit seinem Schiffe 
seinen Staat repräsentirt und eine Art von officieller Stellung 
einnimmt, dem Schiffer auf offener See 61 ) das Recht zugestehen 
können, Testamente aufzunehmen. Auch ist dies wohl nicht 
auf den Fall der Krankheit oder einer grossen nahenden Ge- 
fahr etc. des Testirenwollenden einzuschränken. Die Officiere 
werden wieder als Zeugen zu fungiren haben. Das Testament 
wird füglich seine Gültigkeit verlieren, sobald das Schiff in die 
Heimath zurückgekehrt ist. 

Die Ordonnance von 1681 (liv. III. tit. XI.) widmet den 
Todesfällen am Bord einen besonderen Titel: des testamens et 
de la succession de ceux qui meurent en mer™). 



omnes nautae milites sunt, et iure militari testari posse nulla dubi- 
tatio est. L. un. $ 1. D. de bonorum poss. ex test mü. Locce- 
nius de iure maritimo III. c. 2. n. 5. 237. 

51. Aber unter Umständen gewiss auch in fremden Häfen etc., wenn 
der Tod plötzlich droht und nicht schnell genug Gerichtspersonen 
herbeigerufen werden können. 

52. Art I. Lea testamens faits sur la mer par euz qui de'ce'deront dans 
le voyage, seront rlputös valables, s'ilt tont icritt et signh de la 
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main du teztateur ou recus par Vicrivain du vaisseau, en pri- 
senee de trois temoins qui tigneront avec le teatateur, et ai le 
teatateur ne peut, ou ne sait signer, il aera fait mention de la cause 
pour laquelle il n'aura pas signe\ — Art. II. Aucun ne pourra, par 
testament recu par l'ecrivain, disposer que de« effela qu'il aura dans 
le vaisseau, et des gages qui lui aeront düa. — Art III. Ne pour- 
ront lea tn^mes dispositions valoir au profit dea officiers du vaisseau, 
•'il ne aeront parens du teatateur. Dieser Artikel ist nicht aehr 
deutlich, doch ist er nach Valin wohl so zu verstehen, daaa obige 
beide Arten von Testamenten, wenn sie zu Gunsten der Officiere 
Bestimmungen enthalten, in der Regel ungültig sein sollen, weil zu 
fürchten, daas sich die Seeleute aus Furcht vor ihren Officieren zu 
diesen Dispositionen hätten verleiten lassen kdnnen. — Art. IV. In- 
continent aprea le de*ces de ceux qui mourront aur mer, l'ecrivain 
fera l'inventaire des effets par eux dllaisses dans le vaisseau, en 
presence des parens, a'il y en a, si non de deux temoins qui signe- 
rona, et a la diligence du maitre. — Art. V. Le maitre demeurera 
charge" dea effets du de7unt, et aera tenu, aprea aon retour, de lea 
remettre avec l'inventaire entre les maina dea hlretiers, legatairs ou 
autres qu'il appartiendra. — Art. VI. Si lea effets" d£laiss£s par ceux 
qui n'auront point teate\ sont Charge' s pour les payt etrangers, le 
maitre pourra les nigocier, et en rapporter le provenu au retour; 
auquel caa, outre aon fret, il sera payi de sa provision. — 
Art. VII. Pourra aussi vendre les hardea et meubles des mar iniers 
et passagers, lea faire opporter pour cet effet au pied du mftt, et 
les dllivrer au plus offrant, dont sera t£nu 6tat par l'ecrivain et 
compte* par le maitre. — Art. VIII. Faiaona de7enses, ä peine de 
punition exemplaire, a tons officiers de guerre et de iustice, etablis 
dans les isles et paya de notre oblisaance, de ae aaisir dea effets 
dea mariniers et passagers, d^cedes aur lea vaisseau, et d'en empdeher 
la dispoaition ou le transport, sous quelque prltexte que ce soit. 
Art. IX. Les hardes des mariniers et passagers, decedes sans 
heretiers et sans avoir teste', seront employe'es ä faire prier Dieu 
pour eux: et de leur autres effets itant sur le vaisseau, il en 
aera deiivr£ un tiera au receveur de notre domaine, un tiera ä 
l'amiral, et l'autre tiera a l'hoapital du lieu oü le navire fera aon 
retour, les dettea du dtfunt prealablement payeea aur le tout. -— 
Art. X. Le partage, ci-deasua ordonnl, ne pourra etre fait qu' aprea 
l'an et jour, a compter du retour du vaisseau , pendant lequel lea 
effets seront depoaea entre lea maina d'un bourgeois aalvable. — 
Art XI. Si lea effeta d&aiaaea ne peuvent etre conaervea pendant 
l'an et jour, aana diminution conaiderable, il aeront vendus par 
autorite dea officiers de l'amiraute, et le prix d^pose* comme dessua. 

12* 
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$ 08. Verpflichtung, Anderen Schiffen in Hülfe tu kommen ") 

► ■ 

Die positiven Gesetze enthalten darüber meist keine beson- 
deren Bestimmungen. Doch gilt hier praktisch überall ein sehr 
billiges und humanes Recht Die Unterlassung des Hülfespen- 
dens wird freilich dem Schiffer nicht leicht eigentliche Strafen 
zuziehen können und in dieser Beziehung seine Verpflichtung 
nicht streng juridisch sein. Aber die moralische Verpflichtung 
des Kapitains, einem von Hunger, Krankheit, Seenoth etc. ge- 
plagten Schiffe zu Hülfe zu kommen, ist dann so stark, dass 
Handlungen, welche der Kapitain in dieser Beziehung vornimmt, 
überall als rechtliche, aus seiner Befugniss geflossene, nament- 
lich gegenüber seinen Rhedern und Abladern angesehen und 
dabei vorkommende Verluste an Leuten, Beschädigungen seines 
eigenen Schiffes ihm nicht zur Last gelegt werden. Der Kapi- 
tain ist also zur Ableistung solcher Hülfe überall berechtigt und 
haftet nicht für die bei der Ausführung eintretenden Ereignisse. 

Also darf der Kapitain einem begegnenden nothleidenden 
Schiffe von seinem Proviant und Wasser oder unter Umständen 
auch von seinem Kriegsbedarf (z. B. in der Nähe von See- 
räubern) geben. Es sind allerdings die Empfänger zur Rück- 
gabe verpflichtet Indessen der Kapitain hat dafür gegenüber 
seinem Ausrüster, Rheder etc. nicht persönlich zu haften. Auch 
von den eingeladenen Waaren zu diesem Behufe zu verabreichen, 
darf man den Schiffer für befugt halten. — Uebrigens hat er sich 
überall auf das Not hw endige zu beschränken und dahin zu 
sehen, dass durch die Hingabe seine Mannschaft nicht selbst in 
Mangel gerathe. 

Sodann darf er einem von Seegefahr ergriffenen und auch 
wohl von Seeräubern angegriffenen Schiffe alle Hülfe spenden; 
doch wird man im Interesse der Rhederei die Beschränkung hin- 
zufügen dürfen; wenn es irgend wenigstens wahrscheinlich ist, 
dass der Kapitain durch seine Unterstützung wirklich helfen 
könne; z. B. wird der Kapitain eines mit 5—6 Mann besetzten 
Schiffes in der Regel nicht befugt sein, einem anderen Schiffe, 




53. darüber vergl. Pardetsus, cours n. 655. 
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welches von einem stark bemannten Seeräuber angegriffen wird, . 
zu Hülfe zu eilen. 

Wenn ein Schiff namentlich auf Rheden und in Häfen Ge- 
fahr läuft, durch ein anderes gestossen oder sonst beschädigt zu 
werden und dieser Zufall nur durch Versetzung des anderen 
Schiffes an einen anderen Platz vermieden werden kann, so 
muss der Kapitain des letztereu Schiffes ausweichen, ist aber 
wegen der Kosten des Manövers und wegen der dabei ohne sein 
Versehen vorkommenden Beschädigungen des Schiffes, z. B. 
wenn eilends die Taue gekappt werden mussten etc., zu ent- 
schädigen , es sei denn , dass er das fremde Schiff durch seine 
Schuld erst in jene Gefahr gebracht hat. Ist es zweifelhaft, 
welches Schiff die Gefahr verschuldete, so werden Aufwand und 
Kosten gemeinschaftlich zu tragen sein. Siehe § 143. cf. Par- 
dessus n. 655. 

J * " 4 * • 

r 

$ 69. Pflicht zur Verteidigung des Schiffet. 

Diese Pflicht galt nach älteren Seerechten z. B. dem Han- 
seatischen, und da in früheren Zeiten, namentlich wegen Furcht 
vor Seeräubern die Kauffahrteischiffe mehr kriegerisch ausge- 
rüstet wurden, so hatte das einen gewissen Sinn; jetzt wo die 
Kauffahrteischiffe nicht nur sehr schwach bemannt, sondern auch 
mit wenig oder gar keinen Waffen ausgerüstet sind, kann man 
dem Schiffer jene Pflicht nicht mehr allgemein auflegen. Nament- 
lich wird man nie eine Vertheidigung gegen wirkliche Kriegs- 
schiffe und kriegsmässig ausgerüstete Kaper verlangen können, 
auch in der Regel nicht gegen Seeräuberschiffe, es sei denn, 
dass in allen diesen Fällen, nach den Umständen, ein glücklicher 
Erfolg der Vertheidigung, nämlich wenigstens Abweisung des 
Feindes, ohne grossen Verlust an Menschenleben mit der 
grössten Wahrscheinlichkeit und nach dem Urtheile der 
in solchen Fällen zusammen zu berufenden Mannschaft (mit 
Einschluss der Passagiere) , zu erwarten ist. Um das Schiff vor 
dem Angriff zu retten , wird der Schiffer z. B. befugt sein , es 
auf den Strand laufen zu lassen, und wird er es auch verbrennen 
dürfen, wenigstens unter Umständen. Pardessus 1. c. n. 639. 
Sein Leben gegen feindliche Angriffe auf das Schiff zu opfern, 
ist der Kapitain mit seiner Mannschaft den Rhedern nicht ver- 
pflichtet. Schiffer und Matrosen sind keine Soldaten, 



Digitized by Google 



I 



182 Abschn. IV. Vom Schiffspersonal. 

Diesen Grundsätzen entgegen stellt unter den neueren See- 
rechten besonders das Englische eigenthümliche Bestimmungen auf. 
Der Schiffer, der ein Schiff von mindestens 200 Tonnen und 
16 Kanonen führt, darf nie sein Schiff und seine Ladung, und 
zwar letztere selbst nicht, um das Schiff zu retten, an Seeräu- 
ber tibergeben, sondern muss sich vertheidigen. Dieselbe Pflicht 
haben kleinere Schiffe dann, wenn sie von einem Türkischen 
Seeräuber, der nicht mindestens einmal so viele Kanonen 
führt, wie sie, angegriffen werden. Die freiwillige Uebergabe 
des Schiffes ist ein Kapitalverbrechen * 4 ). 

Dagegen wird man dem Schiffer und seinen Leuten, sowie 
jedem Passagiere nicht das Recht, sich zu vertheidigen, da sie 
z. B. lieber sterben, als in der Gefangenschaft eines Seeräubers 
zur Sklaverei geschleppt werden wollen, etwa im Interesse der 
Rheder und Ablader absprechen können. Also wenn sie sich 
Vertheidigen und das Schiff wirklich gerettet wird, aber bei der 
Vertheidigung Schiff und Ladung beschädigt sind, so haben einzig 
die Eigenthümer von Schiff und Gut den Schaden zu tragen. 

Zu Widersetzlichkeiten und besonders kriegerischer Selbst- 
hülfe gegen Ausübung des völkerrechtlichen Durchsuchungs- 
rc chtes wird mau den Schiffer nicht für befugt halten dürfen 
und hat demnach derselbe für die dadurch dem Schiffe und der 
Ladung zustossenden Unfälle mit allen ihren Folgen persönlich 
zu haften. 

§ 70. Pflichten unter Convoy und Admirnlschaft **) 

Auch w r enn die Rhederei dem Schiffer das Segeln unter 
Admiralschaft oder Convoy nicht besonders anbefohlen, so 
ist der Schiffer doch unter Umständen, bei Gefahren durch 
Feinde oder Seeräuber, für verpflichtet wie berechtigt zu halten, 
dies zu thun, und wird die Rhederei für die dadurch aufge- 
laufenen Extraausgaben zu haften haben. 



54. Pöhla 1. c. S. 209. Stat. 16. Carol. II. c. 6. Stat. 22. 23. Carol. 
II. c. II. $ 10. Vergleiche Statut 11. 12. Will. III. c. 7. Stat. 6. 
Geo. I. c. 19. cf. Span. Handelsgesetzbuch Art. 669. 

55. Pardessus 1. c. n. 656 wegen Admiralschaft; dagegen ist Abbott 
(6) S. 307—317 (Part. IV. chap. IV. n. 6-8) wegen Convoy nach- 
zusehen, wo viele Details einzelner Falle sich finden. 
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Man segelt aber unter Convoy, wenn man unter dem 
Schutze von Kriegsschiffen oder bewaffneten Kapern segelt. 
Dies ist heutiges Tages das Gewöhnliche und die sonst sehr 
übliche Admiralschaft fast völlig in Abkommen gerathen. Der 
Schiffer hat hier den Anordnungen des befehligenden Seeofficiers 
der Kriegsmarine Gehorsam zu leisten und darf sich nicht frei- 
willig von dem Convoy entfernen, in Frankreich bei dreijähriger 
Galeerenstrafe (Gesetz v. 22. Aug. 1790) Pardessus 1. c. n. 639. 
Man nennt aber Admiralschaft (conserve, voyage de con- 
serve) die Uebereinkunft, welche mehrere Schiffscapitaine unter 
sich schliessen, um wahrend der Reise mit einander zu segeln 
und sich nöthigen falls gegen feindliche Angriffe gemeinschaftlich 
zu vertheidigen. Das grösste der Schiffe oder bei gleicher Grösse 
das mit dem ältesten Kapitain oder abwechselnd das eine und 
das andere, wird als Admiralschiff (navire directeur) durch 
besondere Flagge bezeichnet und so genannt. Diese Convention 
ist eine wahre Societät. Jeder Kapitain muss den Anordnungen 
des Admirals pünktlich Folge leisten, so weit Wind und Wetter 
es gestatten ; er darf nicht willkürlich die Admiralschaft verlassen, 
und beim Angriffe muss er sich muthig vertheidigen. Seine Ver- 
sehen und Vergehen, besonders das Verlassen der Flotte, ein 
feiges Benehmen etc, verpflichten ihn für allen daraus den an- 
deren Schiffen erwachsenen Schaden. Freilich würde der Be- 
weis etc. seine grossen Schwierigkeiten haben. 

Der Schiffer eines neutralen Schiffes wird im Interesse 
seiner Rheder nicht befugt sein, sich unter Convoy von Kriegs- 
fahrzeugen einer der Kriegs-Mächte zu begeben} denn dadurch 
könnte, im Falle man feindlichen Schiffen begegnete, nicht bloss 
dem Schiffe grosser Schaden entstehen, sondern es würde das 
auch den neutralen Charakter verdächtigen und zur Aufbringung 
des Schiffes von Seiten der anderen Macht Veranlassung geben. 

$ 71. Andere Pflichten in Kriegsfällen. 

> V 

In Kriegszeiten muss der Schiffer überhaupt ganz besondere 
Vorsicht anwenden. Ist sein Schiff neutral, so muss er Nichts 
thun, wodurch er seine Neutralität irgend wie verdächtigen 
könnte, also weder Contrebande, noch feindliche Depeschen oder 
Soldaten etc. an Bord nehmen; auch die angekündigte Blokade 
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respectiren. Uebrigens wenn die Blokade nicht im letzten Aus- 
gangshafen bereits offiziell bekannt (gemacht oder dem Schiffer 
auf der Reise offiziell durch ein Kriegsschiff angezeigt war, so 
darf mau wohl annehmen, dass der Schiffer seinen Ours beibe- 
halten und bis zur Höhe des blokirten Ortes segeln dürfe, 
ohne völkerrechtlichen Bekümmernissen durch die bloki- 
rende Marine sich auszusetzen ; er wird einfach abgewiesen wer- 
den, wenn er nur nicht mit List oder Gewalt die Linie zu durch- 
brechen sucht. Dagegen wird man den Schiffer, gegenüber und 
im Interesse seiner Rheder, zur Veränderung seines Gurses auch 
schon dann für verpflichtet halten, wenn er irgend auf glaub- 
hafte Weise von der Blokirung erfährt Gegenüber dritten Per- 
sonen (Assecurad eurs etc.) sollte letzteres auch gelten, doch 
verlangt man da leider gewöhnlich noch offizielle Anzeige. Der 
Schiffer muss dann entweder nach Hause segeln, besonders wenn 
er sich noch in der Nahe des Ausgangshafens befindet, oder 
einen Nothhafen suchen und seine Patrone sofort um Instructio- 
nen bitten *•). 

Auf alle Fälle muss sich der neutrale Schiffer mit den 
völkerrechtlich notwendigen Papieren zur Legitimirung seiner 
Neutralität versehen. Siehe desshalb $ 45. 

Ist das Schiff ein feindliches, so darf der Kapitain nie 
ohne Convoy segeln und erfahrt er auf offener See auf irgend 
glaubhaftem Wege von dem Ausbruche des Krieges, so muss 
er den nächsten neutralen oder vaterländischen Hafen zu er- 
reichen suchen. Ebenso wird im Allgemeinen ein Schiffer zu 
verfahren haben, dessen Schiff zwar neutral ist, dessen ander- 
weitiger Charakter aber verdächtig ist, namentlich durch ganze oder 
theil weise feindliche Ladung, durch Kriegscontrebande etc., denn 
in allen diesen Fällen wird gewöhnlich, wenn auch keine Ver- 



56. Nach Glashoff (Sammlung einiger bei der Schiffahrt und dem 
Assecuranzgeschäft; vorkommenden Falle. Hamburg 1802) Heft 4. 
Seite 30. soll der Schiffer immer erst bis zur Höhe des blokirten 
Hafens segeln, wodurch aber in gewissen Fällen wenigstens manche 
(blokirende) Kriegsmächte sich zur Aufbringung des Schiffes hier 
berechtigt halten möchten; positive Bestimmungen existiren darüber 
nicht. — Jacobsen 1. c. S. 140 will umgekehrt, dass niemals 
der Schiffer die Höhe des blokirten Hafens suchen dürfe. Vergl. 
auch Pöhls S. 180. 81. 
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urtheilung des ganzen Schiffes dder auch nur der ganzen Ladung, 
so doch eine Aufbringung vor ein Prisengericht erfolgen und 
werden dadurch allein schon, ganz abgesehen von dem gerichtlichen 
ürtheile, den Rhedern und Abladern viele Unkosten auflaufen, 
die der Kapitain zu vermeiden hat. Sobald es irgend angeht, 
ist der Schiffer eines neutralen Schiffes verpflichtet, Alles was 
irgend seinen neutralen Charakter verletzen oder auch nur ver- 
dachtigen könnte, zu entfernen. 

Im Falle der Aufbringung muss der Schiffer, als ein ge- 
treuer Bevollmächtigter und Verwalter fremder Sachen und An- 
gelegenheiten, nach den Umstanden das Interesse seiner Rheder 
und Ablader in jeder Beziehung zu wahren suchen und sie von 
allen Vorfällen so schleunig als möglich in Kenntniss setzen. 

Namentlich sind hier Proteste und förmliche Verklarungen 
in der Regel nöthig* 7 ). 

* ■ 

t . g 72. Pflichten nach Beendigung der Reise »•»). 

Bei einer einfachen Reise findet die Beendigung in dem 
Bestimmungsorte statt, bei einer Reise auf hin und zurück ist 
dies erst bei der Zurückkunft im Ausgangshafen der Fall. Doch 
gelten im Allgemeinen in beiden Fällen dieselben Grundsätze, 
nur dass im ersteren Falle (bei der einfachen Reise) der Schiffer 
gewöhnlich nur mit dem Correspondenten der Rheder seine 
Rechnung abschliesst und überhaupt mit ihm sich auseinander- 
setzt. 

Im Hafen angekommen, muss der Schiffer sich den beson- 
deren Bestimmungen der localen Uafenordouug fügen, sein 
Schiff an den Platz legen, der ihm angewiesen wird, überall die 
nöthige Vorsicht (namentlich in Bezug auf Zusammenstossen 
und Ansegeln der Schiffe, auch Feuersbrunst etc.) im Interesse 



57. Siehe wegen dieser Pflichten in Kriegsfällen Uberhaupt den letzten 
Abschnitt dieses Werkes. 

58, Pöhls, S. 176 sq. Abbott, S. 328-330. Pardessus, n. 647-60. 
Bravard-Veyrilres, S. 335. Koch, Preuss. Recht I. §426. Die 
Seerechte stimmen in dieser einfachen Materie vollkommen Uberein 
und weichen nur unbedeutend in den Förmlichkeiten, die der Schiffer 
zu erfüllen hat, von einander ab. 
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von Schiff und Ladung ausüben und Zölle und Abgaben pünkt- 
lich entrichten, überhaupt die nöthigen polizeilichen Meldungen 
machen und die Polizeivorschriften, besonders in Bezug auf 
etwanige Quarantäne befolgen. Im Ganzen sind hier die $ 63 
angegebenen Pflichten des Kapitaiiis vor der Abreise während 
seines Aufenthaltes im Hafen zu erfüllen. 

Sodann muss der Schiffer in der Regel z. B. auch in Eng- 
land und Frankreich schon in 24 Stunden seine Verklarung 
machen. Ehe soll er nicht auszuladen anfangen. Siehe 
darüber $ 66, wo namentlich auch der Fall erörtert ist, wenn 
Seeunfälle stattgefunden hatten. Nicht weniger hat er seinen 
Bhedern und Warenempfängern baldmöglichst Nachricht zü 
geben und die erforderlichen Schritte zu thun, um die Ladung 
oder den Ballast zu löschen. 

► * 

Seine Hauptpflicht besteht in der Erstattung eines Reisebe- 
richtes, namentlich durch eine Verklarung, und in der Rechnungs- 
ablegung an die Rbederei ••), die denn in der Regel durch den 
Schiffsdirector vertreten wird ($ 52). Der Schiffer legt dabei 
seine Bücher und alle speziellen Belege für seine Einnahmen 
und Ausgaben vor, documentirt dabei besonders Seeunfälle, 
nöthige Ausbesserungen und überhaupt alle ordentlichen und 
ausserordentlichen Unkosten. Es ist wohl jetzt nicht mehr 
nöthig, dass dem Schiffer die Rechnungslegung von der Rhederei 
besonders abverlangt werde. 



59. Nach den alten Seerechten geschah dies in einer Versammlung aller 
Rheder, die auf besondere Einladung des Schiffers zusammen trat 
und in der dieselben bei Strafe erscheinen mussten. Hanseatisches 
SeerechtXIi. Art. 1. Das Consulat cap. 237 — 39 verpflichtet zwar 
den Schiffer zur Rechnungslegung ohne vorherige Aufforderung 
durch die Rheder, sodann aber sollen den Säumigen die Rheder 
dazu auffordern; geschah die Aufforderung durch sie nicht und 
starb der Schiffer vor der Rechnungsablegung, so haften und sind 
zugleich berechtigt die Erben oder Administratoren des Vermögens 
des verstorbenen Schiffscapitains nur auf Grund des Schiffs- 
buches und werden den Rhedern ' weiter keine Beweise der Ver- 
pflichtungen gestattet, mit Ausnahme dessen, was der Kapitain etwa 
in seinem Testamente schriftlich selbst als Schuld anerkannt hat 
P ö h 1 s referirt Uber das Consulat hier ungenau. 
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Ueber das Richtigbeünden der Rechnung haben die Rheder 
dem Schiffer eine Generalquittung auszustellen und scheint die 
Seeusanz in der Natur des Seeverkehres begründet» dass der 
Schiffer nach Empfang dieser Quittung von aller ferneren Haf- 
tung für Verbindlichkeiten aus dem Schiffe wegen dieser letzten 
Reise befreit sei, analog dem Privileg der Rheder, die im Ganzen 
nur mit ihrem Schiffe haften. Wegen seines dolus haftet aber 
mit Recht der Schiffer immer noch ••) Uebrigens finde ich in 
den neueren Seerechten der Europäischen Staaten über diese 
Befreiung des Kapitains von seinen Verpflichtungen keine be- 
sondere Bestimmung. 

In Bezug auf den dolus ist noch zu bemerken, dass der 
Schiffer, welcher etwas unterschlägt, nach Hanseatischem (XII. 3), 
Lübiscben (I. 10), Schwedischen (III. 3) und Dänischen (II. 13) 
als Dieb bestraft wird; nach Preuss. Allg. Landrecht (II. 8. $ 1520) 
gilt er als Betrüger und muss doppelten Ersatz leisten; doch 
wird nach neuestem Preuss. Rechte (Gesetz vom 14. April 1824) 
Veruntreuung des Schiffers sogar wie ein Diebstahl unter er- 
schwerenden Umständen bestraft •*). — Siehe auch bereis oben 
§50-61. 

Die Pflichten des Kapitains in Bezug auf die 
Fracht werden in ihrem Zusammenhange erst weiter unten 
erörtert werden; wir haben in diesem Kapitel nur da auch schon 
von diesen Pflichten gesprochen, wo eine Trennung nicht räth- 
lich schien. Siehe $ 117—119. 

$ 73. Befreiungen des Schiffer« u. Rheders von ihren Verbindlichkeiten. 

Es gibt allerdings Fälle, und wir deuteten dies bereits ge- 
legentlich an, in welchen überhaupt Schiffer und Rheder von 

60. Unserer Ansicht ist Pöhls S. 178. 79. Jacobsen S. 160 ist da- 
gegen. Die sog. Ausnahmen von unserer Regel bei dem: „Wohl- 
imterwiesenen Schiffer" S. 121 sind nur Falle des dolus. Auch der 
Fall, den Jacobsen zur Begründung seiner Ansicht anführt, enthalt 
einen dolus. 

61. Und dieses Gesetz ist auch auf Personen ausgedehnt, welche die 
Frachtfahrt nicht gewerblich betreiben, sondern nur in einzelnen 
Fallen übernehmen. Koch 1. c. I. $ 426. 
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aller Verbindlichkeit frei werden, nämlich wie man finglisch 
sagt, by act of god and the king's ennemies. Unter act 
of god versteht man alle Naturereignisse als Blitz, Erdbeben, 
Sturm , Ueberschwemmung und überhaupt Alles, was n i cht 
durch die Schuld der Schiffsleute selbst dem Schiffe zustosst, 
also namentlich alle eigentlichen sog. „Gefahren der See" 
(perils of the sea), ein häufig gebrauchter Ausdruck in Ladungs- 
instrumenten, dessen Verständniss aus den jedesmaligen einzel- 
nen Seeunfällen sich nicht schwer ergibt, so viel auch theoretisch 
darüber gestritten wird; in der Regel wird man den Ausdruck 
im weitesten Sinne nehmen dürfen und Alles, was nicht durch 
die Schuld der Schiffsleute sich ereignet, darunter verstehen 
müssen. Lord Kenyon rechnete aber mit Recht den Fall nicht 
dahin, wo ein Schiff durch Wurmfrass auf der Reise zur See 
untüchtig wurde (Abbott (6) S. 343), denn hier lag die Schuld 
an Rheder und Kapitain, dass sie das Schiff beim Ausgange aus 
dem Hafen nicht gehörig wegen seiner Seetüchtigkeit untersucht 
hatten. Doch kann der Ablader den Schiffer und Rheder nicht 
schon desshalb auch wegen der Seegefahr verantwortlich machen, 
wenn er beweist, dass ein anderes Schiff diese Seegefahr 
(des einzelnen Falles) ausgehalten haben würde (was mir Übrigens 
immer höchstens nur wahrscheinlich, nicht gewiss gemacht wer- 
den zu können scheint); er muss vielmehr die Seeuntüchtig- 
keit des Schiffes und zwar als zur Zeit bereits vorhanden, wo 
es den Hafen verliess, nachweisen. (Abbott S. 344.) Nach Statut 
26 Georg III. cap. 86. sec. 2. ist der Rheder stets frei von Ver- 
antwortlichkeit wegen Güter, die durch eine Feuersbrunst auf 
dem Schiffe entstehen und consequent gewiss auch der Schiffer, 
sobald ihn keine Schuld in Bezug auf die Feuersbrunst trifft, 
und naph demselben Stat. sect. 3. sind Schiffer und Rheder nur dann 
für eingeladenes Gold, Silber, Diamanten, Taschenuhren, Juwelen 
und Edelsteine verantwortlich, wenn ihnen bei der Einschiffung 
dieser Waaren in der Ladungsbill oder sonst schriftlich die wahre 
Natur und Eigenschaft, sowie der Werth davon angegeben sind, 
ja nicht einmal verantwortlich wegen des Verlustes davon by reason 
or means of any robbery, embezzlement, making away with, or 
secreting thereof. Ebenso sind nach dem Statut 6, Georg IV. 
c. 125. sec 55 -die Schiffer und Rheder für Versehen, Fehler, 
Incompetenz und Unfähigkeit eines wirklich angestellten Lootsen, 
so lange dieser das Schiff führt, nicht verantwortlich für irgend einen 
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daraus entspringenden Verlust oder Schaden. Und alle diese 
Satzungen des partikulären Englischen Rechts werden durch die 
Natur der Sache geboten und sind zugleich für Satzungen des 
Gemeinen Europäischen Seerechts zu halten. Auch enthalten 
andere neuere Seerechte ähnliche Bestimmungen. 

Wenn Anhaltungen von höherer Hand von Seiten irgend 
eines Potentaten (restraint ofPrinces and Rulers) Schiffer 
und Rheder von Verantwortlichkeit für die Nichtausführung der 
eingegangenen Gontracte frei machen sollen, so muss das An- 
halten nach Englischem Rechte ein wirkliches und nicht ein 
bloss zu vermuthendes gewesen sein, mag auch die Ver- 
muthung noch so vernünftig und wohl begründet gewesen sein und 
mag der Schi (Ter auch noch so ehrliche Absichten dabei gehabt 
haben (an actual and not an expected restraint). Die gemeine 
Rechtsregel, welche von Jedermann fordert: as a matter of 
public duty, to save the property and person entrusted to his 
Charge from falling into the hands of the enemies of his country, 
schützt in England in einem solchen Falle sehr selten. Doch 
soll Alles auf die Umstände ankommen. Wir halten diese 
Englische Praxis für allzu hart. Siehe aber besonders den Ab- 
schnitt von der Befrachtung. 

Solche Fälle der Gewalt von höherer Hand sind namentlich: 
Blokade, Embargo, Handelsverbote, Anhaltung und Aufbringung 
etc. Siehe auch den letzten Abschnitt dieses Werkes. Vergleiche 
besonders Abbott 1. c. Part. IV. chap. V. of the causes which 
excuse the master and owners (S. 337—48). 

Auf das Verhältniss zwischen Schiffer und, Rheder wirken 
alle jene Ereignisse nicht anders wie jeder andere Zufall. 

üebrigens wird besonders Abschnitt VI. Kap. III.: „Fracht- 
contractaufhebung und Frachtzahlung", $ 124 — 134, auf den 
ganzen Inhalt dieses mehr vorläufigen Paragraphen weiter ein- 
gegangen werden. 
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Kapitel III. 

■ * 

Verhältniss der Rheder und Schiffer zum 

Schiffsvolk« 

Literatur: Pöhls, Seite 248-559. Boulay-Paty II. 158 ff. 
Kent, I. c. Part. V. lecture 46 n. 2. S. 177 ff. 

$ 74. Einleitung. 

* * 

Der Repräsensant der ganzen Schiffsmannschaft gegenüber 
der Rhederei ist der Schiffer. Die Rechte und Pflichten, welche 
Rhederei und Schiffsmannschaften gegeneinander haben, werden 
durch das Organ des Schiffers, durch welchen die Rheder ihre 
Rechte gegenüber den übrigen Seeleuten ausüben und durch 
welchen sie diesen verpflichtet werden, regelmässig vermittelt 
Der Schiffer hat aber nach dem bisher Dargestellten die Pflicht, 
Alles anzuwenden, damit die Seeleute im Interesse der Rhederei 
gewählt und benutzt werden und ist zugleich den Seeleuten 
verpflichtet, dass ihnen werde, was ihnen von Seiten der Rhe- 
derei zukommt Doch haftet der Schiffer für die Verpflichtungen 
der Rhederei gegenüber den Seeleuten, so lange er pflichtgetreu 
innerhalb der Schranken seines Amtes als Schiffer bleibt, nur 
mit dem, was er von der Rhederei in Händen hat und wird 
persönlich mit seinem Vermögen nur verantwortlich, wenn er 
ihnen gegenüber seine Vollmacht überschreitet oder Versehen 
und Vergehen sich zu Schulden kommen lässt oder endlich sich 
ausdrücklich persönlich verpflichtet hat Die Rhederei haftet 
aber gegenüber der Mannschaft nur mit dem Schiffe und kann 
sie der Schiffer nie bis zu einem Mehr persönlich verpflichten. 
Geht demnach das ganze Schiff zu Grunde, so sind sie von aller 
Verbindlichkeit gegenüber der Mannschaft befreit, es sei denn, 
dass sie sich ausdrücklich persönlich verpflichtet hätten oder 
- ihnen ein dolus in Bezug auf den Untergang des Schiffes vor- 
geworfen werden könnte. Siehe $ 52, besonders S. 131 u. $ 60. 
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Uebrigens können die Rheder in der Regel nur durch den 
Schiffer und durch keinen anderen aus der Mannschalt allge- 
mein in Bezug auf das Schiff verpflichtet werden, es sei denn, 
dass nach dem Tode oder anderweitigen Abgange des Schiffers 
der Steuermann oder sonst ein Anderer das Commando hat 
übernehmen müssen, wo sie dann durch diesen ganz wie durch 
den Schiffer verpflichtet werden und auf der anderen Seite dieser 
ihnen ebenso verpflichtet ist, als der Schiffer. Demnach wird 
die Rhederei unbedingt nicht aus Verträgen des übrigen 
Schiffsvolkes gebunden werden können, denn die Rhederei ver- 
bindende Verträge abzuschliessen kann man nach der Natur 
des Verhältnisses keinen anderen Seemann als den Schiffer 
vermöge seiner Charge für beauftragt ansehen. Dagegen haften 
allerdings die Rheder selbstverständlich für alle Hand- 
lungen, welche die Seeleute bei Ausübung ihrer Charge 
vornahmen und zwar hier auch gewiss für Versehen und Ver- 
brechen des Schiffsvolkes. Dies wird wegen Handlungen des 
Schiffsvolkes der bezeichneten Art auch in Bezug auf alle 
auf dem Schiffe sich beßndlichen fremden Güter gelten; da- 
gegen anderweitig aus Handlungen der Seeleute anderer Art 
(also wegen deren Diebereien etc.) wird die Rhederei nur in 
Bezug auf diejenige Ladung zu haften haben, welche der 
Schiffer laut Contract eingeladen hat, also für die eigentliche 
Ladung, und zwar hier ex recepto, wornach die Rheder sogar 
für die an dieser Ladung von fremden Personen (z. B. Passa- 
gieren) vorgenommenen Handlungen verhaftet sind. 

Zunächst wird hier allerdings überall der Schiffer durch die 
Handlungen der Seeleute verbunden und die Rheder nur, soweit 
sie ihn zu vertreten haben ($ 60). 

In der Regel haftet aber auch der Schiffer nur für das, was 
er von der Rhederei in den Händen hat und persönlich mit 
seinem Vermögen nur, wenn ihm ein schuldbares Versehen oder 
Vergehen vorgeworfen werden kann, also namentlich 1) wenn 
er in der Auswahl des Schiffsvolkes den gehörigen Fleiss ver- 
säumt hat und 2) wenn er das Commando über das Schiffsvolk 
schlecht übte oder selbst untüchtig und verbrecherisch sich 
zeigte. 

Natürlich hat der Rheder und resp. Schiffer seinen Regress 
gegen diejenigen, welche den Schaden verschuldeten, und auch 
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der dritte Verletzte wird selbst gegen den Verletzer direct 
klagen können t). 

i 

Sodann versteht es sich von selbst, dass die Rhederei durch 
die einzelnen Seeleute in allen den Fällen als verpflichtet er- 
scheint, wo eine in rem versio zu Gunsten der Rhederei nach- 
gewiesen werden kann, ja selbst in Fällen der negotiorum gestio, 
falls nur aus der Natur des einzelnen Geschäftes nicht erhellt, 
dass gerade dieses dem Seemann im Namen der Rhederei abzu- 
schliessen als stillschweigend verboten angesehen werden musste, 
was allerdings in der Regel der Fall sein wird , denn der See- 
mann darf ja in der Regel keine Vertrage für die Rheder 
abschliessen und nur Handlungen für sie in der Eigenschaft 
seiner Charge vornehmen. Es kommt hier Alles auf die Um- 
stände des concreten Falles an und wird hier Billigkeit zu wal- 
ten und die redliche gute Absicht des Seemannes vor Allem bei 
der rechtlichen ßeurtheilung in die Wagschale gelegt werden 
müssen. 

Je nach seiner Stellung im Schiffe hat jeder der Mannschaft 
allerdings noch besondere Pflichten und Befugnisse, die nament- 
lich andere sind auf Seite der Officiere, andere auf Seite der 
Mannschaften. Indessen sind diese Unterschiede nicht so be- 
deutend, dass wir besondere Rubriken unterscheiden müssten. 
Die Pflichten und Befugnisse, welche allen gemeinsam zustehen, 
werden dadurch mehr dem Grade, nicht der Art nach geschieden 
und scheint es demnach zweckmässig, die Darstellung allgemein 
zu halten und in jedem einzelnen Falle die etwanigen Unter- 
schiede am Schlüsse hinzuzufügen. 

Von den einzelnen Graden, Personen, Beschäftigungen 
der Mannschaft, sowie von den besonderen Obliegenheiten 
derselben nach ihrer Charge auf dem Schiffe wurde bereits 
$ 55—57 gehandelt. 

Von gewissen Privilegien der Seeleute, besonders segel- 
fertiger Schiffe ist bereits § 47 und § 48 gesprochen. 



1. Vergl. wegen der Verpflichtungen der Rhederei durch die Seeleute 
Pöhl« S. 287-89. 
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$ 75. Annahme des Schiffsvolkes. Musterrolle *). 

Von der Mitwirkung der Rhederei, sowie von den Ver- 
pflichtungen des Kapitains bei der Auswahl in Bezug auf Be- 
fähigung, Tüchtigkeit, Nationalität der Mannschaften und anderen 
Rücksichten, die der Kapitain hierin zu nehmen hat 3 ), ist §62 
und 63. bereits gesprochen. 

In der Regel heuert d. h. miethet nun der Schiffer sämmt- 
liches Schiffsvolk. Es ist darüber gewöhnlich ein schriftlicher*) 
Contract abzuschliessen und entsteht ein einfaches Dienstver- . 
hältniss (locatio conduetio operarum) mit allen seinen regel- 
mässigen Wirkungen. Der Heuercontract gibt an: den Namen 
der Contrahenten , die Zeit des Dienstantrittes, die Dauer und 
die Art des Engagements, die Charge des Gemietheten auf dem 
Schiffe, den Betrag der Gage (Heuer). Es wird bald auf eine 
oder mehrere Reisen, auf Hin- und Rückfahrt, bald auf Monate 
engagirt und nach diesen verschiedenen Arten des Engagements 
ist auch der Betrag und die Art der Gage verschieden. Die 
Rheder können dem Schiffer in dieser Beziehung Vorschriften 
geben und thun es gewöhnlich; sonst aber hat der Schiffernach 
Landessitte und Brauch sowie nach den Umständen frei zu ver- 



2. cf. Pöhla, S. 250ff. B ra vard- Vey rie* res, pag. 347 ff. Par- 
ti essus, n. 667 ff., sowie die betreffenden Abschnitte der älteren und 
neueren Seerechte. 

3. Die Französ. Ordonnanz vom 31. October 1784 enthält eine grosse 
Anzahl von Anordnungen, nach denen sich der Schiffer dabei zu 
richten hat. Pardessus, n. 694. 

4. Nach Preuss. Recht genügt das mUndliche Abschliessen durch Geben 
und Nehmen des sog. Miethsgeldes, wie bei dem Miethen des ge- 
wöhnlichen Gesindes; doch wird, wenn das Schiffsvolk zusammen 
ist, vor der Seebehörde eine beglaubigte Urkunde (Volks- oder 
Musterrolle) errichtet etc. Allg. Landrecht II. 8. § 1535 und Cab.- 
Ordre vom 23. Nov. 1831. - Die Schriftlichkeit wird in Frankreich, 
England, Nordamerika, Oesterreich, Russland, Schweden, Dänemark 
verlangt. Die Ordonnance de la m. von 1681, III. 4. Art. I. ge- 
stattet, wenn nichts Schriftliches gemacht ist, den Seeleuten den Eid 
zur Constatirung ihrer Forderungen. 

v. Kaltenborn, Seorecht I. 13 
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fügen. Bei einem Engagement auf die Reise besteht die Gage 
in einer runden Summe, auf Monate in einem Monatsgehalte 
und das sind jetzt die beiden gewöhnlichen Arten. Die ganze 
oder theilweise Heuer nach Meilen oder auch als ein bestimmter 
Antheil an der Fracht, sowie als ein Antheil an dem Gewinne 
der Reise ist in den älteren Zeiten sehr üblich gewesen»)» ist 
aber jetzt selten und findet gegenwärtig die letztere Art nament- 
lich nur noch Anwendung bei Engagements zu Reisen auf Fisch- 
fang oder Kaperei. Uebrigens ist auch das Monats weise geheuerte 
Volk von selbst auf die ganze Reise gedungen. Preuss. Land- 
recht I. c. § 1537. 

In der Regel muss nun in den einzelnen Seestaaten auf 
Grund dieser schriftlichen oder mündlichen Contracte eine offi- 
cielle Urkunde angefertigt werden, die eine Uebersicht der gan- 
zen Mannschaft gibt und die enthält: Namen des Schiffes, sowie 
Namen, Alter, Geburtsort, Nationalität, Charge (auch wohl mit 
Angabe der einzelnen Pflichten) aller Seeleute, das zugesagte 
oder empfangene Handgeld, Beschreibung der zu verabreichen- 
den Nahrungsmittel, Art und Höhe der Gage (sowie Angabe der 
etwanigen Vorschüsse), Ausgangs- und Bestimmungsort der Reise, 
Straffestsetzungen wegen Trunk, Ungehorsam, Desertion etc.«). 
Dies ist die sog. Musterrolle, auch Volksrolle genannt, 
welche sich von selbst als zweckmässig ergibt als ein Sicherungs- 
mittel für das geschlossene Dienstverhältniss, namentlich aber 
zur Documentirung des Nationalcharakters des Schiffes ($ 44) 
von Wichtigkeit ist in Kriegszeiten vor Prisengerichten, sowie 

5. Consol. dcl m. c. 128, 135, 157. Seerecht von Oleion Artikel 16. 
Wisby Seerecht Art. 30 und viele andere : auch erwähnen die neueren 
Seerechte diese jetzt seltenen Arten des Engagements insgesamrat noch 
und gestatten sie; aber die Praxis kennt sie eben wenig. Der An- 
theil an Fracht iat noch bei kleiner Schiffahrt üblich. 

6. Am vollständigsten verbreitet sich Über die Musterrolle das Holl. 
Handelsgesetzbuch Art. 394 — 400. Dabei sind seine dessfallaigen 
Bestimmungen so aus der Natur der Seeverhältnisse entnommen, 
dass sie wahrhaft das gemeine Recht enthalten. Wenn das Schiff 
ohne Musterrolle absegelt, so muss nach Art. 398, zu Gunsten der 
Rhederei der Schiffer 100, der Steuermann 50, jeder andere eine 
Monatsgage als Strafe zahlen. In Ermangelung einer Musterrolle 
werden alle anderen Beweismittel zugelassen. 
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auch, damit das Schiff die, in Folge von Handelsverträgen den 
nationalen Schiffen in fremden Ländern zustehenden Privilegien 
beanspruchen könne. Uebrigens variiren die Bestimmungen über 
Form und Inhalt der Musterrolle in den neueren Seerechten 
nur in unwesentlichen Punkten. Gewöhnlich existirt für die 
Ausfertigung ein besonderer Beamter (Musterschreiber, Enrol- 
lirungsbeamter) , der in unseren nordischen Häfen den Namen 
Schout oder Wasserschou t führt und dem in der Regel 
zugleich eine Polizeiaufsicht über die Seeleute des Hafens zu- 
steht. Bei der Abfassung oder Legalisirung der Musterrolle 
müssen die Seeleute alle gegenwärtig sein, was man dann nennt: 
der Schiffer mustert sein Volk. Nicht selten werden zwei 
Exemplare der Musterrolle ausgefertigt, wo dann das eine bei der 
Behörde deponirt bleibt. Der Schiffer muss während der Reise 
in die Musterrolle anhangsweise jede Veränderung in der Mann- 
schaft durch Abgang, Tod, Desertion etc. anmerken *). 

Auch die Passagiere können anhangsweise in die Muster- 
rolle mit eingetragen werden. 

Das Span. Handelsgesetzbuch (Art, 699) kennt keine eigent- 
liche Musterrolle, sondern verlangt nur, dass die einzelnen Con- 
tracte in das sogenannte Schiffsrechnungsbuch (siehe oben $ 44) 
eingetragen werden, aus dem jeder Seemann von seinem Con- 
tracte wieder eine Abschrift verlangen kann 9 ). 

— — ^— — — 

7. Pardessus n. 693-96. Abbott 1. c. (6) 169-70. In England dient 
sie namentlich auch zu einer Controlirung über die richtige Ein- 
zahlung der von jedem Seemanne zu prästirenden Beiträge zur 
Unterhaltung des: Seamen'a Hospital und enthalt 4 and 5 Will. IV. 
c. 52 die näheren Bestimmungen über Form und Inhalt. Duplicate 
sind vom Schiffer an die Steuer- und Zolleinnehmer der Häfen auf 
Verlangen abzugeben und müssen allenfalls Schiffer und Rheder die 
Richtigkeit der Musterrolle beschwören; der Kapitain eines Uber 
100 Tonnen grossen Schiffes zahlt für jeden nicht gemusterten See- 
mann 5 Pfund Strafe. 

8. Die Einrichtung des Schouts in Lübeck ist zweckdienlich. Vergl. 
Verordnung wegen des Wasser schouts 18. Septbr. 1824. — Darnach 
darf der Schiffer sein Volk vor dem Schout annehmen oder es 
auch (vorerst) allein miethen, muss aber im letzteren Falle binnen 
3 Tagen dem Schout die Namen der Angeworbenen Ubergeben. Er 
darf aber nur mit Enrollirungsscheinen versehene Seeleute miethen. 

13 * 
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§ 76.* Verpflichtungen des Schiffsvolkes •). 

Im Allgemeinen hat das Schiflsvolk die Pflichten des Ge- 
sindes, doch einmal nur in Bezug auf das Schiff, seine Ladung 



Jeder Seemann, der von Lübeck fahren will, muss sich in ein Ver- 
zeichniss vom Schout eintragen und sich darüber einen Schein 
(Enrollirungsschein) geben lassen. Das Register des Schout soll 
enthalten: 1) Vor- und Zunamen des Eingezeichneten, 2) Geburts- 
ort, 3) Alter, 4) wie lange er bereits in See gefahren, 5) Angabe 
der Schlafstelle, 6) Namen des Schiffers und Bestimmungsort der 
Reise, 7) Zeugniss über das Betragen auf der letzten Reise, 8) Impfungs- 
attest, 9) über Befähigung zum Lesen, 10) Besuch oder Nichtbesuch 
einer Navigationsschule. — In jedem Falle nimmt der Schout die 
Musterrolle, welche die Namen, den Rang und die Verpflichtungen 
des Schiffsvolkes, sowie die näheren Bedingungen des Engagements 
enthält, auf und müssen bei der Aufnahme sämmtliche Seeleute 
gegenwärtig sein. Die Ausfertigung geschieht in 2 Exemplaren, von 
denen das eine der Schiffer erhält, das andere beim Schout deponirt 
bleibt. Vor dem Schout wird auch das ausgezahlt, was der Schiffer 
den Leuten auf die Hand gibt. (Lübecker Musterrolle nach 
dem Formular von 1824. Erneuerte Lübische Straf Verordnung wider 
Schiffsdiebstähle v. 5. Juni 1819; erneuerte Polizeiverordnung vom 
5. Juni 1819.) — Die Auszahlung der Gage geschieht durch den 
Schout, jedoch in des Schiffers Gegenwart, damit er widersprechen 
kann. Ueberhaupt gehören Streitigkeiten zwischen Schiffer und 
Schiflsvolk zunächst vor den Schout, der sie aber an die Schiffer- 
gesellschaft verweist, wenn sein Güteversuch misslang. Von 
dem Ausspruch der letzteren findet innerhalb 3 Tagen eine Berufung 
an die Herren des Gerichts statt, wo die Sache summarisch, ohne 
Zulassung von Anwälden oder Schriftwechsel in letzter Instanz ent- 
schieden wird. P ö h 1 s 344. 47. Das Institut des Schout findet 
sich auch in Hamburg, Pohls S. 347 ff. Das Deutsche Seerecht 
braucht also nicht erst die Englischen oder Französischen Register 
nachzuahmen, um vorwärts zu schreiten, sondern nur seine eigenen 
Deutschen Institutionen zu verbessern und namentlich Uber die ganze 
Norddeutsche SeekUste gemeinsam auszudehnen. Vergleiche Ham- 
burger Reglement wegen des Wasserschouts 1691, 1766 und 1786, 
sowie Musterrolle von 1786, Beides revidirt 27. Dec. 1849. 

9. Vergl. besonders die übersichtliche Darstellung bei Koch, Preuss. 
Recht I. § 429; Pöhla S. 254 — 260. Das Englische Recht straft 
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und seine Heise und sodann in einer viel strengeren Weise zu 
erfüllen, indem die disciplinarische Gewalt des Kapitains und 
der ganze Charakter des Dienstverhältnisses etwas Militärisches 
hat und zur Sicherheit des Schiffes haben muss. 

Dem Schiffer ist eine gewisse Strafgewalt gegen lässige, 
säumige und widerspenstige Seeleute nach allen Seerechten 
zugestanden, welche er nicht irn Namen der Rheder, sondern 
als ein besonderes Privilegium seines Amtes im Namen des 
Staates auszuüben scheint, allerdings innerhalb der bestimmten 
Grenzen, welche in dem Zwecke der tüchtigen Anwendung des 
anvertrauten Schiffes gegeben sind. Die dem Schiffer zustehende 
Strafgewalt hat einen correctionellen und polizeilichen Charakter, 
berechtigt ihn aber zu gelinder körperlicher Züchtigung wenigstens 
der gemeinen Seeleute, zu Geldstrafen, zu Einsperrungen, zur 
Dienstentlassung. Gegen eigentliche Verbrecher soll er jetzt wohl 
nach allen Seerechten nur Sicherung durch Einsperrung bis zur 
Ablieferung an die Gerichte sich zu verschaffen suchen. Wider- 
setzlichkeiten gegen den Schiffer werden streng bestraft, beson- 
ders im Falle von Meutereien. 

Darnach ist es klar, dass alle Seeleute im Verhältniss ihrer 
Charge alle in Bezug auf Schiff und Ladung vorkommenden 
ordentlichen und ausserordentlichen Dienste an sich wie auf 
besonderen Befehl des Kapitains pünktlich, genau und willig 
verrichten müssen, selbst wenn sie z. B. im Schiffsrathe anderer 
Meinung über die unter den bewandten Umständen vorzunehmen- 
den Handlungen gewesen sind, als der Kapitain. Die aus ihrer 
Amtsstellung den Officieren obliegenden technischen Berufs- 
pflichten sind bereits § 55 angegeben , die der anderen beziehen 
sich auf die eigentlichen Handdienste zur Leitung, Befrachtung, 
Ausladung des Schiffes zu Wasser und am Lande 10 ). 



Vergehungen im Dienste mit harten Verlusten an der Gage, und 
welcher Seemann sich weigert an Bord zu kommen, der kann durch 
einen Verhaftsbefehl des Friedensrichters festgenommen werden und 
wird zu 14—30 Tagen harter Arbeit verurtheilt. In Acte 37 Georg III. 
c. 73 sind in dem angehängten Heuercontractformular die Pflichten 
der Seeleute spezificirt. 

10. Nach dem Consulat bis auf ^ Meile ins Land hinein. 
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Die einzelnen allgemeinen Pflichten des Schiffsvolkes sind 11 ): 
1) Es muss einen unbedingten Gehorsam gegen die Befehle des 
Schiffers im Schiffsdienst leisten und ebenso auch demjenigen 
gehorchen, welchen der Kapitain oder die Umstände zu seinem 
Stellvertreter machen (Steuermann oder Hochbootsmann). 2) Auch 
den übrigen Officieren haben die Mannschaften zu gehorchen, 
doch steht ein Recurs an den Kapitain zu. 3) Keiner darf das 
Schiff ohne besondere Erlaubniss verlassen, vielweniger das 
Boot vom Schiffe wegnehmen, 4) Keiner darf eigenmächtig 
irgend Jemand das Schiff besteigen lassen. 5) Keiner darf 
eigenmächtig das Geringste an Waaren oder Gütern ein- oder 
ausladen. 7) Will der Kapitain das Schiff gegen Seeräuber ver- 
theidigen, so muss jeder seine Pflicht als braver Mann thun. 

Diese Pflichten fangen von dem Augenblicke an, wo die 
Arbeiten zur bevorstehenden Reise beginnen sollen und dem- 
gemäss der Schiffer befiehlt, sich an Bord zu begeben 12 ); sie 
endigen nach der Löschung und Abtakelung mit der Wasser- 
festmachung des Schiffes; also so lange die Reise dauert (Schiffs- 
kost gereicht wird, wie es auch heisst), dauern die Pflichten. 

Unfähig befundene Officicre oder Matrosen verwirken ge- 
wöhnlich ihre Gage, haften für den Schaden und erleiden auch 
wohl noch andere Strafen 13 ). 



11. Die älteren Seerechte, namentlich das Consulat, das Wisbysche, 
Hanseatische sind sehr detaillirt in Bezeichnung einzelner Fälle der 
Verpflichtungen. 

12. In den Häfen der Normandie soll (nach Pothier, contrat de louage 
n. 170 und Boulay-Paty II. 172) der Gebrauch herrschen, dass das 
Schiffsvolk erst an Bord zu kommen braucht, wenn das Schiff segel- 
fertig ist. 

13. Holl. Handelsgesetzbuch Art. 406. Preuss. Landrecht II. 8. § 1543. 
1454. 1455. Schwed. Seerecht I. cap. 6. Das Holländische Recht 
Artikel 40ti — 409 beschäftigt sich besonders mit dem Steuermann. 
Derselbe soll bei der Musterung allemal angeben, ob er die vor- 
habende Reise schon einmal als Officier gemacht, sonst ist der- 
selbe zur Vergütung des entstehenden Schadens und allenfalls zu 
anderen Strafen zu verurtheilen. Verändert aber der Schiffer unter- 
wegs seine Reise nach Gegenden, die der Steuermann noch nicht 
befahren, so muss dies der Steuermann auch bei obigen Strafen 
erklären, aber der Schiffer kann ihn nicht anders des Dienstes ent- 

s 
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§ 77. Dauer des Contracts *«). 

■ 

Der Contract kann in der Regel nur mit beiderseitiger 
Uebereinstimmung aufgehoben werden. Erfüllt aber der eine 
Theil nicht, so kann ihn der andere aufheben oder auch auf 
Erfüllung klagen. Auch treffen den nicht erfüllen wollenden 
Seemann zumeist noch Strafen, wovon schon oben gesprochen ist. 

Es dauert aber der Contract, wenn nichts anderes verab- 
redet war, in der Regel bis zur Beendigung der Reise. 

Zufällige Ereignisse, die die Fortsetzung der Reise unmög- 
lich machen, heben den Contract auf: so 1) nachträglich einge- 
tretene Seeuntüchtigkeit des Schiffes, wenn eine Reparatur nicht 
möglich oder zu langwierig erscheint; noch mehr wird dies beim 
ganzlichen Untergange des Schiffes der Fall sein; 2) Abbrechen 
einer Reise in Folge einer gerichtlichen Beschlagnahme des 
Schiffes, in Folge eines Krieges, in Folge eines Handelsver- 
botes mit dem Lande, wohin das Schiff bestimmt war, oder 
eines Embargo 1 *). Soweit das Schiff nicht ganz untergegangen 
ist, steht in allen diesen Fällen den Seeleuten überall nur Ent- 
schädigung für ihre bereits geleisteten Dienste, also die Zah- 
lung ihrer Gage bis zu dem Tage der Aufhebung der Reise zu; 
bei Monatsgagen ist die Berechnung einfach; bei Gagen auf die 
ganze Reise ist der verdiente Lohn durch Sachverständige, im 
Fall des Streits, zu ermitteln. — Uebrigens brauchen hier die 
Seeleute niemals das Handgeld und die Vorschüsse zurückzu- 

Wegen blosser Verzögerung der Reise, wenn sie nur nicht 
zu lang sich ausdehnt, wird weder der Schiffer noch werden die 
Seeleute an sich den Contract aufheben können. 

Dagegen will es scheinen, als ob eine bedeutende frei- 
willige Veränderung der Reise oder des Schiffes oder in der 



lassen, als unter Zahlung des vollen bedungenen Lohnes und zwar 
bei monatsweisem Solde unter Berechnung der möglichen Dauer 
der ganzen Reise, und unter Vergütung der Reisekosten bis zum 
Orte, wo der Steuermann engagirt worden ist. 

14. cf. besonders Pardesaus n. 672-08; Pöbls S. 260-60. 

15. Ordonn. de la m. 1681. III. 4. Art. 4. 5. 
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Person des Schiffers 1 «) die Seeleute zur einseitigen Aufkündigung 
des Contracts berechtigen müsse, da und soweit ein rechtliches 
Interesse für die Seeleute vorhanden ist, gerade mit diesem 
Schiffe und unter diesem Schiffer diese Reise (z. B. nach 
Amerika zu einer langen Reise etc. und nicht von Memel nach 
Danzig) zu machen, es sei denn, dass in dem Contracte dies 
Alles, namentlich das Schiff, die Reise, der Kapitain unbestimmt 
gelassen wäre oder die Verpflichtung unbedingt auch hierauf 
geschah. Anders ist, wenn dergleichen Veränderungen unfrei- 
willig durch Zufall oder Gewalt eintreten. Eine Verkürzung der 
Reise hat keine besonderen Wirkungen; eine wesentlich ver- 
längerte Reise berechtigt die auf die Reise Gemietheten zu Ent- 
schädigungen. Holl. Recht Art. 415. 

Wenn die Reise durch Zuthun des Rheders, des Schiffers 
oder des Befrachters gänzlich unterbleibt, so sind die Seeleute 
zu entschädigen, was nach den verschiedenen Seerechten sehr 
verschieden geschieht. Holl. Recht Art. 411. 



16. Anderer Ansicht ist: Pardessus n. 699, Boulay-Paty II. 182. 183, 
Valin, comm. ad III. 4. Art. 2, sowie P Ohls 1. c. Doch ist Pothier 
contra t de louage n. 176 in Bezug auf die Veränderung der Heise und 
sind in derselben Beschrankung Pardessus 1. c. n. 698 und Boulay- 
Paty S. 183 unserer Ansicht wegen arg. Cons. del mar. Art. 158 
und Artikel 4. de l'ord. 1681. Wenn Schiff und Schiffer zugleich 
verändert werden, so sind Valin und Pohls mit uns einverstanden, 
üebrigens sind auch die Älteren Seerechte meist ausdrücklich gegen 
unsere Ansicht. In den neueren Seerechten habe ich darüber keine 
Bestimmungen gefunden, mit Ausnahme der am Schlüsse dieses § 
angeführten, für mich günstigen Bestimmungen des Holl. Rechtes. 
Das Schwedische Seerecht (I. 23) sagt: wird ein Schiffer ab- 
gesetzt, erkrankt oder stirbt er während der Reise und 
ein neuer wird angenommen, so sollen alle Schiffsleute dem Neuan- 
genommenen gleich dem vorigen folgen und gehorchen. Wenn aber 
ein Schiffer sein Schiff verkauft oder sonst auf irgend 
eine Art einem Anderen überlässt, so sind die Leute dem 
neuen Schiffer nicht weiter verpflichtet, als so lange die Reise dauert, 
wozu sie zuerst gemiethet sind. Will aber der neue Schiffer zur 
Vollendung dieser Reise die vorigen Leute nicht gebrauchen, so soll 
ihnen der vorigt Schiffer den vollen Lohn auszahlen, und sie auf 
seine Kosten frei nach dem Ausgangshafen des Schiffes bringen. 



4 
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Der Schiffer kann willkürlich einen Seemann entlassen: 
1) wenn derselbe seiner Charge nicht gewachsen, 2) durch 
Krankheit unfähig geworden ist, besonders schon wegen einer 
venerischen Krankheit, nach dem Wisby und Preuss. Seerecht, 
3) wenn derselbe sich selbst zum Dienste untauglich gemacht 
hat, 4) wegen Angewöhnung des Trunkes, wegen vieler Schlä- 
gereien, wegen Entfernung vom Bord ohne Erlau bniss, 5) wenn 
derselbe sich Gewalttätigkeit und Widersetzlichkeiten oder gar 
Verbrechen hat zu Schulden kommen lassen, 6) ohne allen 
Grund, doch mit voller Entschädigung 17 ). Doch soll der un- 
verschuldet erkrankte Seemann gepflegt und wo möglich mit 
nach Hause zurückgebracht werden. 

Dagegen kann der Seemann einseitig aufkündigen: 1) wegen 
grober Misshandlungen, allzuschlechter Kost etc., 2) wenn er 
Schiffer oder überhaupt höherer Officier auf einem anderen 
Schiffe werden kann, 3) wenn er vor der Abreise sich zu ver- 
heirathen Gelegenheit erhält, die er durch die Reise verlieren 
könnte (freilich das Seerecht von Wisby Artikel 64 sagt: und 
nun auf dem Lande bleiben will) ,8 ). Mit Recht verlangt 



17. Die alteren und neueren Seerechte stimmen in diesen Punkten sehr 
mit einander überein. Am besten Holländisches Handelsgesetzbuch 
Art. 437. 

18. Diese Punkte unter 2 und 3 sind bereits im Seerecht von Wisby 
aufgestellt Art. 63 und 64. Art. 63 lautet: Wenn sich ein Steuer- 
mann oder Schiffsmann bei einem Schiffer vermiethet hätte und 
kaufte dann ein Schifi, das er selbst führen wollte, so soll er von 
dem Schiffer frei sein, doch den Lohn zurückgeben. Jacobsen und 
Boulay-Paty lesen da heraus, 1) wenn er überhaupt ein Schiff kauft 
und 2) wenn er Schiffer eines anderen Schiffes werden kann. Das 
neuere Preuss. Recht (L c. § 1548 — 51) stimmt mit dem Wisby- 
schen Seerecht nicht wörtlich Uberein, indem es vom Kaufe gar 
nichts sagt uud ich glaube, dass selbst im^Wisbyschen Seerechte die 
Hauptsache die ist: dass man Schiffer werde eines Schiffes, 
gleichviel ob bei einem fremden Rheder oder zugleich als Selbst- 
rheder. Das Consulat Kap. 153^ spricht ganz allgemein: wenn er 
heirathen oder eine Pilgrimschaft antreten wolle, oder wenn ein schlich- 
ter Matrose Officier oder ein Steuermann Schiffer werden kann, oder 
wenn er vor eingegangenem Accord ein Gelübde gethan hat. — In 
Hamburg güt die Verheirathung des Seemanns, wenn er darnach 



Digitized by Google 



202 Abschn. IV. Vom Schiffspersonal 



Pothier 1. c. n. 175 bei 2 u. 3 eine völlige Entschädigung des 
Schiffers und das Preuss. Recht Stellung eines Ersatzmannes. 

Uebrigens fugt das hierin nachahmungswerthe Holländische 
Handelsgesetzbuch Art. 440 folgende Fälle hinzu, wo die OfGciere 
und das Schiffsvolk sich weigern können, im Dienste zu bleiben : 
I) wenn der Schiffer diese Reise, wozu sie sich verbunden 
haben, vor Antritt derselben verändern will, 2) wenn vor An- 
fang der Reise der Staat in einen Seekrieg verwickelt wird etc., 
3) wenn vor Anfang der Reise oder im Nothhafen sichere Kunde 
von der Existenz einer ansteckenden Krankheit am Bestimmungs- 
orte des Schiffes eintrifft, 4) wen« da« Schiff vor dem Anfang 
der Reise völlig andere Eigner bekommt, 5) wenn der Schiffer 
vor Anfang der Reise stirbt oder durch den Eigner oder Director 
abgedankt wird, 6) wenn bestimmt war, mit Gonvoy abzugehen 
und kein Convoy verliehen wird *•). 



§ 78. Rechte des Schiffsvolkes im Allgemeinen. 

1) Jeder Seemann hat das Recht des Logis auf dem Schiffe 
von Anfang seines Diensteintrittes; darin liegt nicht bloss eine 
Schlafstätte, sondern auch Raum für seinen Koffer (Kiste). 
Gewöhnlich sind die Volkslogis, wie man's nennt, im Vorder- 
theile des Schiffes. Die Hängematte, in der Regel nicht das 
Bettzeug, muss dem Seemanne geliefert werden. 



nicht wieder zur See gehen will, als Grund zur Aufhebung des 
Heuercontractes ; ebenso wenn sich der Steuermann selbst ein 
Schiff kaufe, das er selbst führen wolle (Stat. Theil II. 
Tit. XIV. Art. 23. cf. Stat, 1497 Art. 24), was aber jetzt auf alle 
Fälle bezogen wird, wo der Steuermann (oder Überhaupt Seemann) 
die Führung eines Schiffes Ubernimmt. Pöbls S. 451. — In Frank- 
reich gilt die Verheirathung nicht als Grund. Boulay-Paty II. 181. 
Uebrigens diese Bestimmungen des Wisbyschen und Preuss. Rechts 
scheinen durchaus der Billigkeit zu entsprechen. Auch das Schwed. 
Seerecht (I. cap. 4) erkennt an, „dass wer als Schiffer ein Schiff 
„Ubernimmt oder heirathet, seines Dienstes sich entledigen kann. 

19. Schon das Niederländische Handelsgesetzbuch 1826 enthält diese 
Bestimmungen, doch war n. 4 etwas anders. 
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2) Jedem Seemanne kommt hinlängliche und gesunde 
Schiffskost zu, welche in Mundvorrath, süssem Wasser, Bier, 
auch Brantwein, in einigen Ländern Wein besteht Wie oft, 
in welcher Weise, ob ein oder zwei Mal warm, wie oft Fleisch 
in der Woche gespeist werde, das hängt von Landes- und 
Ortssitte ao ), sowie von Verabredung im Contracte ab. Selbst im 
Hafen hat der Seemann nur Anspruch auf Schiffskost, kann 
also namentlich weder frisches Fleisch noch Gemüse verlangen. 
Bei ausserordentlichen Arbeiten haben die Leute Anspruch auf 
ausserordentliche Rationen an Speisen, besonders an Brant- 
wein. Bei eintretendem Mangel müssen sie sich Reductionen 
ihrer Portionen gefallen lassen nach dem Ermessen des Kapi- 
ta ins, der wohlthun wird, seinen Leuten mit einem guten 
Beispiele voranzugehen, ohne dass man dem Schiffsvolk das 
Recht einräumen darf, den Kapitain hierbei in seinen Mahl- 
zeiten zu controliren und darnach nach Gutbefinden sich die 
Reduction gefallen zu lassen oder nicht, wie Pohls Seite 268 
es will. 

3) Jeder Seemann hat ein Recht auf Zahlung des be- 
dungenen Lohnes (Siehe n. 4, 5 und 6* dieses $, sowie $ 79) 
und für ausserordentliche Anstrengungen steht ihm ein An- 
spruch auf eine billige Verbesserung d. i. Vergütung zu» 
wohin die alten Seerechte besonders ein „billiges Berglohn" 
zählen. OIe>on Scerecht Artikel 3. Hanseat. IV. 29. XIV. I. 
Rotterdam. Ordnung § 211 —13 Preuss. Seerecht von 1727. 
IV. 33. IX. 3. Spanisches Handelsgesetzbuch Artikel 717. Das 
Holl. 422 drückt sich am weitesten und besten aus 31 ). 



20. Demnach enthalt z. B. das südliche Consulat cap 142 ff. ganz 
andere Bestimmungen als das nördliche Seerecht von Wisby 
Art. 29. cf. Hanseat. Seerecht IV. Art. 6. Oleron Art. 17. Ver- 
ordnung Philipp's II. tit. von Schiffsleuten Art. 10 und Karls V. 
1551 Art. 19. Nach den alten Hamburger Statuten beköstigte 
sich das Schiflsvolk selbst und hatte der Schiffer nur wahrend der 
Zeit des Aus- und Einladens die Pflicht zur Beköstigung. Statut 
1292. Schiprecht Art. 17. Statut 1497 vom Schiprecht Art. 3. Auch 
in anderen Gegenden war in alten Zeiten Selbstbeköstigung Sitte. 

21. Andere Seerechte z. B. das Englische und Hamburgische erkennen 
.solche ausserordentliche Belohnungen nicht an. Scott im Falle 

der Isa belle, Brand, Robinson, rep. H. 212. 
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4) Jeder Seemann, der im Dienste des Schiffes krank oder 
verwundet wird, es mag nun am Bord desselben geschehen sein 
oder am Lande, wohin er mit Erlaubniss gegangen, wird auf 
Kosten des Schiffes bis zu seiner Wiederherstellung verpflegt 
und geheilt Er erhält sogar seine Gage und sogar seinen An- 
theil am Gewinn nach wie vor. Hat er sich aber die Krankheit 
durch eigenes Verschulden zugezogen, z. B. durch Ausschweifung, 
Delict oder Unklugheit oder passirte ihm der Zufall, als er ohne 
Erlaubniss sich am Laude aufhielt: so hat er die Kosten aus 
seiner allerdings in der Kegel, billiger Weise noch ganz oder 
doch theilweis fortlaufenden Gage zu tragen. Nach Umständen 
kann der Kapitain die Kranken vom Schiffe ans Land, resp. in 
ein Hospital bringen lassen 

Das Lü bis che Recht bestimmt, dass, wenn ein Seemann 
unterwegs so von der Seekrankheit befallen wird, dass er seine 
Arbeiten nicht verrichten kann, er seine Gage verliert aber zu 
Gunsten des übrigen Schiflsvolkes , unter welche sie vertheilt 
wird. Stat. Lüb. VI. 1. Art. 11. 

5) Der Schiffsmann, der im Dienste des Schiffes ge- 
faogen genommen oder gar zum Sklaven gemacht worden ist, 
zur See oder auf dem Lande, ist berechtigt, ausser seinem vollen 
Solde eine Entschädigung wegen seiner Auslösung zu empfangen, 
wenn das Schiff glücklich zurückkehrt, und haften dafür Schiff 
und Ladung. Geschah es nicht im Dienst, so kann nur der 
Lohn bis zum Tage der Gefangennehmung verlangt werden »»). 

22. Siehe Pardessus 1. c. n. 688. Das Holl. Handelsgesetzbuch Artikel 
423 -28, das Preuss. Allg. Landrecht II. 8. $ 1554- 155T bewilligt 
bei Verwundungen ausser Dienste nur den laufenden halben Sold, 
und ebenso Code de commerce fr. 262, 63, 64. cf. Span. Handels- 
gesetzbuch Art. 718—19. — Ollron Seerecht Art. 6. 27. Ordnung 
Karls V. 1551. Artikel 27. Ordon. del mar. III. 4. Art. 2. Wisby. 
Seerecht Art. 18. 43. Hans. Seerecht 1591 Art. 36. 1614. XIV. 1. 3. 
Schwed. Seerecht I. cap. 11. 

23. Jacobsen S. 201 ist ungemein hart. Am besten das Holland» 
Recht 1. c. Art. 432—435; auch Code de c. fr. Art. 269, wo 600 Frs. 
Lösegeld bestimmt werden, aber nur der Fall dazu berechtigt, wenn 

r der Seemann im Dienste des Schifies zu Wasser oder zu Lande 
ausgeschickt und bei dieser Gelegenheit gefangen ward (Par- 
ti essus n. 687), so dass also der auf dem Schiffe bei dessen Ver- 
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6) Im Fall ein Seemann auf der Reise stirbt, so kommt 
der Sold den Erben des Verstorbenen zu und zwar nach Holl. 
Rechte Art. 431 allemal bis zum Ende des laufenden Monats bei 
Monatsgage, bei Verding auf Hin- und Herreise aber die Hälfte, 
wenn er auf der Hin-, und das Ganze wenn er auf der Rück- 
reise starb y war er auf Antheil am Gewinn oder an der Fracht 
geheuert, so ist das Ganze auszuzahlen; ebenso ist, wenn der 
Tod bei Verteidigung des Schiffes sich ereignete, allemal das 
Ganze zu zahlen, wenn die Reise glücklich beendigt ist Aehn- 
lich das Allg. Preuss. Landrecht § 1545. 58. 59. 61—66, wonach 
unter Anderem den Erben des durch eigene Schuld Umgekom- 
menen nur der verdiente, dagegen den Kindern und Wittwen 
des bei der Vertheidigung des Schiffes Gebliebenen sogar der 
doppelte Sold zu zahlen ist * 4 ). 

7) Der Kapitain und die Equipage dürfen nach den neueren 
Seerechten unter keinem Vorwande irgend eine Waare in das 
Schiff laden, ohne besondere Erlaubniss der Rheder und ohne 
Fracht dafür zu zahlen"); doch kann dies im Heuercontracte 
anders bestimmt werden. — Sonst war das anders und nannte 
man die von dem Seemanne in der Regel nur für eigene 
Rechnung verladenen Güter: Führung, wozu jeder ein Recht 
hatte und wofür er keine Fracht zahlte. Es war dies ein Theil 



theidigung gefangene Seemann darauf keinen Anspruch hat!! — 
Das Span. Handelsgesetzbuch Art. 721 gibt dem Gefangenen den 
Sold resp. bis zum Tage der Gefangennehmung, spricht aber nicht 
vom Lösegeld. Das Preuss. Allg. Landrecht Artikel 1831—33 kennt 
nur den Fall, wo Seeleute als Geiseln für die Lösung von Schiff 
und Ladung hingegeben sind und lässt hier Rheder und Ablader 
persönlich mit ihrem ganzen Vermögen haften. — In Lübeck gab 
(gibt) es eine sog. Sklavenkasse, welche die Versicherung gegen 
Türkengefahr besorgt, nach Pöhls 346. 

24. Code de comm. fr. Art. 258. 265. Dänisches Seerecht IV. 1. 31. 
Schwed. I. 12. Consulat 126. Freilich finden hier viele Variationen 
nach diesen einzelnen Seerechten statt cf. Jacobsen, Seerecht 
199. 200. 

25. Holländische« Seerecht Art. 410. Franzi. Art. 251. Preussischea 

§ 1595. 
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seines Lohnes ae ). Gegenwärtig dürfen in der Regel trotzdem 
die Seeleute in ihrer Koje oder Kiste oder Koffer") Güter, 
ohne Fracht zu zahlen, mitnehmen ; auch können sie ihre Kisten 
durch den Pacotille vertrag an Andere ablassen. Wie weit diese 
(meist stillschweigende) Erlaubniss jetzt gehe, lässt sich im All- 
gemeinen nicht bestimmen. Die Franz. Praxis erkennt sie an 
(Pardessus n. 671 und 702) trotz Artikel 2. tit. IV. Üb. III. der 
Ord. 1681 und Art. 251 des Code de com. Auch das Preuss. 
Recht (1. c. § 1596) erlaubt den Seeleuten ausdrücklich: „für 
eigene Rechnung so viel unverbotene Waaren oder Sachen mit- 
zunehmen, als sie in ihrer Schlafstelle und Kiste bergen 
können/ 1 Das Schwed. Seerecht (I. 10.) gibt statt aller Führung 
dem Schiffer selbst, nach dem Preise, den er für die Last be- 
dungen hat, die Fracht für Eine Last, dem Steuermann für 
Zweidrittel, den anderen Officieren für eine halbe, jedem Ma- 
trosen für ein Drittel und jedem Schiffsjungen für ein Sechstel. 

Der Vertrag, den die Seeleute dahin abschliessen, dass sie 
die in ihren Koffern mitgenommenen fremden Waaren an dem 
Bestimmungsorte des Schiffes oder auch sonst für Rechnung ihrer 
Ablader zu verkaufen sich verpachten, wird Pacotille-Ver- 
trag (contrat de pacotille) genannt 28 ). Der, welcher die Waare 
zum Verkauf anvertraut, heisst Geber auf Paco tille (donneur 
a pacotille) und der, welcher sie übernimmt, Nehmer auf 
Pacotille (preneur ä p.) und letzterer hat die Rechte und 
Pflichten eines Commissionärs namentlich dahin, möglichst vor- 
theilhaft zu verkaufen; er kann selbst unter dem, in der Factur 
angegebenen Einkaufspreise im Nothfalle verkaufen, es müsste 



26. Consol. del m. 133. Hanseat. Seerecht Titel 13 von der Führung 
enthalt merkwürdige Bestimmungen. Das Wisbysche Seerecht sagt 
sogar, dass wenn ein Seemann an dem Ort seiner Führung ein Fass 
Wasser gelegt hat und dies aus Noth geworfen worden ist, es als 
ein Fass Wein in der Havarie berechnet werden solle. 

27. Worunter Uberhaupt der ganze Raum der Schlafstelle zu verstehen 
•ein wird. cf. Preuss. Recht $ 1596. Das Dänische Seerecht erkennt 
die Führung zwar noch an, doch ist sie auch in Dänemark wohl 
nicht mehr praktisch. In Hamburg bezahlt sie nach Langenbeck 
ad II. 15 keinen Zoll. 

28. cf. besonders Pardessus 1. c. n. 702, sowie Pohls, S. 275. 76. 
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ihm denn ausdrücklich verboten sein; denn er ist Oberhaupt 
zum Verkaufe verpflichtet und darf im Allgemeinen nur zurück- 
bringen, was er nicht verkaufen konnte. In der Regel soll er 
für den Erlöss Retouren machen (faire des retours) d.h. in 
dem (fremden) Lande des Verkaufes andere Waaren einkaufen, 
welche er entweder auf demselben Schiffe mit zurückbringt oder 
anderweitig versenden muss und zwar auf möglichst schleunigem 
Wege. War er genöthigt, auf Credit zu verkaufen, und kann 
er den Eingang der Gelder vor seiner Abreise nicht abwarten, 
so soll er einen Anderen zur Besorgung der Retouren beauf- 
tragen. Nach seiner Rückkunft muss der Nehmer dem Geber 
Rechnung legen, ist für seine Vorschüsse und Auslagen von dem 
Gelde oder dem Erlöse der mitgebrachten Waaren vorerst zu 
entschädigen, und sodann wird der gemachte Gewinn nach den 
Bestimmungen der Uebereinkunft getheilt. Der Geber kann vom 
Nehmer bei Verlusten in dem Geschäfte keinen Nachtrag ver- 
langen, wenn er ihm nicht eine culpa nachweisen kann. Es 
wird übrigens bei dem Geschäfte in der Regel vorausgesetzt, 
dass die Führung keine Fracht bezahle und muss dafür der 
Nehmer in der Regel einstehen. Wenn sich der Geber die Be- 
fugniss zur Assecuranz nicht ausdrücklich vorbehalten hatte, so 
darf er den Betrag der Prämie nicht zum Kapital schlagen und 
so den reinen Gewinn und namentlich den Antheil des Nchmers 
geringer machen. 

Sind die Waaren beim Pacotilleverkauf auf gemeinschaft- 
liche Rechnung des Gebers und Nehmers gekauft, so entsteht 
zugleich ein Societätsverhältniss, wodurch aber das Commissions- 
geschäft höchstens dahin verändert wird, dass der Nehmer, eben 
weil er nicht bloss Commissionär, sondern zugleich socius ist, 
vielleicht nur für diligentiam quam in suis rebus adhibet haftet* 

Wenn der Vertrag, was am häufigsten geschieht, mit dem 
Schiffer abgeschlossen wird, so nennt man dies in Hamburg: 
dem Schiffer eine Consignation machen. 

§ 79. Insbesondere von der Volksheuer a ») 
Ausser dem im vorigen § 78 n. 3-— 6 Gesagten sind hier 

29. Ptthls, S. 269-80 verbreitet sich hierüber sehr weitläufig. Uebrigens 
gelten im Allgemeinen dieselben Grundsätze von der Gage des 
Kap itain s wie von der eigentlichen sog. Volksheuer. 
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noch folgende eigentümliche Grundsätze über die Volksheuer 
vorzutragen. Siehe auch bereits § 75. 

Die verschiedene Art der Vermiethung (§ 75) der Se e leute 
hat auch auf die Bezahlung ihres Lohnes Einfluss. 

I. Der Seemann, welcher auf einen Antheil an dem Ge- 
winne oder an der Fracht (engagement au profit, eng. au fret) 
fährt, begründet dadurch ein Societätsverhältniss und erlangt 
seinen Lohn als eine Part aus den Vortheilen der Societät. Es 
finden hier die allgemeinen Grundsatze der Societät ihre An- 
wendung. Das Schicksal des Schities und der Ladung ist hier 
der einzige Massstab für die Höhe des Lohnes. Uebrigens bei 
einem Engagement für einen Antheil am Gewinn ist den See- 
leuten meist ausdrücklich verboten, irgend einen üandel gleicher 
Art für eigene Rechnung auf dem SchilTe, wo sie dienen, oder 
auch auf anderen 30 ) zu treiben. — Wird nun bei solchen 
Engagements die Reise freiwillig verzögert, verlängert, rück- 
gängig etc., so hat der Seemann nur dann auf Entschädigung 
Anspruch, wenn das ganze Schiff in der Lage ist, von dem 
Verzögerer etc. Entschädigung zu erhalten. Den Zufall der Ver- 
zögerung etc. tragen Alle gemeinsam. Im Falle eines Schiff- 
bruches haben die auf Frachtantheil engagirten Seeleute keinen 
Anspruch auf Zahlung ihrer Gage aus den Trümmern des 
Schiffes. — Um die Seeleute zu solchen Engagements aufzu- 
muntern, bestimmt das Franz. Recht, dass, im Fall ein See- 
mann nach einmal angetretener Reise stirbt, sein ganzer An- 
theil auf seine Erben übergehen soll. Code de com. 265. — 
Uebrigens werden im Falle eines Schiffbruches aber auch 
hier den Seeleuten die Tage, an welchen sie für Rettung der 
Schiffstrümmer und zur Bergung von Waaren arbeiteten, ver- 
gütet» 1 )- 

IL Dagegen gelten ganz andere und eigentümliche Grund- 
sätze in Bezug auf den Lohn, der in einem monatsweisen 



30. Der allgemeine Grund im letzteren Falle ist, dass nicht zu viel 
Güter der Art auf den Markt kommen, denn dann werden die 
Preise gedrückt. Es kommt dies namentlich bei Ausrüstungen auf 
den Fischfang und bei der Küstenfahrt vor. 

31, cf. Pardessus, n. 690-93. 
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Solde oder in einer für die ganze Reise fest bestimmten Summe 
besteht. Das ist die eigentliche Volksheuer (Gage). 

Zuvörderst kommt es natürlich auf die etwanigen besonderen 
Bestimmungen des Gontractcs über die Höhe, die Rechte, die 
Zahlungstermine, die Vorschüsse etc. der Gage an. In Ermange- 
lung aber von contractlichen Bestimmungen scheinen folgende 
Grundsätze zur Anwendung kommen zu müssen: 

Die Gage beginnt in der Regel in dem Augenblicke an zu 
laufen, wo das Schiflsvolk an Bord kommt. Nach Hamburgi- 
schem Rechte aber läuft sie erst dann* wenn das Schiff in See 
geht, d. h. von dem Augenblicke, da es die rothe Tonne 
(am Ausflusse der Elbe in die Nordsee) passirt und ebenso wird 
sie hernach nur bis zu dem Augenblicke gerechnet, da das Schiff 
auf der Rückreise wiederum die rothe Tonne passirt. Hamb. 
Musterrolle 1786. Art. 3."), die neueste v. 1849 schweigt darüber. 



32. In dem an Stoff für das Deutsche und fremdländische Seewesen so 
überaus reichhaltigen Werke von G. W; Oehlrich: Deutsch- 
land zur See, seine Schiffahrt und sein Handel. Nebst einer 
genauen Darstellung des Seeverkehrs aller übrigen Länder. (Ham- 
burg 1849) — finden sich detaiUirte üebersichten der Handels- und 
Kriegsmarinen aller Länder, selbst der kleineren deutschen. Auch 
der inneren^ Oekonomie der Marine ist eine besondere Rubrik 
(Erster Abschn. n. II.) gewidmet und daselbst wird unter n. 4 auch 
eine Uebersicht der Schiffsmannschaftslöhne (Seite 39) gegeben. £, 
scheint zweckmässig, einige Beispiele daraus zu entnehmen. I. Auf 
einer Londoner Fregatte: 1) für den Kap itain bö^Thlr. 
Preuss. Cour, nebst 5 pCt. Tafelgeld und 2\£ pCt. von der Fracht 
2) für den ersten Steuermann 40 Thlr., 3) den zweiten 30 Thlr. 
4) den dritten 20 Thlr., 5) Steward 20 Thlr., 6) Zimmermann 33^ 
Thlr, 7) Bootsmann 20 Thlr., 8) Koch 20 Thlr , 9) für jeden Matrosen 
13*^ Thlr. — II. Auf einem Englischen Schooner: 1) Steuer- 
mann 20 Thlr., 2) jeder Matrose 13*^ Thlr., und dazu als Bekösti- 
gung ausgesetzt täglich : 2 Pfd. Rindfleisch oder 1 ^ Pfd. Schweine- 
fleisch, 1 Pfd. Brod oder y Pfd. Mehl, # Pint Erbsen oder i Pfd. 
Kartoffeln. — III. Auf einer Norwegischen Brigg aus 
Arendal: 1) Steuermann 18 Thlr,, 2) Bootsmann 12 Thlr., 3) Zimmer- 
mann 13 # Thlr., 4) zwei schwere Matrosen a 11 ^ Thlr., 5) für 
einen schweren MatTOsen Ö^Thlr., 6) für einen leichten Matrosen 
6^ Thlr., 7) für den Koch 6 Thlr , 8) für einen Jungen 3 ^ Thlr 

v. Kaltenborn, Seerecnt 1. 14 
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Die Gage soll der Regel nach erst verdient sein mit dem 
Ende der Reise, also kann von Rechtswegen der Seemann nicht 
eher Zahlung fordern. Doch pflegt ihnen überall vor Antritt der 
Reise einTheil vorausbezahlt (auf die Hand gegeben) zu 
werden, damit sie sich zur Reise gehörig in den Stand setzen 
können, und sind auch während der Reise Vorschüsse sehr ge- 
wöhnlich; doch bestimmen manche Seerechte, dass diese Vor- 
schüsse sich nicht über eine gewisse Quote der Gage hinaus 
erstrecken dürfen, z. B. nach Holl. Rechte (Art. 442) nicht mehr 
als ein Drittel »») und in England darf ein Kapitain ausserhalb 



— IV. Auf einer Dänischen Bark au« Nyborg auf Fahnen: 
1) erster Steuermann 15 3 i Thlr., 2) zweiter 10^ Thir., 3) Zimmer- 
mann 11 V Thlr., 4) Koch 8^Thlr., 5) zwei schwere Matrosen ä 
9 Thlr., 6) vier leichte a 7# Thlr., 7) ein Jungmann 6 Thlr., 8) ein 
Junge 3=V Thlr. — V. Auf einem Lübecker Schiff: 1) Kapitain 
24 Thlr., 2) erster Steuermann 19 Thlr., 3) «weiter 14 ^ Thlr., 
4) jeder Matrose 9tf Thaler, 5) Koch 6tf Thlr., 6) Jungmatrose 
6# Thlr., 7) Schiffsjunge 4tf Thlr. - VI. Auf einem Hamburger 
Schiffe: 1) Kapitain 30 Thaler, 2) erster Steuermann 18 Thaler, 
3) «weiter 14 Thlr , 4) Zimmermann 14 Thlr., 5) Koch 11 Thlr., 
ö) jeder schwere Matrose 9tf Thaler, 7) Jungmatrose 7 Thaler, 
8) Schiffsjunge 4*4 Thlr. Der Kapitain bekommt ausserdem Kap- 
laken 3— 5pCt. von der Fracht 

Der durchschnittliche Betrag der Monatsheuer und der Ver- 
pflegungskosten an folgenden Deutschen Seeplatten soll nach Oel- 
richs 1. c. 40. so sein: I. Danzig: 1) Monatsheuer 10% 2) Ver- 
pflegung pro Monat 5 — 6 Thlr. Preuss. Cour. — II. Stettin: 

1) 8% 2) 7# Thlr. — III. Rostock: 1) 10-11 Thlr., 2) 10 Thlr. 

— IV.' Lübeck: 1) 13tf Thlr., 2) 10 Thlr. — V. Kiel: 1) 10 Thlr., 

2) 8-12 Thlr. — VI. Hamburg: 1) 10 Thlr.. 2) 8^ Thlr. 
Sowohl das alte Preuss. Seerecht von 1727 (IV. c.) als das 

Allgemeine Preussische Landrecht (II. 8. § 1538. 1539) geben 
eine Skala für die Berechnung der Volksheuer, wenn darüber nichts 
im Contrakte bestimmt ist, nach der Höhe der Gage des Kapitain» 
an. Darnach erhalt der Steuermann und Zimmermann Je ein Zwei- 
drittel, Koch und Hochbootsmann je die Hälfte, ein Matrose ein 
Drittel und ein Schiffsjunge ein Sechstel der Kapitainsgage. 

33. Nach den alten Seerechten wurde die Gage nach Entlöschung der 
Güter gezahlt, nach dem Consulat 128. 136, sogar war dei Schiffer 
erst nach Empfang der Fracht dazu verpflichtet. Das Hanseatische 
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des Landes einem Matrosen nicht über die Hälfte der Gage vor- 
schiessen oder auszahlen. Jacobsen 209. 

Wenn aber die Seeleute ganz allgemein gemiethet sind und 
nicht gerade für hin und zurück, oder wenn das Schiff seine 
Reise unterwegs ändert und erst noch nach einem anderen Hafen 
segelt, oder wenn das Schiff am Bestimmungsorte vor der Rück- 
kehr nach Hause erst noch eine [andere Fahrt unternimmt, so 
sind in allen diesen Fallen die Seeleute an jedem einzelnen 
Löschplatze, ihre verdiente Gage zu verlangen, berechtigt. Holl. 
Recht Art. 417 

Es sind nun hier noch mehrere ausserordentliche Fälle be- 
sonders in Erwägung zu ziehen: 

1) Bei einem auf Seiten der Rheder oder Befrachter oder 
des Schiffers freiwilligen Abbrechen (Rückgängigmachen, 
rupture du voyage) * 5 ) der Reise ist die projectirte und die be- 
gonnene Reise zu unterscheiden. Beim Aufgeben einer pro- 
jectirten ist eine einfache, nach den verschiedenen Seerech- 
teu verschiedene Entschädigung zu gewähren. Nach Preuss. 

Sprecht III. Artikel 6 bestimmt, dass die Heuer bei Schiffen auf 
Norwegen in zwei, bei anderen in drei Malen, beim Abgange, bei 
der Ankunft im Löschplatze und bei der Rückkehr nach Hause 
gezahlt werden sollte. Das Oleron. (Art. 18) und Wisbysche See- 
recht (Art. .31) sagen, dass, welcher Seemann noch nicht seine Kiste 
am Bord hahe, keine Vorschüsse auf seine Gage erhalten solle. 
Die Hamb. Verbrd. wegen der Mannschaft v. 1849 Art. 13 adoptirt 
das Holl. Recht. 

34. Das ist auch Englische Praxis, obgleich man in England sehr häufig 
in dem Heuercontracte bedingt, dass die Gage erst bei der Rück- 
kehr im Ausgangshafen gefordert werden solle, so dass alle da- 
zwischen liegenden Reisen fUr eine angesehen würden. Die Nord- 
amerikanische Congressacte v. 20. Juli 1790 ch. 29. scc. 6 bestimmt 
aber, dass ein Drittel der Seemannsgage fallig sei und gefordert 
werden könne in jedem Hafen, wo das Schiff löscht und abliefert 
seine Ladung (unlades and delivers her cargo), es sei denn, dass 
das Gegentheil express stipulirt sei. cf. Kent 1. c. S. 196. 

35. Als ein freiwilliges Abbrechen der Reise muss in Bezug auf die 
Entschädigungspflicht jedenfalls auch das verschuldete Abbrechen 
angesehen werden, wohin auch der Fall gehört, wenn sich nach- 
träglich das Schiff als seeuntüchtig zeigt, obgleich man in England 
anderer Meinung gewesen ist Pöhls 271 und Holt, system I. 449 

14* 
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Rechte $ 1567. 68. ist es zweimonatlicher Sold oder resp. die Hälfte 
des Pauschquantums oder resp. eine von Sachverstandigen zu 
schätzende Prämie für den entgangenen Antheil an Fracht oder 
Gewinn; nach Holl. Rechte Art. 411 haben die Seeleute die 
Wahl, das Empfangene als Entschädigung zu behalten oder unter 
Abzug des Empfangenen einen Monatssold oder resp. ein Viertel 
der bedungenen Pauschsumme zu verlangen; nach Franz. Recht 
Art. 25. 2. werden sie für die Arbeitstage entschädigt und be- 
halten das auf die Hand gegebene (oder wenn sie noch nichts 
empfangen, erhalten sie einen Monatssold); dabei ist es gleich- 
gültig, ob sie sich sogleich wieder vermiethen können oder 
nicht. Andere Seerechte enthalten ähnliche Bestimmungen. Das 
Span. Recht Art. 707 stimmt ziemlich mit dem Französischen 
überein. 

War aber die Reise bereits begonnen")» 80 ist die Ent- 
Schädigungspflicht stärker; nach Preuss. Recht besteht sie ausser 
der freien Rückreise der Seeleute in der vollen Gage bei Ver- 
dung auf die Reise oder resp. in 2 — 3 monatlichem Solde; nach 
Holl. Recht erhalten die Seeleute ausser dem schon verdienten 
Lohne das Doppelte dessen, was sie bei dem Abbruche der 
projectirten Reise empfangen und zudem freies Reisegeld, doch 
soll Alles zusammen nicht mehr als das Salair für die ganze 
Reise betragen; das Franz. Recht gibt freies Reisegeld sowie 
den ganzen Sold, doch bei monatsweiser Vermiethung nur den 
bereits verdienten Lohn und die Hälfte dessen, was sie wahr- 
scheinlich noch verdient hätten ; gleichgültig ist es auch hier, ob 
sich die Seeleute sogleich wieder vermiethen können 87 ). 



36. Eine Reise hat begonnen, wenn das Schiff in der Absicht der Reise 
den Hafen verlassen hat und scheint dazu eine Abwesenheit von 
wenigstens 24 Stunden ausserdem nicht noch nothwendig, wie Valin 
(III. 4. ad Art. 3 et 10) und Boulay-Paty II. 193 glauben. Pöhla 
S. 271 ist unserer Ansicht. 

37. Bei Engagements auf Gewinn oder Fracht findet nach Holland. 
Recht Art. 416 überhaupt eine billige Entschädigung statt. — Das 
Engl. Recht scheint den Seemann schlechthin bei jeglichem frei- 
willigen Aufgeben der Reise von Seiten der Rhederei zur Forde- 
rung des vollen Soldes zu berechtigen. Pöhls 309. 
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2) Unfreiwilliges Abbrechen der Reise. 

a. Ereignete sich der Zufall einzig in der Person des Rheders 
oder Schiffers oder Abladers, so gelten wohl im Allgemeinen 
die Grundsätze, welche sub 1 vorgetragen sind. cf. Pohls 
S. 271 und L. 19. $9 und L. 38. D. locati (19. 2). 

b. Traf der Zufall die Person des Seemannes, so erhält er 
keinen Lohn; doch siehe wegen des Falles der Krankheit, 
der Gefangenschaft und des Todes bereits § 78 n. 4—6. 

c. Wenn die Reise durch höhere Hand verhindert wird und 
somit der Zufall Alle zugleich trifft, also in den Fällen eines 
Handelsverbotes 3 •), eines Embargo v einer Blockade, eines 
Schiffbruches, so können in allen diesen Fällen die Seeleute 
in der Regel nur den bis zur Zeit des Ereignisses verdien- 
ten Lohn verlangen, der im Zweifel von Sachverständigen 
abzuschätzen ist. Dabei wird natürlich das auf die Hand 
Empfangene abgezogen, doch ist der Seemann nie zu Resti- 
tutionen verbunden, wenn etwa seine Entschädigung nicht 
sich bis zur Höhe seiner Vorschüsse belaufen sollte. Franz. 
Recht Art. 252-58; Holland. Art. 413. 414; Span. 711-713. 
Endlich können, bei einem gänzlichen Untergange des Schiffes 
durch Schiffbruch, die Seeleute gar keine Heuer fordern, 
indessen brauchen sie die Vorschüsse nicht zu restituiren. 
Holland. Recht 418. Dagegen können die Seeleute aus den 
Trümmern Befriedigung verlangen, nach Abzug des Berge- 
lohnes; übrigens werden die Seeleute subsidiarisch aus 
der Fracht bezahlt (Holland. Recht 1. c. Franz. 271; Span. 
Art. 716). 

d. Dasselbe wie vom Schiffbruch gilt auch, wenn das Schiff 
durch Feuer, welches durch einen Blitz oder durch Anlegen 
oder durch Unvorsichtigkeit oder durch gährende Güter etc. 
entsteht, zu Grunde geht. 

e. Wird das Schiff vom Feinde confiscirt, so gilt dies als ein 
Zufall und sind die Grundsätze vom Schiffbruche gegenüber 
dem Rheder und Ablader wie Schiffer anzuwenden, denn 
das Schiff ist für diese wie im Schiffbruche zu Grunde 



38. Im Falle eines Handelsverbotes ereignet sieh der Zufall nicht etwa 
in der Person des Abladers, denn es trifft dasselbe nicht bloss seine 
Person, sondern alle dahin Handelnden. 
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gegangen. Es würde allerdings rechtliche Pflicht des con- 
Gscirenden Staats sein, die Seeleute für die Zeit ihrer Dienste 
völlig zu entschädigen; doch betrachtet mau dies bis jetzt 
nur als eine Gnadensache. 

Wenn das Schiff genommen und wieder genommen 
(prise, reprise) wurde, so darf der Seemann, der fortwährend 
auf dem Schiffe blieb, gewiss seine volle Gage fordern, ver- 
liert sie aber seit dem Tage, wo er Yom Schiffe entfernt 
worden ist, obgleich das Engl. Recht in einer Entscheidung 
Sir Scotts ihm in letzterem Falle allen Sold ab- 
spricht. 

f. Das Span. Handelsgesetzbuch 1. c. 3 *) zählt erstlich alle c— e 
genannten Fälle des Zufalls auf, indem es sie als gerechte 
Ursachen zur Einstellung der Reise bezeichnet, uud 
nennt ausserdem noch: den Fall der Kriegserklärung mit 
dem Lande des Bestimmungsortes, ferner den Fall des Aus- 
bruchs der Pest an dem Bestimmungsorte. Dies rechtfertigt 
sich nach der Analogie der anderen Fälle von selbst und 
sind auch wohl gemeinrechtlich dieselben Grundsätze anzu- 
wenden. 

g. Wird ein Seemann in des Königs Diensten gepresst, so er- 
hält er seine Gage bis zum Tage der Pressung; so in Eng- 
land. 

3) Wird die Reise nach der freiwilligen Bestimmung des 
Rheders oder Schiffers abgekürzt, so darf dem Schiffsvolke 
kein Abzug an der Heuer gemacht werden. Span. Recht 714, 
Preuss. § 1580. Auf der andern Seite müssen die Seeleute in der 
Regel auf dem Schiffe bleiben und weiter reisen, wenn sich nicht 
ein Anderes aus der Natur oder aus den besonderen Bestimmungen 
ihres Heuercontractes ergibt. Oleron Seerecht Art. 19. 

4) Wird die Reise ohne Schuld des Schiffers oder Rheders 
aufgeschoben, so kann das monatsweise gemiethete Volk nur 
die Hälfte der Gage fordern. Die auf eine Pauschsumme fahren- 
den Seeleute sind aber billig zu entschädigen. Preuss. R. 1571. 



39. Uebrigens lUast das Span. Recht doch noch einige Modificationen 
in den verschiedenen genannten Fällen eintreten, die wir aber hier 
Ubergehen müssen. * Den Fall der Feuersbrunst erwähnt das Span. 
Recht nicht, Siehe auch Art. 716. 
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Das Holl. Recht Art. 416 bestimmt ganz allgemein, dass, wenn 
das Abbrechen, Aufschieben oder Verlängern der Reise durch 
Zuthun des Schiffers oder Rheders geschieht, das Schiffsvolk 
eine verhältnissmassige Entschädigung zu fordern habe und dies 
ist ebenso billig als überall anwendbar, wo besondere Bestim- 
mungen in den einzelnen Staaten fehlen. Das Preuss. Recht 
$ 1572 bestimmt: bei einer Verzögerung durch die Schuld des 
Rheders oder Schiffers darf der Monatssold nicht gekürzt wer- 
den und ist jedenfalls der auf eine Pauschsumme engagirte 
Seemann zu entschädigen. 

5) Wird die Reise durch das Verschulden des Schiffers 
oder Rheders verlängert, so laufen die Monatsgagen fort und 
können die auf eine Pauschsumme gemietheten Seeleute eine 
Entschädigung fordern. Holland. Recht 415*°). Preuss. Recht 
1581 — 87. Wurde die Verlängerung durch höhere Macht gebo- 
ten, wohin namentlich auch der Fall gehört, wo das Schiff wegen 
Havarie oder um gefährliche Kranke abzusetzen in einen Noth- 
hafen einlaufen muss, so findet keine Veränderung in Bezug auf 
die Gage statt. Code de com. fr. 255. 57. Doch wird man den 
Kapitain für berechtigt und für verpflichtet halten dürfen, in 
den Fällen, wo die Verlängerung der Reise durch höhere Ge- 
walt geschieht und namentlich das Schiff in einem Nothhafen 
zur Ausbesserung oder aus Furcht vor dem Feinde etc. liegen 
bleiben muss, besonders wenn das Liegenbleibenmüssen auf 
lange oder unbestimmte Zeit hinaus sich auszudehnen scheint, 
die Mannschaft theilweis zu entlassen oder, da ja beim Still- 
liegen 41 ) wenig Arbeiten vorkommen, auf halben Sold zu setzen, 
obgleich zu einer solchen Herabsetzung die Seeleute nicht ge- 
zwungen werden können, indem man ihnen gegenüber einer solchen 
Zumuthuug nicht das Recht wird absprechen können, das Schiff 
zu verlassen. 



40. Das Holl. Recht 1, c. unterscheidet Übrigens zwischen Verschulden 
und Zufall in Bezug auf die Verlängerung nicht, sondern lässt 
überall den Seeleuten eine billige Entschädigung zukommen. 

41. Das Lü bische Recht (nach n. 9 der Musterrolle 1824) bestimmt 
ganz allgemein, dass das Schiffsvolk für die Zeit, die ein Schiff 
ausser Landes länger als vier Wochen vergeblich auf Ladung 
wartet, nur halbe Gage erhält. 
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Das Franz. Recht bestimmt, dass, wenn ein Liegenbleiben 
in einem Hafen wegen höherer Gewalt eintritt, dies nichts an 
dem He aercontract für die Reise andere; dagegen soll der 
monatsweise Gemiethete bloss die Hälfte seiner Gage während 
dieser Unterbrechung der Reise ziehen (Code de comm. 254; 
Ord. vom 3. März 1791), jedoch bezieht Pardessus dies nur auf 
den Fall, wo die Matrosen im Hafen unthätig sein müssen. 

6) Der Sold ist den Seeleuten nach Beendigung der Reise, 
nach Löschung der Waaren, Wasserfestmachung und Abtakelung 
des Schiffes und endlich nach geschehener Verklarung sofort 
auszuzahlen und die Mannschaft nach den Gontracten ihres 
Dienstes sofort zu entlassen 42 ). Das Holl. Recht Art. 447 be- 
stimmt 24 Stunden Zeit und verpflichtet den Schiffer oder Rhe- 
der, der die Zahlung ohne gesetzliche Gründe verzögert, zu 
Entschädigungen an die Seeleute 43 ). Wegen England siehe Note 45. 

7) Nach dem praktischen Rechte ist es den Seeleuten aus- 
drücklich verboten, ihre Gage und consequent auch nicht ihren 
Antheil an Gewinn oder Fracht zu versichern. Es ist dies eine 



42. So ist auch das Englische Recht, welches aber noch bestimmt, dass 
im Falle die Mannschaft beim Löschen nicht arbeitet, die Gage 
erst in 20 Tagen gefordert werden kann nach der Rückkehr in den 
Hafen; auch hat die Mannschaft wegen der Gage das Privilegium 
eines schleunigen Prozesses. Es verjähren aber in England die 
Privilegien der Seeleute erst in 6 Jahren, die aber für Abwesende, 
Geisteskranke, Minderjährige und Gefangene erst vom Tage der 
Rückkehr etc. läuft; ja wenn der Hcuercontract als deed (d. i. ein 
besonderes feierliches Instrument) geschlossen war, findet eine 
20jährige Verjährung statt. Abbott 451. Stat. 93. Georg III. 113. 

43. Nach dem Holl. Handelsgesetz^ Art. 448. 49. sind dem Officier täg- 
lich 3 Gulden, jedem anderen Schiffsmanne 1 Gulden 50 Centimes 
pro Tag zu zahlen und zwar müssen der schuldige Buchhalter und 
Schiffer das aus ihrer eigenen Tasche entrichten, dürfen es nicht 
der Rhederei aufbürden. Vortrefflich und äusserst billig zu Gunsten 
der Seeleute sind in dieser Beziehung auch schon die Bestimmungen 
des Consulats cap. 136, wo, wie und in welchem Gelde die Schiffs- 
leute gezahlt werden sollen. Das Lübische Recht (nach n. 50 der 
Musterrolle 1824) berechtigt die Mannschaft zur Gageforderung erst 
nach der Rückkehr und völligen Reinigung des Schiffes und ver- 
bietet ihr ausser Landes von dem Schiffer Gage zu fordern. Ebenso 
Hamb. Verordnung vom 27. Dec. 1849, Art. 13. 
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äusserst weise und in der Natur der Schiffahrt und des See- 
handels unmittelbar begründete Anordnung. Die Seeleute müssen 
das grösste Interesse an Schiff und Ladung haben und dies 
wird nur dann der Fall sein, wenn Schiff und Gut die einzigen 
Quellen und Sicherungsmittel der Gage sind. Die Möglichkeit der 
Versicherung würde ihnen alles Interesse an Schiff und Ladung 
gleichgültig machen und sie namentlich nicht zur anstrengenden 
und aufopfernden Thatigkeit, ohne welche Schiff und Ladung 
gegenüber den Gefahren der See niemals für sicher geachtet 
werden können, vermögen **). Das ist die Praxis in England, 
Frankreich (Code de c. 347), in Schweden (Seerecht VI. cap. 5), 
Holland (Handelsgesetzbuch Art 599), Preussen (Allgem. Land- 
recht II. 8. § 1937). 

8) Von den Privilegien der Seeleute wegen ihrer Gage siehe 
ganz besonders § 48 sowie auch $ 80. 

$ 30, Verhaftung von Schiff und Fracht für die Gage. 

Aus der Natur des ganzen Seehandelsverkehres, sowie aus 
der Beziehung der Seeleute zum Schiff und dessen nutzbarer 
Anwendung, also im Resultate zur Fracht, erklärt sich sehr 
natürlich der Grundsatz des heutigen praktischen Seerechts, dass 
Schiff und Fracht für die Gage der Seeleute verhaftet seien. 
Nur in England, sowie in den vereinigten Staaten von Nord- 
amerika ist dieser Grundsatz nicht völlig zur Consequenz aus- 
gebildet, indem man hier wesentlich die Gage vom wirklichen 
FrachtYerdienst abhängig macht, also keine Heuer zahlt, wenn 
das Schiff durch höhere Gewalt Fracht zu machen verhindert 
wurde 4 *). Dagegen sagt schon das Consolato del mare cap. 35: 



44. Vortrefflich darüber schon Valin ad Art. 8. liv. III. tit. 4.; auch 
Pardessus n. 766. 

45. Kent 1. c. 187 sagt: The freight is the mother of wages, and if no 
freight be earned, no wages are due. Doch haftet anderweitig in 
England das Schiff den Seeleuten für ihre Gage und geht letzteres 
allen ßodmereiforderungen vor; doch hat merkwürdiger Weise der 
Kapitain selbst kein dingliches Recht am Schiffe * wegen 
seiner Gage, kann desshalb auch das Schiff im Adiniralit&tsgerichte 
nicht arrestiren lassen, sondern kann sich bloss mit einer einfachen 



Digitized by Google 



3*8 !, t tt Abschn. IV. Vom Sehiflspetsonal, , l .: 

„Der Schiffer ist den Schiffsleuten verpflichtet, ihnen aus der 
„Fracht, die ihm bezahlt wird, die Gage zu zahlen, und wenn 
„die Fracht nicht zureicht, soll er Geld aufnehmen, und wenn 
„er Niemand findet, der ihm Geld leihen will, so soll das 
„Schiff verkauft und die Matrosen vor allen Anderen, sie 
„mögen Geld vorgeschossen haben oder wer sie sonst sind, be- 
fahlt werden. Denn ein Seemann muss seine Bezahlung haben, 
„und wenn auch nur ein Nagel übrig wäre, aus dem er 
„bezahlt werden könnte. Es wäre denn, dass das Schiff auf der 
„angetretenen Heise untergegangen wäre." — Es gilt dies von 
der Gage der Officiere wie der Mannschaft. Selbst aus den 
Trümmern des Schiffes 46 ) sind sie noch zu befriedigen und 
selbst die Fracht für gerettete Güter haftet ihnen; doch wird 
immer vorauszusetzen sein, dass sie, wenn sie konnten, treulich 
und fleissig beim Bergen geholfen haben und steht auf Ver- 
weigerung der Hülfe zum Bergen auch wohl Verlust der Gage, 
und accrescirt ihr Antheil den Anderen. Auch ist die Gage 
nach allen Seerechten gegenüber allen anderen Forderungen 
sehr privilegirt, worüber die näheren Bestimmungen in den ein- 
zelnen Ländern bereits $ 48 angegeben sind. Doch stehen diese 
Privilegien in Bezug auf die Heuer nur denen zu, welche für 
wirkliche Gage, d. h. für eine bestimmte Summe auf den 
Monat, die Meile oder die ganze Reise fahren, nicht denen, 
deren Heuer in einem Fracht- oder Gewinn- Anth eile besteht, 
denn diese letzteren theilen mit Recht unbedingt das Schicksal 
des Schiffes, wegen der Natur ihres Contractes als eines gewag- 
ten oder besser Glücksgeschäftes und wegen ihres Societätsver- 
hältnisses zu den Rhedern. 

Uebrigens ist dem Untergang des Schiffes in Bezug auf den 
Anspruch der Seeleute auf Gage der völlige Verlust an See- 
räuber oder Feinde gleich zu stellen. Wird das Schiff aber 
nachträglich freigesprochen oder wenigstens die Ladung und 



persönlichen Klage an seine Rheder halten. So in Sachen Smith 
c. Plummer entschieden. Siehe das Ende dieses § 80. Aber auch 
die eigentlichen mariners können nur nach geschehener Entladung 
am Löschplätze oder wenn sie bei der Löschung nicht arbeiteten, 
erst in 20 Tagen ihre Gage fordern. Stat. 37. Georg III. c. 73. 

46. Namentlich auch nach Engl Rechte, Abbott (6) S. 565-07. 
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wird für diese Fracht gezahlt, so empfangt das SchüTsvolk 
seine Gage. 

Was das Schiffsvolk einmal auf die Hand erhalten hat, 
braucht es in keinem Falle wieder herauszugeben, wenn es auch 
mehr beträgt, als zur Zeit des Ueberganges oder Verlustes 
des Schiffes oder des Aufgebens der Reise etc. bereits verdient 
oder überhaupt von Rechtswegen zu beanspruchen war. Pohls 
S. 278 bestreitet diese letzte Steigerung, indessen wohl mit 
Unrecht, wenn man billige Rücksicht darauf nimmt, dass die 
Seeleute das Empfangene in der Regel bereits im guten Glauben 
(bona fide) ausgegeben haben, und sie in der Regel kein ander- 
weitiges Vermögen haben, als das was sie zur See verdienen. 

Häufig ist die Frage aufgeworfen 47 ): Wenn ein Schiff im 
Bestimmungshafen ankommt und Fracht einnimmt, aber auf der 
Rückreise verunglückt, haben dann die Seeleute nicht wenigstens 
die Gage für die Ausreise zu fordern? Dies wird consequent 
ohne alle Beschränkung nur dann zu bejahen sein, wenn über- 
haupt am Bestimmungsorte schon Fracht zahlbar, obgleich noch nicht 
ausgezahlt war, also wenn die Seeleute bereits am Bestimmungs- 
orte (vor der Rückkehr nach Hause) ein Recht hatten, die Gage 
zu fordern (siehe § 79 sub n. U. initio); denn dann wird es so 
angesehen werden müssen, als ob sie dem Rheder (Schiffer) 
ihre Gage für die Hinreise seit der Zeit von der Ankunft im 
Bestimmungshafen stillschweigend nicht wegen ihres Verhält- 
nisses zu ihm als Seeleute, sondern als einfache Darlehns- 
Gläubiger geliehen hätten und können sie dann mithin denselben 
persönlich mit seinem übrigen Vermögen zu voller Auszahlung 
haften lassen; doch wird heutiges Tages eine solche Forde- 
rung der Seeleute nicht zu den privilegirten gehören 48 ). — In 
allen Fällen aber, wo der Seemann an jenem Bestimmungsorte 
noch nicht seine Gage von Rechtswegen fordern durfte, steht 



47. Pöhla S. 278. 79, der sich nicht bestimmt genug ausdrückt. Franz. 
Autoren beantworten die Frage zum Theil merkwürdig. Valin, ad 
Artikel 8. (III. 4,); Emerigon 1. c. II. chap. 17. sect. II, § % 
Delaporte sur l'art. 258 du code de com. 

48. Auf diesen Fall passt allein das Consulat cap. 11)5 (Absatz 2), wel- 
ches aber selbst eine solche Forderung der Seeleute sehr privilegirt 
wissen zu wollen scheint. 
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die Gage für die Hin- und die für die Rückreise in so inniger 
Verbindung, dass bei dem gänzlichen Verluste des Schiffes auch 
erst auf der Rückreise die ganze Gage für den Seemann 
als verloren angesehen werden muss. Doch versteht es sich 
einmal überall von selbst, dass soweit Fracht verdient ist, 
insoweit die Seeleute in allen Fallen aus derselben eine 
Bezahlung ihrer wirklichen verdienten Gage fordern dürfen, 
freilich nur bis zum Belaufe der von dem Rheder wirklich 
verdienten Frachtsumme. Sodann aber auf der anderen Seite 
würde man selbst in dem oben gestatteten Falle von einer 
allgemeinen persönlichen Verhaftung der Rhederei eine Aus- 
nahme machen, wenn die am Bestimmungsorte bereits ver- 
diente Fracht zu Ausbesserungen des Schiffes wegen bereits 
auf der Hinreise erlittener Beschädigungen ganz oder theil weise 
aufgewandt wäre, indem dann eine Minderung, resp. ein Ver- 
lust der Gage bereits am Bestimmungsorte von Rechtswegen 
eingetreten wäre**). 

Doch haftet den Seeleuten immer nur die Fracht von der 
eben absolvirten Reise. Das Schiff ist ihnen dagegen unbe- 
dingt verhaftet, obgleich nach den neueren Seerechten die 
Privilegien ihrer Gageforderung durch eine weitere Reise des 
Schiffes beeinträchtigt zu werden pflegt (§ 48), indem dann 
namentlich den Seeleuten der letzten Reise, sowie gewiss auch 
den anderen Privilegien wegen der letzten Reise ein Vorzug 
einzuräumen ist (§ 48). 

Ein persönlicher Anspruch gegen die Rheder bleibt den 
Seeleuten wegen ihrer Gageforderungen aus früheren Reisen 
im äussersten Falle, wenn das Schiff wegen Ueberladung mit 
anderen besseren Forderungen nicht haften kann, während der 
gewöhnlichen Verjährungszeit gewiss. Es wäre hart, die ein- 
mal verdiente und nach glücklicher Ankunft von Schiff und 
Ladung von Rechtswegen fällige Gage bloss noch durch das 
Schiff und die Fracht (der damaligen Reise) binden und in 
solchen Fällen den Rheder den in der Regel mittellosen See- 
leuten nicht persönlich mit seinem übrigen Vermögen für 
verpflichtet halten zu wollen; eine Gage solcher Art existirt 



49. Achnlich Pohls, S. 279. Vergleiche auch besonders Kent, 1. c 
S. 190. 91. 
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nicht bloss als eine Forderung nach Seerecht, sondern weil 
sie eben zur rechten Zeit von dem Rheder nicht gezahlt ist, 
nun zugleich als eine reine Civilforderung propter non rite 
factam solutionem. 

Nach Englischem und Nordamerikanischem Seerechte hat 
der Kapital n wegen seiner Gage ebensowenig wie wegen 
seiner eigenen Auslagen an Geld für Proviant, Schiffsaus- 
besserung etc. ein dingliches Recht am Schiffe, sondern nur 
einen persönlichen Anspruch an die Rhederei; because, wie 
W. Scott sagt, he stood on the security of his personal con- 
tract with his owner, not relating to the bottom of the ship. 
cf. Kent, I. c. lectur. 46. S. 165. 

§ 81. Einige besondere Privilegien des Schiffsvolkes. 

1) Das $ 48 erwähnte Privilegium, wornach Officiere und 
Mannschaften segelfertiger Schiffe wegen Civilansprüchen 
in der Regel nicht arretirt werden dürfen. Siehe $ 48 das 
Nähere. Es rechtfertigt sich diese Zurücksetzung der For- 
derungen einzelner Privatpersonen durch die hohe Redeu- 
tung der Schiffahrt für das ganze Leben des Volkes und 
speziell dadurch, dass ein segelfertiges Schiff durch das 
Entziehen seiner Mannschaften nicht gezwungen werden 
darf, zum Nachtheile der Rheder länger im Hafen liegen 
zu bleiben. Die allgemeine Sicherheit des Staats steht aber 
über dem materiellen Interesse der Schiffahrt; demnach 
ist denn auch in keinem Lande von einer Refreiung von 
Verhaftung wegen Verbrechen die Rede. 

2) Auch die Volksheuer kann nach manchen Seerechten nicht 
mit Arrest belegt werden: was denn am Ende nichts als 
das gemeine Privileg des Liedlohnes ist. 

3) Risweilen hat das Schiffsvolk Freiheit vom Zoll für ihre 
Güter, indessen wohl nur für ihre Führung (im jetzigen 
Sinne des Wortes). 

4) Das Römische Recht privilegirt die Matrosen der Kriegs- 
flotte mit der Freiheit militairisch zu testiren. Man sollte 
dies unbedingt auf alle Seeleute auf der Reise erstrecken, 
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so lange sie nicht in irgend einem Hafen Gelegenheit haben, 
ein förmliches Testament zu machen. Wegen der neueren 
Seerechte siehe bereits § 67. 

■ 

§ 62. Verbrechen der Seeleute. 

0 

Wenn von Seeleuten gemeine Verbrechen begangen wer- 
den, so hat dies nichts Eigenthümliches in seinen rechtlichen 
Folgen. Doch werden wenigstens einige Verbrechen, wenn sie 
auf dem Schiffe von Seeleuten begangen weiden, härter bestraft, 
z.B. Schiffsdiebstahl, Tödtung und Mord an einem Kameraden; 
der See raub erscheint als eine eigenthümliche Art des Strassen- 
raubes und wird in der Regel härter bestraft. 

Als besondere Verbrechen der Seeleute, sog. Seever- 
brechen werden nach der Natur der Sache, sowie nach positiven 
Bestimmungen der einzelnen Landesgesetze nieist folgende ge- 
nannt »•). . *. , 

1) Desertion; 2) thätliche Beleidigungen der Ma- 
trosen, ja in den älteren schon das blosse Lügen heissen; 
3) Weigerung zu bergen; 4) Widersetzlichkeit gegen 
den Schiffer; 5) Rebellion des Sch i ffs Volkes gegen den 
Schiffer (Meuterei); 6) Wegsetzung des Schiffes, 
d. h. eine Handlung des Schiffers oder Schiffsvolkes, wodurch 
das Schiff ganz oder theilweis zerstört wird; 7) wenn der Schiffer 
mit dem Schiffe davon geht, oder es ausser Landes verkauft 
und das Geld für sich behält; 8) Unterschlagung von Vic- 
tualicn oder anvertrauten Gütern, insbesondere Verschweigung 
oder Unterschlagung von Seiten des Schiffers bei seiner Ab- 
rechnung mit dem Rheder; 9) Wenn der Schiffer ohne Noth 
Geld auf das Schiff nimmt etc. 6I ). 



50. Vergl. Pöhla, S. 284. 8ß, der auch die Strafen der älteren See- 
rechte angibt. 

51. Das Engl. Recht bestimmt noch: 1) Wenn ein Schiffer sein Schiff 
nicht gegen Seeräuber vertheidigt, so wird er unfähig, je wieder ein 
britisches Schiff zu befehligen; der Seemann aber, der sich weigert, 
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Unter Baraterie versteht man überhaupt alle Verbrechen 
der Seeleute, wodurch betrügerischer Weise dem Rheder oder 
Befrachter Schaden zugefügt wird. 

Die harten und grausamen Strafen der alten Seerechte •*) 
sind jetzt gemeinrechtlich als veraltet anzusehen und ist darüber 
einzig nach den einzelnen meist viel milderen Landesgesetzen 
zu entscheiden, indem hier in der Regel bloss einfach die 
Strafen für Seeverbrechen angewandt werden, welche für andere 
gemeine Verbrechen ähnlicher Art festgesetzt sind, doch wohl 
mit einer willkürlichen Verschärfung durch den Richter. 

Der Kapitain hat gegenwärtig nur das Recht zu correctio- 
nellen Züchtigungen und vielleicht im äussersten Falle zur An- 
wendung dieser oder jener Griminalstrafe, namentlich des Aus- 
hauens, Todtschiessens , des Aussetzens. Sonst hat er in der 
Regel bei vorkommenden Verbrechen, besonders bei schwereren 
sich damit zu begnügen, eine vorläufige Feststellung der Facta 
zu besorgen, also ein Protokoll über das Verbrechen und seine 



auf Befehl des Schiffers zu fechten, verliert seine Gage und alle 
seine am Bord befindlichen Güter und erleidet überdies Gefüngnisa- 
strafe von höchstens 6 Monat bei harter Arbeit, Statut 18 Karl II. 
c. 6. Statut 22. 23. Karl II. c. 11, Fast ebenso in Hamburg. 
Verordnung v. 27. Dec. 1849, Art. 14. 2) Wenn ein Schiffer ausser 
Landes einen Seemann mit Gewalt zurücklässt, soll er 6 Monat Ge- 
fangniss erleiden. Statut 11. 12. Will. III. c. 7. $ 18. 

52. Dahin gehören: 1) das Kielholen, wobei der Verbrecher unter 
dem Schiffe an einem Stricke durchgezogen wird; 2) Unter, 
tauchen; 3) das Springen von der Raa; 4) das Bord- 
Arsen, wo der Verbrecher wiederholt an dem Mast aufgewunden 
und so heruntergelassen wird, dass er mit seinem Hintertheile (Ars) 
an die Seiten des Schiffes schlägt oder auf das Verdeck füllt; 
5) das Hauen mit dem nassen Seile; 6) das Begiessen 
mit Wasser; 7) das Einbrennen eines Bootshakens (z. B. 
in die Wange); 8) das Anheften an den Mast, wo die Hand 
des Verbrechers mit einem Messer durchbohrt an den Mast geheftet 
und derselbe nun gezwungen wird, die Hand zurück zu ziehen und 
also zu durchschneiden; 9) das Aufhangen an den Mast etc. 
cf. Pöhls, S. 287. Auf Kriegsschiffen sind übrigens auch in der 
Gegenwart die meisten dieser Strafen noch üblich. 
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begleitenden Umstände aufzunehmen, sowie, wenn es nöthig 
erscheint, Sicherheitsmassregeln in Bezug auf die Person des 
Verbrechers anzuordnen, also namentlich auch ihn einzusperren 
oder allenfalls auch noch zu binden und zu knebeln. Die 
Sicherheit von Schiff, Ladung und Mannschaft muss bei diesem 
ganzen Verfahren des Kapitains der einzig leitende Gesichtspunkt 
sein. Siehe auch § 64. 
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Von Lootsen and Passagieren. 



§ 83. Von den Lootsen »). 

Lootse, Pilot, Locmann') ist derjenige Seemann, 
welcher ein Geschäft daraus macht, Schiffe durch gewisse Fahr- 
wasser, namentlich durch das Küstenmeer, durch Flussmündun- 
gen, durch Kanäle, Meerengen, Rheden, Buchten, Baien, von 



1. Siehe Jaeobsen S. 170 ff., Pöhla S. 359 ff. Die meulen Autoren 
handeln die Lehre nicht im Zusammenhange ab ; auch die Seerechte 
enthalten wenig Bestimmungen; die Hafen- und Lootsenordnungen 
der einzelnen Staaten und PlUtze enthalten aber meist nur admini- 
strative und polizeiliche Anordnungen. 

2. Im Deutschen unterscheiden wir schon dem Wortlaute der Sprache 
nach bestimmt zwischen Lootsen und Steuermann, indem man 
höchstens in poetischer Sprache statt beider Ausdrücke den Namen 
Pilot röllig gemeinsam gebraucht; Pilot heisst im Deutschen nur 
der eigentliche Lootse. Im Englischen, Französischen und Italieni- 
schen gibt es dagegen für die Bezeichnung des Lootsen wie des 
Steuermanns nur ein Wort: pilot, pilote, piloto und muss man 
sich demnach durch adjectivische Benennungen erst über den Unter- 
schied vergewissern. 

y. Kaltenborn, SeerecldL_ 13 
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und aus dem inneren Hafen in die offene See hinein etc., sicher 
zu führen und namentlich auch in Fällen der Noth Schiffern 
beizustehen. Nicht selten unterscheidet man sie nach den Ge- 
wässern, in welchen sie vorzugsweise dienen; namentlich unter- 
scheidet man, besonders an den Französischen Küsten'), drei 
Arten Yon Lootsen; 1) Küstenlootsen oder auch wohl Seelootsen 
(pilote cötier), 2) Revierlootse (lamaneur ou locman), welcher 
hauptsächlich das Schiff in den und aus dem Hafen geleitet 
Diese beiden Klassen sind jetzt immer von einer öffentlichen 
Behörde, nach Ablegung eines Examens angestellte Seeleute und 
sind die eigentlichen Lootsen. 3) le pratique, das ist ein jeder 
Schiffer, dem ein Schiff zufällig begegnet und ihn als einen der 
Gewässer Kundigen zur Leitung des Schiffes bis zu einem ge- 
wissen Orte engagirt. 

Die beamtlichen Lootsen sind gewissermassen militairisch 
organisirt: ein Lootsencommandeur steht an der Spitze; die 
Mannschaften zerfallen in Abtheilungen je unter einem Ober- 
lootsen, die sich nach Stunden in die regelmässigen Arbeiten 
des Tages theilen, doch müssen, wenn es Noth thut, alle zugleich 
bereit sein. Ein Theil hat also stets die Wache, um nach 
Schiffen auszulugen und sofort dienstfertig zu sein; die anderen 
dienen als Reserve. Gewöhnlich werden sie bei strengen Strafen 
verpflichtet, auch bei gefährlicher See auf Befehl ihrer Officiere 
den notleidenden Schiffen beizustehen und werden davon nur 
befreit, wenn in einer Berathung alle erklären, dass es unmög- 
lich sei. 

In der Regel wird man jetzt den Schiffer gegenüber den 
Rhedern unbedingt für verpflichtet halten müssen, in den Ge- 
wässern, wo einmal Lootsen angestellt sind, einen Lootsen an- 
zunehmen. Viele Hafen- und Lootsenordnungen verpflichten 
aber den Schiffer zur Zahlung des Lootsengeldes auch dann, 
wenn der Schiffer keinen Lootsen nimmt. 

Im Falle es übrigens dem Schiffer nicht möglich war, in 
fremden ihm unbekannten und notorisch gefährlichen Gewässern 
einen anderen als einen bloss praktischen, d. h. also nicht be- 
amtlichen Lootsen zu erhalten, hat er, namentlich in eilenden 



3. Dictionaire du diplomate et du contul par Cussy (Leipzig 1846) 
sub v. pilote. 
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Fällen, wo er wegen Wind und Wetter nicht vor Anker gehen 
kann , um entweder ruhiges Wetter oder einen Beamten lootsen 
abzuwarten, seiner Pflicht Genüge gethan, wenn er einen solchen 
nimmt; .doch darf der Schiffer einem solchen gewiss nicht un- 
bedingt die Leitung des Schiffes überlassen, da ja von Anfang 
an keine Garantie vorhanden ist, dass ein solcher Lootse seine 
Sache wirklich verstehe. — Uebrigens variiren die einzelnen 
Seerechte darüber, wann der Kapitain einen Lootsen nehmen 
müsse und wann nicht. 

Wenn der Lootse an Bord gekommen ist, so ist der Schiffer 
verbunden, ihm die in Bezug auf die Fahrt des Schiffes wesent- 
lichen Eigenschaften, das Tiefgehen seines Schiffes anzugeben; 
nach Schwedischem und Dänischem Rechte soll aber allemal der 
Lootse zuerst nach der Tiefe des Schiffes fragen. Nach manchen 
Seerechten müssen diese Angaben schriftlich gemacht werden 
und das scheint nach Umständen zweckmässig. 

Der am Bord befindliche (amtliche) Lootse übernimmt das 
Commando des Schiffes in Bezug auf die Fahrt und müssen 
Schiffer und Schiffs volk seinen Anordnungen Folge leisten. Doch 
wird man den Schiffer zur Beobachtung des ganzen Verfahrens 
des Loot3en für verpflichtet halten müssen, um den etwanigen 
Versehen des Lootsen vorbeugen zu können. Es ist auch nach 
einigen Gesetzen dem Kapitain nach Berufung des Schiffsrathes 
ausdrücklich gestattet und es versteht sich das wohl ausserdem 
von selbst, dass derselbe den unfähigen Lootsen sofort ent- 
setzen könne«). Doch ist im Allgemeinen der Schiffer an die 
Anordnungen des Lootsen gebunden und haftet für dessen Ver- 
sehen und Vergehen in der Kegel nicht, indessen doch wohl, 
wenn er als tüchtiger Seemann und bei genauer Beobachtung 
des Lootsen ihnen nicht hätte vorbeugen können. Freilich die 
Gesetze sprechen ihn meist unbedingt von aller Verantwortlich- 
keit frei»). » 



4. So ist es nach Prcuss, Rechte wenigstens auf dem Danziger Reviere, 
Pöhls 367. cf. Seerecht von Oleron Art. 23. Consulat cap. 247. 

5. Nach dem Sehwedischen Lootsenregl. von 1627 Art. 1. §8. ist der 
Schiffer nur verantwortlich, wenn er die Aufmerksamkeit des Loot- 
sen durch Gestatten von unnöthigen Gesprächen und Lärmen zer- 
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Der Lootse selbst ist wegen all seiner Versehen und Ver- 
gehen nicht bloss mit seinem gesammten Vermögen verantwort- 
lich, sondern wird nach allen Seerechten auch mehr oder weniger 
peinlich bestraft. Er muss Oberall den grössten Fleiss anwenden 
und soll das Schiff nicht eher verlassen, bis er es an den be- 
stimmten Ort in Sicherheit gebracht hat. 

Der Lootse empfangt für seine Bemühungen das sog. Loots- 
geld, welches meist durch die verschiedenen Hafen- u. Lootsen- 
ordnungen ein für allemal fest bestimmt ist oder von der Ver- 
einbarung zwischen SchifTer und Lootsen abhängt oder erforder- 
lichen Falls von Sachverstandigen, besonders in Rücksicht auf 
die Umstände, auf die Grösse der Gefahr etc. abzuschätzen ist. 
Nicht selten wird der Lootse auch vom Schiffer beköstigt, doch 
hangt dies von der Usanz der Gegend, und falls die nichts sagt, 
von den Umstanden, endlich von der Willkür des Schiffers ab. 
Auch ist nach Sommer- und Wintertagen das Lootsgeld oft ver- 
schieden. 

Das gewöhnliche Lootsgeld wird jetzt regelmässig zur Havarie- 
Ordinäre gerechnet, fallt also dem Schiffe allein zur Last; da- 
gegen das sog. extraordinäre Lootsgeld, d. h. dasjenige, was bei 
Gelegenheit der Havarie eines Schiffes oder sonst in Noth oder 
im Nothhafen gezahlt wurde, wird in Havarie-Grosse berechnet 

Nach Schwedischem, Danischem, Hanseatischem Seerecht 
soll nur das mit einer Quittung belegte Lootsgeld gültig sein 
und der Rhederei berechnet werden dürfen : eine Bestimmung, 
die sehr unpraktisch ist. cf. Jacobsen, S. 172. 



§ 84. Von den Passagieren 

Die Passagiere oder Reisenden bilden einen ausserordent- 
lichen Bestandtheil des Schiffspersonals. Sie sind ' nicht auf allen 



streute oder denselben mit starken Getränken überhäufte oder ihn 
während des Segeins vom Verdeck abrief. Hier ist der Schiffer in 
culpa und versteht sich seine Verantwortlichkeit allemal von selbst. 
6. Abbott II. 8. S. 188 ff. Pardessus 1. c. n. 752. 755. Pohls 367 ff. 
Jacobsen 174 ff. Die meisten Seerechte sind in dieser Materie 
sehr kärglich. Das Consolato del mare cap. 59, 74, 75, 114, 115, 
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Schiffen. Doch muss man den Kapiiain wohl gegenüber den 
Rhedern zur Aufnahme von Passagieren für befugt halten, wenn 
es ihm nicht ausdrücklich verboten ist, und selbst im letzteren 
Falle, wo es die Noth oder Billigkeit nach den Umständen zu 
gebieten scheinen. 

Englische und Französische Schiffer sind sogar durch die 
Gesetze verpflichtet, ihre in der Fremde befindlichen (seefahren- 
den und auch wohl anderweitigen) Landsleute zu Hause zurück 
zu nehmen 7 ), sowie überhaupt Passagiere zu transportiren , die 
ihnen von ihren Regierungen oder Gonsuln überwiesen werden 8 ). 
Ferner soll der Schiffer nach den polizeilichen Vorschriften aller 
Länder keinen Passagier aufnehmen, der sich nicht gehörig durch 
Pässe etc. legitimiren kann, und gegenüber dem Rheder wird 
der Schiffer noch besondere Vorschrift anwenden müssen, dass 
die Qualität des Passagiers, sowie seines Gepäckes (Gontrebande) 
das Schiff, namentlich in Kriegszeiten nicht in Verlegenheiten, 
Weitläufigkeiten und Kosten bringe oder gar zur Arretirung, und 
Beschlagnahme führe, z. B. wenn in Kriegszeiten ein feindlicher 
Officier oder gar ein ganzer feindlicher Soldatentrupp auf dem 
Schiffe sich befinden würde. 

Manche Schiffe sind hauptsächlich zur Frachterzielung durch 
Passagiertransport bestimmt, z. B. Paketboote und Auswanderer- 
schiffe, die gewöhnlich stehende und gedruckte Reglements über 
die Rechte und Pflichten der Passagiere entworfen haben, auf 
Grundlage deren dann das Rechtsverhältniss zu den Passagieren 
zunächst zu beurtheilen ist. Sonst entscheiden darüber die be- 
sonderen Passagecontracte, welche von den einzelnen Passa- 
gieren etwa abgeschlossen wurden und welche nach den Regeln 
des Miethcontractes zu beurtheilen sind. 

Als Regel muss man es ansehen, dass der Passagier sich 
selbst beköstigen wolle, und darf der Kapitain nötigenfalls sich 
darüber vergewissern, dass genügender Proviant mitgenommen 



120 enthalt aber schon mancherlei Bestimmungen und das Preuss. 
Allg. Landrecht II. 8. $ 1742—1755 ist sehr umständlich, ebenso 
Holl. Handelsgesetzbuch Art. 521-533. 

7. Jacobgen 175. 

8. Franz. Verordnung vom 16. Juni 1802; 5. Marz 1803; Ordonnanz 
vom 9. Januar 1818. 
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sei, denn er hat dabei ein rechtliches Interesse, indem er nach 
allen Seerechten im Falle des Ausgehens der Lebensmittel den 
Passagieren von den Vorräthen des Schiffes gegen billige Ent- 
schädigung mitzutheilen hat Jedenfalls muss aber der Schiffer, 
wenn gar nichts über die Beköstigung feststehen sollte, wenig- 
stens gegen billige Taie Kost verabreichen. Gewöhnlich ent- 
hält aber der Contract die bestimmte Angabe, ob mit oder ohne 
Beköstigung vermiethet sei und kann dies auch aus der CJsanz 
des Ortes oder aus der Art des Schiffes oder aus der Höhe des 
Passagegeldes rechtlich vermuthet werden. Welche Art von 
Kost dem Passagier vom Schiffer gereicht werden müsse, ist 
zunächst wieder aus dem Contracte oder auch aus den Umständen 
etc. zu entnehmen. In der Regel wird jetzt aus dem Charakter 
des dem Reisenden auf dem Schiffe bestimmten Platzes die Kost 
zu vermüthen sein. 

Der Reisende erhält nämlich einen bestimmten Platz auf 
dem Schiffe zum Schlafen sowie zur Niederlegung seines Ge- 
päckes, endlich zu seinem Aufenthalte in Gesellschaft und beim 
Speisen. Darnach unterscheidet man regelmässig Passagiere der 
Cajüte und auf grösseren Schiffen auch wohl erster und zweiter 
Cajüte, sodann des Schiffsraumes. Darnach ist denn auch die 
etwanige Beköstigung verschieden, indem sie in der ersten Cajüte 
besser und in der Regel die des Kapitains ist U. s. w. Es 
kommt hier viel auf Sitte und Gebrauch an, doch wird man 
den Schiffer für verpflichtet halten, jedem Reisenden hinläng- 
liche, gesunde und kräftige Kost zu geben. 

Im Fall der Noth sind alle und namentlich die sich selbst 
beköstigenden Passagiere verpflichtet, von ihrem Vorrathe her- 
zugeben, natürlich gegen (spätere oder sofortige) Bezahlung. 

Der Reisende hat das Recht, seine Reiseeffecten mit an 
das Schiff zu bringen und hat meist eine bestimmte Anzahl von 
Pfunden frei. Das üebrige muss als Ueberfracht nach einer 
Taxe oder nach Usanz und Billigkeit im Verhältniss zu den 
eigentlichen Frachtgütern bezahlt werden •). Für wirkliche 



9. Nach dem Consulat ist der Schiffer zur unentgeltlichen Mitnahme 
des Reisegepäckes nur bei grösseren, nicht aber bei kleineren (wie 
nach Acre, Alexandrien, Spanien, also überhaupt im Mittehneere) 
Reisen verpflichtet, doch überall, wenn der Reisende mehr als 10 
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Waaren, also für alle Sachen, die der Beisende als Gegenstand 
des Handels mitnimmt, ist derselbe immer Fracht zu zahlen 
schuldig. 

Die Höhe und Zahlungsart, die etwanigen Terminzahlungen 
etc. des Passagiergeldes bestimmen sich nach dem Schiffsregle- 
ment, oder nach dem speziellen Contracte, oder nach Usanz und 
Billigkeit. Für die von Staatswegen mitzunehmenden Passagiere 
existiren auch wohl offizielle, ein für allemal bestimmte Taxen 
über die zu gewährende Vergnügung, so in den oben in 
Note 8 genannten Französischen Gesetzen. Gewöhnlich wird ein 
Theil des Passagegeldes vorausbezahlt. Schon nach Römischem 
(L. 19 $7 D. 19.2), sowie nach Französischem Rechte ist für ein 
am Bord geborenes Kind kein Passagegeld zu bezahlen. 

Nach Holland. Rechte (Artikel 523) darf der Passagier, ohne 
Einwilligung des Schiffers sein aus dem geschlossenen Vertrage 
entstandenes Recht nicht an einen Dritten übertragen, und die- 
ser Satz rechtfertigt sich gewiss nach allgemeinen Rechtsgrund- 
sätzen, denn es handelt sich hier nicht bloss um eine Sach- 
miethe. Doch sind die Umstände billig zu berücksichtigen. 

Der Reisende muss, sobald ihn der Kaptfain dazu auffordert, 
am Bord erscheinen, Der Schiffer braucht nicht auf ihn zu 
warten mit seiner Abreise, wenn der Reisende den Termin ver- 
säumt und muss letzterer nach heutigem Rechte in diesem Falle 
in der Regel das volle PassagiergeM trotzdem zahlen, zum 
wenigsten aber büsst er das Daraufgegebene (Bandgeld) immer 
ein 10 ). Dagegen ist der Schiffer, weicher vor dem bestimmten 
Termine absegelt, nicht bloss zur Herausgabe des Empfangenen, 
sondern zu voller Entschädigung verpflichtet (Consulat 1. c). 
Es steht natürlich dem Reisenden stets frei, von der Reise ab- 
zustehen, doch muss er in der Regel sein Passagiergeld bezahlen. 
Das Holl. Recht Art. 324 bestimmt, dass wenn der Passagier vor 
dem Anfange der Reise gestorben , nur die Hälfte des Passage- 



Ducaten Passagegeld bezahlt. Jetzt ist dies unpraktisch, doch wird es 
analog anzuwenden sein. Bei einer Lustfahrt wird verhaltnissmässig 
nur wenig au Reiseeffecten mitgenommen werden dürfen, Anders 
bei grösseren Reisen. 
10. Dss Consulat c. 114 spricht nur Tom Verluste des Handgeldes, 
welches hier etwa als arrha poenitentialis erscheint. Dagegen siehe 
Holl. Recht Art. 522. 
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geldes zu zahlen sei; doch sei, wenn in dem Passagegelde die 
Kosten des Unterhaltes mitbegriffen , zuvörderst das reine 
Passagegeld zu ermitteln. Wird die Reise durch Schuld des 
Schiffers oder Rheders aufgeschoben oder nicht beendigt oder 
verlängert, so sind die Passagiere gewiss zu entschädigen oder 
haben im Fall der Abkürzung wenigstens nur pro rata zu 
zahlen. 

Der Zufall trifft, mag die Reise aufgeschoben, aufgehoben 
oder unterbrochen werden, Passagiere und Schiffer gemeinsam. 
Der Kapitain wird überall zu keiner Entschädigung verpflichtet 
sein, resp. das blosse Draufgegebene nicht zurückzugeben haben 
und doch so viel vom Passagegelde verlangen können, als nach 
dem Masse des zurückgelegten Weges verdient war und was die 
genossene Kost beträgt 11 ). War bereits das ganze Passagiergeld 
bezahlt, so scheint eine verhältnissmässige Restitution gefordert 



11. Holl. Recht Art. 525. Wenn entweder vor Abgang des Schiffes oder 
während der Reise durch unwiderstehliche Gewalt oder durch eine 
von dem Schiffer oder der Rhederei unabhängige Ursache die Reise 
des Schiffes gebrochen oder eingestellt wird, so sind die Passagiere 
und der Schiffer, ohne einige Vergütung, von einander ent- 
bunden* 

Bei Einstellung einer angefangenen Reise sind die Passagiere 
zur Bezahlung des Passagegeldes, nach Massgabe der zurückgeleg- 
ten Reise, gehalten. 

Art. 526. Wenn in dem in Artikel 478 erwähnten Falle (nämlich 
während der Reise) der Passagier die Verzimmerung abwarten will, 
ist er zu keiner Erhöhung des Passagiergeldes gehalten; aber er ist 
verpflichtet, inzwischen für seinen eigenen Unterhalt zu sorgen oder 
sich dcsshalb mit dem Schiffer zu verstehen. 

Art. 527. In dem Falle, wo der Vertrag entweder vor dem An- 
fang der Reise oder im Laute derselben gebrochen wird, ist der 
Schiffer zur Forderung von Zahlung oder Rückzahlung berechtigt 
für dasjenige, was er den Passagieren bereits gereicht oder ihnen 
vorgeschossen hatte. Soweit das Holländ. Recht. 

Beim Aufschieben der Reise ist im Allgemeinen zu unterscheiden, 
ob nach dem Contract die pünktliche Abreise als wesentlich anzu- 
sehen und wenn dies nicht der Fall, so kann billiger Weise mit 
Recht verlangt werden, dass der Reisende, wenn er wegen des 
Aufschubs zurücktritt, wenigstens die Hälfte des Passagegeldes 
bezahle. 
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werden zu können 11 ). Auch wird man bei einer durch Zufall 
auf längere Zeit unterbrochenen Reise den Passagier nur zur 
verh&ltnissmässrgen Zahlung des Passagegeldes verpflichtet halten 
dürfen, wenn er die Verzögerung nicht abwarten, sondern so- 
gleich mit einer anderen Gelegenheit weiter reisen will 1 *). 

BeiAuswandererschiffen (nach Amerika, A ustralien etc«) 
die also aus der Personenbeförderung ein eigentümliches, be- 
sonderes Gewerbe machen, pflegt in die Mi e th contra cte mit 
den Passagieren die ausdrückliche Verpflichtung des Rheders 
gegenwärtig aufgenommen zu werden, dass er für das Passage- 
geld auf jeden Fall und namentlich im Falle eines Schiffbruchs 
unter sofortiger Miethung eines anderen Schiffes und unter Pflicht 
zur Beköstigung der Passagiere auch auf dem Lande während 
des Aufenthaltes, die Passagiere an den Bestimmungshafen 
bringen müsse. 

Zu dieser für die meist armen Auswanderer so günstigen 
Bestimmung hat wohl fürs Erste nur die Concurrenz der ver- 
schiedenen Gesellschaften zur Schiflsbeförderung von Auswan- 
derern , also die Specuiation, der Neid und der Eigennutz der 
Rheder Veranlassung gegeben. Sie ist aber so sehr aus der 
Natur dieser Verhältnisse genommen und ist eine so billige 



12. Das Prcuss. Recht $ 1759 verpflichtet den Reisenden, der wegen 
Krankheit oder anderer Ursachen die Reise nicht fortsetzen will, 
nur dann zur Zahlung der vollen bedungenen Fracht, wenn den 
Reisenden „auch n«r das geringste Verschulden zur Last 
fallt.« 

13. In England wird das einmal vorausbezahlte Passagiergeld, wenn 
die bereits angefangene Reise durch Verlust des Schiffes zur See 
unmöglich wird, nicht wieder reatituirt, dagegen braucht es der 
Reisende auch in solchem Falle nicht zu zahlen, wenn er es erst 
am Bestimmungsorte der Reise erlegen sollte, cf. Abbott 1. c. 191. 
Indessen ist hier im letzteren Falle doch das Passagegeld pro rata 
itineris peracti zu entrichten. Abbott, 192. Mulloy v. Bäcker. 
Im Verhaltniss zur Lange der Reise unbedeutend erscheinende Ver- 
zögerungen des Anfanges der Reise (z. B. in einem bestimmten Falle 
ein Aufschub vom 10. bis zum 21. Octbr. bei einer Reise nach Ost. 
indien) berechtigt den Reisenden nicht zur Aufhebung des Contracts 
und er muss das ganze (oder halbe?) Passagegeld zahlen. Abbott, 192. 
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Rücksicht für die armen Auswanderer, dass überall Staatsgesetze 
hier unbedingt eine Verpflichtung der Rhederei festsetzen sollten. 

In Hamburg bestimmt die revidirte Verordnung wegen Ver- 
schiffung von Auswanderern v. 1850, dass die Rheder oder über- 
haupt Unternehmer des directen Transports von Auswanderern nach 
anderen Welttheilen verpflichtet sind, „beim Abgange des Schiffes 
„eine Versicherung (nämlich über eine Summe, „die dem Passa- 
„giergeld sämmtlicher Passagiere und noch 50pCt. dieses Re- 
„ träges darüber, gleichkommt") zu schliessen, durch welche der 
„Versicherer sich verbindlich macht, die Kosten zu ersetzen, 
„welche aufzuwenden sind, um im Schadensfalle die Passagiere 
„sowohl während einer etwaigen Reparatur zu beköstigen und 
„zu behausen, als auch um, falls das Schiff seine Reise nicht 
„fortsetzen könnte, die Reförderung der Passagiere (durch ein 
„anderes Schiff) an den Restimmungsort zu beschaffen." 

Also existirt keine djrecte Verpflichtung der Rheder zur 
Weiterbeförderung; ferner bezieht sich die Verordnung nur auf 
Schiffe mit mehr als 25 Zwischen decks - Passagieren und 
werden obige Restimmungen in der Praxis überhaupt nur auf 
Zwischendeckspassagiere bezogen. Endlich soll die Verordnung 
für die nach einem Hafen der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika gehenden Schiffe nicht gelten, sondern sollen die dortigen 
ziemlich strengen Gesetze angewandt werden. 

X)ie Passagiere sind verpflichtet, den Refehlen des Kapitains 
Folge zu leisten, insoweit solche die Erhaltung der guten Ord- 
nung am Bord, namentlich die Sicherheit des Schiffspcrsonals, 
des Schiffes und der Ladung bezwecken, und können sie ihrer- 
seits vom Kapitain eine anständige Rehandlung fordern. Zwangs- 
mittel der Zucht, wie gegen das Schiffsvolk, darf der Kapitain 
gegen keinen Passagier anwenden, doch steht ihm, wenn es die 
Sicherheit des Schiffes und des Personals zu erfordern scheint, 
Arretirung des Verbrechers zu, den er dann, sobald es angeht, 
der Obrigkeit ausantworten soll 14 ). In dringenden Fällen müssen 



14. Das Preuss. Recht $ 1764 ist erstlich hiermit einverstanden und be- 
stimmt sodann $ 1765 ausdrücklich, das«, wenn während der Reise 
entdeckt wird, dass ein Reisender vor der Einschiffung sich eines 
wirklichen Hoch verratlies oder Aufruhres schuldig gemacht, er zu 
verhaften und an die nächste Preuss. Behörde auszuliefern sei. 
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die Reisenden zur Rettung des Schiffes nach ihren Kräften hülf- 
reiche Hand leisten. (Preuss. Recht 1763.) ") Siehe $ 144. 

Der Reisende darf sich ohne Einwilligung des Schiffers nicht 
vom Bord entfernen; es braucht der Schiffer widrigenfalls nicht 
auf ihn zu warten, und muss doch das volle Passagiergeld ge- 
zahlt werden. 

Der Kapitain ist nicht verbunden, auf Verlangen oder im 
Interesse, und das Preuss. Recht sagt ausdrücklich: auch nicht 
im Falle der Krankheit eines Passagiers, in anderen Häfen als 
in denjenigen anzuhalten, wohin er 1) seiner Instruction ge- 
mäss 16 ) oder 2) durch höhere Gewalt genöthigt, segeln muss; 
und ist die Expedition der Art, dass er einige Plätze angehen 
(Escafcen machen) muss, so kann sich der Passagier nicht unter 
dem Vorgeben widersetzen, dass dadurch die Ankunft im Be- 
stimmungsorte verzögert werde. 

Den mit einer ansteckenden Krankheit behafteten oder be- 
fallenen Passagier hat der Kapitain ein Recht wie eine Pflicht, 
am nächsten bewohnten Orte, wo ihm Hülfe geleistet werden 
kann **), auszusetzen. (Pardessus, n. 754.) 

Wegen der Geburts- und Sterbefälle der Passagiere gilt 
dasselbe wie bei denen des Schiffsvolks. Siehe oben § 67. 

Der Passagier wird in Betreff seiner Güter und Reiseeffecten 
als Ablader angesehen, und haftet ihm der Schiffer für allen 
daran im Schiffe vorgekommenen Schaden, soweit er nicht durch 
Zufall herbeigeführt war, den der Schiffer nicht durch ordnungs- 
mässiges Benehmen abwenden konnte. So streng ist wenigstens 
das Römische Recht, das den Schiffer demnach auch wegen aller 
Beschädigungen des Schiffsvolks, sowie auch durch die anderen 
Passagiere und selbst im Falle, dass dem Schiffer die Sachen 
nicht zur Aufbewahrung übergeben waren, verpflichtet 1 »). 



15. In England können sie für solche Arbeiten Bezahlung verlangen. 
Abbott, 189. Siehe § 144. 

16. Doch wenn auf eine directe Reise der Passagiercontract abgeschlos- 
sen war, so ist trotz der anderslautenden Instruction eine Entschä- 
digung dem Passagier zuzusprechen ; im Falle der höheren Gewalt 
ist das naturlich nicht zulässig. 

17. Das Preuss. Recht 1. e. $ 1758 sagt bloss: an dem nächsten be- 
wohnten Orte. 

18. h, 1. S alt.; L. 3. $ 1 ; L. 7. D. nautae canp. (4, 9). 
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Die neueren Seerechte sind milder und scheint dies zu billigen. 
Wenn nämlich nach Holländischem (Art. 532), sowie nach Preuss. 
Hechte (§ 1760. 61) die Effecten von dem Reisenden dem Kapi- 
tain nicht zur Aufbewahrung übergeben und nach jetzigem Franz. 
Rechte (Pardessus, n. 755), wenn selbige dem Kapitain nicht 
declarirt waren, so soll der Schiffer nur für den Schaden haften, 
der durch ihn oder seiner Leute Schuld zugefügt war lt ). 

Der Schiffer hat wegen seiner Forderung für Passagegeld 
oder für Unterhaltungskosten das Recht, die am Bord des Schiffe» 
befindlichen Güter des Passagiers zurückzuhalten; desgleichen 
hat er ein Vorzugsrecht zur Befriedigung aus selbigen ao ). 

Die Rechtsverhältnisse der Auswandererschifle, worunter man 
namentlich solche Schiffe versteht, die besonders durch regel- 
mässigen Transport von Europäischen Auswanderern (nach Amerika 
etc.) Fracht zu verdienen suchen, haben zwar an sich nichts 
Irreguläres ; doch finden bei diesem Gewerbe, welches nicht selten 
von schlechten Subjecten getrieben wird, notorisch viele Betrü- 
gereien und Scheußlichkeiten aller Art statt, so dass hier eine 
strenge polizeiliche Einwirkung und Controle, sowie Festsetzung 
harter crimineller Strafen für solche Verbrecher von Staatswegen 
Noth thut ai ). 



19. Pöhls 1. c. 371 hält in Bezug auf das gemeine Deutsche oder auch 
auf das Europäische Seerecht die strenge Ansicht des Römischen 
Rechts fest. Jacobsen 179 scheint das Preuss. Recht zu billigen. 
Cleirac in seinem Commentar zu den rdles d'Ol£ron (ad Art. 8. 
Note 24. pag. 44) sagt in Bezug auf die beim Seewurf geopferten 
Sachen der Reisenden, dass, im Fall dass die Sachen dem Kapitain 
nicht declarirt wären, nur die leeren Koffer zu berechnen seien; 
Emerigon (1. c. I. 646) iässt den Passagier zum Eide um einen 
unverdächtigen Werth seiner Güter zu erhärten, cf. Jacobsen S. 180. 

20. So bestimmt ausdrücklich das Holl. Recht Art. 533. Ebenso nach 
Englischem Rechte, doch hier mit Recht nicht an den Kleidern auf dem 
Leibe des Passagiers, clothes which he is wearing, when about to 
leave the vessel. Abbott S. 194. 

21. In England ist man ganz besonders in dieser Besiehung schon seit 
längerer Zeit thätig gewesen. Schon Statut 43. Georg III. c. 56, 
sowie 53. Georg III. 36 und 56 Georg III. c. 83 (wegen Reisen 
nach Labrador); 56. Georg III. c. 114 (nach den V. St v. Nord- 
amerika); 57. Georg 3. c. 10 (nach den Engl. Colonien in Nord- 
amerika), doch worden alle diese Statute durch Stak 4. Georg IV. 
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Ob der Schiffer das Passagegeld dem Rheder ausantworten 
oder für sich behalten dürfe, ist nach den Bestimmungen des 
Contractes und nach der Usanz zu beurtheilen. Bei Kauffahrtei- 
schiffen, welche hauptsächlich nur Erwerb durch Güterfracht 
suchen, und nur ausnahmsweise Passagiere mitnehmen, ist es 
trotzdem dem Kapitain in der Regel als gestattet anzusehen, 
Passagiere mitzunehmen; doch geschieht dies füglich nur für 
Rechnung der Rhederei, namentlich ist das zu präsumiren, wenn 
die Rhederei den Proviant für die Mannschaft in Natura liefert, 
und der Schiffer dafür Rechnung schuldig ist, statt dem Schiffer, 
wie dies auch vorkommt, eine bestimmte Summe (für die ganze 
Reise oder für die Woche oder den Monat) zur Beköstigung der 
Mannschaft zu zahlen, denn dann wird ja der Passagier, welcher 
sich nicht selbst beköstigt, von dem Eigenthum des Rheders er- 
nährt. Doch geht die Präsumtion auch weiter, denn der Passa- 



c. 84. for regulating the carriage of passengers from the United 
Kingdom to foreign parta aufgehoben, und diesea wieder durch 6. 
Georg IV. c. 1 16. for regulating vessels carrying paaaengera to 
foreign parta. Insbesondere für Reisen nach Amerika wurde dann 
erlaaaen Stat 9. Georg IV. c. 21, die aber aufgehoben und durch 
eine ganz allgemeine, jetzt noch praktische Acte ersetzt wurde: 
5 und 6 Will. IV. c. 55. for regulating the carriage of passengers 
from the United Kingdom; sie ist bei Abbott 1. c. im Appendix 
abgedruckt. Sie bestimmt hauptsächlich die Zahl der Passagiere 
auf jedem Schiffe (3 auf je 5 Tonnen) mit Einschlnss des Schiffs- 
volkes; sie bestimmt ferner die Grösse und Güte des Proviants und 
Wasservorraths nach der Lange der Reisen; sie nimmt dabei an, 
dass eine Reise nach Nordamerika 10, nach Südamerika, Afrika, 
dem Atlant. Ocean 12, nach dem Kap der guten Hoffnung 15, nach 
St. Mauritius 18, eine andere Reise 24 Wochen dauere; sie be- 
stimmt, dass, wenn ein Schiff nicht am Tage des im Voraus be- 
stimmten Termines abgeht, obwohl der Reisende bereit war, jeder 
Reisende taglich einen Schilling Entschädigung erhalte, bis das Schiff 
absegle; auch setzt sie gegen Uebertreter all dieser Bestimmungen 
Strafen fest. — Uebrigens 1 und 2 Vict. c. 113. sec. 26 wiederholt 
diese Bestimmung in Bezug auf Reisen von einem Hafen des König- 
reichs zu dem anderen und 4. Georg 4. c. 88. regulirt die Ueber- 
fahrten nach Irland. 

Ganz vortrefflich ist auch die Hamburgische: Revidirte 
Verordnung in Betreff der Verschiffung der Uber Hamburg direct 
nach anderen Welttheüen Auswandernden vom 3. Juni 1860. 
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gier hat ja einen Plate auf dem Schiffe des Rheder» gemiethet 
und das Schiff kann und soll überhaupt nur im Interesse der 
Rhederei, nicht des Kapitains vermiethet werden. Sollte aber 
der Kapitain, um Passagiere 2u placiren, seine Cajüte einräumen 
und so ein Opfer seines eigenen Wohnungsrechtes darbringen, 
so ist eine Art von Aftermiethe vorhanden und wenn man hier 
auch, nach den besonderen Bestimmungen des Contractes zwi- 
schen Schiffer und Rheder oder aus anderen Gründen, nament- 
lich weil etwa der Reisende von der Schiffskost der Rhederei 
unterhalten wird, den Schiffer zum Erwerbe des ganzen 
Passagegeldes nicht berechtigt halten mag, so steht dem Kapi- 
tain doch unbedingt ein Recht auf Entschädigung zu dafür, dass 
er seine Cajüte hergab aa ). 

22. In England scheint bei Kauffahrteischiffen das Passagegeld in der 
Regel demRapitain zu gehören (Abbott 192, 193. Liordet v. Brodie, 
3. Oampl. 253), und geht das Recht auch auf den nächst Com- 
mandirenden (Steuermann) über, wenn der Kapitain unterwegs stirbt, 
indem auch er nun neue Passagiere fUr seine Rechnung engagiren 
darf, doch mit der Verpflichtung, das Passagegeld für, früher enga- 
girte an die Repräsentanten des Kapitains auszuliefern und letztere 
zu entschädigen, wenn er für die von ihm selbst erst engagirten Passa- 
giere von des Kapitains Vorräthen Verwendungen gemacht hat. — 
Doch werden jedenfalls auch in England die Rheder, wenn der 
Proviant ihr Eigenthum ist oder auf ihre Rechnung geht, eine Ent- 
schädigung erhalten müssen, falls die Passagiere von solchem 
Proviante unterhalten werden. 

a * r 

r - » - * 

f 
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Abschnitt VI. 

Villi der Befrachtung der Schiffe, 

— 

Literatur: Edward Lawes: practical treatise on charterparties 
of affreightment, bills of lading and stoppage in transitu 
(London 1813). — Po t hier, traite des contracts de louage 
maritime (Paris und Orleans 1774), auch englisch von Evans 
(London 1806). — Boulay-Paty, I.e. IL 263 sq. Abbott, 
1. c. Part IV. S. 210 ff. Pardessus, 1. c. n. 704 ff. Pohls, 
Abschn. VI. S. 393 ff. Jacobsen, 1. c. Abschn. III. S. 227 sq. 
Kent, commentaries tom. HL Part V. lect. 47. S. 201 —230. 

Alle neueren Seerechte enthalten besondere, umfangreiche 
Abschnitte Ober diese Lehre. 

§ 

Kapitel L 

< 

Form und Wesen des Frachtcontractes. 

$ 85. Einleitung 

Die Rhederei sucht ordentlicher Weise durch die Benutzung 
und Anwendung des Schiffes Gewinn») zu ziehen, indem sie 

■ 

1 11 ■ 

1. Vergl. Pohls S. 303 ff. und Abbott IV. cap. I. init. S. 210. 

2. Ein Schiffseigner kann möglicher Weise sein Schiff auch bloss zu 
seinem puren Vergnügen, zu seinen und seiner Freunde un- 
entgeltlichen Lustfahrten haben; aber dieser Fall ist ohne juridisches 
Interesse. 
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dasselbe als Transportmittel zur Beförderung von Personen und 
Gütern, zu Seeunternehmungen wie Fischfang, Kaperei etc. und 
in ähnlicher Weise ansieht und verwendet. 

I. Wenn nun der Eigenrheder mit seinen eigenen Gütern 
das Schiff befrachtet, oder zu anderweitigen Unternehmungen 
auf seine Rechnung ausgehen lässt, so entstehen überhaupt keine 
neuen Rechtsverhältnisse in Bezug auf das Schiff und dessen 
Reise unmittelbar durch den Gütertransport. 

II. Ferner wenn ein Mitrheder, gleichviel ob er dirigirender 
Rheder oder nicht ist, das Schiff ausschliesslich für sich benutzt, 
so kann an sich das Societätsverhältniss unter den Mitrhedern 
dadurch nicht verändert oder gar aufgehoben werden. Vielmehr 
sind die Mitrheder nach wie vor verpflichtet, müssen (auch der 
ausschliessliche Benutzer) ihre Beiträge liefern und theilen Ge- 
winn und Verlust pro rata unter sich. Der Gewinn beschränkt 
sich allerdings auf das, was der besagte Mitrheder an Fracht 
für die ausschliessliche Benutzung des Schiffes zahlt, wogegen 
dieser den mit der Frachtfahrt des Schiffes erzielten eigentlichen 
Handelsgewinn für sich allein behält. Der besagte Mitrheder 
ist aber nicht mehr bloss Socius, sondern erscheint gegenüber 
der Rhederei auch als dritte Person, wie jeder andere Fremde, 
welcher das ganze Schiff von der Rhederei gemiethet hat, und 
hat dieselben Rechte und Pflichten gegenüber der Rhederei wie 
dieser. 

III. Benutzt ein Mitrheder oder dirigirender Rheder, zum 
Besten der gesammten Rhederei das Schiff, so ist die Sache 
einfach; der Mitrheder, resp. Director handelt als Factor der 
Gesellschaft mit dessen Rechten und Pflichten. Der Gewinn 
aus dem ganzen Geschäfte ist Gewinn der gesammten Rhederei. 
Ist der Director nicht zugleich Mitrheder, so hat er natürlich 
keinen eigentlichen Antheil am Gewinne, sondern muss sich mit 
seinem Salair begnügen, das aber nicht selten auch in Procent- 
antheilen am Gewinne bestehen wird. 

IV. Wenn dagegen von der Rhederei ihr Schiff an fremde 
Dritte vermiethet wird, so treten eigenthümliche Rechtsverhält- 
nisse ein. Doch gibt es auch hier wieder verschiedene Fälle. 

V. Ein Schiff kann nämlich an Dritte zu dem Zwecke ver- 
miethet werden, dass es im Winter, wo es still liegen muss, als 
Packraum benutzt werde. Hier ist eine ganz gewöhnliche locatio 
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rerum vorhanden und das Schiff hört eigentlich in Bezug auf 
dieses Verhältniss auf, Schiff zu sein, sondern ist ein Lager- 
haus. 

VI. Oder es kann auch ein nicht ausgerüstetes Schiff so 
an einen Dritten vermiethet werden, dass der Befrachter es erst 
mit dem nöthigen Zubehöre zu versehen und auch dessen Equi- 
page zu bilden hat. Ein solcher Befrachter hat im Allgemeinen 
wohl die Rechte des Rheders gegenüber den dritten Contrahen- 
ten, aber auch alle dessen Pflichten, nur dass er persönlich mit 
seinem Vermögen haftet und da er ja das Schiff nicht als Eigen- 
tümer hat, einzig so haften kann, und dass man zugleich auch 
den Rheder selbst für verbindlich halten muss in allen Fallen, 
wo das Schiff als solches wegen des Frachtcontractes und wegen 
der damit in Beziehung stehenden Verhältnisse und Ereignisse 
(z. B. bei der Bodmerei und Havarie) regulärer Weise haften 
muss; und ich glaube sogar, dass hier die Regel ist, primär 
haftet der Rheder, so weit das Schiff verhaftet ist, und dieser 
kann sich erst an den Miether halten, es sei denn, dass eine 
culpa oder ein dolus des Miethers vorliege. 

VII. Oder so, dass es der Kapitain von der Rhederei für 
eine bestimmte Summe mietliet, um für eigene Rechnung zu 
fahren. Hier entstehen eigentümliche Verhältnisse; wenigstens 
ist die Frage wichtig, in wie weit durch den Schiffer in einem 
solchen Falle die Rhederei noch verhaftet sei; es ist davon be- 
reits $ 60 gesprochen. Wichtig ist der Fall, wo der Schiffer, 
der das ganze Schiff für sich gemiethet hat, dasselbe wieder für 
Rechnung Dritter verfrachtet. Da der Schiffer trotz jener neuen 
eigenthümlichen Beziehung zur Rhederei nichtsdestoweniger 
Schiffer bleibt und da das Schiff und die Ladung in juridischer 
Wechselbeziehung zu einander stehen, so sind auch in diesem 
letzteren Fall die Rheder mit ihrem Schiffe verhaftet; siehe 
gleichfalls § 60. 

VIII. Eine nicht seltene Bestimmung eines Schiffes ist die 
Vermiethung zu einer besonderen Unternehmung, namentlich 
zum Fischfang, als Wallfisch-, Robben-, Herings-, Kabliau- 
fang. Es wird hier eine bestimmte Summe für die ganze Unter- 
nehmung, Hin- und Rückreise, gezahlt, die auch in Antheilen am 
Gewinn bestehen kann. Dass dabei das Schiff auch als Trans- 
portmittel für Güter, nämlich die Fische auf der Rückreise 

v. Kaltenborn Seerechl 1. 16 
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dient, ist nichts Wesentliches. Es ist hier eine ganz einfache 
locatio rerum vorhanden und ist der Miether des Schiffes wie 
jeder andere Miether verpflichtet. 

IX. Dasselbe gilt, wenn das Schiff namentlich in Kriegs- 
zeiten als sog. Transportschiff, namentlich zur Beförderung 
von Truppen, Gefangenen, Munition, Lebensmitteln, Militair- 
effecten aller Art benutzt wird. 

X. Insbesondere ist hier die Vermiethung zu der eigen- 
thümlichen kriegerischen Seeunternehmung hervorzuheben, welche 
man Kaperei zu nennen pflegt. Davon wird im letzten Ab- 
schnitt gesprochen werden, indem hierüber ganz eigentümliche 
Grundsätze gelten. 

XI. Sodann werden Schiffe häufig zur Beförderung von 
Passagieren vermiethet und zwar fuhren Auswanderer- 
schiffe, sowie Paketschiffe fast nur Passagiere, indem mit 
diesen Schiffen in der Regel keine (wenigstens grösseren und 
schwereren) Güter, sondern besonders nur noch Briefe befördert 
zu werden pflegen. Es tritt hier nicht bloss eine Vermiethung 
(locatio rerum et operarum) ein, sondern es sind hier zugleich, 
wenigstens in Bezug auf die Reiseeffecten und anderen Güter 
der Passagiere die Grundsätze des receptum zur Anwendung zu 
bringen, obgleich man sich hüten muss, die enorm strengen 
Satzungen des Römischen Rechts in dieser Beziehung für das 
gemeine Europ. Seerecht zu halten. Siehe $ 84 S. 235. 36, wo 
die Lehre von den Passagieren bereits erörtert ist. 

XII. Zuletzt ist hier die Vermiethung des Schiffes zum 
Transport von Gütern, zur eigentlichen Frachtfahrt 
hervorzuheben, indem hierüber sich ein System von eigenthüm- 
lichen Rechtsgrundsätzen entwickelt hat. Es wird diese Ver- 
miethung zur Frachtfahrt als die regelmässige Anwendung von 
Kauffahrtei- oder Handelsschiffen zu betrachten sein, denn ge- 
rade sie entspricht den eigentlichen Bedürfnissen des Seehandels, 
dem Austausch der Waaren der verschiedenen Länder unter 
einander, am meisten. Desswegen machen sich denn auch hier 
die besonderen Verhältnisse und Regeln des Handelsverkehrs in 
Bezug auf die Vermiethung des Schiffes vorzugsweise geltend 
und erzeugen eigenthümliche Rechtsverhältnisse und Rechts- 
grundsätze. 

Es soll nun in diesem Abschnitt VI. von den in Bezug auf 
die Frachtfahrt geltenden Satzungen des Europäischen Seerechts 
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gehandelt und namentlich die Lehre vom Fracht contra et 
erörtert werden. 

Zur leichteren Uebersicht wollen wir aber die hier ein- 
schlagenden Materien in drei Hauptabtheilungen auseinander- 
halten. 

Zuerst soll in dem laufenden Kap. I. von der Form und 
dem Wesen des Frachtcontractes gesprochen werden. 

Kap. II. wird die rechtlichen Wirkungen des Fracht- 
contracts, namentlich die Hechte und Pflichten der gegen- 
seitigen Contrahenten zu seinem Gegenstande haben. 

Kap. III. endlich wird die Lehre von der Aufhebung des 
Frachtcontracts und von der Frachtzahlung umfassen. 

§ 86. Von der Befrachtung Uberhaupt >). 

I. Das Wesen des Befrachtungsverhältnisses besteht darin, 
dass der eine Theil (der Rheder oder sein Bevollmächtigter) das 
Schiit zur Fahrt hergibt, um für den anderen bewegliche Sachen 
(Waaren oder andere Güter) von einem Orte zum anderen zu 
schaffen, und dass der letztere dafür eine Bezahlung leistet. Der 
erstere heisst Verfrachter (fr£teur) und ist der Vermiether 
des Schiffes, der andere heisst Befrachter (oder Ablader 
affr£teur) und ist der Miether des (ganzen oder eines Theils des) 
Schiffes; der Preis der Vermiethung, die merces wird Fracht 
(oder Frachtlohn, fret, nolis) genannt. Das ganze Verhältniss 
heisst Befrachtung (aflr£tement, nolissement) *). 

II. Jeder kann Verfrachter sein, der ein Rheder oder 
Mitrheder sein kann und dazu ist in der Regel nicht nöthig, 
Kaufmann zu sein (siehe §49); nur darf ihm überhaupt nicht die 
Disposition über sein Schiff oder resp. seine Schiffspart aus 
einem allgemeinen oder speziellen Grunde entzogen sein. Allen- 
falls wird man den Schiffsmaklern das Recht absprechen können, 
doch wird dies von üsanz des Ortes abhängen und namentlich 



3. Vergl. Pöhls S. 397 ff. 

4. Im Süden Frankreicht in den Häfen des Mittelmeers ist der 
Ausdruck nolis und nolissement, im Norden', also in den Hafen 
des Oceans, wie die Franzosen sagen, fret und affr&ement ge- 
bräuchlich. Bravard« Veyrierea manuel de droit com. S. 363. 

W 
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von der Vorfrage, ob ein Schiffsmakler Rheder oder Mitrheder 
sein dürfe, was im Allgemeinen wohl nicht zu verneinen ist 
Selbst wenn einem Rheder und Mitrheder das Recht des Handels 
ausdrücklich abgesprochen ist, kann man dessbalb den einen so 
wenig als den anderen wohl noch nicht für unfähig halten, als 
Verfrachter aufzutreten , denn es liegt darin für ihn ja nur eine 
Benutzung seines Vermögens, die er so lange üben darf, als ihm 
nicht das Recht, Herr von Schiffen und Schiffsparten zu sein, 
entzogen worden ist Das Verbot des Handels erstreckt sich 
aber an sich nicht so weit — Durch Vereinbarung mit dem Rheder 
kann aber auch jeder Dritte berechtigt werden, das ganze Schiff 
oder doch eine gewisse Schiffspart zu vermiethen. 

III. Befrachter darf ohne Ausnahme jeder, auch in der 
beschränktesten Weise Dispositionsfähige sein; doch wird man 
diejenigen, denen das Recht, Handel zu treiben, abgesprochen 
ist, wenigstens für nicht befugt halten, aus der Befrachtung ein 
Handelsgeschäft zu machen. 

IV. Nach $52 muss man im Allgemeinen den dirigiren- 
den Rheder für befugt halten, das Schiff zu verfrachten und 
jede von ihm abgeschlossene Verfrachtung gegenüber dem dritten 
Gontrahenten, eben wegen des präsumtiven Mandates des Direc- 
tors, für rechtsgültig erklären, insofern der Dritte nicht wusste, 
dass dem Director das Recht der Verfrachtung nicht zustand. 
Wenn aber aus den Umständen, namentlich aus der Gefährlich- 
keit der einzuladenden Güter (Zoll- oder Kriegscontreband etc.) 
für das Schiff sich ergibt, dass das präsumtive Mandat des 
Directors nicht so weit gehen könne •) und dass er dazu einer 
besonderen Vollmacht von Seiten der Rhederei aller Wahr- 
scheinlichkeit nach bedürfe, so kann die Rhederei das Geschäft 
aufheben. Natürlich ist der Director in allen Fällen, wo er sein 
Mandat überschritten, der Rhederei verantwortlich. 

V. Ganz dasselbe gilt von dem Schiffer und seinem prä- 
sumtiven Mandate zur Verfrachtung des Schiffes mit denselben 
Beschränkungen in den bezeichneten ungewöhnlichen Fällen 
in Betreff der Gültigkeit der Verfrachtung gegenüber dem 
dritten Gontrahenten. Doch kommt hier noch ausserdem hinzu, 
dass nach Europ. Seerecht der Schiffer zur Verfrachtung des 



5. Das Ungewöhnliche iat niemals zu vermuthen. 
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Schiffes am Wohnorte der Rheder (oder deren Correspondenten) 
oder deutlicher, wo die Rheder (oder deren Correspondenten)«) 
anwesend sind ($ 60-62), in der Regel nicht befugt ist. Wusste 
daher der dritte Contrahent (Refrachter) von dieser Anwesenheit, 
So. braucht von den Rhedern der mit dem Schiffer geschlossene 
Frachtcontract nicht gehalten zu werden»). War aber einmal von 
der Rhederei die Reise zur Frachtfahrt auf Stückgüter bestimmt, 
60 kann der Kapitain, auch ohne besonderen Auftrag, die Be- 
stellungen der einzelnen Ablader über ihre Stückgüter annehmen 
und darüber endgültig abschliessen. War aber der Frachtcon- 
tract anderer Art, also in den Fällen der Gertepartie, überhaupt 
rechtsgültig abgeschlossen, so ist es nicht bloss ein Recht, sondern 
vor allem eine amtliche Verpflichtung des Schiffers, die Güter 
nun in das Schiff aufzunehmen. 

VI. Nach dem präsumtiven Mandate des Directors kann 
derselbe an sich nicht als befugt angesehen werden, das Schiff 
für seine eigene Rechnung zu befrachten, denn er soll ja im 
Interesse der Gesammtrhederei überall auftreten und handeln. 
Hat er dagegen ein besonderes Mandat dazu erhalten oder ist 
es ihm nicht möglich, einen dritten Befrachter unter besseren 
Bedingungen zu erlangen und darf er im letzteren Falle nach 
den Umstanden präsumiren, dass auch die Rhederei in ihrer 
Gesammtheit eine Verfrachtung auf ihre eigene Rechnung nicht 
unternommen haben würde, sowie in allen eilenden Fällen, wo 
er mit der Rhederei nicht Rücksprache nehmen konnte, wozu 
er hier, wo er ein über seine Vollmacht hinaus gehendes Ge- 
schäft unternehmen will, in der Regel für verpflichtet erachtet 
werden muss, — ist er zur eigenen Refrachtung für befugt zu 
halten, ja er wird als ein tüchtiger Factor dazu im wohlver- 
standenen Interesse der Rhederei handeln, wenn man ihn auch 
niemals zur eigenen Befrachtung wird für verpflichtet halten 
dürfen. 

Billiger Weise wird der Director, wenn er zur Befrachtung 
auf eigene Rechnung beauftragt oder nach den Umständen für 
rechtlich befugt zu halten war, nur die laufende oder Dur ch- 



6. Pardessus n. 705. Code de com. fr. Art. 232. 

7. Es gilt auch hier die alte Regel: error et ignorantia facti non 
nocet, indessen wie immer so auch hier mit ihren Ausnahmen. 
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Schnitts fr acht an die Rhederei zu zahlen haben und ist die- 
selbe nötigenfalls durch Sachverständige zu ermitteln. War 
aber der Director nicht zur Eigenbefrachtung für befugt zu hal- 
ten, also z. B. nahm er wo es anging, mit seinen Rhedern keine 
Rücksprache, so ist er immer in culpa und muss demnach jeden- 
falls die höchste Fracht zahlen, die in damaliger Zeit und an 
dem bestimmten Orte für diese Art von Gütern für diese Reise 
nach dem Urtheile von Sachverständigen zu machen war 9 ). 

VII. Der Frachtcontract ist zwar wesentlich Miethcontract, 
indessen finden nach allen Seerechten auch die Grundsätze des 
receptum eine gewisse Anwendung und wird dadurch der Fracht- 
contract zu einem ganz eigentümlichen modernen Institute 
erhoben, welches, wenn man will, gemischter Natur ist oder 
vielmehr ein neues, auf Grundlage jener (nicht bloss Römischen) 
Rechtsinstitute sich auferbauendes Rechtsverhältniss ist •). 

VIII. Wer ein Schiff theilweis oder ganz gemiethet hat, der 
darf es in der Regel wiederum an einen Anderen vermiethen. 
Es folgt dies bereits analogisch aus der Natur der Aftermiethe 
und ist in den neueren Seerechten ausdrücklich gestattet, 



8. Richtig bemerkt Pöhla S. 399, das« hier der dirigirende Rheder 
nicht als Socius, also auch nicht milder behandelt werden könne, 
weil er ja eben nicht mehr als socius handelte. Auch ist das zu 
gener alisiren, denn der Director kann ja auch ein Fremder sein und 
handelt überhaupt jeder Director nicht als socius, sondern als Factor 
und haftet desshalb wegen seiner culpa um so strenger. 

9. Heise und Cropp, Abh. II. n. XVIII. und Pöhls, S. 399. 400 sind 
sehr peinlich in Beantwortung der Frage, ob das Miethsverhältniss 
locatio rei oder operarum oder beides oder operis etc. sei. Es ist 
überhaupt ein neues gemischtes oder besser concretes Verhältnis*, 
auf welches die Satzungen der locatio in ihrem ganzen Umfange 
wenigstens analug anzuwenden sind, so weit es die Natur des ein- 
zelnen besonderen Geschäftes zulttssr. Der Code Napollon 
Art 1706. 1779 charakterisirt den Frachtcontract ausdrücklich als 
locatio operarum et operis (louage d'ouvrage et d'industrie). — Das 
Charakteristische scheint besonders das im Frachtcontracte zum 
Unterschiede von den verschiedenen Arten des einfachen Miethcon* 
tractes zu sein, da&s in der Regel die Leute des Verfrachters die 
Sachen des Befrachters in Detention, Obhut und Sorge, ja darüber 
eine gewisse Disposition (Seewurf etc.) haben. 
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so Schwed. Seerecbt II. 2., wenigstens bei eioer Befrachtung auf 
bestimmte Zeit; das Span. Art. 758 überhaupt bei einer Be- 
frachtung des ganzen Schiffes oder (Artikel 759) für eine be- 
stimmte Summe. 

$ 87. SchlieMirog des Frachtcontractes. 

I. Der Frachtcontract erfordert im Allgemeinen keine 
Form, doch ist eine gewisse Schriftlichkeit dabei fast unum- 
gänglich und ist bei gewissen Frachtcontracten (Certepartien) 
meist ausdrücklich die schriftliche Form vorgeschrieben. 

II. Bedient man sich zum Abschlüsse eines Unterhändlers, 
so muss dies in der Regel ein Mäkler sein. Es gibt dafür wohl 
überall eine bestimmte Art von Mäklern, welche' Schiffsmakler 10 ) 
genannt werden und welche im Allgemeinen die Rechte u. Pflichten 
aller Mäkler haben, doch mit der Modifikation , dass sie hin 
und wieder als Beistände der Schiffer »vor Gericht zugelassen 
werden und dass sie gegenüber dem meist fremden und mit den 
Landesgesetzen nicht bekannten Schiffer eine besondere Fürsorge 
aufzuwenden haben. Sie vermitteln denn auch in der Regel 
nicht bloss die Befrachtung des Schiffes, sondern, gegen beson- 
dere Vergütigung, besorgen sie alle Schiflsangelegenheiten oder 
fungiren doch dabei als Beistände, namentlich in Abgaben-, 
in Zoll-, in Polizei- und Consularsachen , sowie in Bezug auf 
Schiffsreparaturen, Einkauf von Provianten, Miethung von See- 
leuten etc. Es haftet der Schiffsmäkler Im Allgemeinen dem 
Schiffer (resp. dem Rheder und Correspondenten), wie jeder 
andere Mäkler und Geschäftsführer "). Dagegen ist er den 
Ladungsinteressenten, so weit er nach der besonderen Natur des 



10. Ueber diese Schiffsmakler verbreitet sich das Spanische Handels- 
gesetzbuch Art 729—36 sehr umständlich und zweckmässig. Jeder 
yon ihnen muss zwei lebende Europaische Sprachen verstehen; 
desswegen werden sie auch als „Schiffsmäkler - Dolmetscher" 
bezeichnet. Sie müssen drei Arten von Registern führen: 1) Über 
die Kapitaine, denen sie Beistand leisten; 2) Über die Documente, 
welche sie Ubersetzen, und 3) Uber die Befrachtungscontracte , die 
sie vermitteln. 

U. Spanisches Recht Art. 730. 
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Geschäftes nicht auch als Beauftragter, mithin contractlich Ver- 
pflichteter derselben angesehen werden kann, nur wegen gesetz- 
widriger Handlungen") verantwortlich. 

Ist übrigens die Befrachtung durch einen Mäkler geschlossen, 
so muss dieser alle Bedingungen in sein Journal eintragen und 
daraus einem jeden Theile einen attestirten Auszug geben, wel- 
cher Manifest heisst. Preuss. Allg. Landrecht 1. c. 1623. 

III. Würde der Kapitain in seinem Schiffe Waaren vor- 
finden, die ihm überhaupt nicht declarirt sind, weder durch eine 
Certepartie noch anderweitig, und er hat von dem ihm gewiss 
zustehenden Rechte, sie am Orte der Ladung (gerichtlich) zu 
deponiren, keinen Gebrauch gemacht, so hat er sich stillschwei- 
gend verpflichtet, sie nach dem Bestimmungsorte des Schiffes 
zu transportiren und kann er seinerseits dem Ablader die 
höchste Fracht, welche dergleichen Güter bezahlen, anrechnen. 
Pardessus n. 708 und Code de com. Art 292. Span. Handels- 
gesetzbuch Art. 761. — Siehe $ 89. S. 253 und $ 98. 

§ 88. Arten des Frachtcontractes »3). 

I. Das Schiff kann 1) ganz oder 2) für einen Theil von 
einem Befrachter verfrachtet werden und darnach wird der 
Frachtcontract modificirt. 

II. Die Befrachtung für das Ganze kann auf dreierlei Weise 
stattfinden: 1) für die bestimmte Reise, auch auf Hin- und 
Rückreise; 2) für eine hestimmte Zeit; 3) Monatsweise. 

Es versteht sich keineswegs von selbst, dass der Befrachter 
auf das Ganze das Recht den Kapitain und (oder) die Mann- 
schalt zu ernennen oder zu wechseln habe, noch auch dass er 
zur Ausrüstung des Schiffes verpflichtet sei. Solche Berechtigungen 



12. Man drückt dies gewöhnlich so aus: ex lege Acquilia, wegen 
positiv gesetzwidrigen Thuns; es versteht sich aber von selbst, dass 
blosse Unterlassungen (Nichthandeln) nicht gesetzwidrig sein können, 
gegcnOber dem, dem ich mich nicht contractlich verpflichtet habe. 
Also rechtfertigt sich obiger Ausdruck zur Genüge. — Pohls 1. c. 
ist in dieser Materie sehr weitläufig. 

13. Pardessus n. 706—7. 
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und Verpflichtungen des Befrachters folgen auch hier erst aus 
besonderen Vereinbarungen, indessen allenfalls können sie aus 
den Umständen des besonderen Falles gefolgert werden. 

War nichts über den Gegenstand der Ladung ausgemacht, 
so können in der Regel alle Güter verladen werden, welche dem 
Schiffer keine natürliche oder kriegerische oder polizeiliche Ge- 
fahr bringen (z. B. nicht Zoll- und Kriegscontrebande), wie sich 
dies denn auch bei allen anderen Arten des Frachtcontractes 
von selbst versteht. Auch Personenbeförderung wird für erlaubt 
zu halten sein. 

Bei einer Reise auf bestimmte Zeit wird nicht selten be- 
dungen, dass die Liegetage nicht mit eingerechnet werden. Wird 
eine solche Reise, aus irgend einem Grunde, z. B. auch durch 
Zufall über den Endtermin hinaus verlängert, so muss der Ver- 
frachter sich das gefallen lassen, doch kann er Erhöhung der 
Fracht fordern. 

Wanneher hier die Zeit der Vermiethung zu laufen beginne, 
und wann sie aufhöre, soll unten $ 96. n. III. 3. erörtert 
werden. 

III. Die theil weise Befrachtung kann auf dreierlei Art 
stattfinden: 1) in Pausch und Bogen, d. h. wenn der Be- 
frachter eine runde Summe für den Transport überhaupt (en 
bloc) von einer gewissen Quantität von Gütern verspricht, sie 
mögen nun durch ihr Gewicht oder bloss durch ihren Umfang, 
nach der Zahl der Collis etc. bezeichnet sein oder nicht; 2) nach 
Gentnern; 3) nach Tonnen, überhaupt nach Mass oder Gewicht 

Diese theil weisen Vermiethungen finden 1) entweder pure 
oder 2) unter resolutorischer Bedingung statt. 

Im ersteren Falle muss der Verfrachter allemal zur 
bestimmten Zeit abreisen, es sei denn, dass höhere Gewalt 
es verhindert, selbst wenn keine volle Ladung da ist Diese 
theil weisen Pure -Vermiethungen geschehen in der Regel nur, 
wenn das Schiff an wenige Befrachter, von denen jeder einen 
grösseren Theil des Schiffes befrachtet, überlassen ist. 

Im zweiten Falle wird die Bedingung für die Gültigkeit der 
einzelnen Frachtcontracte statuirt, dass der Verfrachter in einer 
gewissen Zeit seine Ladung ganz oder zum grösseren Theile, 



14. Siehe jedoch wegen der StückgUterbefrachtung unten § 99. 



Digitized by Google 



250 



Abschn. VI. Von der Befrachtung der Schiffe. 



nach vielen Usanzen bis zu Dreiviertel voll habe; widrigenfalls 
steht es dem Befrachter frei, den Gontract aufzubeben. Dieses 
findet hauptsächlich nur dann statt, wenn der einzelnen Be- 
frachter viele sind und jeder nur einen kleinen Raum des Schiffes 
für seine Güter zu miethen hat. Und dies nennt man auf 
Stückgüter laden (charger ä cueillette), eine Ladung auf 
Stückgüter, und die Engländer und Nordamerikaner sprechen 
in einem solchen Falle von a general ship. Siehe $99 und 
Kent 1. c. S. 202. 

IV. Wird nun ein Schiff ganz oder doch nur zu erheblichen 
Antheilen vermiethet, so wird nach den meisten Seerechten ver- 
langt, über das Geschäft einen schriftlichen Gontract abzu- 
schliessen, den man Cettepartie oder auch Chartepartie 
oder Cartepartie nennt 1 *). Diese Gertepartie ist der eigent- 
liche Frachtcontract; er ist bei Befrachtung auf Stückgüter ein- 
mal nach den Seerechten nicht gesetzlich nothwendig und sodann 
auch nicht gewöhnlich. Doch finden zwischen Befrachtung auf 
Stückgütern und jeder anderweitigen Befrachtung keine wesent- 
lichen Unterschiede statt; die Grundsätze von der Gertepartie 
enthalten die des Frachtcontractes überhaupt und steht es den 
beiderseitigen Gontrahenten auch bei Ladung auf Stückgüter frei, 
einen förmlichen Contract in der Form und unter dem Namen 
der Gertepartie abzuschliessen , ja in Frankreich tritt, wie es 
scheint 18 ), der Unterschied gewöhnlich gar nicht recht hervor. 



15. Im Französischen cbarte-partie; im Englischen charter-party. Der 
Ausdruck soll von charta partita, d. i. getheiltes Papier herkom- 
men, indem man in alten Zeiten den Contract nicht in zwei Exem- 
plaren ausfertigte, sondern zur grösseren Sicherheit gegen Fälschun- 
gen das eine Exemplar der Contracturkunde in zwei Hälften schnitt, 
von denen jeder Contrahent eine erhielt. 

16. cf. Boulay-Paty II. 264: cette espece de louage se nomme charte- 
partie ou affretement sur l'Ocean, et nolissement sur la Mediterran ee. 
Pardessus n. 708, der ausdrücklich erklärt: auf welche Weise auch 
das Schiff vermiethet ist, es muss die Gertepartie enthalten etc.; 
und er hat unmittelbar vorher von der Befrachtung auf Stückgüter 
ganz besonders gesprochen. Doch ist selbst in Frankreich (Par- 
dessus 1. c.) die Certepartie nicht unumgänglich nothwendig, um 
zwischen den Contrahenten als Beweis ihres Vertrages zu dienen; 
er kann auch durch den blossen Frachtbrief begründet werden, be- 
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In Deutschland aber, Holland, England, Nordamerika 3te. wird 
die Befrachtung nach Certepartie und die Befrachtung auf Stück- 
güter bestimmt auseinandergehalten und scheint es zweck- 
mässig, diese Trennung hier gleichfalls der besseren üebersicht 
wegen festzuhalten. 

S 89. Von der Certepartie «'). 

Die wesentlichen Erfordernisse der Gertepartie sind keine 
anderen als die des Frachtcontractes überhaupt. Demnach wird 
die Bestimmung der Contrahenten , also des Be- und des Ver- 
frachters, sowie auch des Schiffers und Schiffes nothwendig 
sein; sodann die Bezeichnung des zu versendenden Objectes, 
sowie des Bestimmungsortes, endlich des Frachtbetrages. Der 
Empfänger braucht nicht namentlich genannt zu sein. Ohne 
diese Bestimmungen in der Certepartie wird wenigstens leicht 
eine Hechtsunsicherheit entstehen können; indessen sind sie 
doch nicht so wesentlich, dass wenn die eine oder die andere 
fehlte, die Certepartie sofort ungültig wäre, indem in der Regel 
aus den Usanzen des Verkehres oder aus den Umstanden, 



sonders bei kleinen Fahrzeugen, und sogar aus einer Notiz des 
Ladungsbuches, besonders wenn der Gegenstand der Fracht erst, im 
Augenblicke der Abreise Ubergeben oder von geringem Werthe oder 
eine Pacotille ist. — Auch braucht man darum in Frankreich die 
Ausdrücke: chartepartie, affretement, nolissement seit langen Zeiten 
gleichbedeutend, wie denn schon die Ord. de la mar. 1681 liv. III. 
tit. I. Art. 1. sagt: toute Convention pour le louage d'un vaisseau, 
appellee charte-partie, affretement ou nolissement, sera redigee par 
ecrit etc. 

Das Schw. Seerecht (II. cap. 1.) scheint hieriu mit dem Fran- 
zösischen übereinzustimmen, ebenso das Spanische Art. 737; doch 
bedarf es auch hier bei Stuckgüterbefrachtung keines schriftlichen 
Contracts. Dagegen spricht das Prenss. Recht 1. c. § 1620 nur bei 
einer Verfrachtung des ganzen Schiffes von einer Certepartie, ver- 
pflichtet $ 1621 auch bei Stuckfracht, wenigstens wenn „der Schiffer 
„die Fracht unmittelbar mit dem Befrachter schloss**, zu einem 
schriftlichen Contracte. >-.. 
17. Abbott Part. IV. c. I. S; 212-62. Pöhls404 ff. Jacobsen, S.295 ff. 
Kent, 1. c. lect. 47. n. I S. 201-6. r- Siehe $88 n. IV. 
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namentlich aus dem Factum der üebergabe, aus den Vermerken 
in den Schiffsbüchern, sowie aus den Connossementen eine Er- 
gänzung leicht möglich ist. Ausserdem ist die Certepartie nach 
allen Seerechten schriftlich abzufassen, ohne dass aber wohl der 
Mangel der Schriftlichkeit den Frachtvertrag würde ungültig 
machen können. 

Die besonderen Bestimmungen, namentlich die Art der Be- 
frachtung, die nähere Bestimmung der Fahrt des Schiffes, nament- 
lich zum Behufe einer schleunigen Expedition, der Grösse und 
Trächtigkeit des Schiffes, der Ort und die Zeit der Ladung und 
Löschung, der Liegetage können zwar unter Umständen auch von 
grosser, ja von der grössten Bedeutung sein, lassen sich aber 
noch viel eher aus den Umständen und Usanzen entnehmen. 

Wir wollen nun in den folgenden Paragraphen alle diese 
einzelnen Bestandtheile der Certepartie näher durchsprechen und 
hier nur noch eine kurze Uebersicht dessen angeben, was nach 
den neueren Seerechten, die in diesen Festsetzungen immer 
mehr descriptiv, als imperatorisch sind, in einer Gertepartie ent- 
halten zu sein pflegt: 1) Name und Grösse des Schiffes; 
2) Namen des Schiffers; 3) Namen des Befrachters und des Ver- 
frachters; 4) Ort und Zeit zum Laden und Löschen, sowie 
namentlich die sogenannten Liegetage; 5) Frachtbestimmung 
nebst den Zahlungsterminen; 6) Bestimmung, ob die Befrachtung 
das ganze Schiff oder einen Theil desselben betrifft; 7) Bestim- 
mung der Entschädigungen für den Fall von Verzögerungen etc. 
So das Holl. Handelsgesetzbuch Art. 455; Französ. Art. 273; 
sowie im Allgemeinen das Preuss. Recht § 1624. Das Span. 
Art. 737 verlangt ausdrücklich noch 8) die Flagge des Schiffes 
und den Hafen seiner Matrikel; 9) den Vor- und Zunamen 
sowie den Wohnort des Kapitains, ebenso des Rheders, wenn 
dieser als Verfrachter den Contract abschliesst, sowie des Be- 
frachters; 10) was der Kapitain an Kaplaken empfängt; 11) die 
zum Laden und Löschen bestimmten Tage *'). — In gewissen 
Fällen, namentlich in Kriegszeiten kann auch die Angabe der 



16. Die Russische Ordnung der Handelsschiffahrt Hp tat. VII. Art. 127 
gibt gleichfalls die Erfordernisse der Gertepartie an, setzt aber da- 
bei einseitig immer nur den Fall der Befrachtung eines g a n t e n 
Schiffes voraus. 
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Nationalität der Contrabenten nützlich und unter Umständen 
nothwendig sein. Ja nach Span. Recht 748 berechtigt das Ver- 
schweigen der wahren Flagge schlechthin zur Aufhebung des 
Contractes und wenn aus der Täuschung Schaden entstanden, 
zur völligen Schadloshaltung. 

Wird die Ladung vom Rheder auf eigene Rechnung ge- 
macht, so ist natürlich eine Certepartie gar nicht möglich. 

Es sind nun die Variationenen der Certepartien in den ein- 
zelnen Ländern nicht sehr bedeutend. An den grösseren See- 
handelsplätzen bedient man sich gewöhnlich gedruckter Formu- 
lare, die man in der Regel Yor Notarien oder Schiffsmäklern 
oder auch vor Gericht, indessen auch privatim mit den beson- 
deren Bestimmungen der Namen, der Zeit, des Raumes, der 
Zahlen etc. schriftlich ausfüllt und sodann unterzeichnet. Siehe 
$ 98 und bereits $ 89. 

§ 90. Befrachtungsweise. 

Es sind oben § 88 die möglichen Arten der Befrachtung 
angegeben worden. Die Contrabenten werden sich für die eine 
oder die andere zu entscheiden haben. Ist davon in der Certe- 
partie nicht ausdrücklich die Rede, so lässt sich zumeist aus 
dem übrigen Texte derselben die beabsichtigte Art der Befrach- 
tung bestimmen; sollte dies aber nicht der Fall sein, so muss 
aus den begleitenden Umständen das Nähere entnommen werden. 

Wenn das Schiff dem Befrachter ganz vermiethet ist, so 
hat er das Recht, sämmtliche Pack -Räume des Schiffes zu be- 
frachten; es gehören aber dahin nicht die Koien der Mann- 
schaften, die Proviant- und ähnlichen Räume, auch nicht die 
Cajute, sofern sie nicht ausdrücklich mit hergegeben ist. Selbst 
wenn in solchem Falle die Ladung nicht das ganze Schiff füllte, 
würde der Verfrachter ohne besondere Genehmigung des Be- 
frachters die leeren Räume nicht mit seinen oder anderen 
Gütern beladen dürfen und würde jedenfalls dem Befrachter 
Fracht dafür zahlen müssen. Pardessus n. 709. 

Ist das Schiff nur für einen Th eil verfrachtet, so kommt 
dem Befrachter nur der gemiethete Raum zu, in den er soviel 
laden darf, als nach der Certepartie oder nach Ortsgebrauch 
thunlich ist. Den übrigen Raum des Schiffes darf der Ver- 
frachter ganz nach Gutdünken benutzen. Hat der Befrachter zu 
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viel geladen, so bezahlt er eine üeberfracht nach Massgabe der 
Höhe der in der Certepartie bestimmten Frachtsatze. Wenn 
dagegen die Gesammtheit der Güter der verschiedenen Befrachter, 
an welche das Schiff vermiethet ist, die Trächtigkeit des Schiffes 
überschreiten würde, so wird man denjenigen, welche ihre Güter 
bereits eingeladen, gegenüber denen, welche wegen der Ueber- 
füllung nicht mehr laden können, ein Vorzugsrecht einräumen, 
wenn auch ihre Contracte jünger sein sollten. So ausdrücklich 
das Span. Recht 751. Der Besitz ist hier gewiss entscheidend 
und würde das Gcgentheil zu grossen Weitläufigkeiten und 
Kosten führen. Der Verfrachter hat aber die, welche wegen 
Ceberladung des Schiffes nicht laden können, vollständig zu ent- 
schädigen. Pardessus 1. c. 

Weder wenn das Schiff im Ganzen, noch wenn es zu nam- 
haften Theilen, noch wenn es auf Stückgüter befrachtet ist, wird 
man dem Verfrachter das Recht einräumen können, beliebig ein 
anderes Schiff in die Stelle desjenigen zu setzen, welches im 
Frachtcontracte bezeichnet ist; denn es wird nicht selten für 
den Befrachter ein Interesse obwalten, gerade mit diesem Schiffe 
seine Güter zu versenden. Das Span. Recht Art 757 bestimmt 
dies ausdrücklich, doch mit der Modification, dass bei theilweisen 
Befrachtungen wenigstens Dreifünftel einer Vollladung zusammen- 
gebracht sein müsse. 

S 91. Grösse, Tüchtigkeit und andere Eigenschaften des Schiffes. 

* 

Der Verfrachter muss dem Befrachter die Nutzung des 
Schiffes, wie er es ihm versprochen hat, überlassen. Welche 
Eigenschaften eines Schiffes auch immer in der Certepartie vom 
Verfrachter versprochen worden sind, der Verfrachter muss für 
deren Dasein haften, soweit dabei ein rechtliches Interesse für 
den Befrachter überhaupt vorliegt 

Nicht selten wird, um Zoll-, und in Kriegszeiten um Neu- 
tralitäts-Begünstigungen zu erlangen, speziell auf die bestimmte 
Nationalität des Schiffes contrahirt. Der Verfrachter hat dann 
gerade ein nationales Schiff (nach dem Ort der Erbauung, nach 
der Bemannung etc. siehe $ 44.) im Sinne der Certepartie zu 
liefern, d. h. wie es nöthig ist, um jene vom Befrachter beab- 
sichtigte und dem Verfrachter bekannte oder bekannt sein 
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müssende Vortheile der bestimmten Nationalität geniessen zu 
können. 

War ein Schiff als Schnellsegler angegeben und dabei nicht 
genauer dessen Schnelligkeit bezeichnet, so wird nur im äusser- 
sten Falle, wenn sich nachträglich ergibt, dass das Schiff sehr 
langsam geht, es möglich sein, den Verfrachter um Leistung des 
rechtlichen Interesses zu verfolgen; denn nur dann wird sich 
ein rechtlich relevantes Interesse nachweisen lassen. 

Wenn die Grösse und Tragfähigkeit des Schiffes in der 
Certepartie angegeben ist oder wenn versprochen ist, dass das und 
das bestimmte Gewicht von Gütern (z. B. 50,000 Gentner etc.) 
oder die und die bestimmte Anzahl von Maassen, Stücken und 
Collis (z. B. 500,000 Ochsenhäute oder 5000 Sack Kaffee oder 
Kisten Zucker oder 5000 Wispel Waizen) mit dem Schiffe zu 
der bestimmten Reise verladen werden solle, so haftet der 
Verfrachter für seine bestimmten Angaben und Versprechungen. 

Da die Grösse und Tragfähigkeit sich nur approximativ an- 
geben lässt und die Berechnung im einzelnen Falle wegen der 
grossen Verschiedenartigkeit der Güter an Gewicht und Umfang 
und Verpackungsmöglichkeit und -Leichtigkeit ungemein schwierig 
ist, so ist immer wohlgethan, hier überall nur ungefähre Be- 
stimmungen zu machen, damit man nur für den Durchschnitt 
verhaftet sei. Sonst ist der Verfrachter unbedingt verpflichtet 
und muss dem Befrachter jegliches Interesse prästiren, Nur 
selten kann sich füglich der Fall ereignen, dass eine niedrigere 
Angabe der Trächtigkeit des Schiffes dem Befrachter nachtheilig 
werde, obwohl ein kleineres Schill vielleicht zu der projectirten 
Reise besser als ein grösseres passte; indessen wird überall ein 
bestimmtes rechtliches Interesse von dem Befrachter erst nach- 
gewiesen werden müssen. Ist das Schiff kleiner als angegeben, 
so ist dies in der Regel dem Befrachter nachtheilig, mag er das 
ganze Schiff oder nur einen Bruchtheil oder einen bestimmten 
Schiffsraum gemiethet haben. Hier ist denn vom Verfrachter 
der Schaden zu ersetzen und das Interesse zu leisten. Doch 
befreit überall das Franz. Recht den Verfrachter von der Ver- 
bindlichkeit dazu, wenn seine Angaben mit dem Messbriefe 
übereinstimmten und er dessen Unrichtigkeit nicht kannte. Dies 
scheint aber ohne rechtliche Begründung; es ist nicht abzusehen, 
wesswegen der Befrachter aus dem Irrthume eines Dritten, 
nämlich des Messers, der überhaupt doch nur dem Verfrachter 



Digitized by Google 



256 Abschn. VI. Von der Befrachtung der Schiffe. 

verpflichtet gehalten werden kann und mit dem der Befrachter 
in gar keiner rechtlichen Beziehung steht, sich an diesen und 
nicht vielmehr an seinen unmittelbaren Contrahenten, den Ver- 
frachter halten dürfe; letzterem steht natürlich der Regress gegen 
den Vermesser offen »•). Ferner gilt nach Franz. (Art. 291) und 
Holl. (Art. 459) Rechte erst ein Unterschied von mehr als dem 
vierzigsten, nach Spanischem Rechte (Art. 747) schon von mehr 
als dem fünfzigsten Theile des Schiffes als juristisch relevant. 
Diese Zahlenbestimmungen sind nicht für gemeinrechtlich zu 
halten; sondern wird man hier auf Grundlage der besondern Um- 
stände des concreten Falles das rechtliche Interesse zu bestimmen 
und darnach zu entscheiden haben. Es versteht sich, dass das 
volle Interesse zu leisten ist und dass mithin nicht bloss die 
Fracht verhältnissmässig herabzusetzen, sondern auch eine be- 
sondere „Vergütung von Kosten, Schäden und Zinsen" (Holland. 
Recht § 459) an den Befrachter zu zahlen ist, wenn man nicht, 
wenigstens unter Umständen, den Befrachter zur völligen Auf- 
hebung des Vertrages berechtigen will, was das Spanische Recht 
immer in das Belieben des Befrachters stellt. Irrthum und Be- 
trug auf Seiten des Verfrachters scheinen in Bezug auf die Ent- 
schädigungsfrage gleich behandelt werden zu müssen, indem im 
Interesse des Handels hier überall streng zu verfahren ist. Doch 
scheint es, als ob der Betrug des Verfrachters in jedem Falle den 
Befrachter zur Aufhebung des Vertrages berechtigen müsse. 
Das Consulat cap. 181 berechtigt übrigens den Befrachter, von 
dem Schiffer die Lieferung eines anderen Schifles von der ge- 
hörigen Grösse zu verlangen. 

■ 

§ 92. Seetüchtigkeit und Ausrüstung des Schiffes. 

Die natürlichste Forderung des Befrachters wird die sein 
dürfen, dass der Verfrachter ein zur Reise und zu der bestimm- 
ten Ladung geeignetes tüchtiges Schiff stelle. 



19. Diese Bestimmung des Französischen Rechts stellt die Sache wirk' 
lieh auf den Kopf; sie ist Übrigens auf den Antrag des Handels- 
gerichts zu Nantes (cf. Observation* des tribunaux II. 139) in den 
Code aufgenommen. 
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Der Verfrachter haftet demnach dafür, dass das Sshiff zur 
Zeit der Ladung seetüchtig war und muss allen Schaden, der 
aus einer solchen Seeuntüchtigkeit des Schiffes der Ladung er- 
wachst, ersetzen. Zur Seetüchtigkeit gehört denn auch die ge- 
hörige Ausrüstung, namentlich mit Mannschaft, Segeln, Takelage, 
Proviant, Trinkwasser, und wenn daher z. B. der Schiffer zu 
wenig oder verderbliches Zeug mitgenommen hatte und dess- 
wegen in einen Nothhafen gehen muss, so trägt der Verfrachter 
allen Schaden, der dadurch und namentlich durch die verzögerte 
Ankunft der Ladung entsteht. Zur Ausrüstung gehört endlich 
auch die Beschaffung der nöthigen Schiffspapiere; auch sie liegt 
unbedingt dem Befrachter ob und haftet er auch hier für allen 
Schaden, den seine Nachlässigkeit hierin den Befrachtern be- 
reitet Der Ausdruck, welcher sich in den Certepartien sehr 
gewöhnlich findet: „das Schiff dicht und wohl kalfatert und mit 
„allem zur Reise Erforderlichen zu liefern *°), ist zu bemerken. 

Von der Pflicht der gehörigen Stauung und Garnirung der 
Güter von Seiten des Schiffers ist bereits $ 63 gesprochen; 
ebenso davon, dass er keine Waaren einlade, die durch ihre 
physische, politische, mercantile Natur der übrigen Ladung 
Schaden bereiten, also namentlich keine Zoll- oder Kriegs- 
contrebande. 

$ 93. Ort der Ladung und Entlöschung. 

Dieser Ort der Ladung ist verschieden, je nachdem das 
Schiff nach dem Gontract bestimmt ist, 1) eine Ladung an seinem 
Liegeplatze einzunehmen und diese zu transportiren ; 2) oder 
erst an einen bestimmten Ort zu segeln, um dort die Ladung 
einzunehmen; 3) oder eine Ladung hier einzunehmen und am 
Bestimmungsorte eine Rückladung zu empfangen; 4) oder die 
Ladung an verschiedenen Orten einzunehmen und an einem 
oder an verschiedenen Plätzen zu entlöschen. 



20. Englisch: That the said vessel shall be made tight, staunch and 

strong, sufficiently manned, and every way fitted for the voyage. 
cf. Pöhls S. 408. 

v. Kaltenborn, Seerechi 1. 17 
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Die Entlöschung geschieht einfach am Bestimmungsorte, 
der allerdings auf Grundlage der einzelnen Certepartien für die 
verladenen Güter* ein verschiedener sein kann, so dass das Schiff 
zur Entlöschung dieser oder jener Güter an jenen Plätzen an- 
legen muss. Auch wird wohl das Schiff befrachtet mit dem Auf- 
trage, an diesem oder jenem Platze einen Markt für die ge- 
ladenen Güter zu suchen und sie bei einem preiswürdigen Ge- 
bote zu entlöschen. 

Uebrigens wird eine Veränderung des Ortes, der Ladung 
oder der Entlöschung durch den Befrachter in der Regel zur 
Entschädigung verpflichten und unter Umständen zur Aufhebung 
des Contractes berechtigen. Wird dadurch die Reise verlängert, 
so ist zum wenigsten eine höhere Fracht zu zahlen. Wird da- 
durch die Reise abgekürzt, so folgt daraus an sich gewiss keine 
Verminderung der Fracht, wenn nur den Verfrachter keine Schuld 
dabei trifft. Wird aber von dem Befrachter bei der Ortsver- 
änderung ein Ort der Ladung oder Entlöschung gewählt, der 
aus irgend einem Grunde für das Schiff oder auch für die 
Mannschaften gefahrlich ist (wegen Krieg, Pest etc.), so kann 
der Verfrachter nicht bloss den Gontract rückgängig machen, 
sondern auch vollen Schadensersatz verlangen, der zum wenigsten 
in der Zahlung der vollen Fracht besteht, indessen unter Um- 
ständen, besonders wenn der Befrachter die Veränderung des 
Bestimmungsortes unterwegs vorgenommen hatte, indem er 
vielleicht den Kapitain täuschte, darüber wird hinausgehen 
dürfen, indem das gesammte Interesse zu leisten ist, z. B. ein 
Verfrachter schliesst eine Gertepartie zum Transport einer La- 
dung von Hamburg nach London ab; er hat bestimmte Rück- 
fracht von London; es wird aber wider seinen Willen die Ladung 
nicht nach London, sondern nach Petersburg geschafft etc. 

Wenn der Verfrachter willkürlich den Ort der Ladung oder 
Entlöschung ändert, so werden die Befrachter in der Regel den 
Contract aufheben , das Daraufgegebene herausfordern und 
Schadenersatz verlangen dürfen. 

Aendert der Zufall den Ort der Ladung, so wird der Be- 
frachter, wenn er noch nichts eingeladen hat, gewiss ohne 
weiteres den Contract aufheben dürfen, namentlich wenn der 
neue Ladungsort weit entfernt liegt und der Transport der Güter 
erst dahin viel Kosten machen würde. Hat der Befrachter schon 
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mit Laden angefangen gehabt, so gilt für die noch nicht ge- 
ladenen Güter das Obige, dagegen ist für die geladenen die 
Fracht regelmässig zu zahlen. 

Aendert der Zufall den Ort der Entlöschung, so wird ihn 
der Verfrachter für sein Schiff, nämlich in Bezug auf die Aus- 
gaben für die Mannschaften etc. und der Befrachter in Bezug 
auf den durch den veränderten Curs eingetretenen Verderb der 
Güter oder doch entgangenen Speculationsgewinn an den Waaren, 
zu tragen haben. Doch wird, wenn die Reise dadurch ver- 
kürzt wurde und sie wegen der Beschaffenheit des Schiffes 
oder auch der Güter nicht fortgesetzt werden kann, in der Regel 
nur die im Verhältniss zur Zeit verdiente Fracht zu zahlen sein. 
Eine Zulage an Frachtgeldern kann aber bei einer dadurch ver- 
längerten Reise der Verfrachter nicht verlangen, da die Höhe 
der Fracht immer schon nach einer möglicher Weise langen 
Reise berechnet ist, also immer verhältnissmässig hoch ist. Siehe 
übrigens wegen besonderer Fälle weiter unten Kap. Iii. dieses 
Abschnittes, sowie die Lehre von der Havarie, namentlich Ha- 
Yariegrosse. — Siehe auch $ 7. n. III. S. 271. 

* $ 94. Liegetage «). 

Im Interesse eines regelmässigen Seeverkehres und der 
möglichst besten und oftmaligen Benutzung des Schiffes, also 
zugleich zum Besten der Rhederei sind durch Gesetze und 
Usanzen die Anfangs- und Endtermine für Ladung und 
Löschung der Güter, sowie die Folgen von Verzögerungen 
mancherlei bestimmt; indessen ist doch Vieles unbestimmt ge- 
lassen und muss es demnach den Contrahenten überlassen blei- 
ben, in den besonderen Bestimmungen der Certepartien sich 
gegen etwanige Nachtbeile zu schützen. 

Gewöhnlich ist in den Certepartien ein besonderer Termin 
für den Beginn der Ladung vorgeschrieben, von welchem 
an denn, wenn nun die Ladung nicht beginnt, eine Verzögerung 
der Ladung eintritt. Es werden aber hier, wie bei den Tagen 
der Löschung, nur die Werkel tage gerechnet, wenn nicht in 
den Gertepartien ausdrücklich von laufenden Tagen die Rede 



21. Abbott, IV. 2. S. 263-76. Pöhla, S. 409-11. 

17* 
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ist"*). Ist in der Certepartie kein Termin festgesetzt, so muss 
man als gemeinrechtlich wohl annehmen, dass die Zeit der ver- 
zögerten Ladung erst von der Anzeige des Kapitains an: er 
sei zur Ladung bereit, laufe. Da es aber häufig wegen der 
verschiedenartigen Conjuncturen des Handelsverkehres dem Ab- 
lader nicht möglich ist, diesen Termin ganz genau innezuhalten, 
so sind gesetzlich und usuell, namentlich aber auch in den 
meisten Certepartien vertragsmassig gewisse Tage festgesetzt, 
innerhalb welcher der Kapitain auf die Ladung mit seinem 
Schifte warten muss. Das sind die sogenannten Liegetage, 
nach deren Ablauf dann die sog. Ueberliegetage") be- 
ginnen. 

Aehnliches gilt von dem Löschen, obgleich manche See- 
rechte ausdrücklich nur von Liegetagen beim Laden sprechen, 
aber wohl allgemein verstanden sein wollen. Das Holland. 
(Art. 457) und das Spanische Seerecht 1. c. Artikel 744. 45. 
sprechen aber ausdrücklich vo% Liege- und Ueberliegetagen der 
Ladung und Löschung und ausserdem ist es Praxis, besonders 
auch in England (Abbott, 263). Wenn nun in den Certepar- 
tien nichts Anderes bestimmt ist, so muss man annehmen, dass 
mit der Anzeige des Kapitains: er sei zur Entlöschung bereit, 
oder auch mit der bestimmten Anzeige des Kapitains von der 
Ankunft des Schiffes, die Zeit einer Verzögerung der Löschung 
auf Seiten des Empfängers zu laufen beginne, wenn man nicht, 
wie dies die Englische Praxis") ist, diesen Termin bereits 
mit der Ankunft des Schiffes im Hafen laufen lässt. Bisweilen 
herrschen darüber auch in den einzelnen Seehafen besondere 
üsanzen, denen aber die vertragsmassigen Festsetzungen in der 
Certepartie vorgehen. 



22. Pöhls stellt umgekehrt die Präsumtion für laufende Tage auf. Da» 
Holländische Recht Art. 457 (siehe unten die Note) ist für unsere 
Ansicht, die sich aus praktischen Rücksichten überhaupt empfehlen 
mag. Auch ist es so Englische Praxis. Abbott, 264. 

23. Doch nennt man auch die Liegetage wohl Ueberliegetage, so Holl. 
Recht Art. 457, und versteht unter Ueberliegetage auch besonders 
die gerade in der Certepartie festgesetzten Fristen und nennt Ueber* 
liegegeld gerade die dafür stipulirte Entschädigung. 

24. Harm an c. Karke (Camphell, reports IV. p. 159). Die Engländer 
nennen die Liegetage demurrage. 



Digitized by Google 



Kap. J. Form und Wesen des Frachtcontractes. $ 95. 261 

Diese Liegetage sind im Seerecht von Oleron Art. 21 auf 
8 oder (höchstens?) 14 Tage» 5 ), von Wisby Art. 34 auf 15 Tage 
und ebenso 15 in Verordnung Philipps II. Titel: von Schiffer etc. 
Art. 5 ,ft ), im neuesten Holl. Rechte Art. 456 a? ), im Schwedi- 
schen II. 2. bestimmt. Der Code de com. francais überlässt die 
Zeit der Usanz, die aber in Frankreich sich unmittelbar an die 
Ollronsche Satzung angeschlossen zu haben scheint, so dass 
auch hier 15 Tage (siehe Note 25, unten) gelten; auch das Span. 
Recht 745 verweist auf den Ortsgebrauch; ebenso in England 
richtet man sich nach Usanz und ist eine solche nicht nachzu- 
weisen, so ist richterlich oder durch Sachverständige eine Zeit 
festzusetzen: was denn auch in allen anderen Ländern nöthigen- 
falls wird geschehen müssen. Die Bestimmungen der Certepartie 
können diese Liegetage kürzen oder verlängern. Ist darin keine 
bestimmte Zahl der Liege (Üeberliege-) tage festgesetzt, und ist 
auch keine Usanz da, so braucht der Schiffer nicht bis ins Un- 
endliche zu warten, sondern kann vom Richter eine bestimmte 
Frist festsetzen lassen: nach Ablauf deren denn der Contract als 
aufgehoben anzusehen. Es ist aber misslich, sich so unbestimmt 
in der Certepartie auszudrücken und wie dies allerdings in Eng- 
land und auch wohl in Hamburg (Pohls S. 411) geschieht, bloss 
eine angemessene Zeit für die Einnahme oder Entlöschung 
der Güter zu stipuliren; es macht solche Unbestimmtheit nur 
Weitläufigkeiten, ohne irgend wie einen Nutzen zu gewähren. 

Merkwürdig ist das Preuss. Allg. Landrecht 11. 8. $ 1630 ff. 
Zuförderst gelten darnach die Fristbestimmungen der Certepartie. 
Steht darin nichts fest, so muss der „Befrachter das Gut, auf 
„des Schiffers Verlangen, spätestens am dritten Tage an Bord 
„oder wenn es so bedungen worden, ins Schiff liefern (§ 1631)". 
Also würden demnach dann mit dem Ablauf dieser Zeit die 
Liegetage oder, wenn man will, die Üeberliege tage beginnen. 



25. Was aber, da der dazwischen liegende Sonntag wegfallt, 15 Tage 
sind. 

26. cf. Consolato del mare cap. 81-83, 186, 231, 232. 

27. Binnen 15 hintereinander- folgenden Werkeltagen; doch bei Lichter- 
schiffen finden nur 3 Werkeltage statt. Auch in England werden 
nur Weikeltage gerechnet und davon nicht bloss Sonn- und Fest- 
tage, sondern auch alle Tage ausgeschlossen, wo das Zollhau* ge- 
schlossen ist. 
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Der Schiffer hat überall nach Ablauf der vertragsmässigen oder 
obiger gesetzlichen (dreitägigen) Zeit Protest zu erheben und 
(§ 1643) wenn der Befrachter des ganzen Schiffes gar nichts 
eingeladen hat, und der Schiffer innerhalb der nächsten 14 Tage 
keine andere Fracht erhält, die Hälfte der ganzen Fracht zu 
zahlen; ist nur ein Theil der Fracht ($ 1644) geliefert und der 
Schiffer kann in 14 Tagen das Fehlende nicht anderweitig er- 
gänzen, so muss der Ablader die Fracht für das Ganze zahlen. 
Sind aber Liege- oder Wartetage und -gelder ausdrücklich be- 
dungen, so muss der Schiffer immer warten oder allenfalls vom 
Richter eine endliche Frist setzen lassen (§ 1645). Bei Fracht 
auf Stückgüter braucht und darf der Schiffer über den Termin 
nicht zu warten und ist allemal die ganze Fracht zu zahlen. 

Das Holl. Recht Art. 417 bestimmt noch ausdrücklich: wenn 
ein Theil der Ladung des Schiffes an einem Orte, und ein 
anderer Theil der Ladung an einem anderen Orte eingeladen 
oder gelöscht werden muss: so tritt durch die Reise des Schiffes 
von dem einen zu dem anderen Orte ein Stillstand in der Lade- 
oder Löschzeit ein, und soll die Zeit, welche auf die Zwischen- 
reise verwendet wird, nicht mitgerechnet werden. Und dies ist 
gewiss überall für gemeines Recht zu halten. 

Welche Ursachen den Befrachter oder Empfänger am Laden 
oder resp. Löschen hindere, ob Irrthum oder Verbot der Waaren 
etc., ist durchaus gleichgültig, denn immer wird durch ihn das 
Schiff aufgehalten. Besonders ist man in England streng und 
consequent. Abbott, 267. Randall c. Lynch. Auch das Preuss. 
Recht 1. c. 1641 bestimmt, dass es keinen Unterschied mache, 
wenn gleich die Ausfuhr der zum Einladen bestimmten Waaren 
verboten oder der Befrachter sonst durch einen Zufall verhindert 
werde, die versprochene Ladung anzuweisen, und consequent 
wird Gleiches vom Entlöschen in Bezug auf den Empfänger 
gelten müssen. Doch wird man allgemein annehmen müssen, 
dass, wenn durch Wind und Wetter der Transport von und 
zum Schiffe verhindert wird, dies ein casus ist, den beide Par- 
teien gemeinsam tragen müssen. 

Ob nach Europäischem Seerecht für die Liegetage eine 
Entschädigung vom Schiffer zu beanspruchen, ist nach der 
Certepartie oder nach den Ortsgebräuchen zu entscheiden. Doch 
bestimmen das Holländische Recht Art. 457 und das Spanische 
Artikel 745 ausdrücklich eine Entschädigung. In England und 
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Russland ist von einer Entschädigung nur die Rede, wenn sie 
ausdrücklich stipulirt war 18 ). 

Für Ueberliegetage in dem obigen Sinne» wornach sie die 
Tage sind, welche nach Ablauf der usuellen, gesetzlichen oder 
vertragsmässigen Frist zur Ladung zu laufen beginnen, wird 
nun unbedingt eine Entschädigung für die übrige Zeit begründet 
sein, bis es feststeht, dass der Vertrag völlig aufgehoben ist; 
was unmittelbar durch den Ablauf der Liegetage nicht der Fall 
zu sein scheint. Vielmehr hat für's Erste wenigstens der Ver- 
frachter die Wahl, noch zu warten oder auf Aufhebung des 
Gontractes zu klagen. Indessen» wird er sich schon nach einer 
neuen Fracht umsehen dürfen, da er von dem Befrachter gewiss 
nicht zur Aufrechterhaltung des Gontractes nun noch gezwungen 
werden kann. Pardessus, n. T10. Nach Spanischem Rechte 745 
kann der Verfrachter (Schiffer), wenn er den alten Gontract 
aufhebt, die Hälfte der Fracht von dem saumigen Befrachter 
verlangen. Nach Preuss. Rechte 1642 soll dagegen, wenn der 
Verfrachter (Schiffer) eine andere Fracht erhalten kann, der 
erste, nämlich säumige Befrachter, ausser den Versäumnisskosten, 
auch den etwa durch die niedere neue Fracht entstandenen 
Verlust dem Schiffer ersetzen. Auch muss man wohl , wie es 
gleichfalls das Preuss. Recht 1. c. zu thun scheint, den Schiffer 
zur Annahme einer anderweitigen bequemen Fracht für ver- 
pflichtet halten und sind dann, wenn nichts Anderes existirt, die 
obigen Bestimmungen des Preuss. Rechts als in der Natur der 
Sache begründet, überall zur Anwendung zu bringen. Das Holl. 
Recht Art. 464 stellt es in das Belieben des Verfrachters, 1) ent- 
weder Entschädigung zu verlangen und die Güter nachträglich 
doch zu verladen; 2) oder den Gontract als gebrochen anzu- 
sehen und die halbe Fracht, Havarie und Kaplaken zu fordern; 
3) oder dreimalvierundz wanzig Stunden nach geschehener Auf- 
forderung ohne Ladung die bestimmte Reise zu machen und 
dabei die volle Fracht sowie etwaniges Ueberliegegeld zu ver- 
langen. Bei einer bloss theilweis erfolgten, also incompletten 
Abladung von Seiten des Befrachters soll entweder die blosse 



28. cf . Randall c. Lynch (Camphell, reportt II. 356) und viele andere Fälle 
bei PftkU, Seite 429 Note. — Ruuische Ordnung der Schiffahrt 
Art. 148. 49. 
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Entschädigung verlangt oder mit dem eingenommenen Theile der 
Ladung abgesegelt und doch die Fracht fürs Ganze verlangt 
werden können, Art. 465. Und auch diese letztere Bestimmung 
scheint in der Natur der Sache begründet zu sein, wenn man 
dabei nur die stillschweigende Voraussetzung macht, dass der 
Schiffer keine anderweitige Ergänzung der Ladung erhalten 
konnte: denn sonst wird man überall den Betrag dieser Er- 
gänzung von der ganzen zu zahlenden Frachtsumme abziehen 
dürfen. 

Die hier vorkommende Entschädigung heisst Liegegeld, 
resp. Ueberliegegeld *•). 

Die Liegetage der Löschung sind in den Seerechten meist 
nicht speziell erwähnt, sind aber in den Gertepartien ebenso 
gewöhnlich als räthlich. Wird die Ladung nach Verstreichung 
der gesetzlichen, usuellen oder vertragsmässigen Frist nun nicht 
abgeholt, so ist auch hier von Ueberliegetagen die Rede. Abbott 
266. Es ist der Schiffer verpflichtet, Protest zu erheben, die 
Güter (wo möglich gerichtlich) zu deponiren, sich auch, wenn 
es angeht, zum Verkaufe von so viel vom Gerichte autorisiren 
zu lassen, als zur Deckung der Fracht und des Liegegeldes 
nöthig scheint. 

Für Ueberliegetage findet überall, selbst in England eine 
Entschädigung statt. 

Die Zeit, innerhalb welcher die einmal empfangene Arbeit 
des Ladens oder Entlöschens vollendet werden solle, ist nur im 
Preuss. Rechte $ 1635-38, doch nominell nur für die Ladung 
und zwar dahin bestimmt, dass ein Schiff von und unter 50 
Lasten in 8, von 50—100 in 14 Tagen geladen und auf jede 
weiteren 50 Last Grösse eines Schiffes wiederum je 8 Tage ge- 
laden werden darf: wobei aber „Hinderungen", welche Wind 
und Wetter am Laden verursachen, weder vom Schiffer noch 
vom Befrachter vertreten zu werden brauchen. Es ist sonst 
nach Ortsusanz zu entscheiden, wenn darüber nicht, wie dies 
sehr gewöhnlich, in den Certepartien Bestimmungen enthalten 
sind 80 ). 

i- 

« * 

29. Das Englische demurrage heisst Liegezeit und Liegegeld. 

30, Das Nordamerikanische Recht ist streng in Bezug auf die Liege- 
tage. Ich will hier die leitenden Grundsatze durch die kurzen 



Digitized by 



Ka}>. I. Form und Wegen des Frachtcontractes. § 95 u. 96. 265 



§ 95. Verpflichtung, die Ladung tu liefern. 

Diese liegt dem Befrachter in Folge der Gertepartie ob. 
Sie wird verschieden zu erfüllen sein, je nach den verschiedenen 
Arten der Befrachtung. Soll die Ladung erst an einem dritten 
Orte eingenommen werden, so pflegt man dies in den Certe- 
partien so zu bezeichnen, dass der Befrachter die Ladung durch 
seinen Correspondenten dem Schiffer anschaffen wolle. Wenn 
auf eine bestimmte Art yoii Gütern contrahirt wurde, so darf 
in der Regel nur diese geladen werden. Ist das ganze Schiff 
überhaupt schlechthin vermiethet, so kann der Befrachter was 
er irgend will laden, sofern es dem Schiffer und der Mannschaft 
keine Gefahr bereitet; doch pflegt man eine volle und be- 
queme Ladung in den Certepartien zu stipuliren. 

Siehe bereits § 88, sowie namentlich über die eigentlichen 
Pflichten des Befrachters im Zusammenhange § 112 unten, 
namentlich über die Wirkung der theilweisen oder gänzlichen 
Nichtladung, des Zurücknehmens der Ladung etc. Auch § 94 
ist nachzusehen. 

§ 96. Frachtbestimmung. 

I. Die Zahlung einer Fracht ist bei Befrachtungscontracten 
so wesentlich, dass 1) wenn sie auch nicht ausdrücklich stipulirt 
ist, sie sich allemal von selbst versteht, dass 2) dem Kapitain 
im Interesse der Rhederei eine Vermiethung ohne Frachtzahlung 
nicht gestattet ist, und dass 3) wenn der Kapitain dies gethan, 
die Rhederei trotzdem von den Befrachtern die Zahlung ver- 
langen darf. Das präsumtive Mandat des Kapitains kann nie 
gegen das Interesse der Rhederei gehen. 



Worte Kent's 1. c. 204, der übrigens sonst weiter nichts darüber 
sagt, charakterisiren: If either party be not ready by the time 
appointed for loading the ship, the other party, ifhe be the 
charterer, may seek another ship, or if he be the owner, 
another cargo. This right arises from the necessity of precision 
and punetuahty in all maritime transactions. By a very short 
delay, the proper season may be lost, or the object of the voyage 
defeated. 
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II. In der Regel wird die Frachtbestimmung in den Con- 
tracten festgesetzt. Ist dies nicht geschehen, so wäre es un- 
billig, wenn die Rhederei immer die höchste Fracht verlangen 
könnte; vielmehr wird man ihr nur die laufende, d. h. die 
Durchschnittsfracht für solche oder ahnliche Guter auf solchen 
und ahnlichen Reisen einräumen und wenn darüber durch die 
Mäkler etc. nichts festgestellt werden kann und sich die Parteien 
nicht einigen können, gebührt dem Gerichte unter Zuziehung 
von Sachverständigen die Entscheidung. 

III. Die besondere Bestimmung der Fracht richtet sich nach 
den verschiedenen Arten der Befrachtung (§ 88) und ist sehr 
verschieden »*). 

1) Die Fracht wird ganz (en blocq) bedungen, wenn eine be- 
stimmte Summe für die Benutzung des ganzen oder eines 
namhaften Theiles des Schiffes auf eine bestimmte Zeit fest- 
gesetzt ist. 

2) Im Ganzen dasselbe ist es, wenn für eine bestimmte Reise, 
auch für Hin- und Rückreise zusammen eine runde Summe 
gezahlt wird, wenn auch dabei eine gewisse wandelnde Skala 
festgesetzt ist, dass, im Fall die Reise wegen Wind und 
Wetter oder wegen Seenoth und anderer Unfälle über eine 
bestimmte Zeit hinaus dauern sollte, eine bestimmte Er- 
höhung, und im Fall einer sehr kurzen Reise auch wohl 
— was aber sehr unpraktisch scheint, da der Schiffer sonst 
gewiss langsam segeln würde, — ein bestimmter Abzug ein- 
treten solle. 

3) Bei monatsweiser Vermiethung wird eine runde Summe an 
Fracht für jeden Monat der ganzen oder theiiweisen Be- 
nutzung des Schiffes gezahlt. Dabei ist die Frage wichtig, 
von welchem Termine an die Tage, für welche Fracht zu 
zahlen ist, laufen? Dies wird der Tag sein, wo der Schiffer 
sich zur Annahme der Ladung bereit erklärt; denn von der 
Zeit muss der Schiffer seine Leute dazu bereit halten und 
ist der Befrachter säumig. Das Französ. Recht 8 •) lässt 



31. Das Römische Recht in Consequenz von L. 39. D. de pactis (2. 14) 
würde strenger sein, ist aber unpraktisch. 

32. cf. Pöhls 413 ff. 

33. Sowohl schon in der Ord. 1681 (III. 1. Art. 5) als im Code de c. 
Art. 275. 
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freilich die Fracht merkwürdiger Weise erst von dem Tage 
an laufen, wo das Schiff unter Segel geht, und dasselbe sagt 
das Holl. Recht Art. 463. 

Das Ende der Zeit, für welche Fracht zu zahlen ist, 
tritt naturgemäss erst mit der wirklichen vollendeten 
Entlöschung ein, denn so lange dauert die miethweise Be- 
nutzung des Schiffes von Seiten der Befrachter. 
4) Bei einer Befrachtung nach Mass, Stückzahl oder Gewicht 
wird für jede Last oder Tonne (in der Bedeutung eines 
Schiffsmasses von circa 2000 und resp. 4000 Pfd.) oder für 
jedes Gebind oder Kiste oder Ballen oder für jedes Pfund 
oder für jeden Centner eine bestimmte Summe gezahlt. Die 
Befrachtung nach Mass und zwar gewöhnlich nach Lasten 
und Tonnen kommt hauptsächlich in Deutschland und Hol- 
land vor. In Frankreich ist die üblichste Art nach tonneau 
(ein Raum von 28 Cobikfuss) und nach quintal (ein Ge- 
wicht von 100 Pfd.). In England ist die gewöhnlichste Art 
zu befrachten die nach tons von 2240 Pfund und ebenso in 
Nordamerika und Brasilien. In Hamburg und überhaupt an 
den meisten grossen Seeplatzen kommen übrigens alle 
Arten vor. 

Bei der Fracht nach Mass, wie sie namentlich auch bei 
flüssigen Gegenständen (Wein, Rum etc.) vorkommt, sowie 
nach Gewicht entsteht, wenn in der Certepartie darüber 
nichts bestimmt ist, 

a) die Frage, ob die Art des Masses und Gewichtes des 
Ladungs- oder des Löschplatzes bei der Berechnung der 
Fracht zum Grunde gelegt werden solle? In der Regel 
ist wohl zu vermuthen, dass die Contrahenten das hier 
Nächstliegende vor Augen hatten, also die Mass- und Ge- 
wichtsart des Ladungsplatzes, wenn nicht aus der aus- 
drücklichen Bezeichnung nach dem Masse des Löschplatzes 
cm Anderes hervorgeht 

b) Ferner, ob die Fracht für die angeblich nach dem Lade- 
register oder den Connossementen oder Gertepartien ein- 
geladene, oder für die wirklich beim Löschen abgelieferte 
Quantität der Waare (namentlich bei flüssigen, leckenden 
Gütern) zu zahlen sei. In der Regel gilt auch hier die 
Quantität des Ladungsortes als massgebend für die Be- 
stimmung der Fracht, denn jene Angaben der Quantität 
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namentlich in den Connossementen oder Gertepartien etc. 
können füglich nur auf die Bestimmung der Fracht gehen, 
da sie zur Sicherung richtiger Ablieferung nur dann dienen 
können, wenn, was nicht sehr häufig geschieht, bei der 
Ladung in das Schiff sie vom Schiffer allemal erst nach- 
gemessen oder nachgewogen wird j der Schiffer macht aber 
gewöhnlich nur die Vermerke in seinen Büchern nach den 
Angaben der Ablieferer, controlirt dieselben nicht und 
nimmt die Richtigkeit nur in Bezug auf die Frachtbestim- 
mung an ; wie denn gewöhnlich , wenn er nicht controlirt 
hat, noch der Zusatz: „Gewicht unbekannt" von ihm 
gemacht wird, der keinen anderen Sinn hat, als dass der 
Schiffer für die wirkliche Ablieferung der vermerkten und 
nicht controlirten Masse und Gewichte nicht haften wolle. 

c) Natürlich ist es anders, wenn ausdrücklich die Zahlung der 
Fracht nach dem ausgelieferten Gewicht stipulirt wor- 
den ist. 

d) Bei der Befrachtung nach dem Gewichte ist in der Regel 
das Gewicht der Waare und der Verpackung (Fustage) 
zu verstehen; denn das ist das Einfache und dem Ver- 
kehre Angemessene, das Gegentheil macht in der Regel 
grosse Weitläufigkeiten und für deren Statuirung findet 
gewiss keine Vermuthung statt. Wenn dagegen Netto- 
gewicht zur Bestimmung der Fracht ausdrücklich stipulirt 
ist, so ist wohl für die meist lastige und schwierige Ver- 
wiegung der wirklichen reinen Waare nicht zu vermuthen, 
sondern wird es genügen, die an allen grösseren Seeplätzen 
üblichen Tharasatze und zwar in Ermangelung anderer die 
bei den Zollberechnungen des betreffenden Staats zur An- 
wendung zu bringen und diese vom Bruttogewichte der 
Güter abzuziehen 84 ). 

IV. Die Kaplaken sind ein Accessorium der Fracht. In 
den alten Seerechten kamen sie dem Kapitain zu Gute (siehe 
§ 62), jetzt der Rhederei **) und bedient man sich dafür (in 



34. Pöhla, S. 417 ist anderer Meinung und will das oben Gesagte nur 
gelten lasten, wenn die Fracht nach der Gewichteart des Löschungs- 
platzes stipulirt ist. 

35. Doch kann auch noch gegenwärtig nach den besonderen Bestim- 
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Hamburg, nach Pohls S. 417) auch des Englischen Ausdruckes 
Primage. 

Die Kaplaken bestehen jetzt meist nicht mehr wie sonst in 
der Fracht für eine Tonne, sondern werden in gewissen Pro- 
centen verdungen, kommen aber auch als runde Summe vor, 
die hauptsächlich unter der Bedingung stipulirt wird, wenn der 
Befrachter mit dem Schiffer zufrieden sei. Diese Be- 
dingung stellt dann die Kaplaken keineswegs in die reine Will- 
kür des Abladers, sondern sie sind in solchem Falle zu zahlen, 
wenn eine ordnungsmassige Ablieferung erfolgt ist, also der 
Kapitain in jeder Beziehung seine Pflicht gethan, sich nichts hat 
zu Schulden kommen lassen 3e ). 

V. Die alten Kaplaken als eine Vergütigung für den Kapi- 
tain sind übrigens in neueren Zeiten in England in dem : 
privilege gleichsam wieder aufgelebt. Darunter versteht man 
die ausserordentliche Belohnung, welche dem Schiffer auf Reisen 
besonderer Art (namentlich nach Ostindien) usanz massig, 
also auch ohne besondere Stipulirung, zukommt Dabei bestimmt 
sich namentlich auch die Grösse der Belohnung nach der Usanz. 
In der ursprünglichen Bedeutung scheint das sog. privilege eine 
Vergütung dafür zu sein, dass der Schiffer seine Gajüte zum 
Gebrauch des Befrachters, namentlich um dort besonders kost- 
bare Gegenstände zu verladen, hergibt. 

In Deutschland, namentlich in Hamburg (Pöhls 418) kommt 
etwas Aehnliches unter dem Namen Gratification, Gratiale, 
auch nicht selten Kaplaken genannt» 7 ), vor, doch wird diese 
nur durch ausdrückliche Stipulirung dem Kapitain gewonnen. 



mutigen des Contractes zwischen Schifter und Rheder dem Schiffer 
ein Antheil daran gebühren. 

36. So Pothier, I. c. n. 57. der sich auf die Analogie von L. 75. D. de 
legatis I. beruft. Pöhls 418 will dagegen, dass der Kapitain seine 
Sache recht gut gemacht habe; ich glaube aber, dass dies 
etwas Unmessbares und wenigstens Irrelevantes ist; es wird genügen, 
dass der Schiffer keine Ursache zur Unzufriedenheit gegeben. 

37. So ist nach Oelrichs, Deutschland zur See (Hamburg 1849) S. 40 
in Bremen und Hamburg der Name Kaplaken für gewisse 
Procentantheile der Fracht, welche contractlich dem Kapitain mit 
seiner Gage bedungen werden, gewöhnlich, und kommt auch ander- 
wärts in dieser Bedeutung vor. 
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In Frankreich nennt man gerade dies noch chapeau (d. i. 
Kaplaken) oder £trennes (Pardessus n. 708) und wird füglich 
eine solche Gratification überall vorkommen können, üebrigens 
ist dieselbe gewöhnlich noch an besondere Bedingungen ge- 
knüpft und besteht sie gewöhnlich in gewissen (3 oder 5 etc) 
Procenten der Fracht, aber auch in einer runden Summe. Ja 
bisweilen wird in den Contra cten [zwischen der Rhederei und 
dem Schiffer ausdrücklich festgesetzt, dass der Schiffer auch 
diese Art von Gratification der Rhederei ganz oder doch theil- 
weise berechnen müsse, wodurch denn ihr wesentlicher Charakter 
ganz oder theilweis wieder aufgehoben wird. Von den vielerlei 
hier möglichen Bedingungen ist in den Certepartien die häufig, 
wenn die Ausladung einen vorteilhaften Markt gefunden habe 
und (oder) die Rückladung in gutem Zustande geliefert worden, 
oder überhaupt wenu das Geschäft gut oder vorteilhaft ausge- 
fallen sei. Ob eine solche Bedingung erfüllt sei, ist natürlich 
nötigenfalls vom Richter festzustellen. Ist die Gratification 
nicht in einer bestimmten Summe ausgedrückt, so ist sie 
nötigenfalls unter Zuziehung von Sachverständigen gleichfalls 
gerichtlich zu bestimmen. 



$ 97. Anderweitige Bestimmungen der Certepartie *'). 

Dahin gehören alle eigentlichen Nebenbestimmungen, näm- 
lich die der Zeit, sodann die Bedingungen aller Art, endlich der 
modus, also Zweckbestimmungen. Dieselben haben bei dem 
Frachtcontracte nichts Eigentümliches und sind daher nach 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen zu beurtheilen. Darum soll denn 
auch hier nur noch auf einige besondere Bestimmungen auf- 
merksam gemacht werden, welche unter Umständen von Wich- 
tigkeit erscheinen: 

I. Der Schiffer ist überhaupt zu einer sorgfältigen Behand- 
lung der Waare verpflichtet und muss namentlich auch ohne 
besondere Verpflichtung dazu die gewöhnlichen Mittel, welche 
überhaupt dazu dienen, eine bestimmte Waare im guten Zu- 
stande zu erhalten, anwenden, also z. B. das geladene Getreide 



38. cf. Pöhla, S. 419 ff. 
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lüften und umscbippen »•). Doch pflegt dies auch Gegenstand 
einer besonderen Bestimmung in der Certepartie zu sein und 
können dadurch noch eigenthümliche und strengere Pflichten 
aufgelegt werden. Häufig ist die Bestimmung, dass der Schiffer 
eine Katze am Bord habe, contractlich vorgeschrieben, bisweilen 
auch gesetzlich. 

II. Wenn nichts Anderes verabredet ist und auch in den 
Umständen , z, B. dass das Schiff alle seine früheren oder doch 
die letzten Reisen gerade mit diesen oder jenen bestimmten 
Umwegen gemacht hat, nicht das Gegentheil begründet liegt, so 
ist die Präsumtion dafür, dass das Schiff direct nach dem Be- 
stimmungsorte des eingeladenen Gutes segeln solle. Desswegen 
muss der Schiffer sich oft ausdrücklich stipuliren lassen, dass 
das Schiff unterwegs einen oder mehrere Häfen angehen dürfe, 
z. B. um dort Briefe, Passagiere oder einzelne Güter abzusetzen 
oder auch im Gegentheil seine Ladung zu completiren etc. 

III. Wer die Kosten der Ein- oder Ausladung und nament- 
lich bis zu welchem Orte von dem einen oder dem anderen 
Contrahenten (Schiffer, Befrachter), also ob beim Einladen bis 
ans Schiff oder an Bord oder ans Ufer oder beim Ausladen bis 
an den Aussenhafen oder bis an die Zollstätte etc. die Waare 
transportirt werden müsse, bestimmt sich fürs Erste nach der 
Usanz des Ortes. Diese ist aber nicht selten schwankend und 
demnach sind genaue Bestimmungen über diesen Punkt in den 
Gertepartien ebenso gewöhnlich als räthlich. 

IV. Der Verfrachter muss die freie Benutzung des Schiffes 
liefern und desshalb alle eigentlichen Schiffsabgaben gegenwärtig 
allein tragen (§§ 46 u. 155), obwohl dies in früheren Zeiten anders 
war. Die Waarenzölle und Abgaben hat natürlich der Befrachter 
zu tragen. In den Certepartien wird häufig näher bestimmt, wie 
sich der Schiffer bei der Ein- und Ausklarirung der Ladung an 
den Zollstätten verhalten solle. 

Bei solchen Befrachtungen, wo das Schiff für Rechnung der 
Rheder nach einem Hafen segelt, um dann erst für Rechnung 
des Befrachters eine Ladung zurückzubringen, sind folgende drei 
Bestimmungen häufig: 



39. cf. Schwedisches Seerecht II. 8. 
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V. Einmal die Bestimmung, dass der Schiffer steh an den 
Correspondenten des Befrachters zu wenden habe, also nicht 
bloss des Rheders (Verfrachters). 

VI. Ebenso die Bestimmung, dass die Rhederei einen ge- 
wissen Betrag an Waaren oder Baarschaften an den Correspon- 
denten des Befrachters einsenden solle und für den Ertrag oder 
anderweitig ein Theil der Rückfracht für Rechnung der Rhederei 
angeschafft werden solle. Der Zweck ist, dass dem Befrachter 
(Ablader) die Completirung der Ladung erleichtert werde, indem 
er nun nicht das ganze Schiff zu beladen braucht. 

VII. Endlich dass ein Supercargo (Cargadeur) mitgenom- 
men werde. Siehe $ 120. 

§ 98. Auafertigung der Certepartie *«). 

Nach den meisten Seerechten soll die Gertepartie schriftlich 
abgeschlossen werden (§ 87), ohne dass aber ein Gontract, über 
welchen keine schriftliche Urkunde abgefasst ist, ungültig wäre 41 ). 
Nur existirt dort, wo Schriftlichkeit einmal verlangt wird, in der 
Regel, und bevor der Vertrag noch nicht durch ganze oder 
theilweise üebergabe der Güter erfüllt ist, keine Contractsklage 
und demnach nur eine Klage auf Vollziehung des Contractes 4 *). 

Ks ist aber sehr gewöhnlich, zur Abschliessung sich der 
Schiffsmakler (§ 87) zu bedienen und auf Grund deren Schluss- 
noten den Contract abzuschliessen. Häufig aber wird eine 
Gertepartie noch besonders notariell ausgefertigt oder doch be- 
glaubigt. Hier wird der Abschluss des Gontractes erst dann 
vollendet sein, wenn beiden Gontrahenten die ausgefertigten 
Exemplare zugestellt sind. 



40. cf. Pöbls S 421. 22. 

41. Das aagt schon Valin I. c. ad Art. c Jiv. III. tit. I. Ebenso ist die 
Englische und Nordamerikanische Praxis. Kent 1. c. 203, 4, der 
aber Schriftlichkeit mit Recht sehr empfiehlt. 

42. Die Bestimmung des Römischen Rechts, dass es vor der Ausfertigung 
jedem Theile freistehe, von dem Geschäfte zurückzugehen, ist jetzt 
unpraktisch, pr. J. III. 24. L. 17. C. 4. 21. 
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Gerichtliche Ausfertigung oder Legalisirung ist nicht üblich, 
indessen in Kriegszeiten zu empfehlen, da in den Prisengerichten 
nur gerichtliche Urkunden einen öffentlichen Glauben zu haben 
pflegen. 

Erst von dem Zeitpunkte der wirklichen Ausfertigung an 
datiren die gegenseitigen Verbindlichkeiten, und sind demnach 
erst von diesem Termine an die etwa beliebten Fristen in Be- 
treff der Ladetage, der Absegelung etc. zu bestimmen. Doch 
versteht es sich von selbst, dass, wenn der eine Contrahent die 
Ausfertigung verzögerte, der andere auf Schadenersatz klagen 
könne **). 

§ 99. Befrachtung auf Stückgüter *«). 

Durch eine förmliche Certepartie den Frachtcontract abzu- 
schliessen, ist nach Europäischem Seerecht überall nicht not- 
wendig, indessen bei allen anderen Befrachtungsarten gewöhnlich, 
nur nicht bei der Befrachtung auf Stückgüter, wovon bereits 
im $ 88 gesprochen ist. Man bedient sich zum besseren Be- 
kanntwerden einer solchen beabsichtigten Befrachtung gewisser 
Proklamationen. Der Verfrachter oder dessen Correspondent 
oder der Schiffer oder deren Mäkler erlassen nämlich darüber 
in den öffentlichen Blättern, durch Anschlag an der Börse oder 
durch Zusendung von Karten an bekannte Ablader eine Be- 
kanntmachung unter Angabe des Hafens oder der verschiedenen 
Häfen der Bestimmung und der bestimmten oder ungefähren 
Zeit der Abreise. Nach geschehener Meldung wird sodann mit 



43. Das Schwedische Seerecht II. 1. bestimmt, dass wenn die bei der 
Schliessung des Frachtcontractes nöthigen Schriften (namentlich 
Certepartien und Connossemente) „von dem Schiffer, Befrachter 
„oder wer sonst Güter einladet, aufzusetzen versäumt sind und da- 
durch nachher unter den Parteien Streit entsteht: so soll jeder 
„von ihnen 15 Thaler Strafe erlegen, die dem Gerichte allein zu« 
„fallen; auch soll weder ein Interlocut noch Endurtheil in der Sache 
„ergehen, bis solche Strafgelder erlegt sind; geschieht es trotzdem, 
„so ist das Urtheil kraftlos und ungültig. u 

44. Jacobsen, S. 229 ff. Pöhls, S. 423. Abbott 277. Siehe bereits oben 
§ 88. n. III. und IV. sowie $ 89 und $ 103, bes. n. II. 

v. Kaltenborn Seerecht I. 18 
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jedem einzelnen Befrachter contrahirt über die Quantität der zu 
versendenden Güter und über den Preis der Fracht, ohne dass 
eine förmliche Certepartie geschlossen würde, sondern man be- 
gnügt sich hier mit einer mündlichen oder brieflichen Verab- 
redung und mit der Gegenzeichnung der Connossemente bei der 
Uebergabc der Güter. (Siehe das folgende Kapitel.) Uebrigens 
können alle überhaupt beim Frachtcontracte möglichen Bedin- 
gungen verabredet werden, namentlich auch in Betreff der Zeit 
der Abfahrt, des Rechts der Zurücknahme der Güter von Seiten 
des Befrachters, auch in Betreff des Ortes, wo die (besonders 
kostbaren oder zerbrechlichen) Güter (etwa in der Cajüte) ver- 
packt werden sollen. Namentlich ist die ausdrückliche Bedingung 
häufig, dass der Verfrachter (Schiffer) an die mit den einzelnen 
Befrachtern geschlossenen Contracte nicht gebunden sein solle, 
wenn er nicht eine volle (oder 3 / 4 oder *X etc.) Ladung er- 
halte, doch wird hier unter voller Ladung überhaupt nur zu 
verstehen sein, dass der grössere Theil des Schiffes beladen sei. 

Es hat überhaupt die Befrachtung auf Stückgüter einen ge- 
wissen bedingten, hypothetischen, ungewissen Charakter, indem 
nämlich für die Beständigkeit des Geschäftes die stillschweigende 
Voraussetzung unterliegt, dass die Ladung complett werde und 
dass davon überhaupt die Abreise abhänge. 

Daraus erklären sich denn auch die absonderlichen Aechte 
der Ablader in Bezug auf die Zurücknahme der Güter. Dagegen 
will es scheinen, als ob diese ganze Unsicherheit und mithin 
auch die Privilegien des Geschäftes schwinden, wenn der Schiffer 
sich zur Abreise an einem bestimmten Tage unbedingt 
verpflichtet hat. Dann werden füglich die Ablader nicht mehr 
das Recht der Rücknahme der Güter ohne volle Frachtzahlung 
beanspruchen können, wenigstens sollte das wohl die Regel sein. 
Die particularrechtlichen Bestimmungen sind sehr verschieden. 

Das Spanische Recht Art 765 bestimmt sogar ganz all- 
gemein, dass es jedem Ablader freistehe, die verladenen Güter 
wieder auszuladen, gegen Zahlung der halben Fracht, den 
Kosten der Verstauung und jeden Verlustes, der den andern 
Abladern daraus entstehen möge 4 *). Das Franz. Recht Art 291 



45. Ja das Spanische Recht 1. c. befugt aber die andern Ablader, sich 
der Ausladung zu widersetzen, wenn sie die Güter, die ausgeladen 
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stimmt damit Oberein *•). Nach Holl. Recht (Art. 467) kann der 
Befrachter, wie alle Frachtcontracte, gegen Zahlung des halben 
Frachtpreises aufheben, so consequent gewiss auch bei der Be- 
frachtung auf Stückgüter, gegen Zahlung dieser Hälfte die ein- 
geladenen Güter zurücknehmen. Indessen heisst es Artikel 473 
noch speziell, dass, wenn ein Schiff auf Stückgüter angelegt sei, 
ohne Bestimmung der Zeit, wie lange es in Ladung liegen 
solle, es jedem Ablader freistehen solle, ohne Frachtzahlung 
sein Gut wieder aus dem Schiffe zu nehmen, doch gegen Zu- 
rückgabe der durch den Schiffer gezeichneten Connossemente 
und gegen zulängliche Bürgschaft aller Nachmahnung, falls eines 
oder mehrere derselben abgesandt wären, und gegen Erstattung 
der durch das Laden und Löschen entstandenen oder noch zu 
entstehenden Kosten. Dagegen soll der Schiffer, sobald Über 
die Hälfte geladen sei, acht Tage nach der an ihn ergangenen 
Aufforderung mit dem ersten guten Winde, Wasser und Ge- 
legenheit absegeln, falls die Mehrheit der Ablader es verlangt, 
ohne dass im letzteren Falle irgend ein Ablader seine Güter 
zurücknehmen könne. 

Hat der Verfrachter (Schiffer) eine Zeit bestimmt, wie lange 
das Schiff in Ladung liegen solle, so wird man ihn, wenn er 
express auf Stückgüter angelegt hat, nach Ablauf dieser Zeit 
nicht unbedingt für verpflichtet halten dürfen, abzureisen, 
wenn er nicht ausdrücklich unbedingt sich zur Reise 
auf jeden Fall am bestimmten Tage (nämlich bei günstigem 
Wetter) verpflichtet hat; sonst darf er noch auf Completirung 
der Ladung warten. Doch werden andererseits in solchem Falle 
die Ablader an den Contract nicht mehr gebunden sein und ihre 
Güter ohne alle Entschädigung zurücknehmen dürfen. Es ver- 
langt dies die gegenseitige Billigkeit. Das Holl. Recht Art. 472 
scheint den Schiffer (Verfrachter) aber unbedingt zur Abreise 



werden sollen, übernehmen und den Betrag derselben nach den 
Factnren vergüten. 

46. Doch will Bravard - Veyrttres manuel du droit com. 383 dem Ab' 
lader daa Recht zur Zurücknahme nur gegen die Zahlung der 
vollen Fracht einräumen, in dem Augenblicke, wo die Ladung com' 
plett aei, denn dann höre Überhaupt die Ungewißheit in diesem 
ganzen Geschäfte auf. 

18* 
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zu verpflichten, wenn er sich nicht mit den Abladern wegen des 
ferneren Liegens verstehen könne. 

Wenn nur der Schiffer den bestimmten Termin der Ab- 
reise innehält, also allenfalls auch mit incompletter Ladung ab- 
zugehen sich anheischig macht, so muss man den Ablader wegen 
Zurücknahme der Güter unbedingt für Zahlung der ganzen Fracht 
verpflichtet halten, falls die Gesetze nicht ausdrücklich etwas 
Anderes festsetzen. 

Wenn ein Ablader bis zur wirklichen Abreise des Schiffes 
die versprochene Ladung gar nicht liefert, so muss er nichts 
destoweniger unbedingt die ganze Fracht zahlen, da ja der 
Schiffer wegen der Güter des Säumigen, der bis zum letzten 
Augenblicke vor der Abfahrt noch liefern konnte, einen Platz 
auf dem Schiffe offen zu lassen verpflichtet war. So entscheidet 
ausdrücklich das Preuss. Recht 1. c 1646. 47. 

Verändert der Schiffer, nachdem er bereits seine Anzeige 
erlassen, nachträglich seinen Bestimmungshafen, so muss er 
davon auch nachträgliche Anzeige machen und zwar gewiss 
denen, welchen er Karten gesendet, ganz besonders und jedem 
speziell. So das Englische Recht. Abbott S. 278. 

Uebrigens kann es füglich keinen durchgreifenden Unter- 
schied machen in Bezug auf die Pflicht der Ablader bei Zurück- 
nahme der Güter die halbe oder die ganze Fracht zu zahlen, ob 
nun wirklich die Güter bereits eingeladen sind oder ob über 
das Frachtgeschäft erst eine Schlussnote oder anderweitige klag- 
bare Verabredung vorliege und die Lieferung noch nicht erfolgt 
sei. Die Pflicht hängt vielmehr von den anderweitigen Umstän- 
den ab. Die einzelnen Seerechte unterscheiden denn auch 
Beides nicht. Ferner ist es Regel, dass erst dann eingeladen 
wird, wenn einige Aussicht oder meist wenn ganz bestimmte 
Gewissheit einer completten Ladung vorhanden ist. Uebrigens 
halte ich es durch den eigenthümlichen Charakter des Stück- 
güterfrachtcontracts allerdings gerechtfertigt, falls noch nicht ein- 
mal der Anfang mit der Ladung des Schiffes überhaupt gemacht 
ist und zugleich die Abgangszeit des Schiffes nicht unbedingt 
festgesetzt ist, dass jeder einzelne Ablader von dem Contracte 
ohne Pflicht irgend einer Entschädigung zurückgehen könne 
durch eine einfache Erklärung. 

Beim Empfang der Güter gibt der Schiffer einen Empfangs- 
schein und unterzeichnet die Gonnossemente. 



■ 
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§ 100. Schluss. 

Einzelne Wirkungen des Frachtcontractes sowohl für den 
Verfrachter (Schiffer) als für den Befrachter mussten bereits bei 
den bisherigen Erörterungen gelegentlich mit angeführt werden. 
Im folgenden Kapitel sollen aber diese Wirkungen in ihrem 
Zusammenhange dargestellt werden; indessen wird dabei das 
in diesem Kapitel bereits Gesagte vorausgesetzt und nur an- 
deutungsweise wiederholt werden. 



Kapitelll. 

Wirkungen des Frachtcontractes. 

$ 101. Allgemeiner Charakter dieser Wirkungen. (Siehe § 100.) 

I. Die Seegesetze schärfen die getreue Erfüllung des Fracht- 
contractes mit besonderer Strenge ein 1 ). 

Da der Frachtcontract ein zweiseitiger Vertrag ist, so erzeugt 
er gegenseitige Rechte und Verbindlichkeiten unter den Con- 
trahenten, doch ist dabei nach allen Seerechten die Verpflichtung 
des Verfrachters und besonders von dessen Repräsentanten, 
nämlich des Schiffers überall strenger als die des Befrachters, 
namentlich in Bezug auf das Recht der Aufhebung des Con- 
tractes. Und scheint diese mildere Behandlung des Befrachters 
sich durch die einfache Betrachtung genügend zu erklären, dass 
der Schiffer in Bezug auf sein Vorhaben, nämlich die Reise, 
falls nur das Schiff tüchtig bleibt, viel weniger den vielfachen 
und mannigfaltigen, oft unerwarteten Conjuncturen des Handels- 



1. cf. Pöhla, S. 437 und Ollron Seerecht Art. 21. Wiab. 34. Hant. 
Seerecht V. 5. Prelis» Seerecht von 1727 cap. V. Art. 6. 
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Verkehres ausgesetzt ist als der Befrachter, der durch das Ein- 
fuhrverbot der zu versendenden Waaren, durch kriegerische 
Coroplicationen, wodurch vielleicht die beabsichtigte Gütersen- 
dung zu Kriegscontrebande wird, durch plötzliche Zollaufschlage 
in dem Lande, wohin die Waare gesandt werden soll, durch 
Bankerut seines Lieferanten oder seines Destinataires , durch 
falsche Berichte seiner Correspondenten, oder durch Stockungen 
in seinem eigenen Geschäfte etc., — zu plötzlichen Veränderun- 
gen seiner Handelsspeculationen, aus Rücksicht auf seine Selbst- 
erhaltung, sich nicht selten veranlasst sehen muss. Die See- 
rechte befreien demnach den Befrachter viel leichter von der 
ganzen Erfüllung des Contractes und erlauben ihm davon zu- 
rückzugehen, wenn er nur dem Schiffer eine gewisse, den Um- 
ständen nach verschiedene Entschädigung leistet, die halbe oder 
die ganze Fracht nebst den Unkosten des Ladens, Löschens etc. 
Und diese letztere Entschädigungspflicht ist billig, denn es wäre 
zu hart, wenn man dem Schiffer (Verfrachter) zumuthen wollte, 
dass er allen Schaden tragen solle, damit nur der Ablader 
keinen Schaden trage. Das Ganze rechtfertigt sich aus Grün- 
den der Billigkeit und aus der eigentümlichen Natur des 
Handels- und Seerechtsverkehres. 

II. Uebrigens bat die Art der Befrachtung keinen wesent- 
lichen Einfluss auf die Wirkungen des Frachtcontractes, nur 
dass natürlich bei einer Befrachtung des ganzen Schiffes gegen- 
über einer Befrachtung eines blossen Theils und auf Stückgüter 
eine graduelle Verschiedenheit der Rechte des Befrachters vor- 
liegt. Auch das ist im Allgemeinen ohne Einfluss, ob dem 
Frachtcontracte eine Certepartie zum Grunde gelegt sei oder 
nicht Einige Modificationen der Wirkungen des Frachtcon- 
tractes nach allen diesen Seiten hin sind übrigens schon oben 
§ 88 angegeben und sollen im Folgenden noch vermerkt werden. 

III. Es steht zwar die allgemeine Regel fest, dass Jemand 
aus den Certepartien Dritter keine Rechte und Pflichten un- 
mittelbar erwerben kann; doch bezieht sich dies nur auf solche 
Personen, welche solchem Geschäfte völlig fremd stehen, nicht 
auf die, welche mehr oder weniger als Bevollmächtigte bei dem 
Geschäfte von Dritten untereinander tbätig sind, wie dies beim 
Befrachtungsgeschäfte der Fall ist mit den Abladern, sofern diese 
von den Befrachtern wie nicht selten verschieden sind, sowie 
mit den Empfängern (Destinataren) der eingeladenen Güter, 
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endlich mit den Correspondenten, welche übrigens häufig zu- 
gleich die Ablader des Befrachters und zwar auch wohl der 
Rbederei selbst bei einer Befrachtung auf eigene Rechnung der 
Rhederei sind. Die gegenseitigen Rechte und Verbindlichkeiten 
des Verfrachters (der Rhederei) und des Schiffers sind bereits 
$ 58—63 vorgetragen worden. 

Die Correspondenten,. Ablader und Destinataire erwerben 
nun aber Rechte aus dem Befrachtungsgeschäfte zwischen 
Verfrachter und Befrachter einzig und allein kraft des Zusammen- 
hanges, in welchem sie durch ihre geschäftliche Thätigkeit mit den 
ursprünglichen beiden (Kontrahenten stehen und einzig und allein 
kraft einer Uebert ragung der Rechte des Befrachters und resp. der 
Rhederei selbst. Sind sie vor Abschluss des Geschäftes nicht 
von demselben benachrichtigt und haben sie nicht ausdrücklich 
ihre Zustimmung zu ihrer Betheiligung erklart, so sind sie erst 
an dem Geschäfte als, wenn auch nur mittelbare, Theilhaber zu 
betrachten, wenn ihnen durch gehörige (Korrespondenz eine Mit- 
theilung gemacht ist und sie nun wenigstens durch unmittel- 
bares Handeln im Interesse ihres Auftraggebers sich stillschwei- 
gend bei dem Geschäfte betheiligen. Noch einfacher ist es, 
wenn die Correspondenten, Ablader oder Destinataire von dem 
einen Contrahenten ein für allemal mit einer Generalvollmacht 
zur Thätigkeit für den Kreis solcher Geschäfte im Interesse des 
Auftraggebers bevollmächtigt sind. 

Diese Personen erwerben aber diese Rechte in der Regel 
nur für den Auftraggeber oder sind ihm wenigstens dafür Ersatz 
zu leisten schuldig, so dass also z. B. der Destinatair für die 
empfangenen Waaren, falls die Sendung nicht zum ßehufe der 
Tilgung einer Schuld des Befrachters statt hatte, den Preis der- 
selben entrichten oder wenn dies so verabredet, Retouren machen 
muss etc. 

Uebrigens werden namentlich die Ablader und Correspon- 
denten, besonders wenn sie bereits in anderweitiger Geschäfts- 
verbindung mit dem Verfrachter oder resp. Befrachter zuvor 
gestanden haben, im einzelnen Falle sich in der Lage befinden, 
als negotiorum gestores im Interesse des Verfrachters oder des 
Befrachters zu handeln, und dadurch Rechte aus der negotiorum 
gestio zu erwerben, auch wenn jeglicher spezieller Auftrag für 
das bestimmte Geschäft fehlte. Doch wird einmal hier der 
Schiffer nicht selten mitzureden haben und sodann kommen hier 
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überhaupt ganz einfach die Grundsätze der negotiorum gestio 
zur Anwendung. Z. B. ein Schiffer hat Waaren an A. abzu- 
liefern; der will oder kann sie nicht in Empfang nehmen; der 
hier auch nicht speziell beauftragte Correspondent oder Ablader, 
auch wenn für diesen besonderen Fall der Schiffer nicht an sie 
gewiesen war, wird hier für einen anderen zahlungsfähigen 
Empfanger sorgen dürfen; doch wird auch dem Schiffer dabei 
ein ürtheil zustehen. 

Die Pflichten aller dieser Personen (Correspondent, Ab- 
lader, Destinatair) aus dem Frachtcontracte bestimmter Dritten 
entspringen unmittelbar aus diesen Rechten und sind im Allge- 
meinen die von Bevollmächtigten oder resp. von negotiorum 
gestores. Von dem Augenblicke an, wo eine von diesen Per- 
sonen, auch ohne ausdrückliche Erklärung, seine Thätigkeit in 
dem Geschäfte erweist, namentlich die ihm daraus erwachsenden 
Rechte annimmt, ist er auch aus dem Geschäfte für verpflichtet 
zu halten. Wenn auf Jemanden z. B. ein Gonnossement ge- 
zeichnet ist, so braucht er es zwar an sich nicht anzunehmen; 
hat er sich aber zur Annahme der Waaren in Folge desselben 
entschlossen, so ist er verbunden, die Fracht zu zahlen und alle 
sonstigen Bedingungen des Connossements zu erfüllen. Der 
Schiffer hat von diesem Augenblicke eine Klage gegen ihn»). 

IV. Ferner ist es ein allgemeiner Grundsatz, dass dem 
Schiffe die Waare (d. h. überhaupt die eingeladenen Güter) 
und der Waare das Schiff verhaftet seien 8 ). Die con- 
sequenteste Anwendung davon zeigt sich bei der Havariegrosse. 

$ 102. Pflichten des Schiffers vor der Reise, im Allgemeinen «). 

I. Vor Allem muss er sein Schiff in jeder Beziehung in 
seetüchtigen und gerade für die vorhabende Reise zweck- 
dienlichen genügenden Stand setzen. Es ist hierüber bereits 
§ 92 sowie auch § 63 das Nöthige gesagt. 



2. Vergi. übrigens wegen dieses ganzen § besonders Pöhla. 

3. cf. Jacobsen 229. Cleirac, us et coutume pag. 72. 

4. Pöhla S. 439 ff. 
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II. In Bezug auf die Ein- und Ausladung der Güter 
in das und aus dem Schiff haftet der Schiffer nicht nur für die 
Versehen seiner Leute, sondern namentlich auch dafür, dass 
die dazu erforderlichen Werkzeuge, Winden, Taue*) etc. im 
gehörigen Stande sind. Auch gibt es gewisse Regeln, wie und 
in welcher besonderen Weise (z. B. ob mit Haken, ob mit 
Schlingen etc.) die einzelnen Arten der Güter an und vom Bord 
gezogen werden. Der Schiffer hat auch diese von seinen Leuten 
befolgen zu lassen und haftet hier überhaupt für allen Schaden, 
der, in der angegebenen Weise, an den Gütern geschieht. Für 
den Zufall haftet der Schiffer natürlich nicht. Casum sentit 
dominus, also der Eigenthümer der Güter. 

III. Insbesondere hat er für gute Stauung und Garni- 
rung zu sorgen. Siehe gleichfalls $92 sowie 63. Selbst in dem 
Falle, wenn, wie dies häufig in den Häfen des Mittelmeers der 
Fall ist, zum Behufe der Beladung der Schiffe eigene beeidete 
Stauer angestellt sind, wird der Schiffer nicht von den Folgen 
einer schlechten Stauung befreit. Selbst ein solcher Stauer 
muss in seiner Arbeit von dem Kapitain controlirt werden. Doch 
wird allerdings eine solche von einem kunstverständigen Stauer 
eingerichtete Ladung die Vermuthung der Tüchtigkeit für sich 
haben und demnach derjenige, welcher in dieser Beziehung gegen 
den Schiffer klagen will, den Beweis des Gegentheils, also der 
schlechten Stauung und (oder) Garnirung zu führen haben. 
Ohne ganz besondere Genehmigung der Befrachter sollen keine 
Güter auf das Verdeck des Schiffes geladen werden. 

IV. In den folgenden $$ soll nun im Einzelnen 1) von der 
Pflicht des Schiffers, die Ladung einzunehmen, 2) von dem Recief 
oder Ladeschein, 3) von den Connosseinenten, 4) vom Manifest 
($ 115), endlich 5) von der Glarirung ($ 116) gesprochen werden. 



5. Nach den alten Seerechten kann der Schiffer die Taue etc. den 
Kaufleuten (Befrachtern) zeigen und wird nach Billigung derselben 
von aller Verantwortlichkeit frei. Bei der heutigen Grossartigkeit 
des Verkehres ist dies unpraktisch, cf. Oleron Seerecht 10. Wisb. 
22. 47, Placat Philipps II. 1. c. Art. 7. 
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§ 103. Insbesondere Pflicht zw Annahme der Gtiter •). 

I. Sobald der Schiffer seine Bereitschaft zur Einnahme an- 
gekündigt hat oder falls ein bestimmter Termin in dieser Be- 
ziehung angesetzt war, an diesem, hat der Schiffer unweigerlich 
die Güter aufzunehmen. Doch versteht es sich von selbst, dass, 
wenn mehrere Ablader an demselben Tage sich zur Ablieferung 
melden, erst einer nach dem anderen eipedirt werden kann und 
indem einer auf den anderen wartet, der Schiffer die Versäum- 
niss nicht zu vertreten hat. Dagegen soll der Schiffer, wenn er 
zuvor von der Absicht gleichzeitiger Einladungen mehrerer Be- 
frachter wusste, dio6en gehörige Anzeige machen, damit Colli- 
sionen vermieden werden. In der Regel zeigen die Befrachter 
die Ankunft ihrer Güter zuvor an; das ist zweckmässig, aber 
nicht nothwendig. 

II. Bei einer Ladung auf Stückgüter wird in der Regel 
erst dann mit der Einladung begonnen, wenn in Folge der be- 
reits geschehenen Anmeldungen eine volle Ladung zu erwarten 
steht. Falls mithin nichts Anderes verabredet ist, braucht der 
Schifler keine Stückgüter an Bord eher zu nehmen, ja er darf 
diese Güter füglich nicht eher annehmen, da er erst dann eine 
gehörige Stauung der Güter wird vornehmen können, wenn er 
eine Uebersicht aller oder doch der meisten zu ladenden -Güter 
hat Hat der Schiffer (Verfrachter) bei der Befrachtung auf 
Stückgüter unbedingt einen Termin der Abreise festgesetzt, 
so wird man ihn dann zur Abreise für verpflichtet halten und 
ihm noch höchstens eine Zeit zur Ladung der angemeldeten 
Güter bewilligen, obgleich er verpflichtet ist, diese schon so früh 
abzufordern und einzunehmen, dass er pünktlich absegeln könne. 
Hatte aber der Schiffer keine unbedingt bestimmte Zeit zur Ab* 
reise festgesetzt, so wird die stillschweigende Bedingung für 
diese Art der Befrachtung billiger Weise die sein, dass der 
Schiffer eine volle Ladung habe, .worunter man aber füglich 
schon ein über die Hälfte 7 ) beladenes Schiff verstehen darf, 



6. Pöhls 440. 

7. So Pöhls I. c. Valin dagegen fordert allgemein eine grössere Quin* 
tität von Gütern. Comment. ad Art. 1. (Ii?. III. tit. 3.) 



Digitized by Google 



Kap. II. Wirkungen des Frachtcontractes. $ 103. 283 



da schon in solchem Falle der Transport in der Regel gewinn- 
bringend sein wird. Die Befrachter werden dann wenigstens ein 
Recht haben, den Schiffer zur Abreise zu zwingen oder ihren 
Contract als aufgehoben zu betrachten. Eine Entschädigung aber 
wird man auch in diesem Falle, vor der wirklichen Einladung 
der Güter, dem Schiffer nicht aufbürden dürfen. 

Die Particularrechte enthalten eigenthümliche Bestimmungen, 
sind aber nicht erschöpfend. Siehe übrigens bereits $ 99. 

III, Der Befrachter darf den vollen bestimmten, verdungenen 
Raum des Schiffes für seine Ladung verlangen oder wenn nach 
Mass, Gewicht, Stückzahl verdungen ist, fordern, dass überhaupt 
Alles eingeladen werde. Ja wenn der Schiffer noch leeren Raum 
hat und ohne sein Schiff zu überladen noch mehr Güter auf- 
nehmen kann, so ist er gehalten, auch mehr Güter des Be- 
frachters, als ursprünglich verabredet war, in das Schiff aufzu- 
nehmen, denn dies erfordert die Billigkeit sowie die Natur des 
Handelsverkehres, da der Kaufmann die zu verladenden Güter 
nicht selten nur einer Pauschsumme nach kennt und kennen 
kann; und zwar wird dafür ein Frachtzuschlag im Verhältniss 
zu der verabredeten Fracht für die anderen Güter zu zahlen 
sein. Das Span. Recht Art. 760 sowie das Holl. Recht Art. 460 
bestimmen dies ausdrücklich, und das erstere befugt zugleich 
mit vollem Rechte den Schiffer, die etwa zu viel bereits an Bord 
geschafften Güter, wenn er sie nicht unter Deck placiren kann, 
auf Kosten des Befrachters wieder auszuladen. Doch ist wohl 
in Bezug auf den Preis für die Fracht der mehr als verabredet 
war verladenen Güter die Voraussetzung zu machen, dass der 
Schiffer den übrigen Raum nicht besser hätte vermiethen kön- 
nen, denn dann ist ihm eine verhältnissmässige Zulage zu 
machen. Siehe $ 91. 

IV. Hat der Schiffer mehr Güter zu laden sich durch die 
Contracte verpflichtet, als sein Schiff nachträglich wirklich fassen 
kann, so haftet er denjenigen, deren Güter nun ganz oder theil- 
weis nicht verladen werden können, für allen Schaden und muss 
sich bis zur Höhe der nicht verladenen Güter einen verhältniss- 
massigen Abzug von der stipulirten Fracht gefallen lassen. Holl. 
Recht Art. 459. Uebrigens, wie schon oben §91 erörtert wurde, 
haben hier die bereits eingeladenen Güter vor allen anderen, 
wenn gleich über die letzteren ältere Frachtcontracte abge- 
schlossen sind, den Vorzug; sonst aber entscheidet das Alter 
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der Contracte. — Nach Preuss. Rechte 1. c. § 1659 — 1667 steht 
es aber sogar dem Befrachter frei, die zurückgelassenen Güter 
auf Gefahr und Kosten des Schiffers anderweitig nachzuschicken, 
nachdem er zuvor Protest erhoben; doch soll der Schiffer hier- 
nach überhaupt von allem Ersätze frei sein, wenn sein Schiff 
auf dieser selbigen Reise verloren geht. 

V. Ist der Schiffer durch höhere Gewalt oder reinen Zufall 
verhindert, Alles einzunehmen, so kann der Befrachter nur ver- 
haltnissmässige Minderung der Fracht verlangen, denn jedenfalls 
ist in einem solchen Falle nur für die wirklich verladenen Güter 
Fracht zu zahlen, soweit den Befrachter dabei nicht etwa eine 
Schuld trifft, cf. Preuss. Recht 1. c. 

% 104. Ladeschein und Ladebuch •). 

I. Der Steuermann des Schiffes hat gewöhnlich die Pflicht, 
die ankommenden Güter in Empfang zu nehmen. Er darf nur 
solche Güter annehmen, welche mitzunehmen der Schiffer sich 
bereits contractlich verpflichtet hat Nimmt er andere an Bord, 
so geschieht das auf seine persönliche Verantwortung, der 
Schiffer ist dadurch nicht gebunden und kann sie sofort wieder 
zurückweisen (siehe bereits § 87 n. III.); denn es hat der Steuer- 
mann überhaupt nur das Mandat, bereits verdungene Güter ein- 
zunehmen, nicht aber Frachtcontracte abzuschliessen. 

II. Der Steuermann oder Schiffer selbst muss ein genaues 
Verzeichniss aller einzelnen verladenen Güter unter Angabe der 
Namen des Absenders, des Empfangers, der Verpackung, der 
Signatur, des angeblichen Inhalts, des Bestimmungsortes, auch 
der etwanigen Mängel der Verpackung etc. unter genauer An- 
gabe der einem einzelnen Absender gehörigen Güterpartien an- 
fertigen. Freilich ist man meist nicht so ganz genau bei der 
Anfertigung dieser Rolle, welche gewöhnlich Ladebuch ge- 
nannt wird, obgleich sie meist nur ein Heft von wenigen 
Blättern ist. 

III. Der Ueberbringer der Güter erhält dann sofort bei der 
Ablieferung einen Empfangs- oder Ladeschein (recepisse, 



8. Pöhla S. 415 ff. 
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receive, auch Recief) genannt, der nichts Anderes als ein Aus- \ 
zug der wesentlichen Notizen aus dem Ladebuch sein soll. Er 
bildet die Grundlage der Connossemente und ist demnach mit 
möglichster Genauigkeit auszufertigen, namentlich sind Mängel 
in der Verpackung etc. darin mitzuvermerken. 

IV. Dies Recief ist ein kaufmännisch sehr wichtiges Do- 
cument. Es ist eine Art von Papier au porteur, d. h. es 
wird nach Europaischem Handelsrecht jeder Inhaber des- 
selben als gehörig legitimirt angesehen, um von dem Schiller 
die Unterzeichnung des Connossementes zu verlangen, woran 
sich denn die wichtigsten Folgen in Bezug auf den Ueb ergang 
des Dispositionsrechtes über die Connossemente und über' die 
Güter selbst knüpfen. Siehe in den folgenden $§ die Lehre von 
den Connossementen. Demnach gehört denn das Recief zu den 
negotiablen Papieren und kann auf dieselbe Art wie diese 
Papiere überhaupt veräussert werden. 

V. Der Schiffer ist durch das Recief seines Steuermannes 
(siehe jedoch n. I.) unbedingt verpflichtet; also haftet er nun 
namentlich für die nach Angabe des Reciefs eingeladenen Güter 
und muss dem Inhaber gegen Einlieferung des Reciefs das 
Connossement zeichnen. 

$ 105. Von den Connossementen im Allgemeinen*). 

In Ausführung des Frachtcontractes hat der Schiffer das 
sog. Connossement oder Ladeschein (bill of lading) 10 ) 



9. Wegen der Lehre von den Connossementen cf. Thöl, Handelsrecht 
(Göttingen 1841) $ 80. 81; Abbott 1. c. (6) besonders S. 278-92; 
Boulay-Paty II. tit. 7. pag. 300-28; Pardessus n. 722 ff.; 
Jacobsen, 233 ff.; Pöhls 447 ff.; Kentl. c. lect. 47. n. 2. 
S. 206 -8. Die neueren Seerechte haben alle besondere Abschnitte 
über die Connossemente. 

10. Das Wort Connossement (Französisch: connaissement) stammt 
aus dem Lateinischen cognoscere (erkennen) und näher aus dem 
Italienischen conoscere, conoseimento (wie es noch jetzt im 
Italienischen heisst). Im südlichen Frankreich ist der Name police 
de cargaison (ou de chargement) gewöhnlich. Lateinisch 
heisst es: Uterae recognitionis oder apochae oneratoriae. 
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zu unterzeichnen, welches ein förmliches Anerkenntnis* des 
wirklichen Empfanges der Güter ist und die Verpflichtung 
zum Transport und zur Ablieferung derselben enthält. Das Re~ 
cief ist zwar schon etwas Aehnliches; auch dieses enthalt ein 
Bekenntniss der eingeladenen Waaren, doch nur in Weise einer 
einfachen Quittung und ohne ausdrückliche Bezugnahme auf den 
Frachtcontract, überhaupt ohne alle Förmlichkeit. Das Con- 
nossement dagegen nimmt ausdrückliche Beziehung auf den 
Frachtcontract, ja in Ermangelung einer über den Frachtcontract 
abgeschlossenen Certepartie ersetzt es zugleich denselben. Ferner 
ist es eine förmliche contraetliche Urkunde, welche in sich so 
viel juristischen Inhalt und mit sich eine solche starke Ver- 
pflichtung trägt, dass sie sich zur Versendung in die Fremde 
eignet. Es ist zwar schon das Kecief ein negotiables Papier, 
mit dem aber keine eigentlichen kaufmannischen Geschulte ge- 
trieben zu werden pflegen; dagegen ist das Connossement im 
Europaischen Handelsverkehr ein sehr gewöhnliches Zahlungs- 
mittel oder doch ein Mittel zur Erleichterung des Handelsver- 
kehres in Kauf- und Tausch -Verhaltnissen. Das Recief gibt 
ferner nur das Recht auf die Ausfertigung des Connossements, 
dagegen der Connossementsinhaber mehr oder weniger eine 
Dispositionsbefugniss über die Güter erhält. 

Certepartie und Connossement sind gleichfalls von 
einander verschieden: die erstere macht niemals die letztere 
unnöthig, wohl aber kann das Frachtgeschäft auch ohne Certe- 
partie auf Grundlage des blossen Connossements rechtsbeständig 
existiren, wie dies bei Stückgüterbefrachtuugen sogar die Regel 
ist. Erst das Connossement ist der wahre Beweis der wirklichen 
Verladung der Güter. Die Certepartie begründet zwar den 
Frachtcontract und enthält das contraetliche Versprechen der 
Lieferung der Güter in das Schiff, abgesehen von anderen be- 
sonderen Verpflichtungen, die aus ihr für Schiffer und Befrachter 
folgen. Das Connossement enthält aber das Bekenntniss der 
wirklichen Erfüllung des nach der Certepartie contraetlich stipu- 
lirten Versprechens der Ladung, ist also das Zeugniss der wirk- 
lich erfolgten Ausführung des Frachtcontractes. Es ist mithin 
stärker als die Certepartie und kann drum diese letztere allen- 
falls ersetzen. Die Certepartie ist aber in der Regel dem Um- 
fang nach grösser, indem sie alle näheren Bestimmungen und 
Verpflichtungen des Frachtcontractes enthält, dagegen das Con- 



Digitized by G 



Kap. II. Wirkungen des Frachtcontractes. $ 105. 



287 



nossement in der Regel nur, wenigstens wenn eine Certepartie 
zuvor geschlossen ist, eine kurze Uebersicht der contractlichen 
Verpflichtungen enthält, indem man sich dabei ausdrücklich oder 
auch stillschweigend auf die näheren und besonderen Bestim- 
mungen der zum Grunde liegenden Certepartie bezieht; doch 
ist dieser Unterschied nicht so wesentlich, dass nicht auch alle 
jene Bestimmungen der Certepartie im Gonnossemente stehen 
könnten und ist es bei Frachtcontracten ohne Certepartie sogar 
nützlich und nothwendig, jene Bestimmungen alle mit in das 
Connossement aufzunehmen. 

Das Connossement ist die Wirkung des durch die Certe- 
partie abgeschlossenen Frachtcontractes und zugleich dessen 
Ausführung, wenigstens von Seiten des Befrachters in Bezug auf 
die Einladung und des Schiffers in Bezug auf den Empfang der 
Güter, woran sich denn die weiteren eigenthümlichen Wirkun- 
gen des Frachtcontractes mit ihren Rechten und Pflichten für 
Befrachter und Schiffer in Bezug auf den Transport sowie die 
Ablieferung, endlich in Bezug auf die Frachtzahlung etc. knüpfen. 

Wo keine Certepartie abgeschlossen war, so ist das Con- 
nossement zugleich die einzige Urkunde über das Dasein des 
Frachtcontractes, also so zu sagen zugleich die Certepartie 
selbst 

Uebrigens sind die Connossemente zwar so sehr zur Be- 
förderung eines schnellen und sicheren Verkehres geeignet, dass 
sie nicht leicht entbehrt werden können. Doch sind sie nicht 
absolut nothwendig und es gibt Geschäftskreise im Seehandel, 
wo sie regelmässig nicht vorkommen (namentlich bei der kleinen 
Küstenfahrt wegen der Unbedeutenheit und desshalb auch meist 
völligen Formlosigkeit eines solchen Handelsverkehres, sowie 
wenn die Ladung von den Rhedern selbst auf ihre eigene 
Rechnung gemacht wird), indem man sich hier nur der ein- 
fachen Frachtbriefe bedient. Ja in eilenden Fällen geschieht es 
auch wohl, dass man sich mit einer blossen Declaration der 
eingeladenen Güter im Ladebuche und allenfalls dem Recief 
begnügt, namentlich wenn die Güter dem Kapitain erst kurz 
vor der Abreise übergeben werden oder auch wenn sie von ge- 
ringem Werthe sind oder Pacotille betreffen. Vergl. Pardessus, 
1. c. 634, 708, 724. 
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§ 106. Form Und Beweiskraft de« Connoasement«. 

Das Connossement wird schriftlich abgefasst und ist dabei 
notarielle oder gerichtliche Legal isirung oder Ausfertigung nicht 
üblich, sondern wird dasselbe wie die meisten anderen kauf- 
männischen Documente bloss als eine Privatschrift ausgefertigt, 
doch ist in manchen Ländern Stempelung nothwendig, ebenso 
wie bei Gertepartien und hat die Unterlassung in den verschie- 
denen Ländern verschiedene Folgen, nämlich bald Unklagbarkeit 
aus dem Geschäfte, bald nur eine Geldstrafe. Gewöhnlich fasst 
dasselbe der Ablader (Befrachter) ab und legt es dem Schiffer 
zur Unterzeichnung vor. Es werden aber mehrere, natürlich 
gleichlautende Exemplare des Gonnossements ausgefertigt, wovon 
eins der Schiffer erhält, damit er auf Grund desselben wisse 
und autorisirt sei zur Ueberlieferung der Güter an den Con- 
signatair. Ein anderes Exemplar empfängt der Rheder, damit 
er die ihm zukommende Fracht sowie Oberhaupt seine Rechte 
und Verpflichtungen aus diesem Geschäfte kenne und auf Grund 
der Urkunde zur Ausübung bringen könne. Ein drittes erhält 
der Ablader (Befrachter), mit dem denn hier überhaupt unmittel- 
bar contrahirt wird und der es zur sicheren Documentirung des 
vollendeten Abschlusses des Geschäfts braucht und z. B. nament- 
lich es nöthig hat, um auf dasselbe hin die Waaren, die bereits 
unterwegs sind, zu verkaufen, oder um die Ladung, im Fall 
einer Gontribution oder Versicherung, darzuthun. Endlich er- 
hält der Gonsignatär ein viertes Exemplar, damit er den Zu- 
stand, die Qualität und Quantität der übergebenen Waaren mit 
dem im Gonnossemente angegebenen erkennen könne und sich 
entscheide, ob er sie pure in Empfang nehmen oder ob er pro- 
testiren wolle; auch bedarf der Gonsignatär des Gonnossements 
zur Sicherung des Privilegiums seiner etwanigcn Vorschüsse auf 
die Waaren und um seine Dispositionsbefugnisse über die Waaren 
auszuüben 11 ). 

Im Französischen (Art 282) und Holländ. Rechte (Art 509) 
wird die Ausfertigung dieser vier Exemplare gesetzlich geboten. 
Im Preuss. Rechte ($ 1670) werden nur drei Exemptare geboten, 



U. cf, Pftrdessus 1. c. n. 723. 
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und dies ist auch Englische und Nordamerikanische Praxis, ob- 
gleich diese schwankt, wie denn nach Abbott 1. c. S. 279 oft 
nur zwei oder drei ausgestellt werden, wogegen Kent, 1. c. 20 ( J 
drei als gewöhnlich (commonly) bezeichnet. Doch kann der 
Befrachter noch ein viertes verlangen. Das Spanische Recht 
(Art. 800) und trotz obiger Bestimmung auch das Holland. Recht 
(Art. 510) verpflichtet schlechthin den Kapitain soviel Exemplare 
zu unterzeichnen, als der Ablader verlangt und wird man dies 
in der Natur des Seehandelsverkehres begründet finden; denn 
es wird dem Befrachter uicht selten nützlich, ja nothwendig 
sein« um über seine versandte Waaren nachtraglich andere Dis- 
positionen treffen zu können, noch ein oder einige Reserve- 
exemplare des Gonuossements in den Händen zu haben und 
eiligst versenden zu können. Auch schadet ja eine Ausfertigung 
von auch noch so viel Exemplaren dem Kapitain nichts. 

Alle Connossemente müssen gleichen Inhalt haben, dasselbe 
Datum enthalten und ausdrücken, wie viel Exemplare überhaupt 
gezeichnet sind »»), so dass mithin, wenn bereits Versendung 
eines (z. B. von vier) Exemplaren stattgefunden und demnach 
überall in den einzelnen Connossementen von vier Exemplaren 
die Rede ist, der Kapitain nicht mehr gezwungen werden kann, 
ein fünftes zu unterschreiben. 

Das Holländische (Art 509) und das Französ. (Artikel 282) 
bestimmen, dass spätestens 24 Stunden nach Empfang der La- 
dung am Bord die Unterzeichnung erfolgen solle. Doch kann 
man dies nicht als gemeinrechtliche Bestimmung ansehen, viel- 
mehr kommt es hier auf die Usanz an und ist zugleich den 



12. So das Preuss. Recht $ 1670 und das Span. Recht 1. c. Artikel 800. 
Pardeasus n. 723 hält es nicht für nöthig, dass die Anzahl der (in 
Frankreich notwendigen vier, sogenannten Original-) Exemplare 
auf jedem Connossemente erwähnt sei. Doch wird diese Angabe 
der Exemplare nur da fehlen dürfen, wo sich diese Anzahl, weil 
gesetzlich geboten, so zu sagen von selbst versteht und werden z. B. 
auch in Frankreich mehr als vier Exemplare ausgefertigt, so würde 
dies fü glich auf den einzelnen Connossementen ganz besonders zu 
notiren sein. Uebrigens verlangte die Ordonnanz von 1681 Art. 3. 
liv. III. tit. 2. nur drei Exemplare. 

v. Kaltenborn, Seerecbt I. 19 
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Umständen billige Rechnung zu tragen. Als ein gefährlicher 
Missbrauch und völlig gegen die Natur und das Wesen des 
Connossements erscheint es aber, wenn dasselbe, wie bisweilen 
geschieht, von dem Kapitain bereits vor der Einladung der 
Waaren in das Schill unterzeichnet wird 13 ). 

Das Französische Recht verlangt, dass alle (vier) Exemplare 
vom Kapitain und vom Befrachter unterzeichnet seien; doch hat 
wohl sonst der Befrachter nur des Capitains Gonnossement 
nothwendig zu unterzeichnen, wie dies auch das Span. Recht 
Art. 800 ausdrücklich vorschreibt, obwohl eine Unterzeichnung 
aller auch von Seiten des Befrachters räthlich erscheint. In der 
Praxis unterzeichnet aber in der Kegel nur der Kapitain über- 
haupt das Connossement. 

Gewöhnlich existiren an den verschiedenen Handelsplätzen 
bereits gedruckte Formulare für die allgemeinen Bestimmungen 
der Gonnossemente und brauchen denn nur die leeren Stellen 
mit den besonderen Bestimmungen der Zahlen, der Arten der 



13. Das Span. Recht Art. 809 erklärt mit vollem Rechte : Die Kapitaine 
werden mit der Einrede nicht gehört, dass sie die Connossemente 
in gutem Glauben und unter dem Versprechen gezeichnet hatten, 
dass ihnen die darin bezeichneten Güter hatten Überliefert werden 
sollen. Trotzdem erklärt aber noch neuerlich Boulay - Paty, cours 
d. d. II. 303: l'affre'taur n'est nullement oblige* d'attendre que le 
navire soit entie*rement charge\ En cas de refus de la part du 
capitaine, il peut faire assigner celui-ci, pour l'y faire condamner; 
si non, pour voir dire que le jugement qui interviendra vaudra sig- 
nature. Dans ce cas, le capitaine est seulement condamne" aux 
dlpens, pour tous dommages et int£r6ts, parce que l'affrlteur ne 
soufire point de son refus. Und schon der berühmte Valin, comment. 
ad Art. 4. tit. des connaisemens (III. 2.) fast wörtlich ebenso. Es 
kann nicht geläugnet werden, dass das Interesse des Befrachters 
eine solche vorzeitige Unterschrift des Kapitains bisweilen wttnschens- 
werth macht und dass der Kapitain im praktischen Leben sich oft 
durch den Credit des Befrachters dazu wird bestimmen lassen. Aber 
einmal kann man juristisch den Kapitain keinen Falls dazu für ver- 
pflichtet halten und dann ist es für den Kapitain allemal gefahrlich, 
da er fürs Erste nach den Angaben des Connossements für die Ab- 
lieferung der Güter haftet. 
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Güter, der Namen des Schiffes, des Ortes, der Personen etc. 
handschriftlich ausgefüllt zu werden "). 

In alten Zeiten unterschrieb statt des Schiffers der Schiffs- 
schreiber. Uebrigens kommt der letztere bisweilen, selbst auf 
Kauffahrern doch noch vor, z. B. in Holland, wie denn Pohls 
S. 450 zwei Fälle anfuhrt. Die Ordonnanz von 1681, Artikel 1. 
liv. III. tit 2. setzt ihn auch noch voraus. Der Schiffer unter- 
zeichnet eigentlich im Namen des Verfrachters (Rheders), wenig- 
stens verpflichtet er denselben durch die Unterschrift des Con- 
nossements, soweit überhaupt der Schiffer den Rheder verpflichten 
kann und bezieht sieh das selbst auf irrige Angaben in dem 
Conuossemente, z. B. dass die Fracht vor der Abreise bereits 
bezahlt sei, wenn dies auch nicht der Fall war, wenigstens zu 
Gunsten des Consignatärs, der sich nun keine Fracht anrechnen 
zu lassen braucht. 

In dem angeführten Falle entschied sich auch Lord Tenter- 
den in the case Howard v. Tucker, bei Abbott (Lord Tenterden) 
1. c. Seite 281, hierfür, da sonst die Englische Praxis in vielen 
ähnlichen Fällen sehr unbestimmt und schwankend gewesen ist 
und bald so, bald so entschieden hat Siehe desshalb die 
anderen bei Abbott I. c. angeführten Beispiele. 

Wenn Abweichungen unter den mehreren Exemplaren 
der Conuossemente stattfinden, so wird nach den Umstän- 
den über die grössere Glaubwürdigkeit des einen oder anderen 
Documentes zu entscheiden sein, indem man namentlich auf die 
etwa zum Grunde liegende Certepartie zurückgeht, ferner unter- 
sucht, ob keine Radirungen, Aenderungen oder Fälschungen 
anderer Art, namentlich in den Unterschriften vorgefallen sind, 
endlich zu wessen Gunsten die andere Lesart sei und wer sich 
auf sie berufe 1 »). Dabei enthält das Franz. Recht (1. c. Art. 284) 
die gewiss allgemein anzuerkennende Bestimmung, dass (im Fall 



14. Du Preuss. Recht L c 1672 verlangt, dass die Anzahl der Collis 
in den Connossementen mit Buchstaben geschrieben und die leer 
gebliebenen Platze durchstrichen werden sollen. 

15. Das Holl. Recht Art. 514 räumt demjenigen den Vorzug ein, »wel- 
cher am meisten in der Ordnung ist.» Wegen Pöhla Ansichten bei 
abweichenden Connossementen siehe denselben 1. c S, 475. 76. 

19 + 
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einer Verschiedenheit zwischen den Exemplaren über dieselbe 
Ladung) dasjenige, welches sich in den Händen des Kapitains 
befindet, Beweiskraft habe, wenn es von dem Befrachter oder") 
dessen Commissionär eigenhändig ausgefertigt (rempli) sei, näm- 
lich gegenüber dem Befrachter und dessen Repräsentanten, also 
auch dem Empfänger der Waaren; dass aber umgekehrt gegen 
den Kapitain das Exemplar Beweiskraft verdiene, was der Be- 
frachter oder Consignatär vorzeige, wenn es der Kapitain eigen- 
händig ausgefertigt (d. h. doch wohl nur: unterschrieben) hat. 
Das Spanische Recht Art. 801 setzt, was sich von selbst ver- 
steht, noch hinzu: besitzen die beiden abweichenden Connosse- 
ments gegenseitig dieses Erforderniss, so richtet man sich nach 
den durch die Parteien geführten Beweisen und hat der Richter, 
wenn kein anderer allgemeiner Massstab da ist, namentlich nach 
dem Eide derjenigen Partei zu entscheiden, von der er ver- 
muthet, dass sie durch Irrthum eine Angabe eingerückt habe, 
deren Unrichtigkeit ihr schädlich wäre. Pardessus n. 729. 

Stimmen dagegen die mehreren, in gehöriger Form abge- 
fassten Connossementsexemplare mit einander überein, so be- 
wirkt das Connossement unter allen bei der Ladung interessirten 
Parteien vollen Beweis 17 ). Dritten wird man allemal den Be- 
weis des Gegentheils einräumen müssen, ja ich möchte über- 
haupt den Beweis des Gegentheils auch den Parteien gestatten, 
und scheint es zu genügen, dass, um Weitläufigkeiten, Zögerun- 
gen und Stockungen des Handelsverkehres der Parteien zu ver- 
meiden, auf Grund des ersten Beweises ein Urtheil erfolgen 
dürfe, und dass die Erklärung von der Erbringung des Gegenbe- 



16. Das Spanische Recht stimmt mit dem Französischen überein, sagt 
aber: wenn es von der Hand des Abladers oder seines Hand- 
lungsdieners ganzlich oder wenigstens der nicht gedruckte 
Theil geschrieben ist. Es wird wohl überhaupt unter Ausferti- 
gung nur die Unterschrift, wenigstens gemeinrechtlich, zu ver- 
stehen sein. 

t 

17. Das Franz. Recht Art. 283 setzt noch hinzu: unter ihnen und den 
Versicherern. Das Holl. Recht Art. 511 sagt: zwischen den Parteien 
und zwischen denen, die Antheil an der Ladung haben und den 
Versicherern; doch bleibt letzteren der Beweis des Gegentheils 
vorbehalten. 
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weises keinen Suspensiveffect dieses Urtheils habe, also mehr 
restitutorisch wirke *•). 

Doch ist hier wohl folgende Beschränkung hinzuzufügen, die 
das Holl. Recht Art. 514 ausdrücklich aufstellt und die aus der 
Natur des Seehandels sich zu rechtfertigen scheint: Wenn näm- 
lich auch der Schiffer beweisen kann, dass die im Connossement 
angegebene Quantität Güter nicht in das Schiff hat geladen 
werden können, z. B. weil es zu klein dazu war oder weil solche 
Masse (Eisens, Kupfers, als zu schwer) das Schiff hätte sinken 
machen oder weil an dem dasigen Platze soviel an dergleichen 
Waare überhaupt nicht vorhanden gewesen etc., — so gilt dieser 
Beweis zwar gegen den Ablader; doch ist der Schiffer nichts- 
destoweniger verbunden, den Consignatär schadlos zu halten, 
falls dieser, auf den Grund des Connossements, an den Ablader 
mehr bezahlt oder vorgeschossen, als das Schiff eingenommen 
hat; den Regress des Schiffers an den Ablader vorbehalten. 
Denn es scheint billig einmal, dass durch des Kapitains Nach- 
lässigkeit und Pflichtwidrigkeit der Consignatär nicht leide, dass 
aber auch dem betrügerischen Ablader sein dolus nichts nütze. 

Ferner muss man zur Sicherheit des Kapitains und eben 
wegen seiner strengen Verhaftung dem Kapitain, wie dies gleich- 
falls Holländisches Recht ist, die Befugniss einräumen, wenn 
ihm die Güter nicht zugezählt, zugewogen oder zugemessen sind, 
auf den Connossementen anzumerken, dass ihm die Art, die 
Zahl, das Gewicht oder das Maass der Güter unbekannt sei; 
doch wird dies füglich nur in Bezug auf die Exemplare von 
Beweiskraft sein, die er sofort nach der Unterschrift ausgeliefert 
hat, nicht auf das, was er selbst in Händen behält. Dasselbe 
gilt von Bemerkungen wegen fehlerhafter Emballage, wegen Be- 
schädigungen der Güter etc. 

Bei der Unterschrift der Connossemente kann der Kapitain 
mit Recht verlangen, dass ihm das Recief als der vorläufige 
Empfangschein der Ladung wieder zurückgestellt werde, wie 
dies denn das Holl. Recht ausdrücklich bestimmt, wogegen das 
Span. Recht Art. 810 es durch die Ausfertigung des Connosse- 
ments für anullirt erklärt Ausserdem sind aber die Ablader 



18. Daa Preu«. Recht (arg. § 1674) scheint überall den Gegenbeweis 
zuzulassen. 
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verbunden, dem Kapitain die Zollscheine (Clarirungsscheine) *») 
über die verladenen Waaren zuzustellen und zwar nach Franz. 
Rechte gleichfalls in jenen 24 Stunden, innerhalb welcher der 
Kapitain die Connossemente zu unterschreiben hat 

§ 107. Inhalt des Connossemente. 

Das Connossement ist mithin diejenige Urkunde, welche 
nach beendigter Abladung 10 ) und zwar auf Grund des vorläufi- 
gen Empfangscheins (Recief) und nach dessen wie nach den 
Bestimmungen der etwanigen Certepartie ausgestellt wird und 
worin der Schiffer die genannten Waaren empfangen zu haben 
bekennt und an den bestimmten Ort abzuliefern verspricht. 
Dasselbe muss enthalten 31 ); 

1) Den Namen des Schiffes und des Schiffers. Auch nennt 
man wohl den Hafen, wo das Schiff zu Hause oder resp. regi- 
strirt (z. B. England) oder matriculirt (Spanien) isL Ist keine 
Certepartie vorhanden, so ist es zweckmässig, die Nationalität 
des Schiffes zu bezeichnen, besonders in Kriegszeiten. 

2) Ein genaues Verzeichniss der verladenen Waaren nach 
Maass, Gewicht, Gattung, mit Angabe der Packe, Kisten, Tonnen 
und deren Signaturen, sowie das Bekenntniss, sie empfangen zu 
haben. Dabei darf der Schiffer, wie bereits $ 106 bemerkt, seine 
Bemerkungen wegen Beschädigungen, schlechter Verpackung oder 
wenn die Fässer und Kisten nicht ganz voll sind etc. am Rande 
oder bei seiner Unterschrift machen. Bemerkt er die Beschädi- 
gung etc. erst nachträglich, wo vielleicht bereits ein Connosse- 
ment in die Fremde geschickt war, so muss er, um nicht in 
Verlust zu gerathen, Alles anwenden, damit der Ablader selbst 
und zwar auf das in den Händen des Schiffers befindliche 
Exemplar einen bezüglichen Vermerk eigenbändig mache. Wird 



19. Franz. Code d. c. Art. 282. 

20. Der Ausdruck Abladen, Verladen, Beladen ist im Seerecht eigen« 
thtimlicb; wir haben aber keinen Anstand genommen, dafür in 
gleicher Bedeutung die Ausdrucke Verladen, Beladen zn ge- 
brauchen, die allerdings vorzüglich bei der Landfracht Üblich sind. 

21. Prenss. Reckt $ im. 69; Franzöi. Handelsgesetzbuch 281; 
Holl. Art 507; Span. Art 799. Auch Pohls, S. 449-52. 
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aber dem Schiffer die Waare nicht zugewogen oder gemessen, 
oder kennt er den Inhalt der Fustagen nicht, so muss er, wenn 
er nicht wegen der Angaben des Connossements verhaftet sein 
will, die allgemein übliche Formel in das Connossement schrei- 
ben: Gewicht (Mass etc.) und Inhalt unbekannt. Dahin 
geht auch die präservirende Formel: Frei von Leckage bei 
flüssigen Gegenständen, wovon weiter unten. Ebenso: Frei 
von Bruch, besonders bei Versendungen zerbrechlicher Gegen- 
stände (Glas, Porzellan etc.). Siehe § 129. 

3) Der Name des Befrachters oder Abladers, für dessen 
Rechnung die Waare verladen wird. 

5) Die Adresse oder den Namen des Empfängers der Waaren 
(Consignatärs, Destinatars). Dabei kann das Connossement 
zugleich mit dem Zusatz an Ordre oder auch ohne alle 
namentliche Bezeichnung eines bestimmten Empfängers schlecht- 
hin an Ordre gestellt sein, wo dann der Inhaber des Connosse- 
ments als der beabsichtigte Empfänger gilt. Manche, z. B. Eng- 
lische Prisengerichte Verlangen, dass der Eigen thümer der 
Güter speziell angegeben werde; ist derselbe von dem Ablader 
nicht verschieden, so ist wenigstens der Ablader zugleich als 
Eigentümer zu bezeichnen, cf. Jacobsen 1. c. S. 266 u. 413. 

5) Den Namen des Bestimmungsortes (Löschungshafens, 
Löschplatzes). 

6) Die Verpflichtung des Schiffers, die Waare an den Be- 
stimmungsort zu bringen und dort an den Destinatar abzuliefern. 
Dabei ist die Protestation sehr gewöhnlich, dass der Schiffer 
für höhere Gewalt nicht zu stehen brauche, welche in Deut- 
schen, Holland, und Dän. Connossements nicht selten kurz so 
lautet: „wenn Gott eine glückliche Reise giebt", in 
England: „the dangers of the sea only excepted", oder 
deutlicher: the acts of God, the king ennemies, fire and all other 
dangers and accidents of the sea, rivers and navigation, of 
whatever nature and kind soever, save risk of boats, so far as 
sbips are liable tbereto, excepted "). — Doch versteht sich das 
Alles von selbst* auch ohne besondere Protestation. Ebenso die 
gleichfalls übliche Bestimmung, dass der Schiffer die Waare in 



22. cf. Pöhls l c. 449 Note. 
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demselben Zustande abliefern wolle , wie sie ihm überliefert sei. 
Auch die uberflüssige Bemerkung findet sich häufig, dass man 
sich in Bezug auf Havarie den Usanzen der See unterwerfen 
wolle. 

7) Die Frachtbestimmung, und zwar auf dieselbe Weise 
wie in der Certepartie und mit Erwähnung dessen, was etwa 
der Rhederei oder dem Kapitain an Kaplaken, Gratification etc. 
nebenbei zu zahlen ist 

8) Am Schlüsse verpflichtet gewöhnlich der Schiller das 
Schiff und seine Person für Erfüllung aller aus dem Con- 
tracte fliessenden Verbindlichkeiten. Doch haftet bei einer so 
vagen Verpflichtung des Kapitains für seine Person derselbe 
doch nur in den § 52. 60. 61. gegebenen Ausnahmefällen mit 
seinem Vermögen, also wegen Versehen und Vergehen. 

9) Endlich folgt die Unterschrift des Schiffers oder des etwa- 
nigen Schiffsschreibers , nebst den in diesem sowie im vorigen 
$ angedeuteten Reservationen und Protestationen , die hier 
nicht selten erst angehängt werden. Auch die Bemerkung, in 
wieviel Exemplaren die Ausfertigung erfolgt sei, findet sich 
öfters gerade an dieser Stelle. Ebenso die sich gleichfalls von 
selbst verstehende clausula cassatoria, welche dahin geht, dass 
alle Exemplare des Connossements nur für eins gelten und dass 
mithin alle übrigen ungültig und wirkungslos sein sollen, wenn 
eins derselben erfüllt worden sei. Die Formel hierzu ist häufig 
die: „Wenn einem (Gonnossemente) davon ein Genüge 
„geschehen, so sind die anderen von keinem Werthe", 
oder „the one of which being accomplished, the others 
„to stand void". Pöhls S. 451 Note. 

10) Uebrigens ist es klar, dass die Parteien noch besondere 
Nebenbestimmungen und Sicherungen aller Art in das Connosse- 
ment aufnehmen können, also Bedingungen, Zeitbestimmungen, 
Modus nebst besonderen Protestationen etc. 

Doch versteht es sich wiederum von selbst, dass durch der- 
gleichen nichts festgesetzt werden darf, was dem Wesen der 
Seerechtsverhältnisse entgegen ist. Also wenn z. B. gesagt ist, 
was häufig geschieht: Der Empfänger solle die Fracht bezahlen, 
wenn die Waare unbeschädigt, trocken etc. ankommt: so ist das 
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eine Bedingung, die im Falle der Havarie ohne alle Wirkung 
bleibt 

11) Sodann wird der Inhalt des Connossements durch 
den Inhalt der Certepartie ergänzt und glaube ich allerdings, 
dass jeder dritte Inhaber des Connossements, wenn er auch 
ganz und gar nicht beim Abschlüsse der Certepartie durch 
Mittelspersonen oder kraft seiner unmittelbar rechtlichen Be- 
ziehung zu den Contrahenten betheiligt war, durch die dem 
Connossemente zum Grunde liegenden Bestimmungen der Certe- 
partie gebunden sei, soweit sie nur nichts gegen das Wesen des 
Seerechtslebens enthalten. Denn diesen letzteren Fall ausge- 
nommen, so steht es fest, dass der ursprüngliche Inhaber des 
Connossements, nämlich der Befrachter, Schiffer, Verfrachter 
durch den Inhalt der Certepartie gebunden sind; desgleichen 
aber auch der Consignatär, denn die Uebertragung der Rechte 
aus dem Connossemente von Seiten der genannten Parteien und 
namentlich, was der Hauptfall ist, von Seiten des Befrachters 
auf den Consignatär kann doch nur in [derselben Weise und 
mit denselben Beschränkungen und Verpflichtungen, also hier 
innerhalb derer der Certepartie, welche für den Uebertragen- 
den einmal vorhanden waren, rechtsgültiger Weise geschehen. 
Nemo plus iuris in alterum transferre potest quam quod ipse 
habet. Und dasselbe gilt bei jeder^ ferneren Uebertragung der 
Rechte aus dem Connossemente, und muss dasselbe namentlich 
auch dann gelten, wenn die Uebertragung durch Indossamente 
bewirkt ist. Doch wird es allerdings immer zweckmässig sein, 
sich zur besseren Sicherung der Anwendung dieser Rechtsgrund- 
sätze in jedem Connossemente ausdrücklich auf die Bestimmun- 
gen der Certepartie zu berufen, wenn man sie nicht lieber in 
extenso in das Connossement aufnehmen will. Die von Pöhls 
hierzu empfohlene Formel ist: nach Massgabe (oder laut) meiner 
Certepartie. 

Uebrigens ist auch die Bedingung erlaubt, dass die ver- 
ladenen Güter auf das Risiko des Consignatärs gehen sollen, 
doch muss derselbe erst darin gewilligt haben, oder schon 
aus irgend einem Grunde, z. B. weil er bereits vor Ab- 
gang der Waare die Gefahr übernommen hat, was bekanntlich 
nach Römischem Rechte unmittelbar nach Abschluss des Kaufes 



23. Pohls, S. 451. 
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(eines reinen Contensuaicontractes) geschieht, was aber nicht 
in allen Ländern praktisch ist, z. B. nicht nach Preussischem 
Rechte 



24. Anbei erfolgt das sehr empfehlenswerthe, genaue Schema eines Eng- 
lischen Connossements. 

Shipped in good Order and well-conditioned by Mr. 
in and upon the good Sbip or vessel called the 
whereof is Master for this present Voyage 
and now riding at Anchor in Che Port of and bound for 

being marked and numbered as in the Margin, and are to be de- 
Hvered in the like good Order and well conditioned at tbe aforesaid 
Port of (the act of God, Fire and all and every 

other Dangers and Accidents of the Seas, Rivers and Na?igations 
of whatever nature or kind soever excepted) unto 
or to Assigns he or they paying Freight for the said Goods 

Primage and Average accustomed. Jn Witness whereof the Master 
or Purser of the said Ship hath affirmed to Bills of Lading 

all of this Tenor and Date, the one of which Bills being accom- 
plished, the othera to stand void 
Dated in 

Sodann setze ich noch folgendes Französisches bei, besonders 
wegen der Verpflichtnngen am Schluss. 

Je demenrant a Capitaine et maitre, 

apres Dieu, du Navire nomme du port de tonneaux, 

maintenait a pour, du premier temps favorable qu'il plaira 

a Dieu envoyer aller cn droito route ä reconnais avoir 

rc$u et Charge" dans mon navire, sous le franc-tillac d'icelui, de 
vous Mr. 

le tout sec et bien conditionnl, marqu6 et numerot* comme en 
marge: lesquelles marchandises je m'engage porter et conduire dans 
mon dit navire (sauf les risques et p^rits de la mer), audit lieu d 

et la les delivrer ä 
en mc payant pour mon fret la somme de 

+ • 

Et pour cet effet, je m'engage corps et biens avec mondit navire, 
fret et apparaox d'icelui; en foi de quoi, j'al sigae* 
connaissemens d'une meme teneur, dont Tun accompli, les autrea de 
nulle valeur. le 183 
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5 108, Zurücknahme der Güter. 

Die Befrachter oder Ablader können die verladenen Güter 
nicht wieder ausladen, wenn sie nicht alle ihnen durch den 
Schiffer zugestellten Connossemente zurückgeben. Der Schiffer 
braucht sich sonst die Wiederausladung der Güter nicht gefallen 
zu lassen. Namentlich aber muss sich der Kapitain hüten, im 
Fall, dass schon eines oder mehrere der Connossemente ver- 
sandt sind, die Löschung vor sich gehen zu lassen, weil nicht 
bloss er, sondern namentlich der entfernte Inhaber des Connosse- 
ments leicht grossen Schaden erleiden können. Nach Holland. 
Recht Art. 511 darf in solchem Falle die Löschung nur auf 
richterliche Ermächtigung, nach Untersuchung der Sachen und 
unter gehöriger Bürgschaftstellung von Seiten des Befrachters 
(Abladers) gegen alle Nachforderung der versandten Connosse- 
mente geschehen; in allen Fallen gegen Zahlung der zuständigen 
(siehe $ 95) Fracht von den durch ihn abgeladenen Gütern und 
der Kosten, die die Einladung und Wiederverstauung der übri- 
gen Ladung verursacht, und letzteres ist gemeinrechtlich. 

S 109. Wesen des Connossements. 

Das Connossement ist eine Vertragsurkunde, sollte sie auch 
bloss die Form einer Beweisurkunde haben oder wie dies bei 
Holländischen, Deutschen etc. Connossementen nicht selten der 
Fall ist, in der Form eines Empfangsscheins ausgestellt ist, in- 
dem der Schiffer sich redend einführt: Ich bekenne etc.; denn 
es ist das immer zugleich ein Verpflichtungsschein, der auch den 
Befrachter nicht bloss durch seine Unterschrift, welche in der 
Praxis sich sehr selten unter Connossementen findet, sondern 
überhaupt durch das Ganze des Verhältnisses und namentlich 
durch das Factum der Einladung sowie durch das Ausfertigen- 
lassen der verschiedenen Connossemente durch den Kapitain, — 
gegenüber dem Kapitain und durch diesen überhaupt gegenüber 
Dritten bindet. Das Connossement dient aber vor Allem dazu, 
den Consignatär zum Empfange der Güter zu legitimiren. 

Diese Urkunde kommt übrigens auch vor, wenn der Rheder 
seine eigenen Waaren ladet, weil darin zunächst die Pflichten 
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des Schiffers bestimmt werden und die Urkunde vor Allem im 
Interesse des Consignatärs abgefasst wird. Endlich wenn der 
Kapitain Eigenthümer eines Theils der Ladung ist, so ist das 
Connossement keineswegs überflüssig. Ebenso wenn über- 
haupt kein Consignatär bestimmt ist, sondern z. B. der Rheder 
(oder Kapitain als Eigenthümer eines Theils oder der ganzen 
Ladung) nur den Transport in ihr Waarenhaus in einer frem- 
den Hafenstadt beabsichtigen, wird das Connossement nicht un- 
nöthig sein, indem dadurch über Qualität und Quantität der 
geladenen Güter ein Beweis geführt werden kann, was z. B. 
wichtig ist, wenn eine Entschädigung im Falle einer Ansegelung 
festgestellt werden soll oder auch gegenüber den Versicherern. 
Doch sollte in diesen Fällen, wo die Person mehrerer sonst ge- 
wöhnlichen Frachtcontrahenten in einer Person zusammenfallen, 
um Fälschungen zu vermeiden oder doch um die Glaubwürdig- 
keit des Connossements aufrecht zu erhalten, das Connossement 
besonders förmlich abgefasst sein ; doch genügt jedenfalls schon 
notarielle Beglaubigung. In Frankreich muss das Connossement, 
welches über die vom Kapitain für eigene Rechnung verladenen 
Güter gezeichnet wird, von zwei der vornehmsten der Equipage 
unterzeichnet sein. cf. Pard. n. 724. Aehnliches gilt dort, wenn 
das Connossement einen Ablader interessirte, der mit dem Ka- 
pitain in dem zur Ablegung eines Zeugnisses verbotenen Grade 
verwandt ist 25 ). 

Das Recht aus dem Connossemente concentrirt sich haupt- 
sächlich in dem Forderungsrechte an den Schiffer auf Ablieferung 
der Waaren an den bestimmten Ort. Wenigstens wird gerade 
diese rechtliche Seite des Connossements im Handelsverkehre 
besonders festgehalten und erzeugt eigenthümliche Rechtsver- 
hältnisse. Es kann aber dieses Recht wie jedes andere For- 
derungs- oder Klagerecht auch cedirt werden. Doch gelten in 
Bezug auf Connossemente nicht bloss die gewöhnlichen Regeln 
der Cession, sondern werden dieselben in der Regel als nego- 
tiable Papiere betrachtet. Am unbegrenztesten gilt dies, wenn 
das Connossement auf den Inhaber ausgestellt wird, in welchem 
Falle das Geschäft durch die blosse Aushändigung des Papiers 



25. Code de com. Art. 345. Pardessus 1. c. n. 724. 
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vollzogen wird *•). — Lautet das Connossement auf Ordre, so 
geschieht die Uebertragung desselben, wie bei Wechseln, durch 
ein Indossement auf dem Kücken. Es will scheinen, als ob auch 
bei Connossementen auf den Inhaber nicht bloss, obgleich diese 
Form hier nicht einmal nöthig ist, indem die blosse Aus- 
händigung des Connossements an den Anderen (den neuen In- 
haber also) schon völlig zur Uebertragung genügt, — sondern 
auch bei Connossementen auf eine bestimmte Person und ohne 
den Zusatz auf Ordre eine Uebertragung durch Indossirung 
stattfinden könne 2 '). Freilich erklärt das Holl. Recht Art. 508, 



26. cf. Koch, Preuss. Recht I. $435. S. 734. Der Code de com. fr. 
Art. 281 gestattet solches ausdrücklich. Das Preuss. Allg. Land- 
recht schweigt davon und nach allgemeinen Grundsätzen des 
Preuss. Rechts ist es Niemanden gestattet, Verschreibungen auf den 
Inhaber auszustellen (I. 2. $ 730. Ziff. 6 und Gesetz vom 17. Juni 
1833). Da jedoch nach $ 1. daselbst die auf jeden Inhaber ge- 
stellten Wechsel solcher Personen, welche kaufmannische Rechte 
haben, ausgenommen sind, und da Seeschiffer und Rheder Wechsel- 
fähig sind (schon nach II. 8. § 721, 22. und jetzt nach der neuesten 
sog. Deutschen Wechselordnung), so muss wohl auch nach Preuss. 
Rechte die Zulässigkeit der auf den Inhaber ausgestellten Connosse- 
mente angenommen werden. Uebrigens gestattet auch das neueste 
Holl Recht (L c. Art. 508) die Ausstellung auf Vorzeige r (In- 
haber) ausdrücklich. 

27. Valin (Art. 3. liv. II. Tit. X. des navires) scheint meiner Ansicht zu 
sein, wenigstens spricht er von der Uebertragung der Connossemente 
durch Indossemente ganz allgemein, bes. tom. I. pag. 607, wo am 
Ende der Seite zwar es heisa t: des facheres et des connoissemens, 
a moins en tout cas qu'ils (ne) soient aussi ä l'ordre. Doch 
spricht Valin sonst ganz allgemein und lässt diese Beschränkung 
mehr als wie aus dem ganzen polemischen Zusammenhange erhellt, 
keineswegs zu. Pohls, Handelsrecht (Erster, allgemeiner Theil) 
S. 188 erklärt übrigens, dass der Gerichtsgebrauch auch bei 
Connossemente nicht an Ordre hin und wieder eingeführt habe, 
dass ein Indossement die Kraft einer Cession habe. Ausserdem 
haben sich tüchtige Handelsleute gegen mich dahin ausgesprochen, 
dass sie das Connossement Uberhaupt für ein so negotiables Papier 
halten, dass es Uberhaupt schlechthin, gleich viel ob es an Ordre 
gestellt sei oder nicht, Air durch Indossemente allemal für Über- 
tragbar halten. 
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dass nur die auf Ordre gestellten Connossemente vermittelst 
Indossements übertragen werden können und das Span. Recht 
Artikel 802 erklärt nur die auf Ordre gestellten Connossemente 
für negotiabel und durch Indossemente für übertragbar. Pöhls 
1. c. erklärt sich dagegen und verlangt den Zusatz: an Ordre, 
damit sich der Schiffer auf diese Weise der Uebertragung durch 
Indossement unterworfen habe. Diese Rücksicht auf den Schiffer 
scheint mir aber unnöthig. In der Praxis endlich beschränkt 
sich übrigens die Uebertragung durch Indossement auf die Con- 
nossemente an Ordre und ist es demnach angemessen, zur Er- 
leichterung des Verkehres mit dem Connossemente diesen Zusatz 
überall zu machen. Nachtheile möchten dadurch nicht entstehen, 
wohl aber Vortheile, namentlich in Bezug auf die Schnelligkeit 
und Sicherheit des Verkehres. 

— 

Das Connossement beauftragt den Schiffer zur Uebergabe 
der Güter kraft des Rechtes und des Mandates des Abladers, 
von dem hier überhaupt erst alle Dispositionsbefugniss über die 
Güter ausgeht und dessen Recht der beauftragte Kapitain, trotz 
jenes Auftrages, so lange derselbe nur noch nicht vollzogen ist, 
nicht aufheben kann. Wenn demnach der Ablader, so lange res 
integra ist, d. h. so lange er nicht seine Disposition völlig verloren 
hat, den Auftrag zurücknimmt und auf irgend eine Weise eine 
andere Person als die ursprünglich bestimmte als Empfänger 
festsetzt, so ist der Kapitain verpflichtet, als ein treuer Manda- 
tar diesem Wechsel nachzukommen. Doch versteht es sich da- 
bei, dass der Kapitäin nicht schon in Folge seines ersten Auf- 
trages die Güter an den ersten Empfänger übergeben oder sich 
überhaupt aus diesem Mandat in Bezug auf die Uebergabe an 
den ersten Empfänger diesem verbindlich gemacht habe; ferner 
dass nicht der erste Empfänger bereits ein vollgültiges Recht an 
den Gütern, namentlich durch Bezahlung des Kaufpreises erhal- 
ten habe: in welchem Falle zwar der Kapitain nicht unbedingt 
zur sofortigen Ausantwortung der Güter, trotz des entgegenge- 
setzten Befehles seines Patrones oder Befrachters verpflichtet 
gehalten werden mag, wenn nicht zuvor die Behauptung der 
Bezahlung festgestellt worden ist; Verzögerungen in diesem Falle 
würde der Auftraggeber zu vertreten haben; doch wird man 
den Kapitain. wenn er bestimmt davon weiss, dass die von 
dem ersten Empfänger behauptete Zahlung stattgefunden habe, 
zur Uebergabe wenigstens für berechtigt halten. Stärker vermag 
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ich die Verpflichtung des Kapitains gegenüber dem Empfänger 
nicht anzusehen. Der Kapitain ist ja für's Erste und haupt- 
sächlich Beauftragter des Absenders und der Destinatar hat 
Uberhaupt 'nur erst durch die Vermittelung und die Macht des 
Absenders eine rechtliche Stellung zum Kapüaine. Wenn nun 
der Absender auf irgend eine Weise diese durch ihn getragene 
rechtliche Verbindung zwischen Destinatar und Kapitain zweifel- 
haft macht, so muss der Kapitain wenigstens zweifelhaft werden, 
gegenüber dem Destinatar, die einzig im Namen des Absenders 
obliegenden Verpflichtungeil zu erfüllen. Der Kapitain hat ge- 
wiss vorzugsweise das Interesse des Absenders und erst im 
zweiten Grade das des Destinatars wahrzunehmen. Hatte aber 
der Absender zur Contremandirung, wie sich nachträglich ergiebt, 
kein Recht gehabt, so kann die Schuld der durch die Verzöge- 
rung etwa dem Destinatar entstandenen Schaden nicht dem 
Kapitain, wenn er nur in bona fide ist, aufgebürdet werden; er 
handelte ja nur als ein treuer Mandatarius. Dagegen wird man 
unbedingt den Absender zu jeder Entschädigung für verpflichtet 
halten. 

Wenn aber der bestimmte Empfänger selbst das Connosse- 
ment auf einen anderen überträgt, so ist der Kapitain einfach 
und zwar eben wegen seines ursprünglichen Mandates durch 
den Ablader zur Ausantwortung an diesen neuen Empfänger 
ohne weiteres verpflichtet und berechtigt und scheint das gar 
keine besonderen Schwierigkeiten zu haben. Das Recht aus 
dem Gonnossemente ist nach modernen Handelsbegriflen ein 
völlig frei veräusserliches Recht, was durchaus nicht an der 
Person klebt und was demnach jeder destinirte Empfänger der 
Güter, sobald er das Gonnossement in Händen hat, auf völlig 
freie Weise an einen anderen veräussern darf. Das Mandat des 
Kapitains von Seiten des Abladers muss von Anfang an als mit 
Rücksicht auf diese, im kaufmännischen Verkehre unbedingt 
begründete Verkehrsfreiheit mit dem Gonnossemente ertheilt an- 
gesehen werden; es liegt also immer darin stillschweigend der 
Auftrag an den Schiffer: übergieb die Güter an den von mir 
bestimmten Empfänger und an denjenigen, den dieser für sich 
und statt seiner als Empfänger bezeichnen wird, nämlich indem 
er das Gonnossement auf einen Anderen überträgt. Wie sehr 
diese Ansicht in der Natur des Verkehres mit Gonnossementen 
begründet sei, ersieht man auch daraus, dass gewöhnlich der 
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Zusatz an Ordre in den Gonnossementeu beliebt wird und 
liegen mir namentlich gedruckte Formulare der Art aus allen 
Ländern vor. Die Person des Empfangers ist hier überhaupt 
gleichgültig, sofern sich nur Jemand als gehöriger Inhaber des 
Connossements legitimirt, was bei den einfach an Ordre (ohne 
alle Bezeichnung einer bestimmten Person) gestellten Connosse- 
menten allerdings schon durch das einfache Innehaben und 
Präsentiren des Connossementes dargethan wird. Doch scheint 
mir der Zusatz an Ordre ^nicht einmal so noth wendig zu sein. 

Die Schwierigkeit, welche besonders römisch rechtliche 
Juristen darin finden, dass der Kapitain einem fremden Dritten 
gegenüber, mit dem er gar nicht contrahirt habe, berechtigt und 
verpflichtet sein solle, ist eben eine Schwierigkeit nur nach 
Röm. Rechte und löst sich vor der modernen Rechtsauffassung 
leicht auf. Die eigen thümliche rechtliche Stellung des Kapitains 
folgt hier aus der innersten Natur des modernen Handelsver- 
kehres, der in seiner Grossartigkeit und Schnelligkeit sie unbe- 
dingt zu verlangen scheint. 

Da aber das Verhältniss zwischen Ablader und Kapitain 
gerade auf dem Connossemente beruht, so wird überhaupt eine 
Uebertragung des Rechts an den Gütern, um den Schiffer recht- 
lich zu verbinden, regelmässiger Weise durch das Connossement 
als das eigentliche Organ dieses Handelsverkehres bewirkt wer- 
den müssen, also wird mau wenigstens als Regel eine Ueber- 
tragung des Connossements zur Uebertragung der Güter ver- 
langen, ohne dass sich aber behaupten liesse, dass eine ander- 
weitige Uebertragung des Rechtes an den Gütern, z. B. im Wege 
der Cession als wirkungslos betrachtet werden müsste; vielmehr 
wird jede anderweitige Uebertragung, selbst wenn das Connosse- 
ment an Ordre gestellt war, genügen, um den Kapitain zu 
rechtfertigen, wenn er in Folge derselben entweder die Güter 
zu Gunsten seines Befrachters zurückhält oder sie dem ander- 
weitig durch den Befrachter oder den ursprünglichen Destinatar 
bestimmten Empfänger ausliefert. 

Die Einreden aber, welche die verschiedenen Contrahenten 
bei solchen Uebertragungen von Rechten sich entgegensetzen 
können , werden allerdings sehr verschieden sein je nach 
der verschiedenen Art der Uebertragung, ob durch Cession 
mit ihren eigenthümlichen Wirkungen, oder ob durch Indosse- 
mente. 
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Cebrigens ist der Uebergang der Rechte und Pflichten des 
Befrachters gegen den Destinatar auf den Schiffer nach der 
Natur des ganzen Verhältnisses ein beschränkter. Es bleibt 
immerdar das Verhältniss zwischen Befrachter und Destinatär 
das eigentliche Fundament auf der einen und das Verhältniss 
zwischen Befrachter und Schi (Ter die juridische Basis auf der 
anderen Seite. 

Das Verhältniss des Schillers zum Destinatär ist eben wegen 
des entfernteren Fundaments, welches für diese Beziehung ge- 
legt ist, nur ein loses und wird erst ein strengeres, sobald der 
Destinatär auf Grund jener entfernten Fundamente eine positive 
Handlung gegenüber dem Kapitain und der Ladung vornimmt; 
dann erst entsteht ein strengeres juridisches Verhältniss des 
Kapitains zum Destinatär, so dass jener diesen mit einer Klage 
auf die Erfüllung belangen könne. Zuvor ist die Beziehung des 
Kapitains gegen den Destinatär nicht so stark, dass jener, falls 
dieser jene contraetlichen Fundamente nicht anerkennen und 
namentlich den Befrachtungscontract für sich nicht erfüllen, also 
die Ladung entweder nicht annehmen oder auch, wenn er zu 
einer (neuen oder ursprünglichen) Abladung nur beauftragt war, 
im Namen des eigentlichen Befrachters nicht herbeischaffen will, 
direct eine Klage gegen ihn auf Erfüllung anstellen könnte. 
Vielmehr hat hier der Kapitain nur die Befugniss wie Verpflich- 
tung gegen ein solches Benehmen des Destinatars zu protestiren 
und resp. die Güter zu deponiren, sofort den (eigentlichen) Be- 
frachter zu benachrichtigen und sich überhaupt an diesen zu 
halten. 

Wenn aber nun wiederum anderseits nichtsdestoweniger der 
Destinatar ein so starkes Recht gegen den Kapitain hat, dass 
er gegen denselben auf Erfüllung des Contracts im Namen des 
Befrachters klagen könne, so erklärt sich dies 1) aus der con- 
traetlichen Mandatariusstellung des Kapitains gegen den Be- 
frachter, 2) aus der Unterzeichnung der Connossemente durch 
den Kapitain mit ihren eigentümlich strengen Wirkungen, und 
endlich 3) aus seiner unmittelbaren Stellung zu Schiff und (oder) 
Gut als den Objecten, durch welche die rechtlichen Beziehungen 
unter allen Contrahenten hier getragen werden: was, wohl zu 
merken, hier Alles zusammentrifft, um den Schiffer strenger 
verpflichten zu können. 
t. Kaltenborn, Seerechl I. 20 
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4 110. Üebertragimg des Connossement*. 

Es musste hiervon bereits gelegentlich in den unmittelbar 
vorhergehenden §§ gesprochen werden. Wir müssen hier aber 
noch eine Uebersicht geben. 

Eine Uebertragung des Connossements durch eine gewöhn- 
liche Cession darf unzweifelhaft stattfinden Diese Ueber- 
tragung hat denn nichts Eigenthümliches, geschieht in der ge- 
wöhnlichen Weise und Wirkung der anderen Cessionen von 
Forderungsrechten und ist hier weiter nicht zu erörtern. 

Die andere Uebertragung ist einfacher, Sie erfolgt durch 
blosse Indossirung und ist ein ungemeines Verkehrserleichte- 
rungsmittel für den Seehandel. Das Bedürfniss hat sie ge- 
schaffen. Die Indossirung der Wechsel gab Veranlassung und 
Muster dazu. Desshalb ist aber das Connossement noch selbst 
kein Wechsel, sondern findet nur, wenn einmal Indossirung 
beliebt wird, dieselbe in der Weise der Wechselindossemente 
statt. Es wird dann durch diese einfache Form das Connosse- 
ment Ubertragen. In der Praxis ist diese Connossemeirtsindos- 
sirung nur bei Connossementen an Ordre üblich und soll zu- 
gleich, nachdem ein Indossement stattgefunden hat, auch dabei 
der Zusatz: an Ordre hinzugefügt werden, damit eine weitere 
Indossirung stattfinden könne: was mir unnöthig scheint. Siehe 
den vorigen $ S. 300. 301 



28. Die entgegengesetzte Ansicht mancher Praktiker beruht auf der 
wenigatens stillschweigend vorausgesetzten verkehrten Ansicht, als 
ob durch die Möglichkeit der Indossirung das Connossement xu 
einem Wechselpapiere werde und dem gemäss zu seiner Uebertragung 
auch immer die wechselmässige Uebertragung durch Indossement 
stattfinden müsse. Es ist nun aber das Connossement kein Wechsel. 
Es ist auf dasselbe einzig die Möglichkeit der Indossirung wie bei 
Wechseln Übertragen. Weiter geht die Analogie nicht und kann 
man demnach nicht an sich die Uebertragung durch gewöhnliche 
Cession für ausgeschlossen ansehen, 

29. Der berühmte Valin (com. ail Art. 3. liv. II. tit. X. des na vi res) 
rechtfertigt diese leichten Uebertragungsarten. Er sagt (tom. I. 
pag. 607): II suffit — nämlich pour la cession — qu'il wnt porteur 
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Die Form eines solchen Indossements ist die eines Wechsel- 
giro's. Es enthalt die Aufforderung an den Schiffer, die im 
Connossemente genannten Waaren an den genannten Indossatar 
auszuliefern in beliebigen kurzen Worten : Für mich an die Ordre 
des Herrn A. (oder dessen Ordre), und muss von den Indossan- 
ten unterzeichnet sein; der Zusatz des Datums ist nützlich bei 
einer etwanigen Concurrenz mit anderen Exemplaren des Con- 
nossements. Der Empfang des Werthes braucht in der Regel 
nicht ausgedruckt zu sein. 

$ 111. Wirkung der Uebertragung des Connossements im 

Allgemeinen *°). 

Darüber herrscht nun allerdings viel Streit Doch steht in 
der Hauptsache wohl fest, dass durch die Uebertragung des 
Gonnossementes die Waare selbst als übertragen an den Adres- 



des factures ou des conuoissemens des marchamlises dout le trans- 
port hu ait fait, soit par un ordre a son profit au dos de ces piäces, 
soit par un acte separe' pardevant de Notaires, ou sous signature 
prive*e, d'autant plutöt que tout est ä ses risques de*s l'instant du 
transport. — Tel est l'usage constant du commerce, fonde* sur ce 
qu'il importe extremement de favoriser la rapidite* des ses Opera- 
tions, ou plutöt sur la necessite* de les mettre k convert d'atteinte, 
des qu'elles sont exemptes de fraude; sans quoi il tomberoit n£ces- 
satrement, tant au-dedans qu'au dehors du royaume. Uebrigcns 
xu Valin's Zeiten scheint diese Indossementübertraguug der Con- 
nossemente noch ziemlich zweifelhaft gewesen zu sein. Valin recht- 
fertigt dieselbe in der 1. c. Seite 607 ff. gegebenen polemischen Er- 
örterung glänzend. 

30. cf. Pöhls 1. c. S. 456 ff.; Thöl, Handelsrecht I. $ 80; Abbott, 
1. c. besonders Part IV. chap. X. of stoppage in transitu, S. 455 
bis 492 der 6. oder 511 — 40 der 8. Auflage ; vorzüglich aber den 
hier vortrefflichen Mittermaier (Deutsches Privatrecht 6. Aufl. 2 Bde. 
Regensburg 1842. 43) II. $ 565 S. 764—67, wo ausserdem die voll- 
ständige besonders Deutsche und Holländische Literatur angegeben 
wird; auch Hamb. Archiv für Handelsrecht I. S. 183. II. S. 321; 
Martens, Handelsrecht S. 22; Wilda in Weiske's Rechtslexicon 

in. s. 3i. 

20* 
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säten angesehen werden darf 31 ). Die Aushändigung des Con- 
nossements wird als eine Aushändigung der Waaren betrachtet. 
Was aber nun dies Fundament für weitere rechtliche Folgen 
begründe, richtet sich 1) nach der Absicht des Absenders und 
2) nach der weiteren Thätigkeit des Empfängers in Bezug auf 
Connossement und Waaren. 

Ob die Tradition des Gonnossements als eine symbolische 
Uebertragung fürs Erste des Besitzes und vielleicht auch des 
Eigenthumes anzusehen sei, wie Viele behaupten, scheint sich 
dahin beantworten zu lassen, dass eine solche symbolische Ueber- 
tragung zum wenigsten des Besitzes allemal nach kaufmännischer 
Ansicht in der Zusendung des Gonnossements enthalten sei, ja 
selbst des Eigenthumes, falls der Absender animo dominii trans- 
ferendi dem Empfänger Connossement und Güter zuschickt, was 
bei einer Zufertigung an den eigenen Spediteur aber nicht der 
Fall ist Ferner darf man den Ausdruck symbolisch nicht 
pressiren und weder im Sinne des Römischen noch des Deut- 
schen Rechtes nehmen, sondern in einem allgemein modernen, 
wornach darunter eben nur eine fingirte Uebertragung verstan- 
den wird, deren Wirkung erst im concreten Falle sich bestimmen 
lässt; man könnte es auch als eine vorläufige Uebertragung 
bezeichnen, deren volle Wirkung durch nachträgliche Acte von 
Seiten des Absenders nicht selten verhindert werden kann 
(namentlich in den Fällen des sog. Stoppage in transitu), sowie 
umgekehrt durch Acte des Empfängers (z. B. durch wirkliche 
Besitzergreifung der Waaren, durch Zahlung des Kaufpreises, 
durch Uebertragung des Gonnossements an einen Anderen) zur 
wahren Eigenthumsübertragung der Güter erhoben werden kann. 

Der Schiffer erscheint überall nur als Mittelsperson. Er 
hat keinen Besitz an den Gütern, weder im Namen des Absenders 
noch im Namen des Empfängers, sondern hat nur Detention mit 
der Verpflichtung der custodia und haftet ex recepto und ex 
mandato, sowie gegenüber dem Empfänger vielleicht auch als 
negotiorum gestor, obgleich diese Fiction nicht einmal so nöthig 



31. Holt, ahipping and navigation laws. II. p. 61. Kent, comment II. 
p. 499. Andere Beweise aus allen Ländern bei Holtius in den Tex 
bydragen tot regtsgeleerdheit vol. VIII. pag. 171, cf. Mittermaier 
1. c. S. 765 Note 14. 
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ist, indem auch hier das receptum genügt. Die rechtliche Stel- 
lung des Schiffers gegenüber Absender und Empfänger concen- 
trirt sich in der Ladung, die der Schiffer zu befördern sich 
verbindlich gemacht hat. Ursprünglich haftet er dafür dem Ab- 
sender. Sobald es aber durch die Umstände des concreten Falles 
klar ist, dass der Empfänger als der juristische Eigenthümer 
angesehen werden darf, so stehen nun die Rechte und Pflichten 
des Schiffers in Bezug auf die Ladung, welche er gegen den 
Absender hatte, gleichsam gegenüber dem Empfänger zu. Die 
Ladung bewirkt diesen Wechsel und ist derselbe so sehr in der 
Natur des Seehandels begründet und hat man sich an denselben 
so sehr gewöhnt, dass es eine lächerliche Aengstlichkeit ist, an 
diesem Wechsel juridisch Anstoss zu nehmen. Die Verpflich- 
tung des Schiffers gegen den Empfänger, sobald nur überhaupt 
mit der Zusendung Eigenthumsübertragung bewirkt wird — 
steigert sich zuletzt im höchsten Grade zu einer Verpflichtung 
gegen den Empfänger als nunmehrigen Eigenthümer der dem 
Schiffer anvertrauten Güter. 

Welche Rechte nun aber im concreten Falle durch das Con- 
nossement der Empfänger erhalte, richtet sich fürs Erste nach 
der Absicht des Absenders. Sendet dieser bloss an seinen 
Agenten, seinen Spediteur oder seinen Co mmissionär, 
so ist es klar, dass hier von einer Eigenthumsübertragung gar 
nicht die Rede sein kann; höchstens kann man dieselben als 
Stellvertreter des Absenders in seinem Besitze der Waaren be- 
trachten. Sendet derselbe aber an den Käufer, so ist als 
Regel anzunehmen, dass mit dem Connossemente zugleich das 
Eigenthum an den Gütern übertragen werde. Dies wenigstens 
ist überall die kaufmännische Ansicht. Desshalb versichert denn 
auch in der Regel der Empfänger die Waaren oder geschieht 
dies doch auf seine Rechnung; desshalb bezahlt in der Regel er 
die Fracht für die Güter; desshalb kann der Empfänger des 
Gonnossements in der Regel weiter über die Waaren durch 
Uebertragung des Connossements (sei es durch gewöhnliche 
Cessio», sei es durch Indossemente) verfügen. 

Um es kurz zu sagen, der Empfänger — Käufer des Con- 
nossements hat kaufmännisches Eigenthum an den Gütern, 
um mich dieses Ausdruckes zu bedienen 3a ); er darf darüber 



32. Vergl. oben $ 50. n. 2. S. 110 und 111. Note 15, 
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weiter disponiren, gewiss die eminenteste Befugniss eines Eigen- 
tümers; aber der Absender hat trotzdem sein Recht noch nicht 
ganz an den Gütern verloren, und so lange entweder der Empfänger 
noch nicht den Kaufpreis bezahlt oder so lange derselbe die 
Güter durch das Connossement noch nicht weiter veräussert, hat 
jener die Macht, dieses Eigenthum des Empfangers wieder aufzu- 
heben. Sobald dem Absender diese Befugniss, das Geschäft aus 
irgend einem Grunde rückgängig zu machen, genommen ist, so 
wird das Eigenthum an den Gütern durch das Connossement zu 
einem vollen juristischen erhoben S3 ). — Kauf und Tausch sind 
hier überall gleich. 

War das Kaufgeschäft über die Waaren nur bedingungs- 
weise abgeschlossen, so schon bei einem Kaufe auf Probe etc., 
so kann natürlich durch das Connossement nur dies bedingte 
Recht an den Gütern übertragen werden. 

§ 112. Im Einzelnen. 

I. Der Inhaber eines Connossements hat nie mehr Rechte 
durch dasselbe an den Gütern, als ihm sein Autor, der Absender, 
daran einräumen wollte durch die Uebermachung oder auch 



33. Man halte sieb hierbei nur nicht allzustreng an Überkommene, so 
zu sagen in der Juristenwelt eingebürgerte, stereotype Rechtsbegriffe, 
namentlich nicht allzustreng an das Röm. Recht oder auch an das 
ältere Deutsche. Die modernen Handelsconjuncturen haben sich 
ein eigen thUmliches Recht mit eigenthUmüchen Rechtsbegriffen ge- 
schaffen. Es ist das ein neues modernes Gewohnheitsrecht Darauf 
basirt namentlich das moderne Europ. Seerecht. Sehr schön sagt 
in dieser Beziehung Abbott (8), 530. But not every mercantile 
praclice of frequent use, and even of general convenienoe, ii, or 
ought to become, in all its consequencea, a part of the law of the 
land; for if such a rule were adopted, the law must in many cases 
depart from its own principles, and vary with the varying fashions 
of the times; nevertheless the law of England does adopt into its 
ovrn bosom many of the ancient customs and usages of merchants, 
and stretch forth its arm to assert and maintain them, tchen they 
are found eonsonant to legal reason and legal wisdom, and 
most esperialiy when they are ealeulated to promote honesty, and 
to prevent fraud. Ahbott (8) 530j (6) 478. 73. 
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weitere ^Jebertragung durch Indossemente. Also hat der Spedi- 
teur, Factor oder Commissionair, wenn ihm das Connossement 
zugeschickt wird, nur das Recht, den Auftrag in Bezug auf das 
Connossement, etwa die Deckung einer Schuld des Absenders 
bei einem Dritten, auszuführen. Wenn er aber nun trotz- 
dem seine Befugniss überschreitet und das Connossement mit 
den Gutern anderweitig veräussert, verpfändet oder darauf Gelder 
aufnimmt, so hat das Geschäft nichtsdestoweniger für den Dritten, 
der im guten Glauben, dass ein solcher Agent von seinem Autor 
durch die Ueberantwortung des Connossements dazu beauftragt 
sei, mit dem Agenten contrahirte, Rechtsbeständigkeit gegenüber 
dem Ahsender. Der Inhaber des Connossements hat die Ver- 
mutung für sich, dass er über die Güter disponiren dürfe. 
„Der alte Deutsche Satz: Hand muss Hand wahren" 
oder auch: „Wo du deinen Glauben gelassen hast, 
musst du ihn wiedersuchen" findet hier seine Anwen- 
dung. Der Autor behält nur soviel Rechte, als, der Agent ihm 
übrig gelassen hat und kann sich wegen p'er veräusserten Rechte 
nur an den Agenten selbst halten. Doch wird man dem Autor 
als wahren Eigenthümer das Recht einräumen, die Waaren 
durch Wiederzahlung dessen, was darauf von dem Dritten 
bezahlt oder pfandweise geliehen etc. war, wieder zurückzuer- 
halten und einzulösen. Diese Bestimmungen des Deutschen 
Rechtes scheinen allgemein anerkannt zu sein und sind nament- 
lich in England durch die sog. Factoreibills 6 Georg IV. c. 94. 
und 5 und 6 Vict. 3§. neuerlich zum gesetzlichen Rechte er- 
hoben worden. Die Natur des kaufmännischen Credites scheint 
aber eine solche Strenge genügend zu rechtfertigen. — Nach 
dem Englischen Rechte nun wird gegenwärtig der Agent, also 
auch der Mäkler des Absenders, sobald er das Connossement 
in Händen hat, im Allgemeinen und wenn nicht andere Um- 
stände es verdächtig machen, als befugt zur Veräusserung, Ver- 
pfändung etc. angesehen und sind demnach die darüber von 
dem Agenten mit Dritten geschlossene Geschäfte an sich gültig. 
Waren selbige aber noch nicht vollzogen, so hat, wenn dabei 
der Agent seine Vollmacht überschritten , der Eigenthümer 
(Absender) das Recht, das Geschäft nicht zu voltziehen und 
anderweitig hat er wenigstens ein Einlösungsrecht, um wieder 
zu seineni ^i^enthume zu gelangen^ namentlich auch im Falle 
des Bankrutes des Inhabers der Güter. Im Falle aber eines 
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inzwischen eingetretenen Bankrutes des Agenten muss der Eigen- 
tümer (also der Absender hier) der verpfändeten oder ein— 
gelösten (redeemed) Güter pro tanto seiner Schuld bezahlen. 
— Uebrigens scheint man in den Englischen Gerichten, soviel 
als irgend möglich, zu Gunsten des Rechts des ursprunglichen 
Eigenthümers, oft mit wahrer Einseitigkeit und mit Rücksichts- 
losigkeit gegen den dritten Contrahenten zu entscheiden und 
mag man desshalb bei Contrahirungen mit Englischen Agenten 
über Connossemente wenigstens vorsichtig sein. Die principielle 
Ansicht, dass der Agent doch von Rechtswegen nur soviel 
Rechte auf den Dritten übertrage, als der Eigenthümer ihm 
eingeräumt hatte, macht sich in diesen Verhaltnissen noch allzu 
streng geltend, wie es mir scheint, gegen den Geist der neuen 
gesetzlichen Bestimmungen. 

Aehnlich rechtfertigt sich der Satz, dass durch das Con- 
nossement Eigenthum an den Gütern übertragen werden dürfe 
auch von dem (fremden) Ablader, sofern nur der Dritte im guten 
Glauben sich befindet und mit derselben Beschränkung, dass 
der wahre Eigenthümer seine Waaren wieder einlösen dürfe. 

II. Wenn mehrere Connossementinhaber mit einander con- 
curriren, so fragt sich, wer geht dem anderen vor* 4 ). Siehe 
auch § 106 gegen Ende. 

1) Der, welcher das Connossement mit Eigenthumsanspruch 
innehat, geht allen denen vor, welche diesen nicht präten- 
diren dürfen, sondern bloss mandati nomine, d. h. für den 
und im Namen des Absenders. Sind beide Inhaber ver- 
schiedener Exemplare des Connossementes in dieser Be- 
ziehung für gleichberechtigt zu halten, so geht dasjenige, 
dessen erstes Indossement das älteste ist, vor; und lässt sich 
dies, namentlich weil z. B. das Datum, wie dies häufig ge- 
nug ist, bei den Indossementen fehlt, nicht bestimmen und 
ist kein anderer Ausweg vorhanden, so muss getheilt 
werden. 

2) Der durch Bezahlung des Kaufpreises legitimirte Connosse- 
mentsinhaber geht den anderen vor und bezieht sich dies 
auch auf Deckung durch Tauschobjecte. Bei der Comp en- 



34. Hierin glauben wir Pöhls, Handelsrecht I, Seite 184. 85 folgen zu 
können. 
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sation scheint es hier jedoch ganz besonders erforderlich 
zu sein, dass dem Absender der Umstand, dass die Zahlung 
auf diese Weise erfolgen solle, bekannt gemacht sei; denn 
nur durch eine solche Bekanntmachung würde man ihm das 
Recht der anderweitigen Disposition nehmen können. Auch 
Acceptation von Wechseln gegen Empfang des Connosse- 
ments ist Zahlung"), denn in dem Accept ist für den 
Acceptanten die Verbindlichkeit zur Einlösung des Wechsels 
enthalten, mithin gab der Absender, der auf Zeit trassirte, 
Credit, der der Zahlung gleich gilt, und es kann für ihn 
sogar die Wirkung der Baarzahlung darin liegen, insofern 
er den Wechsel vernegociirte. Bei Sicht wechseln würde 
die Zahlung erst in der wirklichen Honorirung liegen, 
wenn sie bei (nicht eine bestimmte Zeit nach) Sicht zu be- 
zahlen sind. 

3) Ein Vorschuss auf die Waare, also auch Acceptation von 
Wechseln auf einen Theil des Belaufes giebt kein Eigen- 
thum. Hier würde daher das zweite Connossement vor- 
gehen. Dagegen erhält durch einen solchen Vorschuss der 
Inhaber des ersten Connossements wenigstens ein ding- 
liches Recht an der Waare, vermöge dessen er dieselbe 
zu seiner Deckung retiniren darf. Demnach muss der In- 
haber des zweiten Connossements, wenn er sein Vorzugs- 
recht ausüben will, zuvor den Vorschuss auszahlen. Nämlich 
der Vorschussleistende erhält zu seiner Sicherheit hier 
überall stillschweigend ein Pfandrecht an der Waare und 
der Absender konnte über dieselbe überhaupt nur soweit 
noch disponiren, als er selbst in seinem Rechte durch dieses 
Pfandrecht nicht beschränkt war; nur mit diesem Onus 
konnte demnach eine Uebertragung des Rechts an Con- 
nossement und Waare stattfinden. 

4) Es ist gleichgültig für den einmal im Eigenthume der Güter 
befindlichen Inhaber des ersten Connossements, wenn auch 
der Inhaber des zweiten die Waare bezahlt hat; denn es 
kommt hier Alles darauf an, welche Rechte der Absender 
überhaupt noch übertragen konnte. Hatte derselbe dem 
Einen bereits das volle juristische Eigenthum an den Gütern 



35. Jacobson 1. c. T. 234. 
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übertragen., so kann der Andere es in Keratin Falle mehr 
erwerben. Im Falle des Stoppage in transitu ist noch nie- 
mals volles juristisches Eigenthum der Güter übertragen. 
Siehe $113*^ 



36. Das Holländ. Handelsgesetzbuch Art. 515 ff. sucht die hier Überall 
stattfindenden Collisionen so zu lösen. Art. 515. Sind die Connosse- 
mente Uber dieselbe Ladung verschieden, so erhält das den Vorzug, 
welches am meisten in Ordnung ist. — Art. 516. Sind verschiedene 
Personen jeder Inhaber eines Connossements von demselben Oute, 
so ist derjenige, welcher Inhaber eines direct auf seinen Namen 
lautenden Connossements ist, zur vorläufigen Auflegung vor- 
zugsweise vor dem berechtigt, der nur ein an Ordre oder an Vor- 
zeiger lautendes Connossement besitzt. — Art. 517. Sind alle Con- 
nossemente von demselben Gute resp. auf den Namen von deren 
verschiedenen Inhabern gestellt oder lauten sie alle an Ordre oder 
an Vorzeiger, so muss der Ausspruch des Richters entscheiden, wer 
von ihnen zur vorläufigen Auflegung berechtigt sei. — Art. 518. 
Wenu es dem Schiffer bekannt ist, dass mehr als ein Inhaber von 
einem Connossemente Uber dasselbe Gut vorhanden oder dass Be- 
scbJag auf das Gut gelegt ist, so darf er nicht löschen, ohne Er- 
mächtigung von dem Arrondissementsgericht. Er ist befugt, in 
solchen Fällen Autorisation von dem Richter zu verlangen, um, 
dem Rechte eines jeden unbeschadet, das Gut unter solche Be- 
wahrung zu bringen, wie der Richter bestimmen wird. — Art 519. 
Alle Betheiligten, und namentlich auch der ernannte Aufbewahrer, 
haben das Recht, wenn die Guter entweder wegen ihrer Art oder 
wegen der Beschaffenheit, worin sie sich befinden, Verderb unter- 
werfen sind, den Verkauf derselben von dem Richter zu verlangen. 
Der Ertrag des Verkaufs vertritt, nach Abzug der Kosten, die Stelle 
des Guts, und muss in gerichtliche Verwahrung gebracht werden. — 
Art. 520. Kein Arrest oder Einspruch von Dritten^ die nicht Inhaber 
von Connossementen sind, kann den Inhaber eines Connossements 
daran hindern, bei dem Gerieht die Auflegung und den Verkauf 
zu verlangen, vorbehältlieh der Rechte des Arrestlegers oder dessen, 
der den Einspruch gethan hat, an den Ertrag des Verkaufes. 

Durch diese Bestimmungen des Holland. Rechts, welche über- 
haupt nur auf ekue vorläufige Regulierung in solchen Collisions- 
fallen bjtoauslaulep, wird das S\fcoppager»c,ht ^es Absenders, und wer- 
den Uberhaupt die Rechte der verschiedenen Inhaber der Connosse- 
mente nirgends gefährdet. Sie sind sehr sacbgemäss. 
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III. Wir haben bereits gesehen, dass das Connossement ein 
transportabeles Document ist, d. h. der Inhaber darf es willkürlich 
veräussern. Wir wollen jetzt die einzelnen Fälle übersichtlich 
vorführen 37 ). 

1) Ein Connossement war nicht an Ordre gestellt, was aber 
überhaupt selten ist und wovon, wenn es der Fall ist, zu 
präsumiren ist, dass es auf einem Versehen beruhe, nicht 
ausdrückliche Absicht sei. Dies heisst dann: es lautet auf 
den Namen eines bestimmten Empfängers, der dann 
a) entweder blosser Mandatar des Absenders, wie z. B. der 
Spediteur ist und der dann allerdings an sich gar kein Recht 
zur Veräusserung des Connossements und der Güter hat. 
Siehe jedoch n. I. dieses §, -r- oder b) welcher Eigeuthümer 
der Waare geworden ist, wo er denn völlig freies Disposi- 
tionsrecht, namentlich auch gegenüber dem Absender hat, — 
oder c) welcher endlich zwar ein Recht auf Erlangung des 
Eigenthums hat, aber noch blosser Besitzer ist, indem er 
seine Verbindlichkeiten noch nicht erfüllt hat Hier gilt 
dasselbe, was sub a. gesagt, doch hat hier wohl dieser 
blosse Besitzer ein Vorzugsrecht vor dem Absender in Bezug 
auf die Einlösung der Waaren von dem Dritten, wenn er 
nur zuvor das volle Eigenthum gegenüber dem Absender 
durch Bezahlung der Waare nachträglich sich verschafft 

Wir haben bereits oben $ 1 10 Note bemerkt, dass üeber- 
tragungen, namentlich hier, wo das Connossement nicht auf 
Ordre lautet, sowohl durch Cessionen, als auch durch In- 
dossemente geschehen können. 

2) Das Connossement ist an Ordre gestellt Auch hier sind 
mehrere Fälle zu unterscheiden. — a) Es ist dasselbe an 
die Ordre des Absenders gestellt Hier indossirt dieser 
es, wann und an wen er will und der Inhaber ist durch 
das blosse Indossement hinlänglich sowohl zur Empfang- 
nahme der Güter als zur weiteren Uebertragung des Con- 
nossementes legitimirt. — b) Oder es ist an die Ordre des 
ersten Empfängers gestellt Hier gilt dasselbe wie sub a. 
Jeder Inhaber eines auf Ordre gestellten Connossements ist 
durch das Indossement genügend legitimirt und hat der 



37. Vergl. Pohla, Handelsrecht I. S. 1S7-89. 
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Schiffer überall nicht nach einem besonderen Titel der Be- 
rechtigung zu fragen. Von einem Vindicationsrechte oder 
Einlösungsrechte des Absenders und resp. der früheren In- 
haber des Connosscments gegenüber dem anderweitigen 
Inhaber ist hier nicht mehr die Rede, da ja hier das Con- 
nossement unbedingt auf Veräusserung wegen des Zusatzes 
an Ordre lautete. 

IV. Es lässt sich nicht als allgemeines Recht, namentlich 
auch nicht in Deutschland, ansehen, dass der Goncurs des 
Connossementinhabers dem Absender oder dessen Stellvertretern 
ein Vindicationsrecht gebe. Nach Franz. Rechte hat allerdings 
der unbezahlte Verkäufer immer das Recht, seine Sachen aus 
der Fallitmasse zu vindiciren, besonders wenn er dem Falliten 
bloss den Auftrag zum Verkaufe gegeben hatte. Dagegen ist 
dies allgemein nach Englischem Rechte nicht der Fall, wenigstens 
nicht, sobald der Käufer symbolischen oder wirklichen Besitz 
erhalten hatte, denn dann ist überhaupt Reclamirung nicht mehr 
möglich; dagegen wenn ein blosser Factor, der unsere Sache 
für einen Anderen innehat, bankerut wird, so kann man sie von 
ihm reclamiren, denn die Ueberlieferung an einen Factor ändert 
weder den Besitz noch das Eigenthum. Abbott Seite 513 (der 
8. Auflage). Nach der Russischen Ordnung für die Kauffahrtei- 
schiffahrt (1781 Art. 138) ist es Rechtens, dass, wenn ein Ban- 
kerutirer, um seine Gläubiger zu betrügen, Güter bereits in ein. 
Schiff geladen hat, die Gläubiger bis zur Bezahlung ihrer be- 
treffenden Forderung das Recht haben, das Schiff oder die ganze 
oder resp. theil weise Ladung zurückzuhalten; nur muss man 
bei den Gerichten um Rückhaitung bis zur Bezahlung sofort 
einkommen, sobald man den Verdacht der Zahlungsunfähigkeit 
schöpft. Abbott I. c. (8) 513. 514. Eben das soll auch ge- 
schehen, wenn der Schiffer wegen der Bezahlung der Fracht 
Verdacht schöpft. Jacobsen, S. 264. 

§ 113. Stoppage in transitu 

Mit diesem Englischen Ausdrucke: Stoppage in transitu 
pflegt man gewöhnlich ein seerechtliches Institut zu bezeichnen, 



38. Vergl ganz besonders Abbott, L c. part IV. chap. X. S. 511-40 
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das keineswegs bloss Englisch ist, sondern als ein Institut des 
gemeinen Europäisch-Amerikanischen Seerechts bezeichnet wer- 
den darf, wenn es auch, wie es mir scheint, bis jetzt in England 
am meisten zu einer gewissen Ausbildung gelangt ist. Es be- 
ruht dasselbe aber vor Allem auf dem Gewohnheitsrechte, auf 
den Usanzen der Kaufleute und ist von der Gesetzgebung der 
einzelnen Seestaaten bis jetzt fast gar nicht fixirt oder auch nur 
berücksichtigt worden. Nichtsdestoweniger scheint dies Institut 
wahrhaft im Wesen des modernen See- und Handelsverkehres 
begründet zu sein und rechtfertigt sich namentlich als eine Art 
von Sicherung des Eigenthümers gegen gewisse gefährliche Fol- 
gen des nun einmal bei jedem einiger Maassen ausgedehnten 
Handelsverkehre so nothwendigen Creditgebens. 

Man versteht aber unter Stoppage in transitu, droit de suite 
das Recht des absendenden Eigenthümers über seine auf dem 
Transport zu dem Dcstinatair befindlichen Güter anderweitig und 
zwar in der Regel durch Nachsendung und Indossirung eines 
Connosseraents zu verfügen, im Falle der Destinatar inzwischen 
unsicher geworden ist 

Das Englische Recht bezieht esj, ausdrücklich nur auf den 
Fall des Bankeruts des bestimmten Empfängers und diese Be- 
schränkung scheint sich von selbst zu rechtfertigen. Denn zu 
dem oben angegebenen Zwecke (Sicherung gegen die Folgen 
des freien Creditgebens) darf man selbstredend nicht so weit 
gehen, dem absendenden Eigenthümer überhaupt und allgemein 



der 8. Auflage, auf welche sich die Citate dieses § ausnahmsweise 
beziehen, da ich sonst die 6. v. 1840 doch mit Berücksichtigung der 
etwas späteren Englischen Gesetzgebung, citirt habe. Französisch 
heisst es: droit de suite. cf. auch Jacobsen 1. c S. 233— 65, der 
aber ausser einigen Holsteinischen Fullen vorzüglich nur die von 
Abbott angeführten Falle aus der Englischen Praxis bespricht; in- 
dessen doch S. 261 ff. auch einige Notizen über Frankreich, Russ- 
land und Spanien gibt; endlich Pöhla, bes. S. 457-65. 

Stop ist gleich stopfen, hemmen, einhalten; Stoppage, das 
Verstopfen, Hemmen, Einhalten, Anhalten; in transitu auf der Reise, 
übrigens nicht bloss zur See, sondern auch auf dem Landtransporte 
und überhaupt so lange, als der Destinatar noch nicht Besitz von 
den Gütern ergriflen hat. 
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ein Recht zu geben ••), nach Gutdünken ein ron ihm durch die 
Zusendung der Connossemente contrahirtes Kaufgeschäft in allen 
Fallen rückgängig zu machen, denn dies würde den Handelsver- 
kehr völlig unsicher machen und zu Gunsten eines einzelnen 
Eigentümers den Verkehr überhaupt erschüttern. — Auch darf 
man diesem Privilegium nicht den Sinn und die Absicht unter- 
legen, den Contract zwischen Absender und Destinatair über- 
haupt zu vernichten, sondern es geht dasselbe einzig dahin, das 
Recht des absendenden Eigentümers gegenüber dem unsicheren 
Destinatair, soweit dies noch möglich ist, zu bewahren ••), und 
wenn demnach das contractliche Verhältniss zwischen diesen 
beiden Personen bereits eine weitere Ausdehnung auch auf an- 
dere Personen durch den Weg der Connossemente oder auch 
wohl anderweitig erlangt hat, also namentlich der Destinatair 
durch Weiterindossirung auch andere Personen in das Verhält- 
niss hineingezogen und contractlich berechtigt hat, so kann der 
absendende Eigentümer jenes Privilegium nicht mehr gellend 
machen. Wollte man das Gegentheil statuiren, so würde wiederum 
zu Gunsten eines einzelnen Eigentümers der ganze kaufmän- 
nische Verkehr erschüttert werden. So lange sich das Verhält- 
niss zwischen Absender und Destinatair in Bezug auf die nach 
dem Connossemente versandten Güter nur auf diese beiden 
Personen beschränkt, lässt sich füglich zu Gunsten des einen 
gegenüber dem zahlungsunfähigen Gegner eine Restitution des 
Eigentumes rechtfertigen. Wenn aber auf Grund dieses nament- 
lich auch durch den absendenden Eigentümer zu Stande ge- 
brachten Rechtsverhältnisses andere Personen in Treu und Glau- 
ben auf Existenz und Bestand desselben zu negotiiren veranlasst 
wurden, so wäre es sehr hart, wenn man nun noch den ab- 
sendenden Eigentümer, der die dritten Personen durch seine 
erste Thätigkeit erst in die ganze Verkehrsverbindung hineinzog, 



39. So sagt ausdrücklich Abbott I. c. S. 511; auch »ei da« Englische 
Recht bierin Uberhaupt weniger bedacht auf das Interesse des Fer- 
kaufenden Eigentümers, sondern mehr günstig der Uebertragung 
des Eigenthums und unterscheide sieh dadurch vom Römischen 
Rechte und von neueren Geseteen, die auf dem Römischen Rechte 
basirten. 

40. Dies ist auch die Ansicht von Abbott, 1. c, S. 515. 
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gegenüber auch diesen Personen > die bona fide fcnd mehr zu- 
fällig sich daran betheiHgen, noch weiter zur Wahrung seines 
Eigentumes für privilegirt halten wollte* 1 ). 

Es verträgt sich aber das Institut mit der oben von uns 
ausgesprochenen Ansicht, dass durch die Connossementszusen- 
dung bereits Eigenthum an den Destinatair übergegangen sei, 
allerdings nicht Eigenthum in jenem strengen Sinne des Röm. 
Rechtes, sondern ein Eigenthum flüssigerer Art, ein Eigen- 
thum im modernen Sinne, was wir als kaufmännisches be- 
zeichnet haben und was übrigens nichtsdestoweniger so stark 
ist, dass es dem Empfanger bereits das Dispositionsrecht über 
die Güter giebt. Also liegt dem Stoppage allerdings der Gedanke 
zum Grunde, dass das Eigenthum (in dem bezeichneten Sinne) 
auf den Destinatair übergegangen sei, dass aber dasselbe aus 
den oben bereits angedeuteten Gründen unter Umständen von 
dem Absender wieder aufgehoben werden könne 43 ). — Doch 
glauben' wir auf der anderen Seite, dass, damit der Absender 
das Stoppagerecht noch ausüben dürfe, die nach dem Connosse- 
ment versandten Güter noch nicht in den Besitz des Destina- 
tars Übergegangen sein dürfen, denn dann sind sie mit dessen 
übrigem Vermögen äusserlich und reell zu einer Masse ver- 
schmolzen und gelten namentlich gegenüber dritten Personen 



41. In dem Falle der Weiterübertragung des Connossements durch In- 
dossement rechtfertigt sich das im Text Gesagte auch vielleicht 
dadurch, dass durch ein Indosscment, wie dies auch in England so 
angesehen wird (Abbott, S. 529 not c.) der Indossatar nicht in das 
ursprüngliche Contractsverhaltniss eintrete, sondern dadurch eben 
nur das Eigenthumsrecht an den Gutern erlange (nämlich für's 
Erste nur das, was wir kaufmännisches nannten). 

42. Dies ist auch Abbott's Ansicht (1. c. 515): the right of stopping 
in transitu does not depend upon a supposition that the property 
has not passed from the consignor; but on the contrary, is founded 
on an admission that the property has become veated in some other 
person. No question can ever be made upon the right of a man 
to seize bis own goods; but the question in cases of stoppage in 
transitu generally ig, whether, under the circumstances, the consignor 
may devest the pioperty, which has passed to another, and rerest 
it again in himaelf. 
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und zum Schutz von deren Rechten als volles Vermögen *»). 
So lange der Besitz der Güter noch nicht ergriffen ist, so lange 
sind die Connossementsgüter Dritten gegenüber wenigstens noch 
nicht äusserlich in der Weise mit dem übrigen Vermögen des 
Destinatars so verbunden, dass dieselben an sich ihren Handels- 
verkehr mit dem Destinatar nach einem neuen und nun ver- 
grösserten Massstabe des Vermögens des Destinatars bestimmen 
und namentlich ihren dem Destinatar zu bewilligenden Handels- 
credit darnach einrichten dürften. Also Dritten gegenüber ist 
noch gar keine rechtliche Wirkung aus dem Verhältnisse des 
Destinatars zu den Connossementsgütern hier vorhanden. Anders 
wenn die Besitzergreifung erfolgt ist. Dann erfordert es die 
Billigkeit gegenüber Dritten, erfordert es die auf dem kundbaren 
Vermögen des Destinatars basirende Sicherheit des Verkehrs mit 
ihm, überhaupt die Ordnung und Sicherheit des Handelsver- 
kehres, dass man dem Absender das Recht des Stoppage nun- 
mehr abspreche und ihn im Interesse des ganzen Handelsver- 
kehres lieber einen Verlust tragen lasse. Das Gegentheil würde 
entschieden den Verkehr erschüttern. Dabei kann es nicht 
darauf ankommen, ob der Absender Credit gegeben habe oder 
ob er das nicht gethan habe: was nach Römischem Rechte 
vielleicht von Wichtigkeit wäre. Das Eigenthum des Absenders 
muss vielmehr überall als verfallen angesehen werden. Der 
Grund ist die Ordnung und Sicherheit des ganzen Handelsver- 
kehres. 



43. Die Lehre von der Deutschen Were, welche der Absender Uber 
die Güter behält, bis der Destinatar sie in Besitz genommen hat 
lässt sich nur in Bezug auf das Deutsche Seerecht hier allenfalls 
zur Anwendung bringen. Es wäre aber einseitig, sie als Fundament 
für das Europäisch - Amerikanische Stoppagerecht zu benutzen. 
Doch wird man sagen können: Es steht dem absendenden Eigen- 
tümer so lange das Stoppagerecht zu , als er selbst oder durch 
Stellvertreter sieb noch im Besitze der Güter befindet, also der 
Destinatar selbst oder durch Stellvertreter noch nicht Besitz davon 
ergriffen hat. Doch dass diese Auffassung der Sache sich nicht 
ganz rechtfertigen lasse, ergiebt sich daraus, dass dieser fernere Be- 
sitz, diese fernere] Were das Stoppagerecht in dem Falle nicht 
aufrecht zu erhalten vermag, wenn der Destinatar sein Eigenthum 
bereits weiter durch das Connossement übertragen hat 
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Diese von uns aufgestellte Theorie des Stoppagerechtes 
scheint nun durchaus aus der Natur des praktischen Europäischen 
Seehandelsverkehres entnommen und stimmt namentlich bis in 
alle einzelnen Details mit der Englischen Praxis **) überein. 
Nach der bisherigen Entwickelung wird sich aber das Stoppage- 
recht füglich auf folgende Hauptpunkte zurückführen lassen. 

I. War yoii dem Destinatair bereits der Kaufpreis gezahlt 
oder das etwanige Tauschobject geliefert oder war eine Com- 
pensation (S. 313) möglich, so hat der Absender nicht mehr 
das Recht des Stoppage. Eine blosse Creditirung des Kauf- 
preises scheint mir aber dem Absender das Recht nicht entziehen 
zu können, obwohl Pöhls, Seite 458 anderer Meinung ist; das 
Factum der Nichtzahlung scheint mir hier die Hauptsache zu 
sein und überall den Absender zu berechtigen. Das scheint 
auch Englische Praxis. Jacobsen, 252. Das Französische Recht 
erklärt denn auch ausdrücklich, dass wenn noch nicht bezahlt 
sei, mag auf Credit oder nicht gekauft sein, nach Civil recht 
selbst die abgelieferten Waaren innerhalb acht Tagen zurück- 
gefordert werden können (Code Nap. Art. 2102) und wird auch 
unter Kaufleuten jedenfalls wenigstens in Bezug auf die 
Ausübung des droit de suite an den noch unterwegs befindlichen 
Waaren das Factum der Nichtzahlung nach Französ. Rechte 
genügen. 

II. Eine theil weise Zahlung entzieht nach Franz. Rechte 
dem Absender die Befugniss. Die Englische Praxis in dieser 
Beziehung ist aber dagegen, in dem Falle Hodgson v. Loy. cf. 
Abbott, S. 514, und muss ich mich in Consequenz mit den bis- 
herigen Auseinandersetzungen für die Richtigkeit der Englischen 
Praxis aussprechen, wenn ich auch im Interesse der Ordnung 
und Sicherheit des Handelsverkehres, sowie aus Rücksichten 
der Billigkeit ebensosehr als der Klugheit den Uebergang des 
Eigenthums an den theilweisen Zahler unter gewissen Bedin- 
gungen rechtfertigen möchte: nämlich 1) dass wenigstens die 



44. Leider giebt auch Abbott hier keine eigentliche Theorie Uber die 
Englische Praxis, sondern zählt vielmehr nur einzelne Falle auf. 
Da» Stoppagerecht finde eben, sagt er, in many cases statt, ohne 
dass das Princip von ihm angedeutet wird, 
v. Kaltenborn, Seerecht I. 21 
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Hälfte gezahlt sei und dass 2) der Absender sich eine theilweise 
Zahlung habe gefallen lassen« cf. oben § 112 sub II. 3. 

III. Das Stoppagerecht wird auch dann zu statuiren sein, 
wenn die gegen Einsendung des Connossements bereits accep- 
tirten Wechsel nicht gezahlt werden, falls darin Nichtzahlung 
liegt Siehe jedoch S. 313 sub 2. 

IV. Wenn das Geschäft unter einer Bedingung, sei es 
Resolutiv- oder nun gar Suspensiv -Bedingung, oder auf Probe 
etc. abgeschlossen, so kann um so mehr bis zum Eintritt der 
Bedingung etc. der Absender das Recht üben. 

V. Das Recht kann aber nur im Falle der eingetretenen 
Unsicherheit des Destinatars ausgeübt werden. Doch ist überall 
der materielle Concurs genügend. Der Absender braucht den 
formellen nicht abzuwarten. 

VI. Hat der Destinatar selbst oder durch Stellvertreter be- 
reits Besitz von den Gütern genommen, so vermag selbst das 
Factum der Nichtzahlung des Preises das Recht des Stoppage 
nicht mehr zu gewahren. Die Güter sind dadurch äusserlich 
und objectiv auch für alle dritte Personen in das übrige Ver- 
mögen des Destinatars übergegangen und erleiden dessen Schicksal. 

VII. Hat der Destinatar das Connossement bereits ander- 
weitig, gleichviel ob durch Cession oder durch Indossemente 
übertragen 45 ), so kann auch nunmehr selbst das Factum der 
Nichtzahlung das Stoppagerecht nicht mehr herbeiführen. 



45, Abbott, 528 scheint nur der Indossirung diese Wirkung zu geben: 
But a Becond vendee, who neglects to take actual or constructive 
po8&eBsion, is in the satne Situation as the first vendee, under whom 
he Claims. His title is dcfeasible on non - payment of the price by 
the first vendee, unless, indeed, he take under a bona fide indor- 
sement to hitn of a bill of lading, for valuable consideration. — 
Jacobsen (S. 260) bat aber unsere Ansicht. Abbott, S. 533 charak- 
terisirt aber die Englische Praxis in Bezug auf diese weitere In- 
dossirung folgender Massen: It is now the admilted doctrine in 
our courts, that the consignee may, under such circumstances before 
stated — (nämlich: that by an assignment made by the consignee 
for a valuable consideration, and teithout notice to the assignee 
that the gaods were not paid for, the property was absolutely 
transfered to the assignee, and that the consignor was by such 
assignment deprived of the right to stop the goods in transitu, 
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VIII. Nur der absendende Eigenthümer kann das Stoppage- 
recbt ausüben. Es geschiebt durch Zusendung eines ander- 
weitigen Connossementexemplares oder auch wohl anderweitig 
durch anderweitige Disposition über die Güter. Abbott, S. 520. 

IX. Doch halte ich den Kapitain , auch ohne besonderen 
Auftrag des Absenders, für befugt, im Fall er erfährt, dass der 
Destinatar bankerut sei, und- vermuthen darf, dass derselbe die 
Güter noch nicht bezahlt habe, im Interesse des Absenders 
wenigstens zeitweilig die Güter noch zurückzubehalten. Ist aber 

which as against the original consignee he might have exe r eise d) — 
confer an absolute right and property upon a third person, inde- 
feasible by any Claim on tbe part of tbe consignor. — Die Ueber- 
t ragung des Connossements muss gegen Entgeld, also kaufmännisch 
sein. Der Verkauf des Connossements an den Indossaten muss 
also, wie das Englische Recht dies mit valuable consideration aus- 
drückt, — ein wirklicher, kein Scheinkauf gewesen sein. Ferner 
versteht es sich von selbst, wie dies gleichfalls das Englische Recht 
andeutet, dass der neue Erwerber des Connossements in bona fide 
sich befinden müsse. 

Uebrigens beschränkt Abbott auch den Fall der Indossirnng noch 
weiter. Nicht in allen Fallen soll dies ein Hinderniss für den Ab- 
sender tum Stoppage sein. Er sagt nämlich Seite 537: Indeed the 
indorsement of a bill of lading was not considered to be properly 
an actual transfer in ittelf of the goods mentioned; but rather 
evidence or an act raising a presumtion of such a transfer, and 
consequently the object and legal effect of the indorsement might 
be ascertained by other cirenmstances. Und an einer anderen Stelle 
heisst es: the rights of the partier must depend on the State of 
things when-the bill of lading was signed and indorsed. Es werden 
auch Fälle angeführt aus der Englischen Praxis. Es scheint aber 
dies nicht richtig zu sein. Wenigstens aber wird man bei Statuirung 
solcher Ausnahmefälle sehr vorsichtig sein müssen. 

Endlich sagt Abbott, 538. 39. die Indossirung müsse wirklich 
gemacht sein; eine bloss briefliche Uebertragung ohne wirkliche In- 
dossirung soll demnach nach Engl. Rechte nicht genügen, um den 
Absender seines Stoppagerechtes zu berauben. Abbott und über- 
haupt die Engl. Praxis giebt hier unendlich viel auf das Concrete 
des besonderen Falles; ich glaube aber, dass dies nur nothbehelf- 
lich, aus Mangel an einer principiellen Auffassung, an einer Theorie 
geschieht. 

21 • 
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der ursprüngliche Destinatar bereits durch ein Indossement oder 
anderweitig verändert, so kann man dem Kapitain dieses Recht 
nicht mehr einräumen, ohne den regelmässigen Gang der 
Handelsconjuncturen zu verwirren. 

X. Ist der Absender nicht auch zugleich der Eigentümer 
der Güter und wird auch nur der Absender im Connossemente 
genannt, so hat gewiss I) der Absender, natürlich im Namen 
und Auftrag des Eigentümers das Recht des Stoppage; und 
2) ist der Eigentümer berechtigt, von dem Absender die Aus- 
übung des Stoppagerechts zu verlangen, endlich 3) kann der 
Absender auch ohne besonderen Auftrag des Eigentümers 
wenigstens vorläufige Schritte zur Wahrung von dessen Rechte 
tun. 

§ 113. Einzelnes. 

I. Das Stoppagerecht darf natürlich in guter Vorsicht auch 
ausdrücklich im voraus ausbedungen, doch kann es erst ausge- 
übt werden, wenn wirklich Insolvenz eintritt Abbott, S. 519. 

II. Die Güter befinden sich in transitu, so lange sie noch 
nicht von dem Destinatar oder dessen Stellvertreter in Besitz 
genommen sind. Demnach auch wenn die Güter bereits im 
Bestimmungsorte angelangt sind und sich noch auf dem Schifte 
oder auch im Lagerhause des Staats oder der Kaufmannschaft 
oder im Zollhause oder auf der Post oder in den Räumen des 
Spediteurs des Absenders befinden, so darf auch hier das Stoppage- 
recht noch ausgeübt werden. Ferner wenn die Güter zur See 
angekommen sind, um zu Lande noch weiter an den Empfanger 
transportirt zu werden, und inzwischen dieselben bei dem Spe- 
diteur, Kaimeister (wharefinger) oder bei einem Ballenbinder 
(packer, Packer), wenn diese auch vom Käufer ernannt sind, zeit- 
weilig bis zum Weitertransport niedergelegt werden, so bleibt 
das Stoppagerecht bestehen, wenn sich nur der Käufer des 
Waaren- oder Packhauses nicht als seines eigenen bediente. 
Abbott 1. c. Doch ist es anders, wenn der Kaimeister oder Spe- 
diteur nicht zum Weitertransport, sondern zur Empfangnahme 
der Waaren im Namen des Käufers beauftragt war. 

Ferner wenn der Weitertransport auf, dem Käufer nicht 
angehörigen, Kähnen oder Wagen geschieht, so ist dieser gleichfalls 
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noch nicht als im Besitz der Güter anzusehen und kann also 
das Privileg vom Ablader noch ausgeübt werden. Jacobsen, 
J. c. 253. 

Wenn das befrachtete Schiff von dem Destinatar auch ganz 
gechartert war, so ist trotzdem das Stoppagerecht auch nach 
eingenommener Ladung immer noch ausübbar. Dies ist klar, 
doch würde man den Fall ausnehmen müssen, wenn der Desti- 
natar den Kapitain ernannt hat und dieser nun in dem Namen 
desselben Besitz von den Gütern ergreift, was auch stillschwei- 
gend geschehen kann. Wenn aber der Destinatar das beladene 
Schiff auf mehrere Jahre für eigene Rechnung gemiethet hat, 
also owner of the ship pro tempore geworden ist, so entscheidet 
sich Abbott, S. 522 dafür, dass das Recht nicht mehr ausgeübt 
werden könne. Ich glaube, dass dies richtig sei und dass dies 
schon dadurch sich rechtfertige, dass in einem solchen Falle der 
Kapitain für den Destinatar stillschweigend Besitz ergreifen darf, 
als Beamter des Destinatars. 

Der Bankerut des Destinatars an sich hindert noch nicht 
den Uebergang der Güter an denselben; doch braucht anderer- 
seits der Verkäufer auch nicht den wirklichen Besitz wiederzu- 
erlangen, sondern es genügt schon ein Auftrag an den Fracht- 
führer der Güter, diese nicht auszuliefern. 

III. Wenn dem Kapitain, von dem wir übrigens noch be- 
sonders % 114 und $ 119 sprechen müssen, in Bezug auf seine 
Stellung bei Connossementsübertragungen, mehrere anscheinend 
gleich gültige Gonnossemente mit dem Ansinnen, die Waaren 
darauf auszuliefern, von verschiedenen Personen zugleich prä- 
sentirt werden, so wird man es fürs Erste seinem eigenen Er- 
messen überlassen müssen, wem er die Güter übergeben will 4 *). 



46. Abbott S. 539 sagt: It appeared in evidence, by the testimony of 
merchants and mästen of ships, that by usage, in the case of in- 
dorseraent of bill of lading to different persona, the master was 
at liberty to deliver to which he thought proper. Doch versteht 
es sich auch wohl nach der Englischen Praxis, dass eben die ver- 
schiedenen Connossemente wenigstens dem Anschein nach gleich 
gültig erscheinen müssen. Denn unmöglich kann man dem Kapitain 
ein Recht einräumen, durch willkürliche Aushändigung der Güter 
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Dabei hat er aber als Beauftragter des Absenders vor Allein 
wohl den zu berücksichtigen, den er im Interesse des Absenders 
für den besten hält und wird alsdann keine Klage gegen ihn 
zu gestatten sein denen, welche auf ihre Connossemente von 
ihm keine Güter empfangen haben 47 ). Ferner wird er die 
Güter, wenn er zur Uebergabe an einen Agenten des Absenders 
zuerst beauftragt war und nun die Concurrenz der bezeichneten 
Art eintritt, als ursprünglich Beauftragter des Absenders allemal 
an den Agenten des Absenders zu überliefern haben. — In allen 
zweifelhaften Fällen ist er verpflichtet, den Ausspruch eines 
Gerichtes einzuholen und allenfalls, wenn es nöthig erscheint, 
einstweilen die Güter sicher zu deponiren. Zum wenigstens 
wird der Kapitain in allen zweifelhaften Fällen überhaupt ver- 
bunden sein, die Güter dem Einen oder dem Anderen nur gegen 
Leistung von genügender Caution zu überantworten. 

Vergl. übrigens das, was bereits § 112 s. IL über die Con- 
currenz mehrerer Connossemente gesagt worden ist. 

IV. Diejenigen, welche annehmen, dass die Uebertragung 
eines Connossements, welches nicht an Ordre gestellt ist, nur 
durch förmliche Cession stattfinden könne oder falls auch durch 
Indossirung, so doch nach den strengen Grundsätzen der Cession 
beurtheilt werden müsse, mögen dem Absender das Recht ab- 
sprechen, anderweitig als in Person oder durch einen Bevoll- 
mächtigten die Güter zurückzunehmen. Wenigstens halten sie 
den Kapitain, welchem noch dazu sämmtliche von ihm unter- 
zeichnete Connossemente zuvor zu restituiren seien, anders nicht 
für verpflichtet, den Befehlen des Absenders nachzukommen. 
Ebenso könne hier der Destinatar nur auf dem Wege und 
mit den rechtlichen Wirkungen der Cession das Connossement 
übertragen 4 *). — Wir halten aber auch in solchem Falle die 
Uebertragung durch Indossirung für thunlich und wenden dann 
keineswegs die strengen Grundsätze der Cession auf eine solche 
Uebertragung an. Siehe $ 100. HO. 



im Falle mehrerer Connossemente das ganze Stoppagerecht des 
Absenders zu vernichten, m 

47. Dies ist auch die Ansicht Abbott'», sowie die Englische Präzis. 

48. Dies ist die Ansicht von Pohls I. S. 450. öl. 
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V. Erfolgt die Uebertragung kraft Gession, so hat der Schiffer 
gegen den neuen Inhaber die Einreden, welche ihm gegen den 
ursprünglichen zustanden. Anders wenn sie durch Indossirung 
bewirkt wurde, wo z. ß. selbst nicht gilt die Einrede der Nicht- 
bezahlung. 

S 114. Stellung des Schiffers bei Connossementubertragung. 

Indem ich auf $ 106, besonders $ 109, 111 und 112 n. II., 
sowie $ 1 13 n. III. Note 46, endlich § 119 verweise, ist hier nur 
noch zu bemerken, dass der Schiffer unbedingt das Stoppagerecht 
des Absenders zu respectiren hat. In allen zweifelhaften Fällen 
hat er das Gericht zu befragen oder die Güter zu deponiren oder 
doch nur gegen Caution zu überliefern, und überhaupt darf und 
soll er vorzugsweise im Interesse des Absenders handeln. 

8 115. Manifest oder Ladebuch «•). 

Es heisst auch Ladungsmanifest Es ist dies ein Verzeich- 
niss der in das Schiff geladenen Waaren auf Grund der einzel- 
nen über die Ladung ausgefertigten Connossemente. Es ist jetzt 
ein allgemein verbreitetes und als wesentlich anzusehendes 
Schiffsdocument, welches hauptsächlich zur Constatirung des 
wirklichen Bestandes der Ladung an den Zollstätten, sowie bei 
polizeilichen Nachfragen (z. B. wegen Quarantäne), endlich zur 
übersichtlichen Darstellung der ganzen Ladung im Interesse der 
Rheder« Bodmereigeber, Assccuradeurs etc. dient oder doch 
dienen kann. Gesetzlich ist es übrigens nicht in allen Ländern 
vorgeschrieben. 

Die Form des Manifestes ist gewöhnlich die einer tabellari- 
schen Uebersicht des Inhalts der einzelnen Connossemente der 
Ladung. Nach Englischem Recht soll das Manifest enthalten: 
1) Namen und .Tonnengehalt des Schiffes, 2) Namen des Schiffers 
und des Platzes, wo das Schiff zu Hause ist, 3) Namen des 



49. Pohls, S. 465 ff. Pardessus, n. 649. Abbott (6), S. 328. 29. Für 
England int das Manifest gesetzlich vorgeschrieben und enthalt die 
Acte 3 und 4. Will. IV. c. 52. $ 3. die betreffenden Vorschriften 
unter genauer Angabe des notwendigen Inhaltes des Manifestes. 
Siehe besonders bereits oben § 65 initio, S. 169, 170, sowie $ 45 
wegen der in Betreff der Ladung vom Schiffer zu führenden Papiere.' 
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Platzes oder der Plätze, wohin das Schiff bestimmt ist, 4) eine 
besondere Uebersicht und Beschreibung (particular account and 
description) aller am Bord befindlichen Frachtstücke nach Mar- 
ken, Nummern, Verpackungsart, nach Art und Spezies, mit be- 
sonderer Angabe der lose gestaueten (loose stowed) Güter, 
5) Namen des Versenders und des Empfängers, sofern der 
letztere namentlich im Connossemente steht, 6) ausserdem eine 
übersichtliche Zusammenstellung aller einzelnen im Schiffe ver- 
ladenen Frachtgüter nach der Art ihres Inhaltes, ihrer Ver- 
packung, also z. B. an Taback soviel, an Baumwolle soviel; 
ferner so und soviel Kisten, Fässer etc. Pöhls fordert ausserdem 
noch die Angabe der Frachtsummen. 

Das Manifest kommt besonders bei Stückgüterfracht und da 
vor, wo durch mehrere Certepartien von mehreren Abladern 
Theile des Schiffes gemiethet sind. Doch wird auch da, wo das 
ganze Schiff von Einem gechartert ist, in der Regel durch die 
Certepartie das Ladungsmanifest nicht unnüthig werden, da diese 
gewiss selten eine so spezificirte Angabe der eingeladenen Güter 
enthält, wie sie an Zollstätten etc. nothwendig ist. 

Die Aufmachung des Manifestes durch die Schiffsmäkler ist 
nicht selten. In Kriegszeiten gegenüber Prisengerichten ist es 
immer zweckmässig, dasselbe gerichtlich vidimiren zu lassen. 

Der Schiffer ist unbedingt für den richtigen Inhalt des 
Manifestes und für dessen Uebereinstimmung mit dem wirklichen 
Bestände der Ladung verantwortlich. Der aufmachende Mäkler 
nur wo ihn Gesetze dazu besonders verpflichten , denn fürs 
Erste -ist es dessen wie jedes anderen Concipienten des Mani- 
festes Sache, auf Grund der ihm vom Schiffer übergebenen 
Connossemente das Manifest aufzumachen. Ob das Alles auch 
wirklich verladen sei, kann der Concipient in der Regel zu der 
Zeit, wo er das Document abfasst, nicht mehr untersuchen; 
denn nicht selten wird das Schiff dann schon ganz oder zum 
grössten Theile vollgeladen sein. 

$ 116. Clarirung. 

Dies ist die Angabe des Schiffers über Schiff und Ladung 
an den Zollstätten. In der Regel darf man den Schiffer zur 
Zahlung der Abgaben für das Schiff verantwortlich machen; die 
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Abgaben für die Ladung haben, gegenüber dem Schifler wenig- 
stens, immer bei der Ausfuhr die Befrachter und bei der Ein- 
fuhr die Empfanger der Güter zu zahlen; doch kann das anders 
verabredet sein und in der Regel ist der Schifler beauftragt, die 
etwa unterwegs (z. ß. auf der Passage durch den Sund) zu ent- 
richtenden Abgaben auch für die Ladung zu entrichten. 

§117. Weitere Pflichten des Schiffers vor der Reise *°). 

m 

Von diesen ist in.$ 102 bereits gesprochen und hier nur 
noch anzudeuten, dass der Schifler mit dem ersten guten Wind 
und Wetter abzusegeln verpflichtet ist, nachdem sein Schiff zum 
üntersegelgehen zurecht gemacht ist In* der Regel wird der 
Ablader ein Interesse daran haben, dass gerade das bestimmte 
Schiff der Ladung aucli wirklich zur Reise verwandt werde. 
Vergl. das sehr lange Kap. 87. des Consulats. Der Schiffer hat 
demnach an sich nicht das Recht, die Waaren in ein anderes 
Schiff zu verladen und kann nur unterwegs im Falle der See- 
unlüchtigkeit seines Schiffes zum Weitertransport in einem 
anderen Schiffe für befugt gehalten werden. Vor der Abfahrt 
und vor Einnahme der Ladung wird der Schiffer gehalten sein, 
sein Schiff zu säubern, namentlich auch von Ratten und Mäusen 
durch Einsperrung von Katzen und Hunden. 

Der Schiffer darf ferner keine Güter für seine eigene Rech- 
nung in das Schiff laden, ohne Fracht dafür zu zahlen und ohne 
dazu von der Rhederei, und falls das ganze Schiff befrachtet ist, 
von den Befrachtern Erlaubniss erhalten zu haben; es sei denn, 
dass er dazu im ersten Falle durch die Bestimmungen seines 
Dienstcontractes oder im letzteren durch die Certepartien er- 
mächtigt wäre. So das Holländische Recht 1. c. Art 352. Span- 
Art 654, welches letztere das Verbot ausdrücklich auch auf die 
übrigen Schiffsleute erstreckt Doch ist die Pacotille u. Führung 
auszunehmen. Siehe $ 78 n. 7. 

Auch der Schifler, der auf gemeinschaftlichen Gewinn an der 
Ladung fahrt, darf für seine besondere Rechnung keine Güter 
in das Schiff laden, es müsste denn das Gegentheil bedungen 



50. Von den Pflichten des Schiffers überhaupt spricht Kent, 1. c. 208 ff. 
und 218 Ubersichtlich. Siehe bereits $ 102. 
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sein. Holl. Recht Art. 353. Franz. Art. 240 und dieses letztere 
bezieht mit Recht dies Verbot überhaupt auf alle für einen An- 
theil am Gewinn engagrrten Seeleute, indem es schlechthin einen 
Handel doch nur gleicher Art wie der der Gemeinschaft, den 
Seeleuten auf eigene Rechnung und zwar nicht blos auf dem 
Schiffe wo sie dienen, sondern auch auf anderen verbietet *'). 
Die Strafe der Ueberschreitung des Verbots ist nach Franz. und 
Holl. Rechte Conßscation der eingeladenen Güter zu Gunsten 
der übrigen Interessenten, unbeschadet natürlich (Holland. Recht 
Art. 353) der Vergütung der dabei verursachten grösseren Kosten, 
Schilden und Zinsen. Dagegen wenn sich der Schiffer für einen 
Antheil an der Fracht verdungen hat, so hat obiges Verbot nicht 
statt, und es reicht hier überall hin, wenn er von den von ihm 
eingeladenen Waaren d*ie Fracht zahlt, welche Fremde bezahlen 
würden. Er darf aber auch hier nichts ausschliesslich für sich 
in Anspruch nehmen und muss demzufolge die besondern Gra- 
tificationen, welche er etwa unter dem Namen Kaplaken erhal- 
ten würde, in die Masse werfen. Pardessus 1. c. n. 601. 

Für das Gut, welches der Kapitain auf Fracht annimmt, 
aber liegen lässt, muss er dem Ablader soviel ersetzen, als es 
an dem Bestimmungsorte zur Zeit der regelmässigen Löschung 
mehr gekostet haben würde. Ginge solches Gut aber dadurch, 
dass es zurückgeblieben ist, verloren, so geht es dem Schiffer ver- 
loren. Ries rechtfertigt sich aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen. 
Der von dem Consnlat angeführte Grund ist nur für Stück- 
güterbefrachtung passend; es heisst aber dort cap. 88: dieses 
Gesetz sei desswegen gemacht, weil viele Schiffer im Anfange, 
wenn sie eine Reise unternehmen, die Stückgüter zu einer ge- 
ringen Fracht abschliessen, und später wenn erst die Reise be- 
stimmt in Aussiebt kommt durch die recht zahlreiche Anmeldung 



51. Darüber sagt Pardessus 1. c. n. 691: dieses Verbot gründet sich auf 
den Schaden, der dadurch der Societät verursacht wird, dass 1) die 
Quantität der Waaren, die an den Bestimmungsort gebracht wer- 
den, vermehrt und somit der Preis heruntergedrückt werde, und 
2) grUndet dasselbe sich darauf, dass es wahrscheinlich ist, dass der 
Kapitain und consequent die übrigen Seeleute anf ihre eigenen be- 
sonderen Sachen mehr Fleiss verwenden und desshalb leicht die 
schuldige Sorgfalt für die gemeinschaftlichen Guter vernachlässigen 
werden- 
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von Frachtstucken, für die später angemeldeten Güter eine 
höhere Fracht sich zahlen lassen. Ware nun obige Vorschrift 
nicht vorhanden, so würden die Schiffer die Güter, weiche sie 
zu Anfang gegen geringere Fracht mitzunehmen sich verpflichtet 
hatten, leicht liegen zu lassen sich bewogen fühlen, eben um 
dafür andere neue gegen höhere Fracht noch annehmen zu 
können. Uebrigens muss wegen der liegenbleibenden Güter 
von dem Befrachter gegen den Schiffer ein Protest aufgenom- 
men werden. Cons. c. 88 und Dänisches Gesetzbuch IV. 2, 6. 
cf. Jacobsen, Seite 280. — Die mancherlei Bestimmungen der 
Particularrechte hierüber sind bereits oben $ 85 angegeben, auf 
welchen $ ich überhaupt zurückverweise; auch $ 91 u. $ 119. 

Wegen des Ortes der Ladung und Entlöschung und der 
in dieser Beziehung dem Schiffer obliegenden Pflichten siehe 
bereits $ 93; wegen der Liegetage $ 94. 

Der Schiffer ist endlich verantwortlich für allen Schaden, 
welcher den durch ihn, ohne besondere Einwilligung des Ab- 
laders, auf das Oberverdeck geladenen oder an den Seitenwänden 
des Schiffes aussen angehängten Gütern zustossen mag. Das 
Holl. Recht Art. 348 verlangt sogar schriftliche Einwilligung. 

$ 148. Pflichten des Schiffers während der Reise *>). 

Der Schiffer muss Alles thun, was zur guten Erhaltung der 
Waaren am Bord bis zur Löschung nothwendig ist. Er muss 
dafür sorgen, dass die Luken und sonstigen Oeffnungen des 
Schiffes, besonders wenn die See hoch geht, es regnet etc., wohl 
verschlossen sind, muss aber zugleich nach Umständen und be- 
sonders nach Beschaffenheit der Güter das Schiff so oft es thun- 
lich lüften etc. Preuss. Landrecht 11. 8. $ 1709. Die Luken 
werden gewöhnlich mit getheertem Segeltuche (Persenningen) 
bedeckt. Auch wenn der Schiffer Leckage bemerkt, so soll er 
sie möglichst zu stopfen suchen. Preuss. Recht 1. c. 

Gegen Ratten- und Mäusefrass muss der Schiffer, sofern 
die Natur der Waaren es zu fordern scheint, also z. B, nicht 
- bei einer Kohlen- oder Eisen- oder Weinladung, eine Katze 
mitnehmen: was in manchen Seerechten ausdrücklich vorge- 



52. cf. Pöhls, S. 468 ff. 
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schrieben ist. Doch wird man den Schiffer überhaupt nicht un- 
bediogt für Hatten- und Mäuseschaden an den Gütern verant- 
wortlich machen können, da in einem beladenen Schiffe die 
Katzen und Hunde nicht leicht an alle Orte hinkommen, wo dies 
Ungeziefer sich verbergen und Schaden anrichten kann. Das 
Consulat macht freilich den Schiffer unbedingt für den Schaden 
verantwortlich, wenn er keine Katze am Bord hatte und ver- 
pflichtet den Schiffer, falls die Ratze unterwegs starb, sofort am 
nächsten Orte eine andere anzuschaffen 46 ), cf. besonders Preuss. 
Recht II. 8 § 1708. 

Der Schiffer muss die Reise möglichst nach Wind und Wetter 
sowie nach der Beschaffenheit des Schiffes auf dem geraden oder 
auf dem etwa besonders verabredeten Wege machen. Ab- 
weichungen, besonders Angehen eines Hafens, besonders da dies 
ja wie jedes Annähern an das Land mit einer gewissen Gefahr 
für das Schiff und mithin auch für die Ladung verbunden ist, 
rechtfertigen sich nur aus Rücksichten der Noth. Von dem 
Rechte, nötigenfalls in einen Nothhafen zu gehen, von den 
Waaren zu verkaufen, zu verpfänden etc. ist bereits oben ge- 
sprochen. Wir werden weiter unten noch vom Seewurf zu 
handeln haben. Im Falle eines Schiffbruches ist der Schiffer 
gehalten, mit seinen Leuten soviel als möglich von Schiff und 
Gut zu bergen. 

Wenn das Schiff zur Weiterreise untüchtig geworden ist 
und die Ausbesserung im Nothhafen zu lange dauern möchte, 
so hat er nach Befinden der Umstände entweder schleunigst den 
Befrachtern davon Anzeige zu machen oder auch verderbliche 
Güter zu verkaufen oder endlich die Waaren mit der ersten 
besten Gelegenheit weiter zu schicken oder auch selbst ein 
ander Schiff zum Weitertransport zu miethen. Siehe den Schluss 
dieses §. 

Die übrigen Pflichten des Schiffers ergeben sich aus der 
Natur seiner contraetlichen Stellung zu den Rhedern und Ab- 
ladern von selbst und bedürfen keiner weiteren Spezification. 



53. Com. 65. 66. Für die unbedingte Verantwortlichkeit sprechen sich 
aus, wohl zugleich auf Grund der Verpflichtung des fullo (Kleider- 
reinigers und Wäschers) nach Röm. Rechte (L. 13. $ 6. D. 19. 2.) 
Casaregis, Straccha, Roccus, Kurike, Emerigon. Jacobsen ist unbe- 
stimmt, Pöhls hat unsere Ansicht. 
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Namentlich in Kriegszeiten hat der Schiffer das Seecere- 
moniel gehörig zu beobachten, damit er nicht von einer Kriegs- 
partei aufgebracht und so die Reise zum Nachtheile der Ladungs- 
interessenten verzögert werde. Vor allem aber muss er sich 
alles Einnehmens von Zoll- oder Kriegscontrebandartikeln ent- 
halten und überhaupt den neutralen Ckarakter von Schiff und 
Ladung aufrecht zu erhalten suchen. Er darf nicht unter feind- 
lichem Convoi segeln, wenn die Befrachter es nicht ausdrücklich 
erlaubt haben. Im Falle aber der Aufbringung durch Kriegs- 
oder Kaperschiffe muss er sofort den Rhedern und Befrachtern 
die gehörige Anzeige machen und Alles aufbieten, was zur 
Wahrung der Rechte von denselben dienen mag. Es ist übri- 
gens hiervon bereits oben bei Angabe der Pflichten des Schiffers 
überhaupt $ 64 sowie besonders $ 69 — 71 gesprochen worden. 
Siehe auch den letzten Abschnitt. 

Der Verfrachter oder Schiffer ist zur Vergütung von Kosten, 
Sehaden und Zinsen an den Befrachter oder an den Empfanger 
gehalten, wenn das Schiff durch Schuld oder Nachlässigkeit der 
Erstbenannten bei dem Abgange, während der Reise oder am 
Entlöschungsplatze angehalten oder aufgehalten ist Der Ver- 
frachter hat natürlich im Falle der Schuld oder Nachlässigkeit 
des Schiffers den Regress gegen diesen. Das Holl. Recht 1. c. 
Artikel 475. 76 enthält fast wörtlich die Bestimmungen dieser 
Nummer, die unstreitig sich als gemeines Recht ergeben. Die 
Entschädigung lässt sich einzig nach den Umständen des beson- 
deren Falles durch Sachverständige bestimmen. Doch wird in 
der Regel das gesammte Interesse zu prästiren sein nebst Zinsen 
und Kosten. 

Muss der Schiffer das Schiff während der Reise verzimmern 
lassen, so ist der Befrachter oder Ablader gehalten, das Ende 
der Verzimmerung abzuwarten, falls dieselbe sich nur nicht zu 
lange verzögert und dadurch die Speculation mifr der Waare 
vereitelt oder auch die Waare dem Verderb ausgesetzt werden 
sollte. In jedem Falle muss aber der Befrachter (Ablader), falls 
die Verzimmerung ohne Schuld des Schiffers nothwendig ge- 
worden, und der Befrachter die Güter bereits im Hafen der 
Verzimmerung zurücknehmen will, die ganze Fracht, sowie den 
Beitrag zur Havariegrosse zahlen. Doch erfordert es die Billig- 
keit, dass der Befrachter für die Zeit der Verzimmerung keine 
(ausserordentliche) Fracht zu zahlen habe, wenn das Schiff 
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monatsweise gemiethet ist und dass auch keine Erhöhung der 
Fracht eintrete, wenn die Befrachtung für die Reise geschehen 
ist — Kann das beschädigte Schiff nicht hald genug oder gar 
nicht verzimmert werden, so ist der Schiffer gehalten, für seine 
Rechnung und ohne dass er Frachterhöhung fordern darf, ein 
oder mehrere andere Schiffe zu miethen* 4 ), um die Ladung nach 
dein Bestimmungsorte zu führen. Das Hollandische, Preussische, 
Spanische, Englische und Französische Recht bestimmen dies 
ausdrücklich und scheint dies dem Wesen des Seehandelsver- 
kehres wahrhaft zu entsprechen (siehe oben § 64, S. 168) und 
mithin gemeines Recht zu sein, falls nur der Schiffer in der 
Auswahl des Schiffes und namentlich auch des neuen Schiffers 
die gehörige Sorgfalt anwendet, und wird dabei die Voraus- 
setzung zu machen sein, dass er sich nicht zuvor mit dem Be- 
frachter, Ablader oder deren Correspondenten Uber diesen Weiter- 
transport nach Zeit nnd Umständen verständigen könne; denn 
wo es angeht, wird man den Schiffer bei diesem wichtigen 
Schritte, zur Einholung von Verhaltungsregeln für verpflichtet 
halten müssen. Das Spanische Recht Art. 777 verpflichtet aber 
den Schiffer, das neu gemiethete Schiff zu begleiten bis zum 
Bestimmungsorte. 

Wenn der Schiffer kein anderes Schiff oder nicht genug 
Schiffe an dem Orte hat bekommen können, so kommt ihm 
die Fracht nicht weiter zu, als nach Verhältniss der bereits zu- 
rückgelegten Reise und bleibt dann der Weitertransport der 
Güter jedem einzelnen Ablader überlassen. Doch hat der Schiffer 
t auch hier inzwischen für ihre Sicherheit ,zu sorgen. 

Es versteht sich von selbst, dass der Schiffer in allen diesen 
Fällen die Ablader etc. von seinen Schritten sobald als möglich 
brieflich unterrichten muss. Sodann wird er wohlthun, über 
diese Facta öffentliche Beweisurkunden in Form von Protesten, 



54. Faber und Vinnius waren der Meinung, dass nach Röm. Rechte 
der Schiffer nicht verpflichtet sei, in solchem Falle ein ander Schiff 
zu suchen, weil der Contract sich eben nur auf das bestimmte Schiff 
bezöge (Vinnius ad Peckium, ad rem naut. p. 294. 95; Faber, comm. 
ad Fand, den Vinnius 1. c. citirt). Dagegen gibt schon das See- 
recht von Rhodus, das von Oleron und das von Wisby dem Schiffer 
das Recht, ein ander Schiff zum Weitertransport zu nehmen. Siehe 
oben § 64. S. 168. cf. Kent^ 1. c. 210-13. 



Digitized by Google 



Kap. II. Wirkungen des Frachtcontractes. $ 1 19. 335 

Verklarung etc. aufnehmen zu lassen; obgleich dies mehr zu 
seiner eigenen Sicherheit und nachherigen Erleichterung dient, 
indem er jene Facta auch auf alle andere Weise später wird 
beweisen dürfen. Doch schreiben manche Particularrechte solche 
Formen des Beweises Yor und können auch die Certepartien in 
dieser Beziehung dem Schiffer besondere Verpflichtungen auf- 
legen, wie überhaupt alle jene Punkte über das Verhältniss 
zwischen den Parteien naher bestimmen oder modificiren **). 

S 119. Pflichten des Schiffers nach vollendeter Reise. 

In dieser Beziehung verweisen wir zuförderst auf die be- 
reits $ 72 angegebenen allgemeinen Pflichten des Schiffers nach 
Beendigung der Reise. 

Hier scheinen überhaupt zwei Falle unterschieden werden 
zu müssen ••). 

I. Wenn ein Schiff von einem Befrachter so gemiethet ist, 
dass es erst an einem anderen Orte als an dem der Ausreise 
eine Ladung einnehme, so beginnen eigentlich erst an diesem 
Bestimmungsorte der Empfangnahme der Ladung die Rechte des 
Befrachters und die Pflichten des Schiffers in Bezug auf die 
Ladung. Zuvor geht die ganze Verbindlichkeit des Schiffers da- 
hin, zur gehörigen Zeit sich an dem betreffenden Orte mit 
seinem Schiffe einzufinden und sich zur Ladung bereit zu hal- 
ten. Dabei hat der Schiffer seiner Pflicht Genüge gethan und 
kann die Ladung von dem Befrachter unbedingt verlangen, wenn 
er nur ohne unnöthige Zögerung den Ort, wo das Schiff lag, 
verliess und auf möglichst kurzem Wege mit seinem Schiffe 
nach dem Bestimmungsorte segelte. Verzögerungen, die Wind 
und Wetter oder andere zufallige Ereignisse herbeiführen, hat 
der Schiffer nicht zu tragen ; der Befrachter muss trotzdem die 



55. Die obigen Bestimmungen in Betreff der Verzimmerung des Schiffes 
während der Reise und der betreffenden Rechte und Pflichten der 
Parteien finden sich fast wörtlich sowie oben in dem Texte im Holl. 
Handelsgesetzbuch Art. 478. 

56. cf. Pöhls, 1. c S. 472 ff. 
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Ladung zum Transport liefern. Doch wird man wohl die Be- 
schränkung hinzufügen müssen, dass die Zögerung nicht allzu 
bedeutend und nicht eine ganz ausserordentliche gewesen und 
die Abladung überhaupt durch die Art der Verzögerung (z. B. 
bei verderblichen Waaren, durch inzwischen ausgebrochenen 
Krieg) nicht unmöglich geworden sei. Auch versteht es sjch 
von selbst, dass sich der Ablader eegen die Nachtheile der Ver- 
zögern ng in der Weise schützen kann, dass er sich ausdrücklich 
zur Befrachtung nur unter der Bedingung verpflichtet macht, 
wenn der Schiffer bis zu der und der bestimmten Zeit am Orte 
der Abladung mit seinem Schiffe eintreffe. Ist eine solche Be- 
dingung, wie das bei manchen Ladungen und unter Umständen sehr 
zweckmässig und zugleich billig scheint, aufgestellt, so kann sich 
denn auch der Schiffer nicht damit entschuldigen, dass er durch 
Wind und Wetter oder höhere Gewalt etc. aufgehalten sei. 
Sondern wenn in einem solchen Falle die bestimmte Zeit ver- 
strichen ist, so hat der Ablader überhaupt keine Verpflichtung 
mehr, die Ladung zu liefern. Der Schiffer wird wohlthun, in 
dem Contracte sich wenigstens ausbedingen zu lassen, dass der 
Ablader auch in einem solchen Falle wenigstens eine ander- 
weitige Ladung innerhalb einer bestimmten Frist oder möglichst 
bald besorgen wolle. 

Am Ladungsplatze angelangt, hat sich der Schiffer bei dem 
Ablader oder dessen Correspondentcn zu melden und ihm sein- 
Schiff zur contraetlichen Disposition zu stellen. Von dem Augen- 
blicke, wo der Ablader, resp. Correspondent sich zur Abladung 
bereit erklärt, treten die Verpflichtungen des Schiffers ein, 
welche er, falls das Schilf am Orte der Ausreise bereits beladen 
wäre, von nun an zu erfüllen gehabt hätte und sind natürlich 
auch die während der Reise dieselben wie anderwärts. Umge- 
kehrt sind auch die Pflichten und Rechte eines solchen Be- 
frachters dieselben wie die jedes anderen. Am Löschplätze einer 
solchen Ladung liegen aber dem Schiffer dieselben Verbindlich- 
keiten ob, wie an jedem anderen Löschplatze nach Vollendung 
der Reise; und hiervon soll nun unter Nummer II. gehandelt 
werden. 

II. Wenn das Schiff am Orte der Ausreise bereits seine 
Ladung einnimmt, um sie an einen bestimmten Ort zu trans- 
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portiren 67 ), so ist dieser Bestimmungsort der Ort der Löschung 
oder der Löschplatz. 

1) Ist das Schilf durch Certepartien für einen oder wenige 
Theilnehmer befrachtet, so wird es in der Regel so angesehen, 
als ob dann der Schiffer die Pflicht habe, den Destinataren seine 
Ankunft und Löschungsbereitschaft anzuzeigen. Anders bei 
Stückgüterbefrachtung. Dabei begnügt man sich nämlich, zur 
Bequemlichkeit des Schiffers nicht bloss, sondern weil der 
Schiffer auch häufig die einzelnen Personen nicht leicht würde 
erfragen können, mit der Forderung einer ortsüblichen Bekannt- 
machung von der Ankunft des Schiffes im Hafen. Es sind 
nämlich in allen Seeplätzen Anstalten getroffen, wodurch die 
Kaufleute die Ankunft Yon Schiffen sehr bald erfahren. Daher 
ist es denn hier die Hegel , dass sich umgekehrt der Destinatar 
bei dem Schiffer, dessen Mäkler oder Correspondenten zu mel- 
den hat. 

2) Der Schiffer hat sodann nach den betreffenden Landes- 
und Ortsgesetzen die Einklarirung am Löschungsplatze bei 
der Zollbehörde zu besorgen, doch in der Regel nur für das 
Schiff, indem die Ladung zu besorgen den Destinatären obzu- 
liegen pflegt. 

Im Hafen oder auf der Rhede muss der Schiffer auf den 
ihm von der Hafenbehörde angewiesenen Platz sein Schiff legen 
und im Interesse seiner Gommittenten alle Vorsicht anwenden, 
um weder sein noch andere Schiffe, noch die Hafenanstalten 
und Wasserbauten zu beschädigen. 

3) Kann der Schiffer wegen der geringen Tiefe des Wassers 
oder auch aus anderen zufälligen Gründen (z. B. weil der Hafen 
zu voll ist etc.) nicht an den regelmässigen Plätzen die 
Waaren entladen, muss er also draussen mit dem Schiffe liegen 
bleiben und die Waaren durch Leichterschiffe nach der regel- 
mässigen Entladungsstätte schaffen, so hat er alle seine gewöhn- 
liche Sorgfalt für den Transport der Waaren bis dahin anzu- 
wenden, denn er haftet dafür; ja falls er die Leichter selbst 
engagirte und diese Versehen begingen, so haftet er selbst für 



57. Ueber diese zweite Nummer verbreitet sich Pohls, S. 479 ff. sehr 
umständlich. 

v. Kaltenborn Seerechl I. 22 
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den dadurch herbeigeführten Untergang der Waaren, sowie in 
jedem anderen Falle für seine eigenen und seiner Leute Ver- 
sehen, z. B. auch für die Sicherheit der Waaren in den Leichter- 
schiffen gegen Diebstahl seiner Leute und auch Fremder, falls 
er nämlich durch von ihm engagirte Leute den Transport be- 
sorgen liess, gleichviel ob er dazu verpflichtet war oder nicht. 

4) Die Kosten der Entlöschung durch Leichter- 
schiffe tragt der Schiffer, wenn er mit seinem Schiffe aus 
irgend einer besonderen Beschaffenheit seines Schiffes an dem 
regelmassigen Entlöschungsplatze nicht landen kann. Hindern 
ihn daran andere Ursachen, z. B. die Lage des Orts, die Be- 
schaffenheit des Fahrwassers, oder können überhaupt beladene 
Schiffe nur bis zu einem gewissen Punkte vor dem Hafen oder 
dem Werft segein, so muss die Kosten der Destinatar tragen und 
die Reise wird dort als beendigt angesehen, wohin das Schiff 
ohne Gefahr gelangen kann. Doch können Vertrag und Usanz 
dies anders bestimmen, namentlich so dass, vielleicht der Billig- 
keit gemasser, beide Theile gleichmassig die Kosten im letzteren 
Falle tragen. 

5) Der Schiffer hat sich vorzusehen, dass er an den richti- 
gen Empfanger abliefere. Im Falle mehrere Connossemente 
ihm prasentirt werden, hat er die § 106 gegen Ende und $ 112 
sub HI. angegebenen Regeln zu beobachten. Ist der Schiffer 
nicht an eine namentlich bestimmte Person durch die Certe- 
partie oder das Gonnossemcnt zu liefern gehalten, so hat er die 
Legitimation des sich um Empfang Meldenden zu untersuchen, 
doch kann man natürlich von dem Schiffer hier keine juridische 
Untersuchung verlangen. Es darf der Kapitain liefern, wenn 
nur äusserlich Alles in Ordnung ist, wenn nur die präsentirten 
Documente mit denen des Kapitains dem Anschein nach in allen 
wesentlichen Punkten übereinstimmen und überhaupt kein Ver- 
dacht obwaltet. Wenn die präsentirten Connossemente nicht 
übereinstimmen, so hat der Schiffer nach Massgabe der oben 
$ 100 gegen Ende aufgestellten Grundsätze zu verfahren ••). 

6) Der Schiffer ist für die Versehen und Vergehen seiner 
Leute, sowie für die schlechte Beschaffenheit der Taue etc. beim 
Ausladen verantwortlich. 



58. Pöhlt Anwehten darüber siehe bei demselben, 1. c, S. 475. 76. 
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7) Der Schiffer mus9 die Güter im Allgemeinen in dem 
Zustande abliefern , in welchem er sie empfangen hat. Jeden 
nicht durch Zufall oder höhere Gewalt oder durch Havariegrosse 
entstandenen Schaden hat er zu decken. Dagegen 

8) Die Qualität und Quantität der Güter betreffend, 
so sind folgende Unterschiede zu machen ••). 

a) Ist dem Schiffer eine bestimmte Quantität zugezählt, zuge- 
messen, zugewogen, so haftet er für die Auslieferung von 
derselben Quantität, gleichviel ob ihm die Waare lose oder 
verpackt übergeben wurde. Wo dies nicht der Fall ist, da 
haftet er nur für den äusseren unverletzten Bestand der 
Fustage oder Packung der Frachtstücke (Ballen, Tonnen, 
Kisten etc.) und bei unverpackten Waaren nur für die un- 
gefähre Quantität. Die Angaben in den Connossementen 
über die Quantität erscheinen, sofern die Waaren dem 
Schiffer nicht wirklich zugemessen, nur zwischen Ablader 
und Empfänger massgebend, verpflichten aber den Schiffer 
nicht. Wenn dagegen in irgend einer anderen Weise 
dem Schiffer die wirkliche Verladung einer bestimmten 
Quantität in sein Schiff nachgewiesen wird, so ist er für 
Auslieferung gerade dieser Quantität unbedingt verantwort- 
lich. Nur für die Verminderung durch Zufall und höhere 
Gewalt haftet der Schiffer nicht. Hei der Frage, ob das 
eingenommene Quantum als geliefert anzusehen sei, sind 
die besonderen Eigenschaften der einzelnen Waaren zu be- 
rücksichtigen. Manche Waare verliert durch den Transport 
im Masse (wie Flüssigkeiten durch Leckage), manche an 
Gewicht (z. B. durch Austrocknen etc.); demnach genügt 
bei solchen Gütern immer, dass nur annäherungsweise die- 
selbe Quantität geliefert werde. Ein kleiner Ausfall, dessen 
Grösse sich übrigens nicht allgemein, sondern nur concret 
nach der Besonderheit des einzelnen Falles bestimmen lässt, 
wird dem Schiffer hier immer zu Gute gehalten; es lässt 
sich nur sagen, dass der Ausfall in einem gewissen Ver- 
hältnisse zur nominell oder reell eingenommenen Quantität 
der Waaren stehen müsse: worüber im Zweifel Sachver- 
ständige zu entscheiden haben. 



59. cf. Pöhls, S. 477 ff. Siehe aber auch bereits oben $ 72. 

22* 
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Manche Waaren vermehren sich auch dem Masse nach 
durch den Transport (z. B. Getreide durch Anziehung der 
Feuchtigkeit); doch lässt sich ein notwendiges Uebermass 
hier wohl kaum festsetzen und verlangen. Das Mehrliefern 
schadet dem Kapitain nichts, doch kann es ihm nie nützen, 
denn die Vermuthung ist dafür, dass zum Nachtheile des 
Abladers ein Rechnungsfehler stattgefunden habe. 

b) Sind dem Schiffer die Waaren in der Verpackung und 
Fustage übergeben worden, ohne ihm den Inhalt zu zeigen, 
so ist der Schiffer für den etwa im Connossemente ange- 
gebenen Inhalt, sowie auch für die Qualität dieses Inhaltes 
nicht verantwortlich. Die dessfallsigen Angaben in den Con- 
nossementen begründen nur eine Verpflichtung zwischen 
Ablader und Empfänger. Nur die angegebene Zahl der 
Frachtstücke ist hier zu überliefern und wird sich der 
Schiffer hiervon nicht befreien können durch die Einrede, 
dass nicht nachgezählt worden, sondern auf Treu und Glaube 
die Connossementsangaben als richtig angenommen seien; 
denn zu einer solchen einfachen Controle, wie die Nach- 
zählung, muss man ihn unbedingt für verpflichtet halten. 

c) Sind fungibele Sachen lose, z. B. Getreide, ins Schiff ge- 
laden, so ist nur das Genus, indessen in derselben Quantität 
nicht bloss, sondern auch Qualität von dem Schiffer wieder 
auszuliefern 

d) In Bezug auf die Qualität der Lieferung ist allgemein fest- 
zuhalten, dass sehr viele Waaren durch einen längeren 
Wassertransport etwas an ihrer ursprünglichen Qualität 
verlieren. Im Zweifel ist durch Sachverständige festzusetzen, 
ob die betreffende Waare einer solchen qualitativen Ver- 
änderung unterworfen sei und ob im concreten Falle die 
Verschlechterung daher rühre. 

e) Für die Veränderung in der Qualität, welche durch Zufal 
oder höhere Gewalt herbeigeführt wird, ist der Schiffer 
nicht verantwortlich, wohl aber für die durch die Versehen 
und Vergehen seiner selbst, seiner Leute und von Frem- 
den herbeigeführte Verschlechterung wie Verminderung der 
Güter. 

f) Der Schiffer haftet für die äussere Beschaffenheit der Fustage 
oder Verpackung namentlich in sofern, als durch Beschädi- 
gung derselben zugleich der verpackte Inhalt beschädigt 
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oder verschlechtert worden ist. Die Einrede, dass ihm die 
Fustage so mangelhaft übergeben sei, schützt ihn nur, wenn 
er sie klar beweisen kann. Es genügt aber namentlich, 
dass der Schiffer dergleichen Verletzungen der Fustage zur 
Zeit der Abladung der Güter in das Schiff, bei der Unter- 
schrift der Connossemente (am Rande oder sonst wo) aus- 
drücklich bemerke. 

g) Die Einrede, dass der Schiffer die im Connossement ange- 
gebenen Waaren gar nicht in sein Schiff eingeladen habe, 
schützt ihn nicht gegen den Destinatar, dem er wegen seiner 
Unterschrift des Connossements verhaftet ist, auf Grund 
deren der Destinatar im guten Glauben vielleicht bereits 
nun Handelsspeculationen eingeleitet hat. Doch hat der 
Schiffer seinen Regress gegen den Ablader, sofern er wirk- 
lich die Nichtverladung, oder doch, damit er wenigstens 
theilweis im Verhältniss der Quantität von der Restitution 
der im Connossement angegebenen Güter befreit werde, die 
Unmöglichkeit der Einladung einer so grossen Qantität von 
Gütern in sein Schiff zu beweisen im Stande ist. 

h) Der häufig von dem Schiffer auf das Connossement ge- 
schriebene Zusatz: „Gewicht und Inhalt unbekannt, 
„weight and conteuts uuknown, sans approuver oder que 
„dit etre" — , befreit den Schiffer nicht von der Verpflich- 
tung, die auf irgend eine Weise erwiesene wirklich ver- 
ladene Qualität und Quantität der Güter bei der Auslieferung 
am Löschplatze dem Empfänger auszuantworten. Der Aus- 
druck soll nur andeuten, dass dem Schiffer die Güter nicht 
zugezählt, zugemessen, zugewogen seien und dass die dess- 
fallsigen Angaben in dem Connossemente ihn nicht unbe- 
dingt binden, sondern nur sofern sie eben erweisbar mit 
dem wirklichen Bestände bei der Einladung übereinstimm- 
ten. Ganz gleichgültig ist aber der Zusatz nicht, denn es 
sind dadurch die Gegner zum Beweise des Gegentheils oder 
doch der wirklichen Einladung verpflichtet. Uebrigens 
braucht sich der Ablader diese Zusätze und Clausein durch 
den Schiffer auf das Connossement nicht schreiben zu lassen, 
wenn dem.Schiffer; wirklich der Inhalt und das Gewicht der 
Frachtstücke unbekannt geblieben war, mithin ihm die 
Waaren zugemessen, zugewogen etc. waren. 
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i) Ein anderer häufiger Zusatz der Art auf den Connossemen- 
ten durch den Schiffer ist: „frei von Beschädigung", 
„frei von Leckage", befreit den Schiffer gleichfalls nicht 
von dem durch seine und seiner Leute wie Fremder Ver- 
sehen verursachten Schaden 80 ). 

9) Der Schilfer hat die Waare ganz und zwar auch mit 
dem Zuwachse und der Vermehrung wahrend der Reise auszu- 
liefern. Span. Handelsgesetzbuch Art. 673. Der Schiffer ist die 
Waare nur gegen Zahlung der Fracht dem Destinatar auszu- 
antworten verpflichtet, ja gegenüber seinem Rheder nur unter 
dieser Bedingung befugt. 

10) Zu seiner Sicherheit ist der Schiffer berechtigt, über 
die geschehene Ablieferung der Waaren, ausser der Zurück- 
stellung des in den Händen des Empfängers befindlichen Con- 
nossements, eine gehörige Quittung zu verlangen. Die blosse 
Aushändigung des Connossements genügt nicht zur völligen 
Sicherheit des Schiffers, denn sie ist kein voll gültiger Beweis der 
Lieferung; der Kapitain könnte ja vom Anfang an mehrere 
Exemplare desselben Connossements für sich zurückbehalten 
haben. — Natürlich kann aber der Schiffer eine reine Quittung 
nur dann verlangen von dem Empfänger, wenn er diesem in 
jeder Beziehung laut Connossement die Güter liefert, sonst 
muss er sich eine Quittung mit Protesten oder Reservationen 
gefallen lassen •*)• 



60. Das Holland. Recht enthält noch folgende practische Bestimmungen 
in Bezug auf diese Nummer 8. Art. 491. In allen Fällen, wo die 
Fracht nach Zahl, Mass oder Gewicht bedungen ist, hat der Ver- 
frachter (Schiffer) das Recht, das Zählen, Messen oder Wiegen 
sofort beim Entlöschen zu fordern. Art. 492. Wenn in dem Art. 
491 erwähnten Falle die Güter ungezählt, ungemessen oder unge- 
wogen von Bord abgeliefert worden sind, so ist der Empfänger 
derselben befugt, selbst durch das Zeugnis» der Personen, welche 
er zur Abholung und Auflegung verwendet hat, die Einerleiheit des 
Guts, der Zahl, des Masses oder Gewichtes darzuthun. 

61. Nach Holl. Recht Art. 494 darf der Consignatär als Aussteller einer 
solchen protestirenden Quittung die Beschaffenheit der Güter durch 
eine gerichtliche Besichtigung feststellen, doch unter der Bedingung, 
dass die Besichtigung binnen zweimal 24 Stunden nach der Ab- 
lieferung erbeten werde. Siehe unten n. 16. — Ferner ist nach 
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11) Sind Güter auf dem Schiffe durch die Zufälle der See 
beschädigt oder vernichtet worden oder haben Güter über Bord 
geworfen oder an Seeräuber, Kaper etc. tiberliefert werden 
müssen"), so ist der Schiffer dies gegen den Empfänger ge- 
nügend darzulegen und respective, namentlich den Fall des See- 
wurfes, xu rechtfertigen, sowie über die geworfenen oder ge- 
nommenen Güter Rechnung zu geben verpflichtet. Ausserdem 
ist er -aber nach jetzigem Seerechte für verpflichtet anzusehen, 
dem Empfänger die Beweise des zufälligen Seeschadens, des 
Seewurfes etc. zu liefern, deren dieser gegenüber dritten Per- 
sonen, namentlich den Assecuradeurs, den Gommittenten etc. 
bedarf, um sich selbst wegen der unvollkommenen Lieferung zu 
rechtfertigen oder um die Grösse der ihm von der Assecuranz 
zu zahlenden Entschädigung zu bestimmen. Doch beschränkt 
sich diese Verpflichtung des Kepitaias regelmässiger Weise darauf, 
dass er, was die Gebräuche der See zu solcher Beweisführung 
regelmässig fordern, seine Verklarung mache. Die Empfänger 
können aber verlangen, dass der Schiffer vor Belegung der Ver- 
klarung sein Schiffsvolk nicht entlasse und diese Verpflichtung 
liegt dem Schiffer auch anderweitig ob. Siehe § 66. 

12) Wird die Empfangnahme der Waaren verweigert oder 
verzögert, so muss der Schiffer desshalb Protest einlegen, den 
Befrachter davon unverzüglich benachrichtigen und das Gut, auf 
dieses letzteren Gefahr und Kosten, in sichere Verwahrung 
bringen lassen. Dazu ist er auch befugt und verpflichtet, wenn 
die Connossemente nicht in gehöriger Ordnung sind und dess- 
halb keine hinreichende Sicherheit bestellt wird. Mit Recht 
geht aber das Holl. Handelsgesetzbuch Art. 489 weiter, indem 



Holl. Rechte Art 405 die Beschädigung oder Verminderung ausser- 
lich nicht sichtbar (also auch keine protestirende Quittung vom 
Empfänger ausgestellt) gewesen, so kann die gerichtliche Besichti- 
gung mit gesetzlichem Erfolge stattfinden, nachdem die Guter in 
die Gewalt des Consignatärs gelangt sind, unter der Bedingung, 
dass solches ebenfalls in zweimal 24 Stunden nach der Entlöschung 
geschehe und dass die Einerleiheit der Güter dargethan werden 
könne. 

62. Das Spanische Seerecht 1. c. 669 nimmt hauptsächlich auf den Ver- 
lust an Seeräuber Rücksicht. 
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es erklärt: Weigert sich der Consignatär, die Güter zu empfan- 
gen, so ist der Verfrachter oder der Schiffer befugt, nach er- 
haltener Autorisation des Richters, die Güter bis zum Belauf 
der Fracht, Unkosten und Havarie, theilweise oder wenn es 
nöthig ist, sämmtlich zu verkaufen, unter der Bedingung, dass 
er den Ueberschuss in gerichtliche Verwahrung gebe, und vor- 
behaltlich seines Regresses für soviel, als er etwa zu kurz ge- 
kommen sein sollte, gegen den Befrachter oder Ablader. Preuss. 
Recht 1. c. § 1721. Das Span. Handelsgesetzbuch Art. 798 be- 
rechtigt sogar den Schiffer noch einen Monat lang nach der be- 
reits erfolgten Empfangnahme der Waaren durch den Destinatar 
dazu. Jacobsen, 1. c. S. 323. 324. Preuss. Allg. Landrecht 
II. 8. § 1719. 

13) Wegen der Liegetage der Löschung siehe § 94. Nach 
Ablauf derselben oder im Streite über die Entladung darf sich 
der Schiffer gerichtlich zur Deponirung der Güter autorisiren 
lassen. Holl. Recht Art. 486. 

14) Wenn Güter mit erweislicher Einwilligung des Abladers 
auf das Verdeck geladen sind und beschädigt werden oder ver- 
loren gehen, so spricht das Consulat cap. 183 den Schiffer nicht 
bloss von allem Schadensersatze frei, sondern verpflichtet auch 
den Kaufmann zur Frachtzahlung in jedem Falle. Dabei soll 
die Notiz im Schiffsbuche schon als genügender Beweis dienen. 
Jacobsen, S. 324. 25. 

15) Damit die Waaren durch langes Lagern auf dem Schiffe 
nicht verderben, halte ich die Bestimmung des Holland. Rechts 
Art. 487, sowie anderer Rechte für praktisch : Der Verfrachter 
oder Schiffer darf die Güter nicht für die Fracht, Unkosten und 
Havariegrosse am Bord behalten; er ist aber berechtigt, die 
Auflegung und Aufbewahrung bei einem Dritten zu verlangen, 
bis die Fracht, Unkosten und Havariegrosse bezahlt sind; und 
sind die Güter (leicht-) verderblicher Art, so kann er den Ver- 
kauf derselben verlangen. Ebenso Span. Recht 1. c. Art. 794, 
Code com. fr. 306. cf. indessen oben sub n. 12. die Bestimmung 
des Holl. Rechts Art. 4s9. 

16) Ebenso halte ich die Bestimmung des Holl. Rechtes für 
wohlbegründet Art 493. 95.: Wird Beschädigung, Verderb, Be- 
raubung oder Verminderung des abgeladenen Gutes vermuthet, 
so ist der Schiffer und sind die Consignatare oder die ander- 
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weitigen Interessenten, jeder für sich, befugt, gerichtliche Unter- 
suchung, Besichtigung und Schadensabschätzung, vor oder bei 
der Entlöschung zu fordern 63 ). Wenn diese Forderung durch 
den Schiffer gemacht wird, so benachtheiligt ihn solches nicht 
in seinen Vertheidigungsmitteln. War von dem Consignatär eine 
protestirende Quittung ausgestellt, so hat er 48 Stunden lang 
später ein Hecht, gerichtliche Untersuchung und Besichtigung 
der Güter zu verlangen (siehe bereits n. 10 Note 61). Ist die 
Beschädigung oder Verminderung äusserlich nicht sichtbar, so 
kann die gerichtliche Besichtigung mit gesetzlichem Erfolg statt- 
finden, nachdem die Güter in die Gewalt des Consignatärs ge- 
langt sind, unter der Bedingung, dass solches ebenfalls binnen 
zweimal 24 Stunden nach der Entlöschung geschehe und dass 
die Einerleiheit des Guts auf irgend eine Weise genügend dar- 
gethan werden könne. 

17) Endlich hat das Preuss. Recht I. c. II. 8. $ 1712—15 
folgende besondere positive Bestimmungen zur billigen Aus- 
gleichung streitiger Interessen für einen bestimmten Fall aufge- 
stellt. Hat nämlich der Schiffer ohne unverschuldete Noth 
Waaren an einem anderen als dem Bestimmungsorte gelandet, 
so kann der Befrachter die Bezahlung des Mittelpreises am 
Losungsorte, zu der Zeit, als das Schiff daselbst nach dem ge- 
wöhnlichen Laufe angelangt sein würde, fordern. Dagegen muss 
er die Waaren dem Schiffer überlassen und demselben die volle 
Fracht vergüten. Will er dieses nicht, so steht ihm frei, dem 
Schiffer noch eine angemessene Frist zu setzen, binnen welcher 
er die Waaren, auf eigene Gefahr und Kosten, an den Ort ihrer 
Bestimmung schaffen solle. Wird aber dies von dem Schiffer 
nicht bewerkstelligt, so muss derselbe für allen erweislichen 



63. Aehnlich das Spanische Recht 1. c. Artikel 670, wo der Kapitain in 
solchem Falle in dem ersten Hafen, wo er einlauft, verpflichtet 
gehalten wird, innerhalb 24 Stunden nach seiner Ankunft einen 
Protest zu erheben und diesen wiederum nach seiner Ankunft im 
Bestimmungsplatze innerhalb derselben Frist bestätigen zu lassen; 
dann solle er zur Rechtfertigung der Thatsachen schreiten und bis 
solche« geschehen sei, dürfe er die Luken nicht Offnen. Aehnlich 
das Preuss. Recht, IL 8. $ 2733. 34. VergL altes Preuss. Seerecht 
von 1727, Kap. 5. Art, 24. 



Digitized by Google 



346 Abschn. VI. Von der Befrachtung der Schiffe. 



Schaden und entgangenen VortheN ballen. Dagegen ist ihm die 
volle Fracht zu zahlen. 

18) Cebrigens wird man aus dem Bisherigen ersehen, dass 
die Lehre von den Schiffspapieren, besonders von den Connossc- 
menten ihre grossen Schwierigkeiten darbietet und dass das Be- 
nehmen des Kapitains in Bezug auf dieselben oft sehr schwierig 
zu beurtheilen ist, ja eine gewisse kaufmännische, ja juridische 
Erfahrung voraussetzt. Demnach ist es denn gegenwärtig Usanz 
an den meisten grossen Handelsplätzen, dass der Kapitain seine 
Papiere einem Mäkler zur Besorgung und Eflectuirung an dem 
Platze übergiebt und namentlich mit den Befrachtern und Desti- 
nataren durch das Organ des Mäklers agirt, so dass er z. B. nur 
auf die Papiere Waaren abliefert, welche durch den Stempel 
des Mäklers bezeichnet und demnach von letzterem als richtig 
gebilligt worden sind. Doch kann man wohl nicht behaupten, 
dass durch diese Zuziehung des Mäklers der Schiffer von seiner 
Verantwortlichkeit frei werde, sondern nur soviel, dass er einen 
Regress gegen den nachlässigen oder pflichtwidrigen Mäkler 
habe. 

$ 120. Von dem Supercargo oder Cargadcur •*). 

In alten Zeiten gingen die Kaufleute gewöhnlich selbst mit 
an Bord und beaufsichtigten dort ihre Güter ••). Jetzt ist das 
seltener und würde jetzt auch der absendende Kaufmann selbst 
gegenwärtig nur die Befugnisse jedes anderen Supercargo im 
Schiffe, namentlich gegenüber dem Schiffer beanspruchen können, 
sowie ihm dessen gewöhnliche Verpflichtungen obliegen. Uebri- 
gens werden Supercargos jetzt gleichfalls nur selten und nament- 
lich nur auf weiten Reisen oder aus ganz besonderen Gründen 



64. Von die*em handelt da« Spanische Handelsgesetzbuch Buch III. 
Titel II. Abschnitt 4. Artikel 723—28 unter Bestimmungen, die wir 
wegen ihrer allgemeinen Natur oben im Text adoptirten. Siehe 
auch bereits oben $ 57. sowie Jacobsen, S. 173. 74. 

65. Vergleiche besonders die Bestimmungen des Consulats cap. 76, 77, 
104-106. Der Kapitain durfte darnach cap. 100 nirgends anlau- 
fen, wenn sie nicht einstimmten, ausserstc Nothfttlle ausgenommen. 
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mitgesandt. Auch wird bisweilen, besonders bei grösseren und 
wiebtigeren Ladungen ein Untercargadeur dem Gargadeur 
zur Seite gestellt. 

Es ist aber der Supercargo der Bevollmächtigte des Abladers 
oder auch mehrerer Ablader zusammen zur Beaufsichtigung der 
Waaren am Bord sowie in der Regel zum Verkauf derselben 
und zum Ankauf neuer Waaren. Gewöhnlich sind die Güter 
oder die ganze Ladung an sie in den Connossementen consignirt. 
Sie stehen im Allgemeinen gegenüber ihren Abladern mit den 
Rechten und Pflichten der Handelsfactoren (Institores) da" 6 ). 
Ueber Quartier und Kost des Supercargo muss die Certepartie 
oder ein sonstiger Contract das Nähere enthalten; für freies 
Quartier oder gar freie Kost kann an sich nicht vermuthet 
werden, wie denn auch die ihre Waare selbst geleitenden Kauf- 
leute dafür an den Schiffer schon nach dem Consulat zu zahlen 
hatten. Nach der Stellung eines Supercargo im Leben wird man 
ihn im Zweifel dieselbe Art der Kost und des Logis wie die des 
Kapitains beanspruchen lassen dürfen, und dies ist auch nach 
Jacobsen I. c. usuell. 

Von der Sorge für die Ladung und soweit es in Be- 
zug auf diese nothwendig ist, auch für das Schiff t nimmt der 
Supercargo den Theil wahr, der ihm ausdrücklich und auf be- 
stimmte Weise durch seine Principale anvertraut ist und zu 
dessen Einräumung der Schiffer sich contraetlich verpflichtet 
hat; doch wird er sich in die dem Schiffer zur Führung und 
zum Befehl des Schiffes ausschliesslich zustehenden Attributionen 
nicht zu mischen haben. Span. Recht 1. c. Art. 723. Die Befug- 
nisse, die Verantwortlichkeit des Kapitains, hören mit der An- 
wesenheit des Supercargo auf, in Hinsicht des Theiles der Ad- 
ministration, die letzterem rechtmässiger Weise verliehen 
worden. Allein sie währen für alle solche Verwaltungen fort, 
die von des Schiffers Autorität und von seinem Posten unzer- 
trennlich sind. Span. Recht I. c. Art. 724. 

Der Supercargo muss natürlich über sein ganzes Thun Buch 
und Rechnung führen und schreibt das Span. Recht I. c. Art 7*25 
ein besonders folürtes und rubricirtes Buch dazu vor. 

Nach Spanischem Rechte Art. 727 ausdrücklich und über- 



66. So ausdrücklich du Spwi. Recht, l. c. Art 726. 
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haupt wohl nach allgemeinen Grundsätzen des Handels- und 
Seerechts ist es dem Supercargo verboten, während der Reise 
irgend ein Handelsgeschäft für eigene Rechnung zu machen, mit 
Ausnahme der Pacotille, die ihm durch einen ausdrücklichen 
Vertrag mit seinen Principalen oder in Folge Gebrauchs des 
Hafens, von wo aus das Schiff abgesandt wird, erlaubt sein mag, 
falls nicht im letzteren Falle ein ausdrückliches Verbot der 
Principale entgegenstand. Consequent ist es dann, wenn das 
Span. Recht Art. 728 dem Supercargo ausdrücklich verbietet, in 
Retouren für die Pacotille ohne ausdrückliche Automation des 
Principals eine, den Ertrag der Pacotille übersteigende Summe 
anzulegen. 

$ 121. Pflichten des Befrachters. 

I. Hierüber musste gelegentlich bereits an vielen Orten 
dieses Buches gesprochen werden; siehe demnach besonders, 
was § 88 bei der Erörterung über die Arten des Frachtcontractes, 
$91 über die Grösse und Trächtigkeit des Schiffes, $ 93 über 
Ort der Ladung und Entlöschung, $ 94 über Liegetage, % 95 
(sowie § 119) über die Verpflichtung, die Ladung zu liefern, 
§ 96 über Frachtbestimmung, $ 99 über Befrachtung auf Stück- 
güter, ferner § 105 ff. bei der Lehre von den Connossementen, 
endlich § 108 über Zurücknahme der Güter gesagt worden ist. 
Wegen der Frachtzahlung aber verweise ich auf Kap. III. dieses 
Abschnittes. Demnach sind hier nur folgende allgemeine und 
besondere Erörterungen zu machen *'). , 

II. Leberhaupt correspondiren den Pflichten des Schiffers 
(und ursprünglich des Verfrachters) aus dem, gleichviel ob auf 
Grund einer Certepartie oder eines blossen Connossementes er- 
richteten Frachtcontracte die Pflichten des Befrachters oder Ab- 
laders. Danach hat der letztere vor Allem dem Schiffer die 
stipulirte Ladung zu liefern,' sowohl iu Bezug auf die besondere 
Art und Beschaffenheit derselben, soweit dies nach den Um- 
ständen des besonderen Falles als relevant erscheint ••), als in 



67. Dess wegen vergleiche Pöhla, S. 482 ff. 

68. Dies wird allerdings selten der Fall sein. Aber man denke sieb den 
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Bezug auf die Quantität, die übrigens nicht buchstäblich, sondern 
allemal nur ungefähr, billiger Weise nach der ganzen Natur des 
Grosshandels verstanden werden soll, so dass der Schiffer etwas 
mehr zu laden verpflichtet ist (gegen Erhöhung der Fracht für 
das wirklich mehr als verabredet Verladene), ohne dass aber 
der Schiffer in der Regel berechtigt ist, etwa nach der An- 
gabe in der Certepartie die Fracht für mehr zu verlangen als 
nun wirklich (nach dem Gonnossemente oder nach dem Befund 
des Gewichtes bei der Löschung etc.) verladen worden ist. Siehe 
§ 95, 119. Wenn der Befrachter, wenn er das ganze Schiff ge- 
miethet, dem Schiffer nicht einmal soviel Ladung liefert, dass 
das Schiff ohne Zufügung von Anderer Güter oder von beson- 
derem Ballast sich auf die See wagen darf, so muss der Be- 
frachter auch noch die Kosten der Einladung des Ballastes etc. 
zahlen. 

III, Der Befrachter muss sodann die Ladung zur bestimm- 
ten Zeit liefern, die aber auch nicht ängstlich nach Stunden, 
sondern nach Billigkeit zu messen ist. Siehe § 94. Von wirk- 
licher Verzögerung von Seiten des Befrachters kann aber über- 
haupt erst von dem Zeitpunkte an die Rede sein, wo der Schiffer 
zur Ladung bereit ist, so dass, wenn letzteres erst spjiter als zu 
der verabredeten Zeit der Ladung der Fall ist, der Befrachter 
bis zu diesem Zeitpunkte des Fertigseins des Schiffes sich nicht 
in mora befindet, wenn auch erwiesen wird, dass er bis dahin 
gleichfalls noch nicht hätte die Ladung liefern können. Die 
eine Mora hebt die andere auf. Sonst kann es aber nicht darauf 
ankommen, ob die wirkliche Verzögerung der Frachtlieferung 
mit oder ohne Verschulden des Befrachters eingetreten sei. Es 
ist hier überall eine Entschädigung zu gewähren und wogen der 
strengen Natur des Contractes und wegen der eigentümlichen 



Fall: e» sind, vorausgesetzt dass nicht nach Gewicht befrachtet 
wurde, 500 Fässer Stärke zur Befrachtung stipulirt und nun sollten 
statt dessen 500 Fässer Nägel und anderes Metall geladen werden 
wodurch vielleicht, wegen des grossen Gewichts das Schiff überladen 
werden würde. Oder es sind 200 Ballen Leinwand versprochen und 
statt dessen soll Getreide lose verladen werden, wozu der Schiffer 
sein 8chiff gar nicht eingerichtet hat. Oder statt sicherer Waare 
Contrebandartikei. 
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Folgen aller Mora immer das gesammte Interesse zu prästiren ••), 
es sei denn, dass statt aller anderweitigen Entschädigung eine 
Conventionalstrafe ausdrücklich stipulirt ist (z. B ein Ueber- 
liegegeld in Pansch und Bogen oder für jeden Tag etc.). Wird 
durch die Verzögerung der Ladungslieferung die Reise unmög- 
lich, so ist natürlich das höchste Interesse zu erstatten und dann 
gewiss der Befrachter nicht durch einfache Zahlung des Fracht- 
preises frei von Verbindlichkeiten, es sei denn, dass er das 
ganze Schiff gemiethet hatte 5 aber auch in diesem Falle wird er 
die durch die Verzögerung dem Schiffer aufgelaufenen Unkosten 
etc. bezahlen müssen. 

IV. Geht ein Frachtcontract dahin, dass der Schiffer an 
einem dritten Orte durch den Correspondenten des Befrachters 
die Ladung erst erhalten solle, so steht der Befrachter dafür 
ein, dass die Ladung auch wirklich geliefert werde. Daher muss 
derselbe den Schiffer an diesen Correspondenten nicht nur genau 
adressiren, sondern muss dafür aufkommen, dass dieser liefere, 
da dfeser an sich direct dem Schiffer noch zu nichts verpflichtet 
ist und vom Schiffer nicht zur Abladung gezwungen werden 
kann. 

V. Der Befrachter muss sodann den Schiffer von der Ladung 
allemal erst benachrichtigen. Von der Befugniss des Schiffers 
in Bezug auf Güter, die ohne seine Erlaubniss und mithin ohne 
Connossement verladen sind, ist bereits § 87 n. III. gesprochen. 

VI. Der Befrachter wird zur Aftervermiethung in der Regel 
für befugt zu halten sein und es geht den Schiffer nichts an, ob 
der Befrachter dadurch einen Gewinn mache oder nicht, wenn 
dieser nur die mit dem Schiffer verabredete Fracht zahlt 70 ). 

VII. Der Frachtcontract ist ein Miethcontract, doch äussert 
auch die strenge Haftung aus dem reeeptum dabei ihre Wirkung 71 ), 
so dass also das Virhältniss zwischen Schiffer und Befrachter 



69. cf. Pöhla, S. 4b3. Thibaut System $ 103. L. 16. D. 46. 8. (ratam 
rem hab.). 

70. Die Marineordonnanz von 1681 Artikel 27 titre du fret verbot dem 
Befrachter die Aftervermiethung zu höherer Fracht. Der Code de 
com. fr. hat dies fallen lassen, cf. Pöhla 1. c. 

71. Wenn man nämlich die Römischen Unterscheidungen in Bezug auf 
diese Contracte einmal festhalten will. 
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etwa gemischter Natur ist. Beide haben aber alle Sorgfalt 
eines tüchtigen Hausvaters in Bezug auf ihr gegenseitiges Be- 
nehmen anzuwenden, ohne dass dem Befrachter aber noch eine 
ganz besondere Art des Fleisses zugemuthet würde. Derselbe 
hat nur durch die überlieferten Waaren dem Schill und der 
anderen Ladung keine Gefahr zu bereiten. Dagegen haftet der 
Schiffer (und zwar ex recepto) für die Sicherheit der ihm an- 
vertrauten Güter strenger und wenn ihm und seinen Leuten 
auch keine culpa zur Last fällt, so haftet er doch für allen 
nicht rein zufälligen oder durch höhere Gewalt herbeigeführten 
oder durch inneren Verderb der Waare entstandenen Schaden 
und namentlich auch dafür, wenn etwas aus dem Schiffe und 
zwar selbst von dritten Personen gestohlen worden ist. 

VIII. Der Befrachter hat dem Schiffer nach geschehener 
Beladung die Connossemente zur Unterschrift vorzulegen. Ge- 
wöhnlich werden dieselben jetzt in Formularen an den ver- 
schiedenen Handelsplätzen gedruckt. Der Befrachter oder Ab- 
lader füllt dann nur die leeren Stellen mit den Namen, Zahlen 
etc. aus. 

IX. Der Befrachter muss die Waaren, welche er verladet, 
dem Schiffer richtig angeben, damit der Schiffer wisse, ob durch 
deren Natur nicht der übrigen Ladung irgend Gefahr in phy- 
sischer Hinsicht oder von Zoll- und Kriegsbehörden wegen 
Contreband entstehe. Ferner muss der Befrachter besonders 
kostbare Waaren (Edelsteine, Gold, Geld etc.) besonders spezi- 
ficiren, wenn er im Fall der Havariegrosse auf Entschädigung 
Anspruch machen will Ta ). 

X. Der Befrachter muss dafür sorgen, dass der Schiffer 
am Bestimmungsorte einen gehörig legitimirten Empfänger der 
Waaren antreffe, der zugleich die Bestimmungen des Gonnosse- 
mentes namentlich wegen der Fracht gehörig erfüllen wolle. 
Sonst ist der Schiffer zur Deposition der Güter, sowie zum 
Verkaufe von soviel, als zur Deckung der Fracht nöthig scheint, 
befugt, obgleich er jetzt wohl überall für verbunden gehalten 
wird, sich zur Deponirung wie zum Verkauf gerichtlich auto- 
risiren zu lassen. Auch würde ihn Deponirung und Verkauf 



72. Wisbyscbes Seerecht, Art. 38 
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ohne solche Autorisation immer leicht in Prozesse verwickeln, 
die ihm wenigstens Weitläufigkeiten und Kosten machen, wenn 
er sie auch glücklich durchführt. 

XI. Der Empfänger soll beim Empfange der Waareri dem 
Schiffer sein Connossement übergeben, eine Quittung ausstellen 
und die Fracht nach den Bestimmungen des Connossements be- 
zahlen. 

XII. Wenn in der Certepartie eine Rückfracht bedungen 
ist, so treten hinsichtlich derselben die von der Hinfracht 
geltenden Kegeln vom Tage der Erklärung des Schiffers, dass 
er zur Ladung bereit sei, ein. Preuss. Landrecht 1. c. 1707—9. 
Ebenso wenn der Schiffer erst am dritten Orte eine Ladung 
haben soll und er leer hinfahren muss. 



§ 122. Von der Fautfracht insbesondere. 

Wenn die Ladung von dem Befrachter, namentlich aber 
wenn sie am dritten Orte, wohin in der Regel der Schiffer erst 
zur Einnahme der Ladung für den Befrachter segeln muss 
von dem beauftragten Ablader gar nicht oder nicht gehörig, also 
namentlich nur theilweise oder gegen geringeren Frachtpreis 
geliefert wird, so spricht man von der Fautfracht 74 ). Man 
denkt aber an Fautfracht meist nur im Falle, dass das Schiff 
ganz oder zu erheblichen Theilen vermiethet ist, gewöhnlich 
nicht bei Stückgüterbefrachtung. 

I. Liefert der Befrachter direct an dem Orte, von wo das 
Schiff ausgeht, die versprochene Ladung ganz oder theilweis 
nicht, so ist die Sache sehr einfach. Nach der Erklärung des 
Schiffers, dass er zur Ladung bereit sei, beginnt, falls kein 
anderer Anfangstermin für diese Verpflichtung festgesetzt ist, für 
den Befrachter die Pflicht zur Lieferung der Ladung. Uebrigens 



73. Obgleich er sich auch schon dort befinden kann, indem er von dem 
Befrachter brieflich aus der Ferne beauftragt wird. 

74. Faute du fret, Mangel an Fracht. Man bezieht den Ausdruck 
Fautfracht bald auf die fehlende Ladung selbst, bald auf die zu 
bezahlende Fracht, 
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halte ich den Schiffer auch bei einem besonders festgesetzten 
Termine zur Ladungslieferung doch für verpflichtet, den Be- 
frachter dazu aufzufordern, betrachte aber diese Aufforderung zu- 
gleich als eine hinlängliche Belegung in der Regel dafür, 
dass der Schiffer auch zur Ladung bereit sei. Doch kommen 
dem Befrachter die usuellen oder vertragsmässigen Liege- und 
Ueberliegetage zu Gute. Dabei sieht man gewöhnlich die Sache 
so an, als ob der Schiffer, wenn dies der Befrachter leugnet, 
beweisen müsse, dass er zur Ladung der Güter zu der Zeit 
seiner Erklärung (oder zur verabredeten Zeit) wirklich bereit 
gewesen, indessen scheint mir für den Schiffer nach seiner 
Erklärung die Präsumtion zu sprechen, dass er bereit gewesen 
sei. Das Gegentheil führt zu Weitläufigkeiten. Daher halte ich 
den Befrachter, der ja nach der Zeit der Erklärung des Schiffers 
immer in mala fide oder doch in mora ist, vielmehr für ver- 
pflichtet, zu beweisen, dass der Schiffer nicht bereit gewesen 
sei 

Klagt nun der Schiffer innerhalb der Ladezeit (Liege- und 
Ueberliegetage) auf Frachtlieferung, so scheint hier in Bezug 
auf Beweis und Beweismittel von beiden Seiten nichts Eigen- 
tümliches vorzuliegen. Klagt er aber nach Verstreichung der 
Ladezeit auf Leistung des Interesses oder der Conventionalstrafe, 
so hat der Schiffer auch nur zu beweisen, dass er in Bezug auf 
die einzelnen Verbindlichkeiten den Befrachter rechtzeitig in 
Verzug gesetzt habe. Wegen der Nähe der beiderseitigen Par- 
teien, da das ganze Verhältniss an demselben Orte vor sich geht, 
scheinen weiter keine absonderlichen Förmlichkeiten postulirt 
werden zu müssen. Namentlich ist ein Protest wegen Mangel 
an Fracht, wie sub n. IL, nicht nothwendig. 

II. Schwieriger scheint die Sache zu sein, wenn der Be- 
frachter und Ablader nicht in einer Person zusammenfallen und 



75. Pohls, 1. c. S. 486 ist anderer Meinung. Der Schiffer wird aller- 
dings den Beweis durch die Aussagen seiner Leute leicht darthun 
können. — Die Forderung, dass der Befrachter oder resp. Ablader 
den leeren Raum des Schiffes in Augenschein genommen habe oder 
dass derselbe zu solcher Augenscheinnahme wenigstens aufgefordert 
sei, lftsst sich zwar aus den Worten der alten Seerechte herauslesen, 
scheint aber exorbitant und unpraktisch, 
v. KsUenbora Seerecht I. 23 
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der Schiffer erst am dritten Orte, wohin er zuvor (gleichviel ob 
mit oder ohne Ladung) segeln soll, oder wo er sich auch schon 
befindet, indem er brieflich von dem Befrachter dazu aus der 
Ferne beauftragt ist, die [Ladung durch den Beauftragten des 
Befrachters (Gorrespondenten, Ablader) empfangen soll. 

Will nämlich hier der Ablader (Correspondent) die Ladung 
gar nicht oder nicht gehörig, also nur theilweis oder zu einem 
geringeren Frachtpreise liefern, so kann ihn der Schiffer nicht 
direct zwingen, es sei denn, dass jener Ablader sich bereits 
selbst gegenüber dem Schiffer durch Handlungen oder Urkun- 
den speziell zur Lieferung verpflichtet hätte. Vielmehr muss 
sich der Schiffer hier immer erst an den entfernten Befrachter 
halten und kann erst diesen mit der Contractsklage auf Erfüllung 
des Contractes oder wo dies nicht mehr möglich ist, wenigstens 
auf Frachtzahlung und anderweitige Entschädigung belangen. 
Da nun in einem solchen Falle der Weigerung des Abladers, 
den Auftrag des Befrachters zu erfüllen, der Befrachter an sich 
schon in einer gefährlichen Lage sich befindet und da er nament- 
lich den Schiffer nicht mehr durch seinen (ihm untreu gewor- 
denen) Correspondenten controliren lassen kann, so darf man 
von dem Kapitain mit Recht gewisse Förmlichkeiten verlangen, 
durch welche er sein ganzes Benehmen in einer solchen Lage 
gegenüber dem Befrachter darthut und zugleich eben dadurch 
die nöthigen vollgültigen Beweise erhalt, um gegen den Be- 
frachter wegen Nichterfüllung des Frachtcontractes klagen zu 
können. Da der Befrachter entfernt ist und sein Interesse nicht 
besonders wahrnehmen kann, auch in seiner Person immer sich 
in bona fide befindet und nur durch die Handlungen seines Ab- 
laders in mora versetzt wird, so wird man ihn hier am günstig- 
sten zu stellen haben und hier überall den Schiffer für ver- 
pflichtet halten, zu beweisen, dass es nicht an ihm gelegen habe, 
dass der Contract durch den Ablader nicht erfüllt worden sei. 
Ein solcher Beweis muss aus Billigkeitsrücksicht für den Be- 
frachter allemal gefordert werden und gehört zur Legitimation 
des Schiffers, um wegen des Benehmens des Abladers gegen den 
Befrachter klagen zu können. Das hierbei gebräuchliche Be- 
weismittel ist der Protest wegen Mangel an Fracht (faute 
de fret), wegen Fautfracht. Dieser Protest ist nicht einseitig 
etwa nach der Natur des Wechselprotestes zu beuriheilen. 
Vielmehr muss man sein Wesen aus der Besonderheit des vor- 
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liegenden Verhältnisses concret beurtheilen. Darnach aber er- 
scheint derselbe wesentlich nicht bloss als ein Beweismittel über 
die an den Correspondenten des Befrachters ergangene Auf- 
forderung des Schiffers, dem Schiffe die gehörige Ladung zu 
geben, sowie als die Constatirung, dass dieser designirte Ablader 
somit in mora sich befunden habe, sondern — wenigstens wird der 
Schiffer wohl thun, denselben auch so einrichten zu lassen — 
zugleich als ein Document darüber, dass der Schiffer auch wirk- 
lich bereit zur Ladung gewesen sei; denn die einfache Anzeige 
von Seiten des Schiffers an den allerdings dadurch in mora 
gekommenen Ablader darf billiger Weise gegenüber dem 
entfernten und hier überall nicht controliren könnenden Be- 
frachter, besonders da derselbe in bona fide sich befindet, 
nicht schon als genügender Beweis für die wirkliche Bereitschaft 
des Schiffers zur Einnahme der Ladung angesehen werden. 

Freilich scheint mir, falls der Protest nicht nach den be- 
sonderen Particularrechten ausdrücklich vorgeschrieben ist, der 
Protest nicht so nothwendig zu sein, dass er nicht durch 
jedes andere Beweismittel ersetzt werden könnte. Aber jeden- 
falls ist er gerade für den Schiffer das leichteste und einfachste 
Beweismittel und wird der Schiffer ihn drum überall gern auf- 
zunehmen haben. Namentlich aber kann die Unterlassung des 
Protestes, falls nur die Aufforderung zur Ladung durch den 
Schiffer geschehen ist, die Präsumtion nicht begründen, dass er 
den Ansprüchen aus der Certepartie entsage, denn diese An- 
nahme würde gegen den ganzen Charakter der beamtlichen 
Stellung des Schiffers, gegen dessen präsumtives Mandat von 
Seiten der Bhederei anstossen. Der Schiffer kann weder still- 
schweigend noch ausdrücklich gerechten Ansprüchen der Rhederei 
ohne besonderen Auftrag entsagen. 

Der Schiffer wird aber um so wohler thun, immer gerade 
den Protest aufnehmen zu lassen, da sonst leicht Collisionsfalle 
entstehen möchten und er nicht immer gerade wissen wird, ob 
in dem Lande, wo er den Befrachter belangen muss, nicht ge- 
rade der Protest gesetzlich als Beweismittel verlangt wird. 
Regulärer Weise ist aber die Frage, nach welchen Landesge- 
setzen die Notwendigkeit des Protestaufnehmens zu beurtheilen 
sei, dahin zu beantworten, dass es hier allemal auf den Ort des 
geschlossenen Contractes, der Certepartie, des Connossements 
ankommen müsse, oder, falls dieser Ort ein anderer ist, auf den 

23* 
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Ort, wo der Befrachter von dem Schiffer belangt wird. Die Regel: 
locus regit actum, wornach der Protest nur dann stattfinden 
müsste, wenn er am Löschplatze zur Belangung des (etwa dort 
wohnenden) Befrachters gesetzlich erforderlich wäre, findet hier 
keine Anwendung, so lange man eben dort keine Klage erheben 
will. Diese Regel bezieht sich einmal auf reine Formalien — 
und dies ist ein solcher Protest nicht ganz, und sodann schrei- 
ben die Particularrechte ausdrücklich den Protest mit der nach 
der Natur des Seehandels stillschweigend zu präsumirenden 
Voraussetzung vor, dass er namentlich auch im Auslande, zur 
Legitimation des Schiffers und seines Benehmens in der Fremde, 
gerade vor diesen Gerichten erhoben werden müsse. 

Der Protest als solcher ist aber noch nicht genügend, um 
dem Schiffer seine Ansprüche wegen Fautfracht zu sichern. Der 
Schiffer hat noch andere Voraussetzungen zu erfüllen, nament- 
lich die Liegetage gehörig abzuwarten, und muss er ausserdem 
keine andere Fracht haben erhalten können. 

1) Die Liegezeit anbelangend, so muss der Schiffer sie 
selbstredend nur abwarten, wenn er keine oder doch nicht die 
volle Ladung erhalt, nicht aber, wenn der Ablader zwar die 
Ladung liefert, und nur durch Gewährenwollen einer geringeren 
als dem Schiffer vom Befrachter zugesicherten Fracht den Fall 
der Fautfracht bewirkt. 

Es ist genügend, wenn der Schiffer den Protest zur Zeit, 
wo der Ablader die Ladung verweigert, erhebt und von da ab, 
oder wenn ein anderer Termin festgesetzt ist, von diesem die 
usuellen oder vertragsmässigen Liegetage abwartet. Doch kann 
er auch den Protest erst nach dem Ablaufe der Liegezeit erhe- 
ben und thut dann wohl, zugleich das Innehalten seiner Liege- 
zeit in diesem Documentc mitbescheinigen zu lassen, denn sonst 
muss er dieses Innehalten, im Falle des Leugnens, anderweitig 
beweisen. 

Dagegen hat der Schiffer, falls er den Protest früher auf- 
nehmen liess, nun nicht nöthig, nach Verstreichung der Liege- 
zeit den Ablader nochmals zur Ladung aufzufordern, denn diese 
Ladung soll ja eben während der Liegezeit erfolgen, und nach 
deren Ablauf ist das Recht des Abladers zur Ladung so erloschen, 
dass nun anderweitige Befrachter, welche mit dem Schiffer be- 
reits eventuell auf den Fall hin, dass der Ablader nicht liefern 
sollte, contrajiirten, vor ihm ein Recht zur Ladung haben. 
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Sind aber ausser den eigentlichen Liegetagen noch sogen. 
Ueberliegetage stipulirt, so tritt der Verlust des Rechts des Ab- 
laders erst mit deren Ablaufe ein. 

Ist die Zahl der Liege- oder Ueberliegetage nach Gesetz oder 
Vertrag unbestimmt und ist dem Schiffer nur allgemein für 
jeden Tag der Liege- und Ueberliegezeit ein Bestimmtes ver- 
sprochen, so braucht der Schiffer keineswegs bis ins Unendliche 
zu warten, sondern darf dem Ablader eine nach Usanz und Um- 
ständen angemessene Frist setzen, doch wird der Schiffer zu 
seiner Sicherheit sich zur Abreise hier lieber gerichtlich autori- 
siren lassen 7Ä ). 

2) Der Schiffer musste keine andere Fracht erhalten kön- 
nen, um ganz oder theilweise die ausgefallene zu decken. Dies 
rechtfertigt sich durch die Billigkeit um so mehr, als in diesen 
rein vermögensrechtlichen Dingen es in der Regel nicht von 
wesentlichem Einflüsse auf das Hechtsverhöltniss sein kann, von 
welcher Person dem Schiffer eine Ladung geliefert werde. Doch 
kann man wohl von dem Schiffer gerade nicht verlangen, dass 
er im Interesse des allemal in mora sich befindenden Abladers 
oder Befrachters eine besondere Thätigkeit zur Erlangung einer 
anderen Ladung anwende. Vielmehr wird es Sache der Ablader 
und Befrachter sein, hier, wo es gerade ihr eigenstes Interesse 
gilt, selbst thätig zu sein und dafür zu sorgen, dass dem Schiffer 
anderweitig eine Ladung dargebracht werde, und wird man 
einzig den Schiffer für verpflichtet halten, eine ihm, allerdings 
gleichviel Yon wem angebotene Ladung anzunehmen, insofern 
dieselben nur nach den Umständen überhaupt für das Schiff 
oder (bei Fautfracht nur von einem Theile der Ladung) für die 
übrige Ladung convenable, namentlich nicht gefährlich und 
wenigstens dem Frachtpreise nach nicht absolut schlecht ist 
Der Schiffer soll wenigstens in sofern den Schaden des gegen- 
überstehenden Contrahenten , ohne seinen eigenen Nachtheil 
vermindern. 

Das was der Schiffer für diese Ersatzladung an Fracht er- 
hält, wird nun auf die Forderung abgerechnet, welche er gegen 
den Befrachter wegen Fautfracht erhält. Ist übrigens der Schiffer 
so glücklich, eine höhere Fracht, als die ausfallende Fautfracht 



76. Wegen der Liege- und Ueberliegezeit siehe bereits oben § 94. 
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nebst Kosten und anderen Entschädigungen beträgt, zu erhalten, 
so ist dies natürlich sein Vortheil und nicht der des Befrachters, 
dem es genügen muss, dass er nun nichts zu zahlen braucht 

Befrachtet zwar der Ablader ganz oder theilweise das Schiff, 
aber zu einem geringeren Frachtpreise, als mit dem Befrachter 
verabredet war, so mag sich zwar der Schiffer die Befrachtung 
der Art gefallen lassen, falls er nämlich keine bessere Fracht 
anderweitig erhalten konnte, denn sonst wird er, da die Fracht- 
summe wesentlich ist, von dem Vertrage abgehen können. In- 
dessen der Schiffer wird, damit es wenigstens nicht den An- 
schein habe, als ob er von den Bestimmungen des Contractes 
eine Abweichung stillschweigend genehmigt habe, — immer auf 
irgend eine Weise documentiren müssen, dass er mit dieser 
Herabsetzung der Fracht nicht zufrieden sei, er wird dagegen, 
wenn auch nicht gerade förmlich, protestiren müssen, was 
namentlich durch ein einfaches Notat auf das Gonnossement bei 
seiner Unterschrift vom Schiffer genügend geschehen kann. — 
Bei einer Befrachtung durch Dritte, auf deren Namen die Con- 
nossemente lauten, zu einem geringeren Preise, scheint diese 
Protestation nicht einmal nothwendig. 

Für die Zahlung der Fautfracht wird es gleichgültig sein 
müssen, ob das Schiff auf seiner Rückreise unterging oder nicht 
Dies erkennt denn auch das Preuss. Recht 1. c. § 1741 an, da- 
gegen das Schwedische (II. 5.) unbilliger Weise das Gegentheil 
festsetzt. 

§ 123. Berechnung der Fautfracht"). 

Diese geschieht auf Grund der in der Certepartie bestimm- 
ten Frachtpreise. Ist darüber in der Certepartie gar nichts ent- 
halten, sondern überhaupt nur eine Ladung versprochen, so 
muss der zu jener Zeit am Orte des abgeschlossenen Con- 
tracts nach dem ürtheile von Sachverständigen übliche, höchste 
Frachtpreis bezahlt werden. Ist wenigstens die Art der Güter 
(Kaffee, Zucker, Eisen) angegeben, so wird die Berechnung 
dadurch erleichtert; doch wird in der Regel sich auch ander- 
weitig ermitteln lassen, was der Gegenstand der Ladung 



77. cf, Pöhla, 1, c. S. 495-08. 
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hätte sein sollen, wenn auch nichts davon in der Certepartie 
steht. Ist wenigstens die Zahl der Collis etc. angegeben, so 
giebt dies einen neuen Anhaitepunkt für die Bestimmung der 
Fracht, sonst ist der gemiethete Raum des Schiffes zu veran- 
schlagen und darnach die Möglichkeit der zu verladenden Güter 
und deren Frachtsumme zu berechnen. Sollten mehrere Arten 
von Güter, für welche gewöhnlich verschiedene Frachtpreise 
(je nach dem Räume nämlich, den sie im Schiffe einnehmen, 
so dass leichtere Waaren bei einer Befrachtung nach Gewicht 
mehr zahlen) gezahlt werden, verladen werden, ohne dass aber 
in der Certepartie angegeben wäre, wie viel von jeder Art ein- 
geladen werden sollten, so ist auf irgend eine Art zu ermitteln, 
welches der eigentliche Hauptbestandteil der Ladung sein sollte 
und darnach die Fracht auch der übrigen Artikel zu berechnen. 
Doch kann es unter Umständen füglich noch andere Wege 
geben, um die Fautfracht möglichst genau zu berechnen. Die 
etwa stipulirten Prozente der Havarieordinaire, sowie die Kap- 
laken gehören mit zur Fautfracht. So ist es namentlich Engl. 
Praxis. Jacobsen, 1. c. S. 405. 



Kapitel 1U. 

Frachtcontractsaufhebung und Fracht- 

Zahlung. 

■ 

$ 124. Aufhebung des Frachtcontracts im Allgemeinen 1 ). 

Hier sind zuförderst im Allgemeinen die Grundsätze von Auf- 
hebung Yon (zweiseitigen) Contracten, namentlich von Mieths- 
contracten zur Anwendung zu bringen. Doch treten manche 



1. Vergl. besonders Heise und Cropp, Jurist. Abhandlungen Theil II. 
n. XVIII, S. 615-40. 
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Besonderheiten ein, die sich durch die Natur des Frachtverkehrs 
rechtfertigen. Oben und zwar namentlich bei der Erörterung 
über Grösse und Trächtigkeit, sowie Seetüchtigkeit des Schiffes 
§ 91 und 92, sowie über den Ort der Ladung und Entlöschung 
$ 03, ferner über die Liegetage $ 94, sowie über die Pflicht zur 
Ladungslieferung $ 95, endlich über Stückgüterfracht $ 99 musste 
in dieser Beziehung schon Manches, des Zusammenhanges und 
des besseren Verständnisses wegen, in dieser Beziehung abge- 
handelt werden, und verweisen wir auf das dort Gesagte zurück. 
Hier begnügen wir uns mit folgenden Erörterungen. Es wird 
der Frachtcontract durch die Schuld des Befrachters oder des 
Verfrachters (Schiffers) oder durch reinen Zufall (wenigstens in 
Bezug auf diese Personen) in seiner Ausführung gehindert. 
Findet dann bloss eine Verzögerung statt, so gelten die in den 
oben genannten Citaten ausgesprochenen Rechtsgrundsätze. Findet 
die Erfüllung von der einen oder der anderen Seite gar nicht 
statt, so kann die andere Partei nicht nur den Contract auf- 
heben, sondern ausserdem Entschädigungen fordern. Die Details 
sollen in den folgenden §§ erörtert werden. 



§ 125. Aufhebung durch Schuld des Befrachters. 

Der Schuld steht natürlich jede freiwillige Handlung des 
Befrachters gleich. Dass in einem solchen Falle der Schiner 
schadlos gehalten werden müsse, ist klar 8 ). Uebrigens wird die 
Schuld des Befrachters schon darin bestehen, dass er überhaupt 
dem Schiffer die Ladung nicht schafft, gleichviel aus welchen 
Gründen, wenn nur wirklich nicht Zufall oder höhere Gewalt 
ihn verhindern. Wenn die Nichtlieferung von Seiten des Be- 
frachters nur desshalb nicht geschieht, weil von diesem mit 
Dritten abgeschlossenen Contracte von den Dritten nicht gehörig, 
namentlich nicht zur rechten Zeit oder überhaupt gar nicht er- 
füllt werden, oder auch wegen deren Bankerut nicht erfüllt 
werden können, so ist der Befrachter dennoch gegenüber dem 



2. Darin stimmen denn auch alle alteren und neueren Seerechte Über- 
ein, cf. Heise und Cropp, Jurist. Abhandlungen Thl, U. n. XVIII. 
S. 617 in der Note. 
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Schiffer zur Schadloshallung und dieser zur Aufhebung (nach 
Ab Wartung der Liegetage etc.) berechtigt; denn wenn die Gon- 
trahenten des Befrachters sich untüchtig oder unsicher zeigen, 
so mag einzig den Befrachter der Schaden daraus treffen, nicht 
den Schiffer, den dieses Verhältniss unter Dritten gar nichts 
angeht. Der Befrachter hatte, wenn er sich hier gegen allen 
Schaden sichern wollte, überhaupt den Frachtcontract nicht eher 
absch Hessen sollen, als bis er der Möglichkeit der Erfüllung von 
seiner Seite völlig gewiss war. 

Noch viel weniger wird man den Befrachter von Entschädi- 
gung frei sprechen, wenn er den Frachtcontract aufhebt, weil 
er etwa die Waare am Ladungsorte nachträglich gut verkaufen 
kann oder weil der Preis derselben am Löschplatze plötzlich 
gesunken ist etc. 

Ueber die Grösse der Entschädigungen in solchen Fallen, 
mit Berücksichtigung der sehr abweichenden partikularrechtlichen 
Bestimmungen ist bereits in den Citaten des vorigen $ genügend 
gesprochen. Von Bechtswegen würde hier allerdings, in Er- 
mangelung partikulärer Satzungen dem Schiffer immer die 
Leistung des vollen Interesses zu gewähren sein. Dagegen wird 
in den meisten Fällen die Billigkeit es verlangen, dass nur eine 
theilweise Zahlung der Fracht stattfinde. Es kommt hier Alles 
auf Umstände an. Dazu steht fest, dass der Schiffer sich das in 
die geforderte Entschädigung einrechnen lassen muss, was er 
durch Erlangung anderweitiger Fracht für die entzogene an 
Geldern und Vortheilen erhält. Der Befrachter ist, wenigstens 
in Bezug auf die Frachtsumme, frei, wenn er ebensoviel Güter 
oder gar weniger Güter zu derselben Frachtsumme von dritten 
Personen stellt oder auch selbst liefert, abgesehen von den 
übrigen Unkosten, die er allerdings extra zahlen muss. 

Jeder Verlust durch Confiscation, Embargo, Anhaltung, den 
das Schiff und die übrige Ladung dadurch erleidet, dass der 
Befrachter andere Güter in dasselbe geladen hat, als die, welche 
er dem Verfrachter (Schiffer) angegeben, soll auf den Befrachter, 
seine Ladung und sonstiges Vermögen zurückfallen. Also muss 
der Befrachter vollständige Entschädigung leisten. Span. Recht 
1. c. 762. Wusste der Schiffer um diese gefährlichen Güter, so 
kann er keine Entschädigung beanspruchen und haftet zugleich 
den übrigen Befrachtern. Span. Hecht 1. c. 763. 
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§ 126, Aufhebung durch Schuld des Schiffers. 

Der Schuld steht auch hier eine freie Handlung des Schiffers 
gleich. Der Befrachter wird hier gleichfalls nicht bloss von 
Zahlung der Fracht frei, sondern darf ausserdem volle Entschä- 
digung in Anspruch nehmen. Namentlich wird der Befrachter 
keine Fracht zu zahlen und Entschädigung zu fordern berechtigt 
sein, wenn es sich ausweiset, dass das Schiff zu der Zeit, wo 
es die Reise antrat, ausser Stand war, dieselbe zu machen, und 
wird ein solcher Beweis zuzulassen sein, ungeachtet der vor 
der Abfahrt ausgestellten Untersuchungsatteste und gegen die- 
selben 8 ). 

§ 127. Aufhebung durch höhere Gewalt *) 

Der oberste Grundsatz von der Tragung des Zufalls in 
Contractverhältnissen findet auch in diesen Verhältnissen seine 
Anwendung. Es hat überhaupt derjenige den Zufall zu tragen, 
den er trifft, und mithin haben alle Gontrahenten, jeder für sich, 
die Wirkungen des Zufalles zu tragen, wenn der Zufall die 
contraetliche Thätigkeit Aller treffen sollte. Doch wird es, gerade 
wegen der eigentümlichen Natur des Seeverkehres und des 
darauf erbauten Frachtcontractes oft im concreten Falle unmög- 
lich sein, mit Bestimmtheit anzugehen, ob der eine oder der 
andere Gontrahent bloss betroffen werde, und dann scheinen 
nicht selten Billigkeitsrücksichten obzuwalten, so dass, wenn auch 
der Zufall nur den einen trifft, derselbe doch mehr oder weniger 
von beiden Parteien getragen werden müsse. Ferner steht fest, 
dass der Zufall an sich das Geschäft in seinem bisherigen Be- 



3. Das Holl&ndische Recht 1. c. Art. 479 bestimmt dies ausdrücklich. 

4. Am vollständigsten verbreitet sich unter allen Seerechten das Holl. 
Handelsgesetzbuch Buch II. Titel V. Abtheilung III. Art. 499—506. 
über diese Materie, cf. Heise und Cropp, jurist. Abh. 1. c. Pöhls, 
Seerecht Seite 500 ff. Das Holländische Recht scheint Übrigens in 
dieser Lehre ziemlich unbillig und haben wir unsere Theorie nur in 
den obersten Principien damit in Einklang bringen können. Siehe 
bereits $ 73 als vorbereiteten Paragraphen. 
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stände nicht absolut nichtig machen und die bereits durch theil- 
weise Erfüllung oder überhaupt durch die Thätigkeit der einen 
Partei existent gewordenen juristischen Verpflichtungen der an- 
deren Partei vernichten könne, sondern das nur die ferneren 
und vollen Wirkungen des Contracts aufhören, insofern diesel- 
ben nämlich durch den Zufall unmöglich gemacht werden. Hat 
aber der Zufall bloss den Charakter eines zeitweiligen, auf- 
schiebenden Hindernisses, so wird man denselben nur dann den 
Contract aufheben lassen dürfen, wenn die Verzögerung nach 
den besonderen Umständen des concreten Frachtverhältnisses 
dessen Realisirung wesentlich stört, z. B. schon wenn leicht 
verderbliche Waaren Gegenstand der Ladung sind, bei einer 
anderweitig vielleicht geringen Verzögerung. Doch muss man 
in letzterer Beziehung vorsichtig sein und sich hüten, dass man 
nicht den einen Gontrahenten unbillig behandele, während man 
dem anderen zu viel Rücksichten der Billigkeit gewährt; viel- 
mehr haben beide Parteien glcichmässig einen Anspruch auf 
Billigkeit. 

Unter höherer Gewalt oder Zufall ist hier jedes Ereigniss 
zu verstehen, was ohne irgend ein Zuthun oder eine schuldbare 
Veranlassung der Contrahenten entweder für das Schiff oder für 
die Ladung oder für beides die Reise unmöglich macht oder 
doch die Reise so lange hinausschiebt, dass für die Contrahenten 
das rechtliche Interesse an diesem Transporte verschwinden und 
die beabsichtigte Handels- und Gewerbsspeculation theils von 
Seiten des Verfrachters, theils von Seiten des Befrachters oder 
auch von beiden Seiten vernichtet werden würde. Wegen solcher 
bloss zeitweiliger zufälliger Hindernisse der Reise hat dann der 
Befrachter keine Fracht zu zahlen, wenn das Schiff monatsweise 
verfrachtet ist, noch eine Erhöhung der Fracht, wenn die Be- 
frachtung für die Reise stattgefunden hat. Holländisches Recht 
Art 505 *). 

Die oben $ 73 bereits angeführte Clausel in den Englischen 



5. Nichterfüllung wegen Nichtleistung von dritten Personen, mit denen 
Schiffer oder Befrachter wegen der Reise contrahirten, ist kein Zu- 
fall der oben bezeichneten Art. Denn warum wählten sich die 
Parteien solche Contrahenten? — Das ist also ihre Schuld. Siehe 
§ 125. 
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Connossementen erschöpft so ziemlich die hieher gehörigen Fälle: 
„Göttliche Fügung (the act of God), Handlungen der Feinde, 
„Gefahren der See, Ströme und Schiffahrt, Verhinderungen und 
„Anhaltungen durch Könige, Prinzen, Regenten und Republiken, 
„und alle und jede andere unvermeidliche Gefahr", also z. B. 
auch Aufbringungen, Anhaltungen etc. durch Seeräuber. Man 
bezeichnet diesen Zufall auch mit dem Namen: höhere Ge- 
walt. Der Krieg als solcher kann dahin nicht gerechnet wer- 
den, sondern nur wenn gerade dadurch das in Frage stehende 
Schiff oder seine Ladung oder beides unfrei werden sollte, also 
namentlich wenn ein Eigenthum der einen oder anderen Kriegs- 
partei in der Ladung oder in dem Schiff vorliegt oder wenn im 
neutralen Schiffe Kriegscontrebande oder doch feindliches Eigen- 
thum verladen ist, denn der Satz: „Frei Schiff, frei Gut" 
ist keines Wegs in der Gegenwart allgemein anerkannt. S. § 73 i. f. 

Der Untergang des Schiffes gehört vorzugsweise hieher. Die 
zufällige Vernichtung der Waaren vor der Einladung aber nicht 
immer, nämlich nicht, sobald es sich nur um fungibele Sachen 
zum Transport handelt, obgleich ich auch hier folgende Aus- 
nahme machen möchte. Ist die Quantität oder doch der grösste 
Theil der fungiblen zu versendenden Waaren bereits zu dem 
bestimmten Transporte nach dem Schiffe von den übrigen Sachen 
abgesondert und ist der Transport bereits äusserlich sichtbar 
geworden entweder durch Verpackung oder durch Laden auf 
Frachtwagen oder Leichterschiffe, so kann es auf die Fungibilität 
der zu verladenden Waaren nicht mehr ankommen, sondern es 
ist eben dann schon das äusserlich bestimmte Ladungsobject 
untergegangen und dies berechtigt den Befrachter zur Aufhebung 
des Contractes. Die Billigkeit scheint mir das um so mehr zu 
fordern, da ja auf der anderen Seite allemal der Untergang des 
Schiffes vor der Abreise den Contractzum Nachtheil des Befrachters 
aufhebt und, da ja gewöhnlich fungibele Sachen verladen wer- 
den, eine rechte Gegenseitigkeit zwischen beiden Parteien von 
Anfang an nicht existirt: wcsshalb denn eben unter billiger 
Rücksicht auf die Umstände dem Befrachter und seinem In- 
teresse hier nachzuhelfen ist. 

Im Allgemeinen kann es hier keinen Unterschied machen, 
ob die Befrachtung auf Stückgüter oder anderweitig auf Monat 
oder auf die Reise abgeschlossen sei. Das Holl. Recht Art. 506 
schliesst auch ausdrücklich allen Unterschied aus. Uebrigens wenn 
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ein Schill auf längere Zeit zum beliebigen Gebrauch, zu be- 
liebigen Reisen vermiethet ist, und durch ein Embargo oder 
durch ein allgemeines Handelsverbot etc. die Verwendung des 
Schiffes auf längere Zeit ganz unmöglich gemacht wird, wird 
man, auch abgesehen von allen anderen Umständen, diesen Con- 
tract für aufgehoben betrachten, anderweitig aber nicht. 

Ein solcher Zufall, solche höhere Gewalt wirkt nun in der 
Regel anders, wenn er vor Anfang oder wenn er während der 
Reise eintritt. Auch wird dadurch in der Regel der Contract 
nicht Null, sondern es können noch häufig Entschädigungen von 
der einen oder von der anderen Seite verlangt werden, nament- 
lich die Kosten des Ein- und Ausladens, sowie die bereits ver- 
diente Fracht, obgleich dies nicht immer der Fall ist. Nament- 
lich wenn Schiff und Ladung gänzlich zu Grunde gehen, so wird 
der Contract dadurch auch in allen seinen Wirkungen als ver- 
nichtet betrachtet und es geradezu, in Bezug auf Verfrachter 
und Befrachter wenigstens 6 ), so angesehen, als ob unter ihnen 
kein Contractsverhältniss existirt hätte. 

Es scheint nun zweckmässig, zur Beurtheilung der Materie 
mehrere Fälle zu unterscheiden. 

I. Der Zufall oder die höhere Gewalt ereignet sich vor der 
Reise. 

1) Wird hier das Schiff (z. B. durch Embargo, durch Unter- 
gang 7 ) allein betroffen, so ist der Contract aufgehoben und 
sind nur die etwa für die Befrachtung aufgelaufenen Kosten 
unter die beiden Parteien verhältnissmässig zu repartiren, 
wenn man nicht der Strenge nach den Verfrachter allein 
zur Tragung verurtheilen will: was aber um so härter er- 
scheint, als gerade der Befrachter eben wegen des Zufalles, 
der allein sein Schiff trifft, schon den grössten Nachtheil 
leidet; der Befrachter kann jedoch allenfalls seine Waare 



6. Natürlich nicht gegenüber dem Versicherer, der vielmehr nun erst 
recht haftet, doch eigentlich nicht aus dem Contracte zwischen 
Verfrachter und Befrachter, sondern direct aus seinen eigenen Ver- 
tragen in Bezug auf das Schiff oder auf die Ladung. 

7. Untergang nämlich bevor das Schiff beladen ist, denn sonst trifft 
natürlich der Untergang, also der Zufall Schiff und Ladung; siehe 
n. 3. 
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anderweitig transportiren lassen. Ebenso wenn nur das 
Schiff durch einen inzwischen ausgebrochenen Krieg unfrei 
wird. 

2) Wird nur die Waare allein betroffen, so wird billiger Weise 
der Befrachter zwar frei von Frachtzahlung, muss aber die 
etwanigen Kosten der Ladung und Löschung tragen. Ausser- 
dem muss ein solcher Befrachter noch alle durchaus er- 
forderlichen Kosten, um das Schiff zur Vollbringung der 
Beise in Stand zu setzen, dessgleichen den verausgabten 
Sold und das Kostgeld des Schiffsvolkes bis zu dem Tage, 
wo der Contract aufgehoben oder resp. wo die Wiederaus- 
ladung stattfindet, zahlen (Holl. Becht 1. c. Art 500), näm- 
lieh falls die Beise völlig unterbleibt. 

Namentlich ist dies der Fall, wenn ein Handels- oder 
Ausfuhrverbot der bestimmten Waaren oder überhaupt nach 
dem Bestimmungsorte erfolgt. Wird nur ein Theil der 
Ladung dadurch afficirt, so ist nur für diese Befrachter der 
Vertrag mit den obigen Wirkungen aufgehoben. Gegenüber 
den übrigen Befrachtern ist dies nicht der Fall, doch wird 
man die Umstände billig zu berücksichtigen haben und ein- 
mal, wenn nur wenig freie Waaren übrig bleiben, den 
Schiffer nicht verpflichtet halten, sofort abzusegeln, sondern 
ihm eine billige Frist zur Ergänzung der Ladung gewähren, 
wogegen man umgekehrt den Befrachtern nicht zumuthen 
kann, darauf Überlang zu warten. 

Auch die etwanigen Liege- und üeberliegetage sind zu 
entschädigen. Holl. Becht Art. 501. 

3) Schiff und Ladung werden gemeinsam betroffen. Gehen 
Beide unter, so wird der Contract als null und nichtig be- 
trachtet und hat gar keine Wirkungen. Im Fall eines all- 
gemeinen Verbotes der Ausfuhr, einer Gontinentalsperre, die 
Schiff und Ladung beide festhalten, ferner wenn durch einen 
inzwischen ausgebrochenen Krieg Schiff und Ladung gleich 
unfrei werden, sind die Kosten der Ladung und Löschung 
gemeinsam zu tragen. Wenn hier auch ein Theil der La- 
dung frei bleiben sollte, so vermag dies nicht eine Ver- 
änderung des Verhältnisses zu bewirken. Das Liege- und 
Ueberliegegeld ist dem Schiffer, falls es bereits vor der Auf- 
hebung des Contractes aufgelaufen war, ganz auszuzahlen. 
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IL Wenn das Schiff auf hin und zurück vermiethet ist und 
Schiff und Gut erst nach der glücklichen Ankunft am ersten 
Bestimmungsorte den Zufall erleiden, so ist doch der Fracht- 
contract in Bezug auf die Hinreise völlig realisirt und sind dem- 
nach alle Forderungen in Bezug hierauf zu erfüllen. Dasselbe 
gilt, wenn das Schiff auf mehrere Reisen gemiethet ist, in Bezug 
auf die bereits vollendeten und scheint es dabei nicht darauf 
anzukommen, ob nach der Certepartie Hin- und Rückreise oder 
die mehreren Reisen als eine Reise angesehen 9 ) werden können 
oder nicht, falls nur nicht ausdrücklich darin gesagt ist, dass 
überhaupt Fracht nur dann zu zahlen sei, wenn alle Reisen oder 
die ganze Reise hin und zurück glücklich absolvirt seien. Sonst 
ist vielmehr immer zu präsumiren, dass die verdiente Fracht 
überall von den bereits gemachten Reisen pro rata itineris zu 
zahlen sei, falls auch nachträglich der übrige Theii der Reise 
oder die übrigen Reisen nicht gemacht werden. Ja geschah dies 
durch Schuld des Befrachters, so ist die ganze Fracht zu 
zahlen. 

HI. Wenn sich der Zufall während der Reise ereignet und 
vielleicht der Schiffer in einen Nothhafen gehen oder zurück- 
kehren muss, so scheinen folgende Grundsätze zu gelten: 

1) Trifft das Ereigniss das Schiff, also wird es wegen Krieg 
unfrei oder mit Beschlag belegt oder so bedeutend beschädigt, 
dass es nicht sobald wieder seetüchtig gemacht werden kann, 
so ist wenigstens die bereits verdiente Fracht zu zahlen. 
Der Schiffer darf in solchen Fällen ganz wie in dem Falle 
der Verzimmerung (§ 118) hier befugt gehalten werden, im 
Interesse der Befrachter ein ander Schiff zu miethen zum 
Weitertransporte; doch unter denselben Bedingungen, welche 
§ 118 angegeben sind. 

2) Trifft das Ereigniss die Ladung, also wird diese unfrei oder 
confiscirt oder mit Beschlag belegt, nämlich von höherer 
Hand, nicht im Wege eines Civilprozesses wegen Civil— 
forderungen •), so kann der Schiffer gleichfalls nur die ver- 
diente Fracht fordern. 



8. In England wirkt das aber entscheidend. Jacobsen S. 388. 89. 

9. Dieser Zusatz versteht sich Überhaupt in Bezug auf Schiff und La- 
dung in allen Fallen. 
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-3) Trifft das Ereigniss Schiff und Ladung gemeinsam, so 
scheint dasselbe angenommen und der Frachtanspruch auf 
die bereits verdiente Fracht festgesetzt werden zu müssen. 
Denn in allen diesen 3 Fällen sub III. ist nicht abzusehen, 
wesshalb der Schiffer und Verfrachter nicht für die bereits 
aufgewendeten Dienste des Schiffes bezahlt werden sollten, 
wenn ein Zufall auch die weitere Ausführung hindert. 
Dagegen würde es allzu hart sein, wenn man den Befrachter 
in solchen Fällen, wo ihm durch höhere Hand die Benutzung 
des Schiffes unmöglich gemacht wird, für verpflichtet halten 
wollte, nichtsdestoweniger die ganze verabredete Fracht zu 
zahlen. Ebenso unbillig würde es sein, wenn man im letzten 
Falle (III. 3.) dem Schiffer alle Fracht absprechen wollte, 
weil auch das Schiff von dem Ereignisse betroffen wird. 

Siehe übrigens noch einige Details in den folgenden §§ 
über die Frachtzahlung. 

* Wegen blosser Verzögerung der Reise enthalten die 
Bestimmungen des Preuss. Allgemeinen Landrechts II. 8. 
S 1692— 1706 ") schätzbare Details, die hier in der Note 
abgedruckt werden mögen. 



10. § 1692. Wird die Reise durch einen unterwegs, aus Schuld des 
Schiffers, auf das Schiff gelegten obrigkeitlichen Beschlag verzögert 
oder ganz verhindert: so ist der Schiffer den Befrachtern zum Er- 
satz des aus dieser Versäumniss entstandenen Schadens verhaftet. 

§ 1693. Auch steht den Befrachtern in diesem Falle frei, die 
Ladung auf Gefahr und Kosten des Schiffers zu losen, und durch 
ein anderes Schiff an den Bestimmungsort bringen zu lassen. 

§ 1694. Ist dergleichen Aufenthalt durch die Schuld des einen 
oder andern der Befrachter entstanden: so muss dieser dem Schiffer, 
ausser der bedungenen Fracht, alle Versäumnisskosten ersetzen; 
und den übrigen Mitbefrachtern nach Vorschrift $ 1654 gerecht 
werden. 

$ 1695. Ist das Schiff von der Obrigkeit, ohne Schuld des 
Schiffers und der Befrachter, in Beschlag genommen oder aufge- 
halten worden: so müssen beide Theile die Befreiung abwarten, 
ohne dass einer von dem anderen d esshalb Entschädigung fordern 
kann. 

§ 1096. Sollten jedoch in diesem Falle die Waaren im Schiffe 
leicht verderben oder Schaden leiden können: so steht den Be- 
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Der Kapitain ist aber überall verpflichtet, wenn er aus 
irgend einem Grunde, namentlich wegen Zufalls, durch höhere 
Gewalt keine Ladung von dem bestimmten Befrachter erhalten 



frachtern frei, dieselben auf ihre Kosten losen und durch ein anderes 
Schiff an den Bestimmungsort bringen zu lassen. 

§ 1697. Alsdann sind sie nur schuldig, den Schiffer nach Ver- 
hältnis der zurückgelegten Reise zu befriedigen. 

§ 1098. Ist das Schiff schon bei dem Auslauten nicht in ge- 
hörigem Stande gewesen und die Fortsetzung der Reise muss wegen 
erforderlicher Ausbesserung eine geraume Zeit hindurch unterbrochen 
oder gar eingestellt werden: so wird der Schiffer seiner ganzen 
Fracht verlustig, und muss überdies den Befrachtern allen an der 
Waare oder sonst erlittenen Schaden ersetzen. 

§ 1699. Verlangen die Befrachter, dass er auch den Vortheil 
ersetzen solle, der ihnen dadurch, weil die Waaren; an dem Losungs- 
orte nicht zur rechten Zeit angekommen sind, entgangen ist: so 
müssen sie sich darauf die bedungene Fracht abrechnen lassen. 

§ 1700. Alles Vorstehende ($ 1Ö98. 1C99) gilt auch alsdann, 
wenn das Schiff auf dem Wege durch Schuld des Schiffers schad- 
haft und dadurch die Ausbesserung nothwendig geworden ist. 

§ 1701. Ist aber der Schaden ohne Schuld des Schiffers ent- 
standen: so kaun der Befrachter wegen des Aufenthaltes keine Ver- 
gütung fordern. 

$ 1702. Will alsdann der Befrachter die Ausbesserung nicht 
abwarten, und seine Waaren auf ein anderes Schiff bringen lassen: 
so muss er die Fracht nach Verh&ltniss der zurückgelegten Reise 
bezahlen. 

§ 1703. Kann das Schiff gar nicht, oder erst in einer so langen 
Zeit ausgebessert werden, dass darüber die zur Schiffahrt bequeme 
Witterung verstreichen, oder die Ladung verderben würde: so muss 
der Schiffer, wenn Gefahr beim Verzuge ist, die Ladung auf 
Kosten der Befrachter durch ein anderes Schiff nach dem 
Losungsplatze baldmöglichst befördern. 

§ 1704. Kann der Schiffer keine Gelegenheit zu solcher Nach- 
sendung finden: so muss er die Waaren an dem Orte, wo er ge- 
landet ist, in sichern Gewahrsam bringen und den Befrachtern 
davon Nachricht geben. 

§ 1705. In beiden Fällen (§ 1703. 1704.) muss der Schiffer mit 
der nach Verhältniss der zurückgelegten, gegen die bedungene Reise 
ihm gebührenden Fracht sich begnügen. 

r. Kaltenborn, Scerechl 1. 24 
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kann, eine sich ihm darbietende anderweitige sichere Fracht 
einzunehmen und muss sich den dadurch gewonnenen Fracht- • 
preis auf das einrechnen lassen, was er von dem ersten Be- 
frachter an Entschädigung erhält Siehe auch die Lehre von der 
Fautfracht $ 122. 

$ 128. Von der Frachtzahlung im Allgemeinen 11 ). 

Von der Frachtzahlung und den auf sie Bezug habenden 
Rechtsgrundsätzen musste bereits gelegentlich des Zusammen- 
hanges wegen an verschiedenen Orten dieses Abschnittes ge- 
sprochen werden und verweisen wir darauf zurück"). Nament- 
lich aber muss auf § 96 „von der Frachtbestimmung 4 * als 
dem Fundamente der nachfolgenden Erörterungen Bezug ge- 
nommen werden. 

Der leitende Grundsatz für die Frachtzahlung ist nach alten 
und neuen Seerechten der, dass Fracht nur für das gezahlt 
werde, was der Schiffer wirklich abliefert, obgleich Modifikationen 
überall vorhanden sind und namentlich contractlich festgestellt 
werden können. Dabei muss die Waare so abgeliefert werden, 
wie sie nach dem Connossemente zu liefern ist. Durch An- 
nahme der Waaren verpflichtet sich der Empfänger direct gegen 
den Schiffer und ist von nun an zur Frachtzahlung verpflichtet; 
wobei es keinen Unterschied macht, ob die abgelieferten Waaren 
sich im beschädigten Zustande befinden oder nicht, falls nur 
dem Schiffer keine Schuld dabei zu beweisen ist Die Fracht 
muss für die gelieferte und angenommene Waare von dem 
Empfanger bezahlt werden, weil er sie angenommen hat. 



$ 1706. Eben dies ($ 1703 squ.) findet statt, wenn ein Theü 
der Ladung, nach der in der Ghartepartie angegebenen Beschaffen- 
heit während des durch die Ausbesserung des Schiffes entstehenden 
Aufenthaltes verderben könnte. 

LL Vergl. besonders Pöhls, S. 573 ff. Abbott, part. III. chap. 8. 
S. 359— 424. Pothier, il 59 sq. Boulay-Paty, II. p. 329, 
Jacobsen, S. 358 ff. Kent, L c. p. 219 ff. 

12. Siehe besonders SS 91, 92 , 95. 119 und in Betreff der StÜckgUter- 
befrachtung $ 99, endlich $ 126, 121 
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Sind die Güter bei der Einladung nicht nachgewogen oder 
nachgemessen: was der Schiffer durch den Beisatz im Connosse- - 
ment: „Gewicht, Maass unbekannt" fuglich zu seiner 
Sicherheit und um Weitläufigkeiten zu vermeiden, notiren mag, 
— so haftet der Schiffer nicht für die Angaben des Connosse- 
ments und verkümmert ihm ein Ueber maass oder -Gewicht seine 
Fracht nicht. Der Empfanger muss hier überall die Fracht nach 
Massgabe der Angaben des Connossementes bezahlen. 

Ist aber contractlich die Fracht nach ausgelieferten (oder 
besser gesagt: auszuliefernden) Gewichte, Maasse verabredet, so 
erhält der Schiffer nur Fracht im Verhältniss zu dem wirklich 
abgelieferten und kommt ihm gegenüber den Angaben des Con- 
nossements eben so sehr ein Uebermaass oder -Gewicht zu Gute, 
als er sich bei etwanigem Untergewicht oder -Maass einen Ab- 
zug gefallen lassen muss, gleichviel ob das Untergewicht durch 
seine Schuld oder nicht entstanden ist 

Sind Frachtstücke in Tonnen, Fustagen, Ballen in den 
Connossementen nach Zahlen angegeben, so ist der Schiffer bei 
der Einladung zum Nachzählen verpflichtet gewesen, denn das 
Nachzählen ist so einfach, dass es allemal geschehen kann und 
würde bei entgegengesetzter Annahme der Betrügerei Thor und 
Thür geöffnet 1S ). Demnach muss der Schiffer gerade so viel 
einzelne Stücke abliefern, als im Connossemente angegeben 
sind .und er kann gegenüber dem Empfänger nur für so viel 
Fracht fordern, als wirklich von ihm an diesen abgeliefert wer- 
den. Hat aber der Schiffer wirklich weniger Frachtstücke von 
dem Befrachter bei der Einladung erhalten, als der letztere con- 
tractlich liefern sollte, so muss man den Befrachter für ver- 
pflichtet halten, auch Fracht für die von demselben an den 
Schiffer nicht gelieferten Stücke zu zahlen. 

Sind dagegen lebende Thiere (resp. Sklaven) als Fracht- 
stücke versandt, so muss der Schiffer auch für die unterwegs 
gestorbenen Fracht erhalten, es sei denn, dass die Fracht gerade 
nur für die lebendig abgelieferten bedungen wäre "). 



13. Anders beim Nachwiegen nnd Nachmessen, Dies würde tu lange 
bei der Ladung aufhalten. Auch sind bei Versendung nach Maas* 
und Gewicht die Betrügereien nicht ganz so leicht. 

14. Vergl. Abbott 6. 363. Roccus 1. c. Art. 76 -7a Straccha L c 

24* 
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Für die unterwegs geborenen Thiere ist füglich keine Fracht 
. zuzahlen, ebensowenig wie für das unterwegs geborene Kind 1 •) 
Passagiergeld entrichtet zu werden braucht, wenn es nicht nöthig 
wird, dass ein besonderer Raum im Schiffe in dem einen oder 
dem anderen Falle für das Neugeborene überlassen werden muss. 

Wenn der Befrachter mehr Waaren, als verabredet, in das 
Schiff ladet, so muss auch für die Ueberzahl Fracht bezahlt 
werden und zwar die höchste zu der Zeit vorgekommene, wenn 
dieselbe ohne Wissen des Schiffers geschah, sonst wohl im Ver- 
hältniss zur stipulirten Fracht 16 ). 

Ist keine bestimmte Frachtsumme im Contracte angegeben, 
so ist die laufende Fracht zu zahlen, die entweder usuell ist 
oder die nach den verschiedenen Frachtpreisen für dieselbe oder 
ähnliche Reisen und gleiche oder ähnliche Güter als Durch- 
schnittspreis von Sachverstandigen zu stellen ist. 

Wurde ein Schiff im Ganzen vermiethet, so ist die Fracht 
für das Ganze zu zahlen und kann es dabei nicht darauf an- 
kommen, ob die Grösse des Schiffes im Coutracte speziell ange- 
geben sei oder nicht 17 )- Ist nur die ungefähre Grösse angegeben, 
so wird auch nur ein Durchschnittspreis zu zahlen sein; sonst 



> .1 

P. III. n. 19 und Ptthls S. 575. Anderer Meinung ist Weddereop, 

1. c. p. 87. Da der Schiffer den Raum einmal hergegeben hat und 

nun nicht anderweit benutzen kann, so muss ihm auch die Fracht 

gezahlt werden, wenn auch das Thier, ohne des Schiffers Schuld, 

stirbt. 

15. L. 19. § 7 D. locati (19. 2) gibt als Grund an, weil das Kind alle 
die Bedürfnisse nicht habe, die Reisende zur See sonst haben. Ich 
glaubte durch obigen Beisatz eine Modifikation eintreten lassen und 
die Bestimmung analog auch auf neugeborene Thiere bezichen zu 
können; 

16. Pöhls sagt hier: die laufende Fracht, die entweder nach Usance 
oder durchschnittlich bestimmt werde. So weit braucht man hier 
nicht zu recurriren. Die stipulirte Fracht bietet den ersten und 
nächsten Massstab. 

17. Pöbls ist anderer Meinung und will, dass im letzteren Falle nur 
Fracht für die wirklich geladenen Waaren gezahlt werde. Siehe 
Jacobgen, §. 363. 4. und Roccua I. c. S. 72—75. Ist dagegen das 
Schiff ganz gemiethet, aber Fracht nur für jede wirklich verladene 
Tonne sUpulirt, so ist aUerdüigs der fall anders^, 

• Ii. ■ 
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wird man sich nach dem Messbriefe zu richten haben, doch 
überall Gegenbeweis gestatten müssen. 

Ist ein Schiff Monatsweise oder anderweitig auf bestimmte 
Zeit oder für bestimmte Reisen oder überhaupt im Ganzen ver- 
miethet, so bietet die Frachtberechnung keine Schwierigkeiten 
dar. Die Unterbrechung der so stets laufenden Fracht durch 
Anhaltungen wegen höherer Gewalt ist bereits § 127 angegeben. 

Der Consignatär kann den Schiffer wegen der Fracht keines 
Wegs an den Gonsignenten verweisen, sondern er ist als 
Empfänger Schuldner der Fracht. Jacobsen. S. 366. 

Haben der Verfrachter und der Schiffer ihrerseits dem Be- 
frachtungscontracte Genüge geleistet, so kann der Befrachter 
niemals Verminderung der bedungenen Fracht fordern. Holl. 
Recht ). c. 496. Namentlich ist die volle Fracht zu zahlen für 
Güter, die durch Zufall oder durch inneren Verderb oder durch 
mangelhafte Qualität der Emballage oder Fustage verschlechtert 
sind. Span. Recht 1. c. Art. 789. 

. . . . 

§ 129. Leckage. 

Davon wurde bereits oben $ 119 n. 8 a. der Begriff aufgestellt. 
Es ist nun ein eigentümlicher Grundsatz des gemeinen Europ. 
Seerechts, dass bei leckenden Gütern der Destinatar das Recht 
hat, dieselben, wenn sie während der Reise, gleichviet wodurch 
es geschehen ist, zum grüssten Theile ausgelaufen sind, am 
Bord des Schiffes stehen zu lassen und statt der Frachtzahlung 
den Schiffer damit abzufinden 18 ). Dabei muss mehr als in 
solchen Fällen beim Transporte gewöhnlich verleckt, ausge- 
laufen sein. Ferner bezieht sich dies Recht eben nur auf ver- 
lockte. Güter, und hat der Befrachter (Destinatar) nicht das Recht, 
schlecht gewordene Flüssigkeiten oder andere verdorbene Güter 
gegen Befreiung von der Frachtzahluug stehen zu lassen "). 



18. Der Grund liegt theils wohl darin, den Schiffer zu grösserer Auf- 
merksamkeit gegen Diebereien seiner Leute durch Anbohren der 
Gefässe, was ja so leicht ist — anzutreiben, theils eben in der Ver- 
mnthung, dass ein ausserordentliches Auslaufen durch Unredlichkeit 
bewiikt sei. 

19. Cons. del mare cap. 267. Ordon. 1681 Art. 25 du frei und Code 
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Uebrigens bin ich geneigt, dieses Recht auf den Fall zu be- 
schränken, dass die zu zahlende Fracht nach Stückzahl, also per 
Gebinde, per Fass bestimmt ist oder doch so, dass die Fracht 
wenigstens über die einzelnen Gebinde etc. sich vertheilen lässt. 
Dagegen wo das Schiff im Ganzen auf eine oder mehrere Reisen 
oder monatsweise oder wo auch nur ein bestimmter Raum im 
Schiffe vermiethet ist, scheint mir die Gestattuug jenes Rechts 
zu viel Schwierigkeiten darzubieten. Höchstens würde man hier 
dem Befrachter dies Recht gewähren können, nicht bloss die 
geleckten Güter, sondern die ganze Partie Güter als ein Ganzes 
dem Schiffer zu überlassen und auch dies nur auf den Fall be- 
schränken müssen, wenn der grösste Theil der Gebinde verleckt 
wäre. Sonst wird man ihn nur zu einem, durch Sachverständige 
zu bestimmenden Abzüge an der Fracht für berechtigt halten 
dürfen. 

Uebrigens da, wenn die Güter bereits ausgeladen sind, der 
Schiffer keine Controle mehr über sie hat und inzwischen die 
Leckage erst bewirkt sein kann, 30 ist das Recht auf den Fall 
zu beschränken, dass die Gebinde etc. wirklich auch am Bord 
geblieben sind. Der Befrachter (Destinatär) hat sich mithin in 
jedem Falle über den Bestand der Gebinde bereits am Bord zu 
unterrichten und darnach über die Ausübung seines Rechtes sich 
zu erklären. 

Es ist die Vermuthung, dass alle Fustagen in gutem Zu- 
stande an Bord des Schiffes durch den Befrachter gebracht seien, 
indem der Schiffer gegen deren schlechte Beschaffenheit hätte 
protestiren müssen. Gegenüber dem Befrachter muss man auch 
den Schiffer für befugt halten, die Lieferung einer schlechten 
Beschaffenheit der Güter in das Schiff auf jede Weise darzu- 
thun. Gegen den Empfänger aber, der ja nur kraft und nach 
Massgabe des Connossements empfangt, kann sich der Schiffer 
gegen diese Vermuthung nur dadurch sichern, dass er bei der 



de com. fr. Art. 310 und alle neueren Seerechte stellen den Grund- 
satz ganz allgemein auf, dasa der Schiffer keine Waare für die Fracht 
zu nehmen brauche, also der Befrachter die Waare statt der Fracht nicht 
abandonniren dürfe. Der Fall mit der Leckage ist mithin nur eine 
Ausnahme. Hat der Schiffer an der Leckage Schuld, so ist er 
natürlich zum Schadenersatze verpflichtet; doch zahlt er den Werth, 
•0 muss ihm auch wohl die Fracht bezahlt werden. 
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Unterschrift der Connossemente eine betreffende Notiz gemacht 
hat. Dies steht allgemein fest Also würde der Schiffer durch 
einen solchen Zusatz auch das Recht der Leckage aufbeben. 
Dies Recht kann aber unzweifelhaft auch durch besondere 
Stipulation im Gonnossemente oder anderweitig ausgeschlossen 
werden, doch gegenüber dem Empfänger nur durch derartige 
Bestimmungen im Gonnossemente, obgleich aus anderen Stipu- 
lationen dem Schiffer wenigstens ein Hegress gegen den Be- 
frachter erwächst Der auf Gonnossementen beliebten Glausei 
„frei von Leckage" kann aber keine andere als die ange- 
deutete Bedeutung zugeschrieben werden, nämlich, dass sie den 
Schiffer von dem Recht der Leckage befreie, ähnlich wie der 
Ausdruck: „frei von Bruch", der namentlich bei zerbrech- 
lichen Gütern (Glas, Porzellan etc.) gemacht wird, den redlichen 
Schiffer vom Ersatz wegen zerbrochener Güter befreit Wenn der 
Zusatz „frei von Bruch" fehlt, so kann man an sich keineswegs 
den Schiffer zum Ersatz für zerbrochene Güter als verpflichtet 
ansehen. Siehe jedoch $ 119 n. 8. S. 342. 

Das Gonsulat cap. 234 entscheidet sich dahin, dass wenn 
die Kaufleute (Befrachter) zerbrechliche Sachen verladen und 
selbst stauen lassen, der Schiffer für nichts hafte und allemal 
seine volle Fracht erhalte; dass dagegen, wenn der Schiffer die 
Waaren selbst stauen lässt, er zwar, wenn er keiner Nachlässig- 
keit überführt werde, gleichfalls nicht hafte, indessen für die 
zerbrochene Waare keine Fracht beanspruchen könne, und dies 
scheint der Billigkeit angemessen. 

$ 130. Zeit der Bezahlung. 

Die Fracht ist fallig mit der Ablieferung der Güter. Daher 
ist es gleichgültig, ob die Ablieferung am bestimmten Ent- 
löschungsplatze oder sonst irgendwo geschehe. Namentlich wenn 
der Befrachter in den oben $ 95 bezeichneten Fallen die Fracht 
vor Anfang oder während der Reise zurücknimmt und trotzdem 
ganz oder theilweis die Fracht bezahlen muss, muss die Fracht 
bei der Rückgabe an den Schiffer entrichtet werden. Regulärer 
Weise braucht aber die Fracht erst nach Vollendung der Reise 
gezahlt zu werden, falls nicht ein früherer Zahlungstermin zur 
Zahlung der ganzen oder theilweisen Frachtsumme von den 
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Contrahcnten verabredet ist. Abbott, 1. c. S. 359. Wenn die 
Heise rückgängig wird, so kann, falls die Entschädigungen, welche 
in solchem Falle etwa die Befrachter dem Schiffer zu leisten 
haben, nicht so gross sind, als die vorausbezahlte Fracht, diese 
ganz oder theilweis zurückgefordert werden, falls nicht das 
Gegentheil ausbedungen. 

• • . » ■ 1 i 

§ 131. Rechte der Fracht. 

i 

r * 

Die Güter und das Schiff stehen in solchem Zusammen- 
hange mit einander, dass wie schon Cleirac (us et coutumes 
de la mer p. 72) sagt, das Schiff für die Waarc und die 
Waare für das Schiff verhaftet ist ao ). Also steht fest, 
wenn durch des Schiffers oder Verfrachters Schuld die Güter 
nicht ganz oder im schlechten Zustande geliefert werden, so 
kann sich der Befrachter an das Schiff halten. Auf der anderen 
Seite hat der Schiffer (Verfrachter) wegen der Frachtforderung 
ein beschränktes Retentionsrecht an den Gütern. Er darf näm- 
lich zwar die Güter nicht am Bord des Schiffes zurückbehalten, 
aber er kann, bei Verdacht der Zahlungsunfähigkeit des Empfän- 
gers oder in allen streitigen Fällen die Güter an einem sicheren 
Orte, wo möglich gerichtlich deponiren und mit der Zeit sich 
gerichtlich dahin autorisiren lassen, soviel davon als zur Deckung 
der Fracht nöthig scheint zu verkaufen. 

Cautionsleistung wegen der Frachtsumme braucht sich der 
Schiffer statt Zahlung nicht gefallen zu lassen. 

Hatte der Schiffer einmal die Güter an den Empfänger ohne 
Zahlung zu empfangen abgeliefert, so ist das dingliche Recht 
des Schiffers an den Gütern wegen Frachtzahlung selbstredend 
in Gefahr, vernichtet zu werden. So lange aber die Partie Güter 
noch als solche in den Räumen des Empfängers als ein ge- 
sondertes Ganzes sich betrachten lässt, also noch verpackt bleibt 
oder doch die fungibelen Sachep auf besondere Haufeu gebracht, 
auf besonderen Böden, Kellern etc. gelagert sind, endlich so 
lange sie nicht durch Kauf oder Tausch oder sonst onerose 
Geschäfte in das Eigenthum (wenn auch noch nicht in den Be- 
sitz) eines Dritten übergegangen sind, wird man dem Schiffer 



20. cf. Kent, 1. c. 220. Boulay-Paty, 1. c. II. 297. 
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jenes Kecht noch einräumen dürfen. Die Partikularrechte haben 
in dieser Beziehung abweichende, doch meist positiv vernünftige 
Bestimmungen. 

Das Preuss. Recht II. 8. § 1722. 20. ist in Bezug hierauf am 
consequentesten und dem Schiffer am günstigsten ausgearbeitet. 
Im Fall des Verdachts soll der Schiffer sogleich soviel Waaren 
als zur Frachtdeckung nütliig zurückbehalten und nach ge- 
schehener Ablieferung in gerichtlichen Beschlag nehmen I 
können; und soll er von letzterer Befugniss auch gegen den 
dritten Besitzer der Waaren, binnen sechs Tagen nach der 
dem ersten Empfanger geschehenen Ablieferung Gebrauch machen 
dürfen, falls nicht dieser dritte Besitzer die Waaren an den 
ersten Empfanger baar bezahlt hat, ehe er von des Schiffers 
Anspruch wusste. Nach dem Franz. Code de com. Art. 307 be- 
hält der Schiffer trotz der Ablieferung sein Privileg noch 15 Tage 
nach der Ablieferung, selbst wenn die Waaren schon im Maga- 
zin de* Empfängers oder seines Commissionärs sich befinden. 
Doch soll diese Fortdauer des Privilegiums (Code Nap. 2102. 
Pardessus, n. 962) dann nur die Folge haben, dass der Schiffer, 
falls der Empfänger fallirt, innerhalb besagter Zeit allen übrigen 
Gläubigern wegen der transportirten Gegenstände vorausgehen 
kann. Indessen ist doch dieser Vorzug kein absoluter. Wären 
Kosten theils für Transport, theils für Ladung und Löschung 
schuldig, so würde Goncurrenz entstehen und roüssten die 
Lagerspesen der Fracht vorgezogen werden, so lange die Waaren 
im Magazin des Locators wären oder so lange sich letzterer 
daran halten konnte. Wenn dagegen der erste Empfanger durch 
Verkauf und Auslieferung oder durch Versatz die Waare be- 
reits in dritte Hände hat gelangen lassen, so ist das Privileg 
ganz erloschen, wogegen ein Verkauf oline Tradition nichts 
schaden kann. 

Das Holl. Recht, 1. c. Art 450 ist sehr streng: der Ver- 
frachter oder Schiffer ist für die Fracht r Unkosten und Havarie 
auf die abgeladenen Güter vor allen anderen Gläubigern während 
20 Tagen nach der Ablieferung privilegirt, wenn die Güter nicht 
in die Gewalt von Dritten übergegangen sind. 

Das Spanische Hecht, I. c. Artikel 708 bestimmt aber sogar 
einen Monat Zeit für Ausübung des Privilegs und ist es dabei 
gleichgültig, ob sich der Empfänger fallit erklärt; dagegen kön- 
nen die Waaren, welche acht Tage nach der Empfangnahme an 
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einen dritten Besitzer übergegangen sind, nicht mehr auf jene 
privilegirte Weise vom Schiffer in Anspruch genommen werden. 

Wenn von den nach einem Connossemente verladenen 
Waaren auch nur noch ein Theil in den Händen des Schiffers 
oder noch in dem Besitze des ersten Empfangers sich befindet, 
so würde man den Schiffer für befugt halten dürfen, an dem 
Reste seine resp. Privilegien auszuüben. 

Wenn aber der nämliche Befrachter auf verschiedene Con- 
nossemente Waaren verladet, so stehen füglich die Waaren der 
verschiedenen Connossemente und diese Connossemente nach 
der Natur des so leichten Handelsverkehres mit denselben nicht 
in solcher Verbindung mit einander, dass etwa der Schiffer das 
in Bezug auf die eine Partie der Waaren verlorene Recht 
nun auf Grund eines anderen Connossemente an den hiernach 
abzuliefernden Waareu ausüben könnte **). 

Die Rechte nun, welche die Fracht hat, geniessen auch alle 
Accessorien derselben 81 ), also namentlich Havarie, Primage, 
Kaplaken, Kühlgeld, die man bisweilen mit dem gemeinsamen 
Namen Unkosten bezeichnet. 

Der Schiffer ist gegenüber dem Rheder jedenfalls gesichert, 
wenn er auch die Waaren überlieferte, ohne das Privileg der 
Retention auszuüben, falls er nur in bona fide war und sich keine 
Nachlässigkeit zu Schulden kommen Hess. Der Handelsverkehr 
beruht auf Treu und Glauben unter den Contrahenten und der 
Schiffer darf überall fürs Erste regelmässige Zahlung präsumiren. 
Doch muss er, sobald nach der Ablieferung es klar wird, dass 
die Frachtzahlung nicht erfolgen werde, Alles thun, um die 
anderweitigen Privilegien seiner Fracht dem Rheder zu sichern, 
sonst haftet er diesem persönlich. Aber auch gegenüber dem 
Befrachter oder Ablader halte ich den Schiffer zu einem Mehr 
nicht für verpflichtet und glaube keineswegs, wie Pohls, 1. c. 
Seite 582 es will, dass der Befrachter, falls der Schiffer jenes 
Retentionsrecht nicht geltend gemacht habe, von der Zahlung 
der Fracht frei sei; es scheint mir zu genügen, dass der Schiffer 
bona fide und ohne dass ihm eine Fahrlässigkeit zur Last fällt, 



21. ef. Pardessu«, 1. c. n. 962. 

22. cf. bes. Holl. Recht, 1. c. Art. 487, 490, 497; dort heisst ei immer: 
Fracht, Havarie und Unkosten, cf. Span. Recht 1. c. 796. 
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die Güter übergeben und dass er nachträglich Alles gethan hat, 
was zur Sicherung der Fracht möglich ist. Dafür scheinen die- 
selben Gründe zu sprechen, wie oben im Verhältniss zum Rhe- 
der. Und so verstehe ich auch einzig die dessfallsigen Bestim- 
mungen des Hollandischen Rechtes: Hat der Schiffer das Gut 
gelöscht, ohne sich die Fracht, Havarie und andere Kosten aus- 
zahlen zu lassen oder ohne von den oben angedeuteten und am 
Löschplatze gerade erlaubten Sicherheitsmassregeln Gebrauch 
gemacht zu haben, so verliert er seine Ansprüche an den Be- 
frachter oder Ablader, falls nämlich diese vom Empfänger ver- 
schieden sind und falls Befrachter oder Ablader beweisen kön- 
nen, dass der eine oder der andere den Betrag der Fracht, 
Havarie und anderer Kosten mit dem Empfanger der Güter ver- 
rechnet hat oder dass er, wegen des Fallissements von letzterem, 
den besagten Betrag nicht werde erhalten können Der 
Schiffer bleibt dann natürlich trotzdem dem Verfrachter (seinem 
Rheder) wegen der Fracht verantwortlich und hat nur einen 
persönlichen Anspruch gegen den Empfänger. 

Die Privilegien der Fracht geniesst denn auch die Faut- 
fracht, soweit es nach der Natur derselben im einzelnen Falle 
möglich. Denn besteht die Fautfracht darin, dass gar keine 
Ladung von dem Ablader geliefert wurde, so kann natürlich von 
einem dinglichen Privileg des Schiffers an der Waare wegen 
der schuldigen Fautfrachtsumme gar nicht die Rede sein, da 
es hierzu an dem dinglichen Objecte, der Waare, überhaupt 
fehlt. Dagegen bestand die Fautfracht nur darin, dass die Waare 
nur theilweis oder zu einem geringeren Frachtpreise eingeladen 
wurde, so hat die Anwendung des Privilegs im Allgemeinen 
keine Schwierigkeit und überhaupt nichts Eigentümliches. 
Fautfracht ist eben Fracht Doch im einzelnen Falle können 
aus der besonderen Complicirtheit der Verbindung unter den 
bei der Ladung betheiligten Personen Schwierigkeiten entstehen. 
Wenn nämlich * 4 ) ein in Folge einer Certepartie nach einem 
Hafen versegeltes Schiff im Fall der Fautfracht, indem der Ab- 
lader die Ladung nicht liefert, von dritten Personen, denen jene 



23. So wörtlich das Holl. Recht, 1. c. Art. 488. 

24. Siehe diesen Fall bei Pöhls, 581, der ihn nicht genau charak- 
terUirt 
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Certepartie fremd ist, beladen wurde, gleichviel ob auf Antrieb 
des Abladers oder sonst wie, so versteht es sich von selbst, dass 
der Schiffer in Bezug auf seine etwanigen Ansprüche aus der 
Certepartie wegen Fautfracht des ursprünglichen Abladers die 
dinglichen Privilegien der Fracht an diesen nun verladenen 
Waaren der dritten Befrachter überhaupt nicht geltend machen 
kann, sondern nur in Bezug auf die von diesen in Folge ihrer 
Connossemente zu zahlende Fracht, obgleich diese letztere in 
solchem Zusammenhange mit der Fautfracht steht, dass der 
Schiffer sich dieselbe in die zu fordernde Fautfrachtsumme ein- 
rechnen lassen müsse. Ja wenn der ursprüngliche Ablader, falls 
derselbe nur nicht mit der Person des die Certepartie abschlies- 
senden Befrachters identisch ist, selbst Güter einladet und wenn 
derselbe diese neue Ladung mit der aus der Certepartie ver- 
weigerten nicht im Zusammenhange wissen wollte, so kann der 
Schiffer auch in Bezug auf diese eingeladenen Güter seine 
Fautfrachtprivilegien nicht geltend machen. Nur in dem Falle, 
wo Ablader und Befrachter in einer Person zusammenfallen oder 
allenfalls wo der Ablader Güter des ursprünglichen Befrachters, 
wenn auch mit Protest gegen jegliche Erfüllung der ursprüng- 
lichen Certepartie, verladet, wird der Schiffer an dieser seiner 
neuen Ladung nichtsdestoweniger die Privilegien seiner Faut- 
fracht ausüben dürfen, wegen einer gewissen Connexität der 
Person des Befrachters in dem Fautfracht- sowie in dem neuen 
Frachtfalle. Doch möchte letzteres mehr in der Billigkeit be- 
ruhen, weniger sich als juristisch consequent darstellen. 



§ 132. Frachtzahlung, wenn der Contract rückgängig wird. 

Es gibt gewisse Ausnahmen von der Regel, dass die Fracht 
nur für die an den Bestimmungsort transportirten Güter zu 
zahlen sei. 

Von der Frachtzahlung im Falle, dass der Contract rück- 
gängig wird, ist aber bereits oben § 94, 95, 125, 126, 127, ge- 
sprochen. Der Schiffer hat übrigens nie das Recht, freiwillig 
von dem Contracte zurückzugehen und ist in den Seerechten in 
Bezug hierauf der Befrachter mit Recht vielmehr begünstigt, 
denn dessen Ladung hängt in der Regel mit den mannigfachen 
und oft schnell wechselnden Conjuncturen des Handelsverkehres 
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zusammen, da die Thätigkcit des Schiffers viel einfacher ist. 
Doch ist der leitende Grundsatz tiberall der, dass der Schiffer, 
im Fall dass der Befrachter den Vertrag röckgängig macht, Ent- 
schädigungen erhalten müsse, die nach den verschiedenen Arten 
der Befrachtung, sowie nach der Zeit der Rückgängigmachung 
verschieden sind. Da hier nur durch positive Bestimmungen nach 
Zahlen etc. ein der Billigkeit entsprechendes Verhältniss der Ent- 
schädigung festgesetzt werden kann und solche Bestimmungen 
immer nur relativ richtig sind, so ist es natürlich, dass die ein- 
zelnen Seerechte in dieser Beziehung vielfach von einander ab- 
weichen und die Frachtforderungen des Schiffers hier sehr ver- 
schieden bestimmen. Siehe besonders wegen der Details oben 
§ 91—99, sowie auch die §§ 108, 119, 124-127. 

Uebrigens ist es klar, dass, wenn die Partikularrechte den 
rücktretenden Befrachter nicht ein für allemal mit Zahlung der 
ganzen oder theilweisen Frachtsumme von allen weiteren Ver- 
bindlichkeit befreien, was aber allerdings als Regel anzusehen 
ist, derselbe dem Schiffer das gesammte Interesse für die gar 
nicht oder nicht vollständig gelieferte Ladung zu leisten hat, 
also überall, wo eine wahre Fautfracht existirt, namentlich auch 
für den Theil der Havariegrosse aufkommen müsse, der auf die 
nicht versandten Güter fallen würde, und dass er auch eiwanige 
Primage, Kaplaken neben der Fracht als deren Accessorien zu 
zahlen habe. 

■ 

$ 133. Frachtzahlung im Falle der höheren Gewalt"). 

Davon ist bereits § 127 gesprochen. Hier bleiben nur noch 
einige besondere Fälle zu erörtern. 

I. Es ist ein in allen Seerechten anerkannter Satz, dass 
Fracht nur für abgelieferte Waare zu zahlen sei. Demnach ist 
für die im Schiffbruch untergegangenen, sowie durch Seeräuber 
geraubten oder durch die Kriegsschiffe und Kaper einer kriegs- 
führenden Macht genommenen Güter keine Fracht zu zahlen, 
doch wird im letzten Falle allemal erst vorausgesetzt, dass die 
Güter in Folge der Aufbringung auch wirklich durch (prisen- 
gerichtliche) Gondemnation verloren gegangen sind. Doch 
- 

25. cf. besonder» Pöhla, S. 588 ff. 



Digitized by Google 



382 Abschn. VI. Von der Befrachtung der Schiffe. 

verliert durch die Condemnation der Schiffer nur dann den 
Frachtanspruch, wenn er vom Standpunkte des Völkerrechts 
aus selbst in culpa war, also um die Unfreiheit seiner Ladung 
wusste. Von Rechtswegen sollte dem neutralen Schiffer vom 
Gaptor selbst für condemnirtes feindliches, wenn nur nicht 
kriegscontreband liebes Gut die Fracht gezahlt werden. Doch 
steht darüber seerechtlich nichts fest, obwohl die Engl. Prisen- 
gerichte dem Schiffer hierin sich öfters günstig gezeigt haben. 
Jacobsen, S. 367. 

Ist die Fracht in allen diesen Fallen vorausbezahlt, so muss 
sie zurückgegeben werden, es sei denn, dass das Gegentheil be- 
dungen worden. So ganz allgemein das Spanische Recht 1. c. 
Art 787. Doch wird für die Restitution natürlich nur das Schiff 
verhaftet sein und ist dies untergegangen, so ist damit auch der 
Anspruch auf Restitution erloschen. Auch wird man den Schiffer 
berechtigen müssen, einen Abzug pro rata itineris in solchen 
Fallen zu machen. 

II. Nichtsdestoweniger ist Ausnahmsweise nach allen See- 
rechten für geworfene Güter Fracht zu bezahlen. Dies ist 
der Fall der Havariegrosse. Es rechtfertigt sich aber diese Aus- 
nahme dadurch, dass solche geworfenen Güter überhaupt dem 
Befrachter nicht verloren sind, indem dieselben nach allen See- 
rechten von dem geretteten Schiffe und den geretteten Waaren 
verhältnissmässig ersetzt werden müssen. Nach den verschie- 
denen Particularrechten ist verschieden zu bestimmen, ob der 
Ablader oder Empfänger hier direct die Fracht bezahlen müsse, 
wogegen er denn die Vergütung nach Aufmachung der Havarie- 
grosse erhalt, oder ob, was als Regel betrachtet werden muss, 
die Vergütung der Fracht unmittelbar aus der Havarieaufmachung 
geschehe. 

III. Auch erscheint es der Billigkeit angemessen, dass der Schiffer 
die volle Fracht erhält, wenn er die durch seine Schuld ver- 
lorenen oder an einem anderen als dem Bestimmungsorte ge- 
löschten Güter erstattet oder resp. das Interesse leistet Das 
Preuss. Recht (IL 8. $ 1699) bestimmt dies ausdrücklich. 

IV. Ebenso ist Fracht auch für die in Nothfallen zum all- 
gemeinen Besten vom Schiffer verkauften Güter zu bezahlen, da 
auch diese Güter dem Befrachter in Havariegrosse ersetzt wer- 
den. Ebenso und aus demselben Grunde für die Waaren, welche 



Digitized by Google 



Kap. III. Frachtcontractsaufhebung u. Frachtzahlung. $ 133. 383 

den Seeräubern überlassen wurden , um Schiff und Ladung yon 
ihnen loszukaufen. 

V. Werden geborgene Güter an den Bestimmungsort ge- 
bracht, so ist davon Fracht zu zahlen und versteht es sich von 
selbst, dass der Befrachter (resp. Empfänger) zugleich die 
Bergungskosten zu berichtigen hat. Werden sie nur in einen 
Nothhafen gebracht, so kann die Fracht dafür nur pro rata 
itineris verlangt werden. Diese Rate ist nötigenfalls durch 
Sachverständige nach den Umständen des besonderen Falles zu 
ermitteln. Allgemeines lässt sich hierüber wenig sagen. Auch 
wenn Güter ranzionirt werden, ist Fracht zu zahlen, entweder 
die ganze oder pro rata itineris. Span. Recht 1. c. Art. 788. 

VI. Wenn die Reise eines Schiffes entweder vor deren An- 
fang oder während derselben, durch Embargo oder durch eine 
andere Massregel von hoher Hand, ohne Schuld des Schiffers, 
Eigners oder Befrachters, oder durch andere unwiderstehliche 
Gewalt, also namentlich auch durch Seegefahr nur für eine ge- 
wisse Zeit verhindert wird, so scheint es überall der Billigkeit 
angemessen, dass die getroffenen Vereinbarungen bestehen blei- 
ben, ohne dass weder von der einen noch von der anderen 
Seite einige Entschädigung zu leisten ist. Der Befrachter hat 
aber für die Zeit, in der das Schiff dadurch aufgehalten wird, 
also festliegen muss, keine Fracht zu zahlen, wenn es monats- 
weise verfrachtet war, noch Erhöhung von Fracht, wenn die 
Verfrachtung für die Reise stattgefunden hat. Doch darf der 
Ablader während dieser Behinderung seine Waaren, wenn er es 
z. B. zu deren besseren Erhaltung und Controlirung für nöthig 
findet, auf seine eigenen Kosten entladen lassen, unter der Be- 
dingung, sie wieder einzuladen oder den Verfrachter oder Schiffer 
schadlos zu halten *•). 



26. Diese allgemein zu billigenden Bestimmungen von n. VI. finden sich 
fast wörtlich so im Holl. Rechte, 1. c. Art.. 505. Siehe bereits oben 
§ 127. Ebenso Span. Recht 1. c. Art, 776. 
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